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129. Sitzung 

Bonn, den 8. November 1974 


Stenographischer Bericht 


Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver- 
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom- 
men: 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 7. No- 
vember 1974 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für For- 
schung und Technologie und dem Bundesminister für Wirtschaft 
die Fragen 1, 2, 5 und 6, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
miiiister für Arbeit und Sozialordnung die Fragen 7 bis 16 und 
die Frage 20 im Einvernehmen mit den vorgenannten Bundes- 
ministern und dem Bundesminister der Finanzen die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Dr. Franz, Hösl, Pfeffer- 
mann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, En- 
gelsberger, Frau Dr. Walz und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Förderung der Tätigkeit der Arbeitnehmererfinder und 
freien Erfinder in der Bundesrepublik Deutschland — Drucksache 
7/2591 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2758 
verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr hat mit Schreiben vom 5. November 1974 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Lemmrich, Höcherl, Dr. 
Jobst, Dr. Dollinger, Dr, Warnke, Dr. Kunst (Weiden), Niegel, 
RÖhner, Kiechle, Dr. Kempfier, Dr. Zimmermann, Dr. Müller 
(München), Spilker, Gerlach (Obernau), Biehle, Dr. h. c. Wag- 
ner (Günzburg), Hösl und Genossen betr. Bundesfernstraßenbau 
in Bayern — Drucksache 7/2597 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 7/2757 verteilt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 5. November 1974 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Frau Funcke, Henke und der Fraktionen der SPD, 
FDP betr. Anpassung des Wohnungsbaus und der Städteplanung 
an die Bevölkerungsstruktur — Drucksache 7/2664 — beantwortet. 
Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2756 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
31. Oktober 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, 
Benz, Engelsberger, Dr. Franz Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Meerestechnik — Drucksache 
7/2594 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2732 
verteilt. 

Der Buiidesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 6. November 1974 die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Pfeifer, Dr, Probst, Dr. Gölter, Dr. Schäuble, Dr, 
Waigel, Dr. Fuchs, Frau Benedix, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Horn- 
hues und der Fraktion der CDU/CSU betr. Haltung der Bundes- 
regierung in den weiteren Beratungen über das Hodischulrahmen- 
gesetz und zu weiteren Problemen der Bildungspolitik — Druck- 
sache 7/2677 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
7/2743 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 4. November 1974 die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Lenzer, Pferffermann, Pfeifer, Benz, Engelsberger, Dr. 
Franz, Roser, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Staven- 
hagen, Frau Dr. Walz und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Prioritäten in der Forschungspolitik — Drucksache 7/2683 — be- 
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2754 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 28. Oktober 1974 mit- 
geteilt, daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden, bereits 
verkündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 765/68 betreffend 
allgemeine Regeln für die Erstattung bei der Erzeugung für 
in der chemischen Industrie verwendeten Zucker. 

— Drucksache 7/2358 — 


Verordnung (EWG) des Rates 

zur Festsetzung des Schwellenpreises für Olivenöl für das 
Wirtschaftsjahr 1974/75 

zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Marktricht- 
preis, zum Interventionspreis und zum Schwellenpreis für 
Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1974/75 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3209/73 über die 
Beihilfe für Olivenöl. 

— Drucksache 7/2390 — 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 229/73 hinsichtlich 
der Beitrittsausgleichsbeträge und deren Koeffizienten für 
Getreide. 

— Drucksache 7/2391 — 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung Nr. 243/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der Grundregeln für die Aus- 
gleichsbeträge für Reis und zur Festsetzung dieser Aus- 
gleichsbeträge für einige Erzeugnisse. 

— Drucksache 7/2451 — > 

Verordnung (EWG) des Rates 

über den Ausschluß des aktiven Veredelungsverkehrs für Er- 
zeugnisse des Rindfleischsektors 

über den Ausschluß des aktiven Veredelungsverkehrs für Er- 
zeugnisse des Schweinefleischsektors 

die die auf 50 ®/o begrenzte Beteiligung des EAGFL an den 
Ausgaben, die sich aus dem Verkauf von Rindfleisch zu er- 
mäßigten Preisen an bestimmte Verbrauchergruppen ergeben, 
vorsieht. 

— Drucksache 7/2453 — 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Finanzierung des Prämiensystems für die geregelte 
Vermarktung bestimmter ausgewachsener Sciilachtrinder. 

— Drucksache 7/2471 — • 

Vorschlag der Kommission an den Rat betreffend die Fest- 
setzung der Preise für verschiedene landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse und bestimmte im Memorandum Über die Anpas- 
sung der gemeinsamen Agrarpolitik genannte Maßnahmen. 

— Drucksache 7/1647 — 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung (EWG) des Rates über die Einführung von bei 
der Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse in 
Form von nicht unter Anhang II des Vertrages fallenden 
Waren anwendbaren durchschnittlichen Ausgleichsbeträgen 
— Drucksache 7/2715 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1913/74 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Destillation von Tafelwein der Art. A II in der Zeit vom 
15. August bis zum 31. Oktober 1974 
— Drucksache 7/2716 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 

betreffend die Einführung einer Subvention bei der Einfüh- 
rung von Weiß- und Rohzucker 
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über die Finanzierung der Subvention bei der Einfuhr von 
Zucker und die Gewährung einer Subvention für die über die 
Höchstquote hinaus erzeugten Zuckermengen 
— Drucksache 7/2717 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über Sondermaßnahmen für 
Sojabohnen im Wirtschaftsjahr 1974/75 
— Drucksache 7/2718 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) des Rates 

zur Festsetzung der Berichtigungskoeffizienten, die auf die 
Dienst- und Versorgungsbezüge der in Dänemark, Irland und 
im Vereinigten Königreich dienstlich verwendeten oder 
wohnenden Beamten und sonstigen Bediensteten der Euro- 
päischen Gemeinschaften anwendbar sind 

zur Anpassung der Berichtigungskoeffizienten, die auf die 
Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften anwendbar 
sind 

— Drudesache 7/2719 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im 
Rat 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 28 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über die An- 
träge zu Petitionen 

— Drucksache 7/2700 — 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 
Wer der Sammelübersicht zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— • Enthaltungen? So beschlossen. Die Sammelüber- 
sicht ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die weitere Sicherung des Ein- 
satzes von Gemeinschaftskohle in der Elektri- 
zitätswirtschaft (Drittes Verstromungsgesetz) 

— Drucksache 7/1991 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/2627 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2623 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Reuchen- 
bach 

Abgeordneter Russe 
(Erste Beratung 103. Sitzung) 

Wird das Wort gewünscht? — Herr Bundesmini- 
ster Friderichs. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen! Meine Her- 
ren! Aktueller Anlaß der heutigen Debatte ist die 
Beratung des Entwurfs des Dritten Verstromungs- 
gesetzes. Ich möchte mich bei dem Ältestenrat des 
Deutschen Bundestages sehr herzlich dafür bedan- 
ken, daß eine Verlegung auf den heutigen Freitag 


möglich war und mir damit sowohl ein Abschluß der 
Gespräche in Saudiarabien als auch die Teilnahme 
an der hiesigen Debatte ermöglicht worden ist. 

Der Deutsche Bundestag trifft heute die Entschei- 
dung über ein meines Erachtens wichtiges energie- 
politisches Element. Das Ziel dieses Gesetzentwurfs 
ist die Sicherheit der Energieversorgung durch den 
Einsatz deutscher Steinkohle, und zwar ihn zu sta- 
bilisieren und ihn zu erhöhen. Die Notwendigkeit 
dieses bereits mit dem Energieprogramm vom Sep- 
tember 1973 eingeleiteten Vorhabens ist seit der 
Ölkrise vor einem Jahr noch drängender geworden. 
Das dritte Verstromungsgesetz ist ein Teil eines 
ganzen Bündels von Maßnahmen, die von der Bun- 
desregierung als Antwort auf die Vorgänge auf 
den Weltenergiemärkten ergriffen oder eingeleitet 
wurden. 

Die Bundesregierung hat, wie Sie wissen, vor 
knapp drei Wochen zwei zentrale energiepolitische 
Entscheidungen getroffen: die Verabschiedung der 
ersten Fortschreibung ihres Energieprogramms und 
den Beitritt der Bundesrepublik zum internationalen 
Energieprogramm, einem groß angelegten Projekt 
der Zusammenarbeit und des gegenseitigen Beistan- 
des der meisten westlichen Industrienationen. 

Wir alle sollten uns im Augenblick vor einer Dra- 
matisierung der Gefahren für die Energieversor- 
gung hüten und unüberlegte Maßnahmen vermeiden. 
Sie würden im Augenblick mehr schaden als nützen. 
Ich möchte die Gefahren aber auch nicht vernied- 
lichen. Wir behandeln die energiepolitischen Pro- 
bleme mit der Nüchternheit, die sich unseres Er- 
achtens bei der Überwindung der Situation im letz- 
ten Winter bewährt hat. 

Ich will zur energiepolitischen Situation der Bun- 
desrepublik nur folgendes sagen. Träume, daß die 
Bundesrepublik Deutschland kurzfristig vom öl un- 
abhängig wird, sind unrealistisch. Es ist technisch 
nicht möglich, in den nächsten Jahren große Mengen 
öl einzusparen oder durch andere Energieträger zu 
ersetzen. Der Verkehrsbereich und die Chemie sind 
dafür plastische Beispiele. Wir alle hoffen natür- 
lich auf eine Entlastung durch neue Technologien, 
die Entwicklung neuer Energiequellen und die Ex- 
ploration zusätzlicher Energiemengen. Das alles 
braucht Zeit. Eine ins Gewicht fallende Erleichterung 
hierdurch wird deshalb erst im Laufe der achtziger 
Jahre möglich sein. 

Wir sind in der Bundesrepublik wie überall in der 
Welt mit einer Steigerung der Ölpreise in einem 
vorher nie gekannten Ausmaß konfrontiert worden, 
was sich natürlich auch auf die übrigen Energie- 
märkte auswirkt. Wir sind durch diese Preisexplo- 
sion trotzdem nicht in Zahlungsbilanzschwierigkei- 
ten geraten wie die meisten anderen Länder. Aber 
gerade die Bundesrepublik, in der viele Arbeits- 
plätze vom Export abhängen, muß die Sorgen ihrer 
Partner, muß die Entwicklung der Weltwirtschaft 
ernst nehmen. Es kann uns auch nicht gleichgültig 
lassen, daß weltweit ein Umverteilungsprozeß zu- 
gunsten der Erdölförderländer und zu Lasten der 
Industriestaaten und der Entwicklungsländer ein- 
setzt, die kein öl haben. 
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Bundesminister Dr. Friderichs 
fA) 

^ ^ Ich möchte, weil wir hier ein Gesetz beraten, das 
auch volkswirtschaftliche Kosten verursacht, gerade 
zu diesem Punkt ein paar Bemerkungen machen, 
insbesondere auch nach der Reise, von der ich in der 
vergangenen Nacht zurückgekehrt bin. Der inter- 
nationale Inflationstrend hat durch die Verteuerung 
des Rohöls Ende 1973 einen neuen Schub erhalten. 
Schon aus dieser Formulierung geht hervor, daß 
ich — im Gegensatz zu einigen anderen — die 
alleinige Ursache für die weltwirtschaftlichen Pro- 
bleme nicht auf die Erhöhung der ölpreise zurück- 
führe, sondern ebenso und mindestens genauso 
auf einen weltweiten Inflationstrend, der verschärft 
worden ist — und zwar dramatisch verschärft wor- 
den ist — durch die Ereignisse auf dem Energie- 
markt. 

Zugleich verschärften sich die Ungleichgewichte 
im internationalen Handels- und Zahlungsverkehr. 

1974 dürften die ölfördernden Länder zirka 60 Mil- 
liarden Dollar mehr einnehmen, als sie zur Finanzie- 
rung ihrer Waren- und Dienstleistungsimporte benö- 
tigen. Die Käuferländer müssen entsprechende De- 
visenverluste hinnehmen. Wollen diese ihre Bilan- 
zen in laufender Rechnung in einen Zustand bringen, 
wie er ohne die Verteuerung des Rohöls gewesen 
wäre — und das ist die Vergleichsrechnung — müß- 
ten die Verbraucherländer von Rohöl ihre Ausfuh- 
ren in die OPEC-Länder 1974 um 60 Milliarden Dol- 
lar erhöhen. Dies würde einerseits erfordern, daß 
diese Länder ihre inländische Verwendung zu La- 
sten ihrer Ausfuhren erheblich einschränken. An- 
dererseits müßte aber auch die Absorptionsfähigkeit 
ßj der OPEC-Länder entsprechend groß sein. 

Die Verhandlungen der letzten drei Tage mit dem 
größten Erdölproduzenten haben deutlich gezeigt, 
daß diese Absorptionsfähigkeit nicht so groß ist, min- 
destens nicht kurzfristig. Ein geordneter Kapital- 
transfer von den erdölfördernden Ländern zurück in 
die Ölverbraucherländer, also zu uns und in die roh- 
stoffarmen Entwicklungsländer, ist deshalb notwen- 
die. Sollen dabei die Risiken für den internationalen 
Handels- und Zahlungsverkehr gering gehalten wer- 
den, muß die Anlage von „Öldollars'' langfristiger 
Natur sein, überdies müssen Mittel und Wege ge- 
funden werden, um das anlagebereite Kapital in 
Länder zu leiten, die unter der Ölverteuerung in be- 
sonderem Maße zu leiden haben. 

Lassen Sie mich aber noch einen zweiten Aspekt 
erwähnen. Die Verteuerung des Erdöls bedeutet, 
daß auch die Bundesrepublik in Zukunft und auf 
Dauer einen höheren Realtransfer an das Ausland 
leisten muß. Auf der anderen Seite ist unser Außen- 
beitrag aus verschiedenen Gründen inzwischen so 
groß geworden, daß er sowohl im Hinblick auf un- 
sere internationalen Verpflichtungen als auch ins- 
besondere wegen der Zahlungsbilanzsituation ande- 
rer Länder als auf Dauer überhöht angesehen wer- 
den muß. Bereits im nächsten Jahr und in den dar- 
auffolgenden Jahren müßte daher ein allmählicher 
Abbau dieser hohen Außenüberschüsse angestrebt 
werden. Das bedeutet, daß in Zukunft die reale In- 
landsnachfrage aus strukturellen, aber auch aus kon- 
junkturellen Gründen wieder stärker wachsen 


müßte, wenn ein angemessenes Wirtschaftswach- 
stum erreicht werden soll. 

Im Rahmen der Entwicklung der inländischen 
Verwendungsaggregate — und ich lege Wert dar- 
auf, das dies im Zusammenhang mit der Energie- 
politik gesehen wird — ist dabei zur Sicherung des 
zukünftigen Wirtschaftswachstums vor allem eine 
deutliche Zunahme der Unternehmensinvestitionen 
erforderlich, die im Durchschnitt der vergangenen 
Jahre nahezu stagniert haben, mindestens in diesem 
Jahr. Die realen Verbrauchsausgaben, und zwar so- 
wohl die privaten als auch die öffentlichen, müßten 
demgegenüber in Zukunft zwar nicht absolut zu- 
rückgehen, aber doch langsamer als die gesamte 
Inlandnachfrage wachsen. 

Voraussetzung dafür ist nicht zuletzt eine deut- 
liche Abschwächung der in den vergangenen Jahren 
sehr starken Lohnentwicklung. Dies wäre zugleich 
auch ein wesentlicher Beitrag zur Entspannung der 
Kostensituation bei den Unternehmen und damit zur 
Belebung der Investitionsneigung, zumal in der ge- 
genwärtigen Situation der Kostenaspekt der Löhne 
höher als der Nachfrageaspekt zu veranschlagen ist. 
Meine Damen und Herren, nur wenn in den nächsten 
Jahren ein langsameres Wachstum der konsumfähi- 
gen Einkommen bei allen Beteiligten hingenommen 
wird, kann auf längere Sicht eine weitere Verbesse- 
rung unseres Lebensstandards eintreten. Insofern ist 
die Entscheidung des Kabinetts vom Mittwoch als 
Antwort auf die Forderungen des Öffentlichen Dien- 
stes auch unter langfristigen ökonomischen Aspek- 
ten eine richtige Entscheidung. 

Wir müssen ganz einfach zur Kenntnis nehmen, 
diese 60 Milliarden Dollar, die plötzlich in einen 
Prozeß der Einkommensumverteilung zwischen den 
klassischen Industrienationen und den unterent- 
wickelten gegangen sind, einfach im Inland zur Ver- 
teilung nicht noch einmal zur Verfügung stehen. 
Damit müssen wir fertig werden. 

Wir haben auch zu berücksichtigen, daß als Motiv 
für Verhaltensweisen auf den Weltenergiemärkten, 
den Weltrohölmärkten sehr häufig nicht ökono- 
mische Fragen eine Rolle spielen, sondern aus- 
schließlich politische Fragen, allerdings mit gravie- 
renden Auswirkungen auf die wirtschaftliche Situ- 
ation. 

Die Bundesrepublik ist mit diesen Dingen ver- 
gleichsweise gut fertig geworden. Wir haben eben 
ein höheres Maß an wirtschaftlicher Stabilität und 
Leistungsfähigkeit. Darauf können wir uns nicht aus- 
ruhen, sondern wir müssen sie in einen sinnvollen 
multilateralen und auch zweiseitigen Prozeß der 
Kooperation mit den Ölförderländern einbeziehen. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle, meine Damen 
und Herren, wenige Bemerkungen zu den Verhand- 
lungen der letzten drei Tage mit dem größten Erd- 
ölförderland, das zugleich der größte Lieferant der 
Bundesrepublik ist. Wir haben dort den Versuch ge- 
macht, festzustellen, in welchem Ausmaß die deut- 
sche Wirtschaft in der Lage ist, sich an Investitionen, 
Anlagelieferungen in diesem Erdölland zu beteili- 
gen, um auf diese Weise die Kooperation mit diesem 
Land zu vertiefen und um auf diese Weise die Be- 
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lieferung für die Bundesrepublik mit Mineralöl durch 
dieses Land dauerhaft zu sichern. Das war das Ziel 
der Verhandlungen. Ich möchte auch an dieser 
Stelle insbesondere auch den Mitgliedern der Dele- 
gation danken, die aus der Privatwirtschaft kamen 
und die in vorzüglicher Weise die Felder gemein- 
samer Zusammenarbeit mit der saudiarabischen Re- 
gierung abgesteckt haben. Ich möchte hier und heute 
nur sagen, daß ich hoffe, daß es in den nächsten 
zwei, drei Tagen gelingen wird, für ein bedeutendes 
deutsches Mineralölunternehmen auch zu einer lang- 
fristigen Vereinbarung über die Einfuhr nennens- 
werter Mengen Mineralöls aus diesem Lande zu 
kommen. 

Lassen Sie midi ein paar Worte hinzufügen zur 
Versorgungssituation in der Bundesrepublik. Sie ist 

im Mineraiölbereich gut. Der Inlandsabsatz an Mine- 
ralölprodukten lag in den ersten drei Quartalen die- 
ses Jahres 10 niedriger als in der gleichen Zeit 
1973. Im dritten Quartal hat er, auf alle Produkte 
bezogen, stagniert. Die Gesamtvorräte bei Mineralöl 
belaufen sich per 1. Oktober auf 25 Millionen Ton- 
nen. Das ist der höchste Stand, den wir bisher in 
der Bundesrepublik Deutschland erreicht haben. Die 
Reichweite dieser Vorräte, ausgedrückt in Tagen 
Vollversorgung, beträgt 69 Tage bei Benzin statt 
60 Tage im Oktober 1973, 81 Tage bei leichtem 
Heizöl und bei Dieselkraftstoff statt 71 Tage vor 
einem Jahr, 83 Tage bei schwerem Heizöl statt 82 
Tagen vor einem Jahr. Hinzuzurechnen ist aller- 
dings die Tatsache, daß die Bevorratung der priva- 
ten Verbraucher im Vergleich zu früheren Jahren 
P) ungewöhnlich hoch ist, ganz einfach auf Grund der 
Erfahrungen des letzten Winters. Es zeigt sich im 
übrigen, daß die Bürger dieses Landes und die Wirt- 
schaft gelernt haben, mit Energie sparsamer umzu- 
gehen als in der Vergangenheit. 

Bei Kohle ist die private Bevorratung ebenfalls 
besser als saisonüblich. Allerdings stehen wir vor 
der Tatsache, daß die Halde, die wir vor einem Jahr 
ungewollt hatten, nahezu abgebaut ist. Nach Anga- 
ben der Bergbauunternehmen ist aber davon auszu- 
gehen, daß eine ausreichende Versorgung der Be- 
völkerung im kommenden Winter gewährleistet 
werden kann 

Meine Damen und Herren, diese Debatte ist nicht 
die Gelegenheit, um die energiepolitischen Notwen- 
digkeiten und Maßnahmen um die Fortschreibung 
des Energieprogramms ausführlich zu diskutieren. 
Diese Gelegenheit wird gegeben sein, wenn das 
Energieprogramm in diesem Hause zur Beratung 
ansteht. Auf der anderen Seite ist es wohl kaum 
möglich, ein wichtiges Teilstück zu beraten, nämlich 
den Einsatz von Kohle in Kraftwerken, ohne wenig- 
stens die Grundzüge mit zu erwähnen. 

Es ist gelungen, durch die internationalen Verein- 
barungen zu einem besseren Kriseninstrumentarium 

zu kommen, wenn in diesem Monat die Dinge end- 
gültig abgeschlossen werden und damit im Mai 
nächsten Jahres voll in Kraft treten können. Meine 
Damen und Herren, ich bedaure, daß es nicht mög- 
lich war, alle Mitgliedsländer der Europäischen Ge- 
meinschaft zu bewegen, sich daran zu beteiligen. Ich 
bedaure, daß die französische Regierung sich bisher 
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nicht in der Lage sah, diesem Abkommen beizutre- 
ten. Die deutsche Bundesregierung zieht daraus aber 
nicht den Schluß, diese französische Regierung nun 
bewußt in dieser Teilisolation zu belassen; im Ge- 
genteil, wir werden uns bemühen, auf allen verfüg- 
baren Ebenen bis hin zum Gipfel den Versuch zu 
unternehmen, Frankreich den Beitritt nicht nur 
schmackhaft zu machen, sondern ihn auch prozedural 
zu ermöglichen, um damit Europa, nämlich die Euro- 
päische Gemeinschaft, ganz in dieses internationale 
Energieprogramm eingebunden zu haben. 

Der internationale Aspekt war ein wichtiger Teil 
der Fortschreibung des Programms. Unsere nationa- 
len Anstrengungen richten sich auf folgende Punkte: 

Erstens. Der Anteil des besonders risikoreichen 
Mineralöls an der Energieversorgung soll durch ge- 
ringeren Verbrauch und stärkeren Einsatz anderer 
Energieträger zurückgedrängt werden. Das Ziel ist, 
den Anteil des Mineralöls, der 1973 bei 55 Vo lag, bis 
1985 auf etwa 44 ^/o zurückzudrängen, nachdem er 
bisher kontinuierlich, in einigen Jahren sogar explo- 
sionsartig, gestiegen ist. 

Zweitens. Die beschleunigte Nutzung der Kern- 
energie und des Erdgases sowie der Braunkohle. Ich 
will hierzu und jetzt hier keine Einzelheiten sagen, 
mit Ausnahme der Tatsache, daß geplant ist, bis 
1980 eine installierte Kernkraftwerksleistung von 
20 000 MW und 1985 von 45 000 MW zur Verfügung 
zu stellen. Beide Zahlen sind durch die Planungen 
der Elektrizitätswirtschaft abgedeckt. Gleichwohl 
möchte ich sie als ehrgeizig bezeichnen, weniger 
wegen der Lieferprobleme der deutschen Kraft- (D) 
werkswirtschaft als vielmehr wegen der gravieren- 
den Probleme bei den Genehmigungsverfahren für 
derartige Anlagen. 

Weitere Aktionsbereiche der Fortschreibung sind: 
zügiger Ausbau der notwendigen Energieanlagen 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Um- 
weltschutzes; verstärkte Energieeinsparung; hö- 
here Priorität für Energieforschung; schließlich Ver- 
besserung der Krisenvorsorge durch stärkere Bevor- 
ratung. 

Eben zu diesem Punkt — Sicherung der Energie- 
versorgung — gehört die neue Position der deut- 
schen Steinkohle. Sie ist unser bedeutendster heimi- 
scher Energieträger. Es besteht unter uns wohl 
keine Meinungsverschiedenheit darüber, daß sie 
optimal genutzt werden muß. Wir erwarten 1974 
eine Steinkohlenproduktion von 94 bis 95 Millionen 
Tonnen. Die Bundesregierung hat vor Monaten den 
deutschen Steinkohlenbergbau aufgefordert, ange- 
sidits der heutigen großen Kohlennachfrage seine 
Fördermöglichkeit für 1974 und 1975 voll auszu- 
nutzen. Dabei ist klar, daß die Versorgungsbedürf- 
nisse des deutschen Marktes Piorität gegenüber 
zusätzlichen Exporten haben müssen. 

Unser Dank gilt auch denjenigen Bergarbeitern, 
die bereit sind, in diesen Monaten durch zusätzliches 
Verfahren von Schichten uns in die Lage zu verset- 
zen, mehr fördern, als der Sollkapazität entspricht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ohne diese zusätzlichen Leistungen, meine Damen 
und Herren, wären wir in der Versorgungssicher- 
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heit ein Stückchen schlechter dran. Dies muß hier 
anerkannt und auch gewürdigt werden. 

Anders kann die Situation in den folgenden Jah- 
ren aussehen. Rein rechnerisch haben wir für 1980 
nur eine Absatzzahl von 90 Millionen Tonnen zu er- 
warten. Aber ich betone: rein rechnerisch, auf der 
Basis äußerst unsicherer Perspektiven der Energie- 
versorgung. Die Bundesregierung sah sich daher 
nicht in der Lage, auf Grund rein rechnerischer 
Analysen diese Zahl als Sollzahl für 1980 festzu- 
schreiben. Sie war vielmehr der Meinung, daß — 
auch auf die Gefahr hin, 1980 möglicherweise eine 
etwas zu große Förderkapazität zu haben — der 
Aspekt der Versorgungssicherheit eindeutigen Vor- 
rang habe. Die Bundesregierung hat daher die Zahl 
von 94 Millionen Tonnen als die Förderkapazität be- 
zeichnet, auf die sich der deutsche Steinkohlenberg- 
bau für 1980 einzustellen habe. 

Meine Damen und Herren, dies ist aber nur mög- 
lich, wenn die Grundabsatzsicherung im Bereich der 
Eleklrizilätswirtschafl durch den vorliegenden Ge- 
setzentwurf gesichert wird. Dieser Entwurf hat da- 
her sowohl elektrizitätswirtschaftliche als auch 
kohlepolitische Ziele. Meine nach der Energiekrise 
mit der Elektrizitätswirtschaft und dem Steinkohlen- 
bergbau geführten Gespräche haben die Bereitschaft 
der Elektrizitätswirtschaft ergeben, den Steinkohlen- 
einsatz in Kraftwerken gegenüber den Zielvorstel- 
lungen des Energieprogramms vom September 1973 
zu erhöhen. Die Ausschüsse des Deutschen Bundes- 
tages haben bei ihren Beratungen eine Erhöhung 
des jährlichen Kohleeinsatzes von ursprünglich 30 
Millionen Tonnen auf nunmehr 33 Millionen Tonnen 
im Durchschnitt der nächsten Jahre beschlossen. Für 
das Jahr 1980 wird dies einen Steinkohleeinsatz von 
35 Millionen t bedeuten. Wir können uns in der 
Versorgung unserer Wirtschaft und Bevölkerung 
mit Strom kein Risiko leisten. 

In diesem Zusammenhang spielt der Neubau von 
Sleinkohlekraflwerken eine bedeutende Rolle. Hier 
hält die Bundesregierung nach wie vor an der Zu- 
sage der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft fest, 
bis 1980 zehn Großkraftwerke mit insgesamt 6 000 
MW Leistung auf Steinkohlebasis zu errichten. Ge- 
rade unter dem Sicherheitsaspekt scheint mir dieses 
Ziel dringender denn je, und ich fordere die Elek- 
trizitätswirtschaft auch von dieser Stelle aus noch 
einmal auf, dieses Neubauprogramm ohne weitere 
Verzögerung schnell in die Tat umzusetzen, wobei 
dieselbe Aufforderung an diejenigen zu richten ist, 
die für die Genehmigungsverfahren zuständig sind. 
Denn es ist unbestritten, daß mancher Kraftwerks- 
bau in der Vergangenheit sich dadurch verzögert 
hat, daß nicht die Installation der Aggregate, son- 
dern die Genehmigungsvorgänge über Gebühr in 
die Länge gezogen worden sind. Leider gilt dies 
nach wie vor auch für den Bau neuer Raffinerien, 
selbst für solche, z. B. im nördlichsten Bundesland, 
wo wir glaubten, die Genehmigungen seien bereits 
alle erteilt. 

Im übrigen habe ich die Hoffnung, daß noch et- 
liche Steinkohlekraftwerke geringerer Größenord- 
nung, z. B. im kommunalen Bereich oder in der In- 
dustrie, gebaut werden. Der Beschluß, die 300-MW- 


Grenze für die Subventionierung zu streichen, soll (^) 
ein Anreiz für entsprechende Bauentscheidungen 
sein. 

Um die Zielsetzung des neuen Verstromungsge- 
setzes zu verwirklichen, enthält der Gesetzentwurf 
wichtige flankierende Maßnahmen, nämlich die Ge- 
nehmigungspflicht für den Bau von Heizölkraftwer- 
ken und Erdgaskraftwerken. Der Gesetzentwurf hat 
auf diesem Gebiet einen Weg gewiesen, der jetzt 
auch mit Nachdruck innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft eingeschlagen wird. Die Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages haben das im Regierungs- 
entwurf enthaltene totale Bauverbot für Ölkraft- 
werke und Erdgaskraftwerke in eine Genehmigungs- 
pflicht umgewandelt. Aus dem Schriftlichen Bericht 
des federführenden Wirtschaftsausschusses ergibt 
sich dabei eindeutig — und ich teile diese Auffas- 
sung — , daß die nunmehr mögliche Genehmigung 
nur in wirklichen Extremfällen erteilt werden darf, 
daß sich also an der ursprünglichen Zielsetzung 
nichts geändert hat. 

Zur Kooperation mit der beteiligten Wirtschaft: 

Sie alle wissen, daß innerhalb der Elektrizitätswirt- 
schaft intensiv versucht worden ist, durch ein umfas- 
sendes Kooperationsangebot, das auch die finan- 
zielle Seite abdeckte, dieses Gesetz entbehrlich zu 
machen. Meine Damen und Herren, ich gestehe, mir 
wäre es aus ordnungspolitischen Gründen sehr viel 
lieber gewesen, wir kämen ohne dieses Gesetz aus 
und die Elektrizitätswirtschaft hätte sich in einer 
freiwilligen Kooperation bereit finden können, die 
erforderlichen Mengen Steinkohle zu verströmen pj 
und die dadurch entstehenden Mehrkosten unmittel- 
bar im Preis weiterzugeben. Dazu ist es nicht ge- 
kommen, und ich muß anerkennen, daß aus der 
Struktur der Elektrizitätswirtschaft heraus erheb- 
liche und beachtliche Gründe gegen eine freiwillige 
Kooperationsmöglichkeit ins Feld geführt werden 
konnten. 

Ich habe diese Bemühungen mit viel Sympathie 
verfolgt. Ich hätte sie — ich sage es noch einmal — 
einer gesetzlichen Regelung vorgezogen. Der Ver- 
such hat aber nicht zum Erfolg geführt. Die Elektri- 
zitätswirtschaft, sowohl die Öffentliche als auch die 
industrielle, sah sich eben außerstande, eine gemein- 
same freiwillige Finanzierung zustande zu bringen. 
Ohne eine solide Finanzgrundlage wäre aber die 
energiepolitische Zielsetzung gefährdet. Ich weise 
nur auf die Realisierung des Neubauprogramms von 
zehn Großkraftwerken hin. Damit ist dieses Gesetz 
notwendig geworden. 

Zur Verwendung der Mittel, die durch die Aus- 
gleichsabgabe aufgebracht werden: Die Kostenrela- 
tionen zwischen Steinkohle und Heizöl haben sich 
infolge der Energiekrise verändert. Die Wett- 
bewerbssituation der Steinkohle hat sich verbessert. 

Sie hat jedoch nicht dazu geführt, im Gegensatz zu 
mancher auch öffentlich geäußerter Meinung, daß 
der Mittelbedarf für die Verstromung ganz entfallen 
wäre. Er ist allerdings bei einer Wärmepreisdiffe- 
renz von Null im Jahre 1974 — und das ist auch für 
1975 wohl eine realistische Annahme — geringer ge- 
worden. Vor der Energiekrise waren wir noch von 
einem jährlichen Subventionsbedarf von mehr als 
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1 Milliarde DM ausgegangen. Jetzt haben wir — auf 
ein Jahr bezogen — die Größenordnung von etwa 
600 Millionen DM erreicht, also 400 Millionen DM 
weniger. Wenn zu Beginn dieser Neuregelung noch 
ein höherer Finanzbedarf entstanden ist — wieder- 
um von zirka 1 Milliarde DM — , so liegt das daran, 
daß durch die Ausgleichsabgabe des Jahres 1975 
der Mittelbedarf für zwei Jahre abgedeckt werden 
muß, nämlich für 1974 und 1975. 

Der im Gesetzentwurf genau definierte Finanz- 
bedarf entsteht im wesentlichen aus folgenden Fak- 
toren: den Betriebsmehrkosten eines Kohlekraft- 
werks gegenüber einem Heizölkraftwerk, den Zu- 
schüssen zu den Investitionen der neuen Kohlekraft- 
werke, aus den Beiträgen für die Stromtransport- 
kosten sowie aus der Ablösung der sogenannten 
Minderpreisverträge. 

Lassen Sie mich gleich an dieser Stelle etwas zu 
den Minderpreisgeschäflen sagen. Ich habe grund- 
sätzliches Verständnis für die Kritik an diesem Teil 
des Gesetzentwurfs. Ich möchte daher darlegen, war- 
um ich gleichwohl für diese Regelung bin. Wenn wir 
von dem deutschen Steinkohlebergbau die Erhö- 
hung seines Anteils an der Elektrizitätsversorgung 
gesetzlich verlangen, dann müssen wir auch dafür 
sorgen, daß Verluste aus diesem Absatzbereich ab- 
gebaut werden. Gerade die Minderpreisgeschäfte 
waren es in der Vergangenheit, die wesentlich dazu 
beigetragen haben, daß der deutsche Steinkohle- 
bergbau wiederholt an die Grenze seiner Existenz- 
fähigkeit gekommen ist und dabei mitunter recht- 
ßj lieh und faktisch vor dem Konkurs stand. 

Die Ablösung der Minderpreisgeschäfte ist damit 
ein notwendiger Beitrag zur Erhaltung des Stein- 
kohlebergbaus — und jetzt komme ich auf den ent- 
scheidenden Punkt — , nämlich zur Sicherung der 
gesamten Elektrizitätsversorgung. Wenn, meine Da- 
men und Herren, die Abnehmer der Steinkohlemen- 
gen im Rahmen der Minderpreisverträge bereit ge- 
wesen wären, die Preise den jetzigen Listenpreisen 
freiwillig anzupassen, oder wenn sich der Lieferant 
Ruhrkohle so verhalten hätte, wie sich andere 
Energielieferanten in der Vergangenheit verhalten 
haben, nämlich bestehende Verträge zu brechen und 
zu sagen: Zahl' einen höheren Preis oder du be- 
kommst nichts mehr, wäre das kein Problem ge- 
wesen. Auch das wäre zwar eine Lösung gewesen, 
aber in einer rechtsstaatlichen Ordnung ist es ja 
wohl nicht sinnvoll, die Dinge so zu handhaben. 
Das heißt: Da die Verträge bestehen und erfüllt wer- 
den müssen, die Abnehmer aber nicht bereit waren, 
andere Preise zu bezahlen, mußte im Rahmen dieses 
Gesetzes eine Regelung für die Minderpreisgeschäfte 
gefunden werden. 

Im übrigen kann diese Argumentation nicht mit 
einem Hinweis auf die zur Zeit günstigere Wett- 
bewerbssitualion der Kohle entkräftet werden. Dies 
ist eine erst seit kurzem gegebene Situation, von 
der wir nicht wissen, wie lange sie anhält. Es ist 
ausgeschlossen, hieran ein mittel- und langfristiges 
Konzept zur Sicherung der Energieversorgung zu 
orientieren. Im übrigen wird der Aufwand für die 
Ablösung dieser Verträge jährlich geringer und wird 
1981 endgültig auslaufen. 


Ein Wort noch zu einem Problem, das in der Dis- 
kussion um das Gesetz eine besondere Rolle gespielt 
hat: die Art und Weise der Finanzierung der Ver- 
stromung. Ich bin unverändert der Ansicht, daß die 
Sicherheit der Stromversorgung und die dafür grö- 
ßere Unabhängigkeit von den Risiken des Welt- 
erdölmarktes es rechtfertigen, die erforderlichen Fi- 
nanzmittel durch die Elektrizitätswirtschaft selbst 
im Wege einer Umlage aufzubringen. Zwei Anmer- 
kungen dazu; 

Erstens. Durch diese Finanzierung sollen die aus 
dem Steinkohleeinsatz resultierenden zusätzlichen 
Belastungen gleichmäßig auf die gesamte Elektri- 
zitätswirtschaft verteilt werden. Die Stromerzeugung 
insgesamt wird also mit den tatsächlich entstehen- 
den Kosten belastet, und zwar auch, soweit sie 
durch ein größeres Maß an Versorgungssicherheit 
bedingt sind. Dieser Sicherheits- und Zuordnungs- 
aspekt rechtfertigt die Inanspruchnahme des Strom- 
verbrauchers: es ist seine Versicherungsprämie für 
eine höhere Sicherheit bei der Energieversorgung. 
Eine weitere Haushaltsfinanzierung, die undifferen- 
ziert jeden Steuerzahler träfe, wäre weder an der 
Sicherheit noch an dem Einzelverbraucherinteresse 
orientiert. Sie würde auf eine durch Subventionen 
verfälschte Zurechnung der Kosten der Stromerzeu- 
gung hinauslaufen. 

Zweitens. Ein weiteres entscheidendes Argument 
für die Finanzierung über die Ausgleichsabgabe ist, 
daß der Haushalt wegen mangelnder Flexibilität in- 
soweit nicht mehr als geeignetes Finanzierungs- 
instrument angesehen werden kann. Wir müssen uns 
künftig mehr denn je auf nicht unerhebliche Schwan- 
kungen im Energiepreisniveau einstellen. Da gerade 
die Verstromungsfinanzierung unmittelbar von jeder 
Preisbewegung im Mineralölbereich abhängt, muß 
ein taugliches, das heißt möglichst flexibles Instru- 
ment für die Finanzierung gefunden werden. Hierfür 
bietet sich die Umlage der Elektrizitätswirtschaft an. 

Die veränderte Energiesituation hat deutlich wer- 
den lassen, daß wir künftig in der Lage sein müssen, 
schnell und wirksam zu handeln. Die Bundesregie- 
rung ist deshalb intensiv bemüht, die Energiepolitik 
zu straffen und hierfür ein schlagkräftiges Instru- 
mentarium zu entwickeln. Dazu gehört für den Be- 
reich der Elektrizitätsversorgung das durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf geplante Sonderver- 
mögen. Selbstverständlich bedürfen derartige In- 
strumente der wirksamen Kontrolle des Parlaments. 

Ich teile insoweit die Argumente, die in den Aus- 
schüssen vorgebracht worden sind, und ich begrüße 
die im Interesse einer solchen Kontrolle vorge- 
schlagenen Änderungen des Gesetzentwurfs wäh- 
rend des Beratungsverfahrens. Neben der jährlichen 
Rechnungslegung über den Wirtschaftsplan gegen- 
über Bundestag und Bundesrat messe ich besondere 
Bedeutung dem im Gesetzentwurf festgelegten 
Plafond bei, von dem an die Festsetzung der Aus- 
gleichsabgabe von der Zustimmung des Bundestags 
abhängig gemacht wird. Auch die weitere Neuerung, 
die Höhe des Plafondsatzes ab 1981 durch Gesetz 
neu festzusetzen, betrachte ich als einen wesent- 
lichen Fortschritt des eingebrachten Entwurfs. 
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fAl 

^ ^ Die regionalen Aspekte des neuen Verstromungs- 
konzepts spielen eine besondere Rolle. Ich möchte 
hier die vier wichtigsten Punkte ansprechen. 

Erstens. Von seiten der Bundesländer, insbeson- 
dere der revierfernen Länder, ist als Argument 
gegen die prozentuale Ausgleichsabgabe vorge- 
bracht worden, daß dadurch Strompreisdifferenzen 
in der Bundesrepublik weiter vergrößert würden. 
Ich halte dieses Argument nicht für geeignet, die vor- 
gesehene Finanzierungsart in Frage zu stellen. 

Auf Wunsch der Länderwirtschaftsministerkonfe- 
renz ist bereits im vorigen Jahr ein Strompreisver- 
gleich gefertigt und von den Ländern geprüft wor- 
den. Er hat ergeben, daß die Strompreisdifferenzen 
nicht so groß sind, wie immer behauptet wird, und 
daß das Strompreisniveau im Bundesgebiet sich 
tendenziell und stetig weiter angleicht, dies vor 
allem durch den Ausbau der Kernenergie und damit 
insbesondere auch zugunsten der süddeutschen 
Länder. 

Selbstverständlich weiß ich, daß derartige Strom- 
preisvergleiche nicht unproblematisch sind. Sie hän- 
gen in ihrer Aussagekraft vom gewählten Zeitpunkt, 
von den unterstellten Abnahmeverhältnissen und 
ähnlichem ab. Insbesondere entwickeln sich die 
Strompreise in den einzelnen Versorgungsgebieten 
zeitlich unterschiedlich. Um gleichwohl ein möglichst 
exaktes Bild zu erhalten, werden die Strompreis- 
vergleiche vom Oktober des vergangenen Jahres 
laufend fortgeschrieben. Die oben genannten Fest- 
stellungen haben sich dabei, im ganzen gesehen, 
auch 1974 bestätigt. 

Im übrigen bestehen regionale Unterschiede nicht 
nur von Land zu Land, sondern auch innerhalb eines 
Landes von Versorgungsgebiet zu Versorgungsge- 
biet. Solche Unterschiede beruhen oft weniger auf 
allgemeinen energiepolitischen Ursachen, sondern 
vielmehr auf der besonderen Struktur der einzelnen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen. 

Zweitens. Revierferne Länder werden durch das 
Dritte Verstromungsgesetz nicht deshalb besonders 
benachteiligt, weil etwa die Standorte der bestehen- 
den Kohlekraftwerke überwiegend und die der 
künftigen Kohlekraftwerke nahezu ausschließlich 
in den Revieren liegen; mit diesem weit verbreite- 
ten Irrtum sollte man auch einmal aufräumen. Nach 
Angaben des Bundesamts für gewerbliche Wirt- 
schaft werden zur Zeit in revierfernen Kraftwerken 
45,4 Vo der Gesamtmenge an Steinkohle und in 
reviernahen bzw. im Revier liegenden Kraftwerken 
54,6 Vo der Steinkohle eingesetzt, also praktisch 
halbe-halbe im Revier und außerhalb. Für den Bau 
neuer Steinkohlekraftwerke sieht der insoweit ge- 
änderte Regierungsentwurf keine Begrenzung auf 
die Reviergebiete mehr vor, so daß abzuwarten 
bleibt, in welchem Umfange Neubauten auch in Ge- 
bieten außerhalb der Reviere errichtet werden. 

Drittens. Auf Wunsch der revierfernen Länder 
wurde eine Härteklausel zugunsten stromintensiver 
Unternehmen in den Gesetzentwurf eingefügt. Da- 
nach können Unternehmen von der Ausgleichs- 
abgabe freigestellt werden, wenn die sich daraus 
für sie ergebende Belastung eine unbillige Härte 
bedeuten würde. Diese Vorschrift kommt vor allem 


bestimmten Gebieten in revierfernen Ländern zu- 
gute, z. B. dem Inndreieck oder dem Hochrhein- 
gebiet. 

Viertens. Schließlich kann ich den Einwand nicht 
teilen, das Dritte Verstromungsgesetz komme ledig- 
lich den Bergbaugebieten zugute und bringt kei- 
nerlei Vorteile für die übrigen Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland. Das ist einfach nicht richtig, 
insbesondere nicht unter dem Gesichtspunkt von 
mehr Versorgungssicherheit. In einem Gebiet mit 
Stromverbund kommt natürlich ein Mehr an Sicher- 
heit allen Beteiligten zugute, gleichgültig, wo sie 
sich in diesem Versorgungsgebiet aufhalten. Man 
sollte den Zugewinn an Sicherheit in der Elek- 
trizitätsversorgung nicht regional auseinanderdivi- 
dieren. Die größere Sicherheit durch den Einsatz 
von Steinkohle in Kraftwerken kommt eben gerade 
bei unserem engen Verbundsystem dem Norden 
ebenso zugute wie dem Süden — und ebenso dem 
reviernahen Gebiet. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort zur 
Belastung der Verbraucher sagen, denn die tragen 
ja nun die Kosten für dieses Mehr an Sicherheit; 
aber wie im Privatleben, so gibt es auch hier keine 
Versicherungspolice ohne Entgelt. Das Gesetz ent- 
hält zwar keine Pflicht zur Weitergabe der sich aus 
der Ausgleichsabgabe ergebenden Belastung an 
die Verbraucher; es mag auch, insbesondere im 
industriellen Sonderabnehmerbereich, zu der einen 
oder anderen Ausnahme kommen. Im Normalfall 
ist aber davon auszugehen, daß der Stromverbrau- 
cher die Belastung zu tragen hat. 

Hier ist zunächst die von den Ausschüssen ge- 
wünschte Ausweispflicht auf den Stromrechnun- 
gen zu begrüßen. Der Verbraucher weiß also, wie 
hoch die Versicherungsprämie ist, die er zahlt. 
Dadurch wird sichergestellt, daß wirklich alle pri- 
vaten Verbraucher über die auf sie zukommende 
Belastung informiert sind. 

Die Belastung für den einzelnen Haushaltsver- 
braucher hält sich meines Erachtens, finanziell ge- 
sehen, in Grenzen. Das gilt auch für das erste 
Jahr — 1975 — , in dem, wie gesagt, die Aus- 
gleichsabgabe auch noch den Mittelbedarf für das 
Jahr 1974 mit abdecken muß und dadurch eine 
nicht normale Höhe erreicht. Die im Gesetzent- 
wurf vorgesehenen 3,24^^70 für 1975 führen für den 
durchschnittlichen Haushaltsverbraucher im Bun- 
desgebiet — Dreizimmerwohnung und monatlicher 
Stromverbrauch von 250 Kilowattstunden unter- 
stellt — zu einer zusätzlichen Monatsbelastung 
von 1,30 DM. Eine Belastung in dieser Größenord- 
nung ist doch wohl gewiß nicht zu hoch und ist 
nach meiner Meinung ein zumutbarer Betrag für 
ein Mehr an Versorgungssicherheit. 

Meine Damen und Herren, wenn ich mich daran 
erinnere, mit welcher Aufgeregtheit und teilweise 
Panikmacherei vor genau einem Jahr über die 
Energieversorgung diskutiert worden ist, dann mu- 
tet es einen nahezu lächerlich an, daß wir über 
einen Betrag von 1,30 DM pro Monat und Dreizim- 
mer-Haushalt überhaupt diskutieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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(A) Und wenn Sie diejenigen befragen, die mit mir vor 
wenigen Tagen in Saudi-Arabien waren, werden Sie 
feststellen, daß die Probleme der Weltenergiever- 
sorgung bei weitem nicht gelöst sind, daß das Aus- 
maß an Versorgungsunsicherheit — insbesondere 
was den Preis betrifft — trotz allem Gerede, es be- 
stehe eine Tendenz zur Senkung — nicht kleiner 
geworden ist. Seien wir hier vorsichtig; verlassen 
wir uns ein bißchen mehr auf uns selbst. Und seien 
wir ganz einfach bereit, für dieses Maß an Unab- 
hängigkeit, das wir damit zusätzlich erreichen, 
und dafür, daß zur Lebensqualität auch die Strom- 
versorgung in der privaten Wohnung gehört — ich 
darf es, auch als Nichtraucher, so salopp ausdrük- 
ken — , eine Schachtel Zigaretten im Monat zu 
opfern. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, 
daß wir mit dem Dritten Verstromungsgesetz ein 
solides, und ausgewogenes Fundament für die künf- 
tige Energiepolitik schaffen und dadurch zugleich 
eine unabdingbare Voraussetzung für die Sicherheit 
unserer Elektrizitätsversorgung im Interesse der 
Verbraucher in unserem Lande, für die betroffene 
Elektrizitätswirtschaft und — lassen Sie mich das 
hinzufügen — für den Steinkohlenbergbau und 
letztlich im Interesse der gesamten Wirtschaft. 

Ich möchte mich besonders bedanken für die 
sehr sachbezogenen und konstruktiven Beratungen 
im Bundestagsausschuß für Wirtschaft, für die 
dort eingefügten Änderungen und Ergänzungen, 
durch die meines Erachtens dieser Gesetzentwurf 
an Qualität gewonnen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Bundesminister. Das Wort in der allgemeinen Aus- 
sprache hat der Herr Abgeordnete Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Mit Interesse haben wir die Aus- 
führungen von Herrn Bundesminister Friderichs zur 
Kenntnis genommen. Wir werden zu diesen Aus- 
führungen noch einiges zu sagen haben. 

Ich selbst, meine Damen und Herren, werde mich 
mit der Art und Weise der Finanzierung des Ver- 
stromungsgesetzes befassen. Um von vornherein 
jedes Mißverständnis auszuschließen, darf ich noch 
einmal darauf hinweisen, daß man mit der energie- 
politischen Zielsetzung des Dritten Verstromungs- 
gesetzes grundsätzlich einverstanden sein kann, 
selbst, wenn einem das eine oder andere in diesem 
Gesetz nicht gefällt. Darüber wird mein Kollege 
Schmidhuber sprechen. Ich möchte zunächst noch ein- 
mal betonen, daß wir natürlich alle an einer höchst- 
möglichen Sicherheit in der Energieversorgung in- 
teressiert sind und daß wir zu dieser auch durch die 
Bereitstellung der erforderlichen Mengen von Stein- 
kohle für die Verstromung beitragen müssen. Ob 
wir deshalb bei der Finanzierung des Verstromungs- 
gesetzes von einem bewährten Verfahren abwei- 
chen sollen, ist eine andere Frage. Sie soll hier noch 
einmal aufgegriffen werden. 


Mir scheint, daß die Notwendigkeit, ein Drittes 
Verstromungsgesetz heute zu verabschieden, nicht 
zur Folge haben sollte, daß wir bei der Finanzie- 
rung einen falschen, einen unglücklichen oder sogar 
einen verhängnisvollen Weg gehen. Das wäre doch 
die Folge des Sondervermögens; das wäre so, wenn 
man die Hand dazu gäbe, daß an diesem Parlament 

— jedenfalls teilweise — vorbeiregiert werden 
könnte. Können wir das eigentlich als Parlamenta- 
rier zulassen? Dürfen wir als Parlamentarier schwei- 
gen, wenn es darum geht, neue Schattenhaushalte 
zu bilden, dem Parlament einen Teil seiner Kontroll- 
rechte zu nehmen? Ich darf — wenigstens andeutend 

— weiter fragen: Ist das eigentlich verfassungs- 
politisch erwünscht, ist das verfassungsrechtlich 
überhaupt möglich? Das sind Fragen, zu denen Herr 
Professor Zeitei noch Stellung nehmen wird. Ich 
möchte sie wenigstens in diesem Zusammenhang 
einmal anreißen. 

Natürlich ist es klar, daß man ein Gesetz finanzie- 
ren muß, wenn man es im Prinzip bejaht. Das ist 
nichts Neues. Das machte man bisher über Haus- 
halte und nicht mit Hilfe einer verkappten oder gar 
versteckten Steuer, deren Aufkommen dann in 
einem Sondervermögen ohne parlamentarische Kon- 
trolle oder mit nur sehr wenig parlamentarischer 
Kontrolle erscheint. 

Nun werden Sie sagen, meine Damen und Herren 
von den Regierungsparteien: Im Haushalt steht kein 
Geld mehr zur Verfügung. Gut, dann sagen Sie das. 
Aber sagen Sie auch, warum kein Geld mehr zur 
Verfügung steht, nämlich einfach deshalb, weil die 
Mittel infolge der uns allen bekannten inflationären 
Entwicklung — um das einmal ganz klar auszuspre- 
chen — verwirtschaftet sind. 

Das hören Sie nicht gern, und das ist bestimmt 
kein Grund, ein Parlament auf einem Teilgebiet zu 
entmachten. Wir sollten in dieser Legislative be- 
strebt sein, unsere Kontrollfunktionen gegenüber 
der Exekutive voll wahrzunehmen. Wir von der 
Opposition wollen das jedenfalls. Wir wollen diese 
Kontrolle ausüben, zumal wir nach all unseren Er- 
fahrungen in den letzten Jahren kein Vertrauen 
zu dieser Regierung haben. 

Meine Damen und Herren, in einigen Wochen 
werden wir in diesem Hohen Hause darüber ent- 
scheiden müssen, ob wir die Heizölsteuer verlängern 
oder nicht, eine Steuer, die zu einem Teil einer ähn- 
lichen Zielsetzung wie das Verstromungsgesetz ent- 
sprang. Wie gut und vernünftig wäre es gewesen, 
das Aufkommen aus dieser Steuer für dieses Ver- 
stromungsgesetz zu verwenden. Die hierfür notwen- 
digen Gelder sind aber nicht mehr da, die Gründe 
habe ich soeben genannt. Nun mußte eine andere 
Methode her. 

Herr Minister, ich habe aufmerksam verfolgt, wie 
Sie sich für die Art der Finanzierung, wie sie in dem 
Regierungsentwurf vorgeschlagen worden ist, ein- 
gesetzt haben. Gerade deshalb sage ich ausdrück- 
lich: Wir wissen, daß wir etwas für eine höchstmög- 
liche Sicherheit in der Energieversorgung zu zahlen 
haben; wir wissen und respektieren auch, daß dazu 
der Einsatz einer großen Menge Steinkohle bei der 
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(A) Verstromung notwendig ist. Das sind Maßnahmen, 
die man bezahlen muß, wenn man eine wichtige 
öffentliche Aufgabe zu erfüllen hat. 

Nur: die Art — ■ Sonderhaushalt, Sondervermögen, 
Schattenhaushalt, versteckte Steuer • — scheint nicht 
gut zu sein. Die Methode ist schlecht. Ein Parlamen- 
tarier sollte da — so meine ich jedenfalls — ■ eigent- 
lich nicht mitmachen. Man nimmt diesem Parlament 
etwas, was sich in kurzer Zeit, meine Damen und 
Herren, als viel, ja als sehr viel erweisen kann. Man 
setzt hier etwas in Bewegung, von dem man nicht 
weiß und nicht wissen kann, ob und wann es wieder 
zum Stillstand kommt. Wir sollten nicht mit Sonder- 
vermögen, wir sollten nicht mit versteckten Steuer- 
erhöhungen arbeiten, sondern klar aussprechen, was 
wir wollen und welche Mittel dafür erforderlich 
sind. 

(Zuruf von der SPD: Ja, dann tun Sie das 
doch!) 

Damit können wir vor allen Bürgern besser daste- 
hen. Das scheint mir jedenfalls besser zu sein, als 
ihnen praktisch eine mehrprozentige Erhöhung der 
Strompreise per Gesetz frei Haus zu liefern. 

Sie wissen, meine Damen und Herren von den 
Regierungsparteien, daß sich der Bundesrechnungs- 
hof über diese Ihre Vorschläge sehr kritisch ausge- 
lassen hat. Da war auch die Rede von der Ein- 
engung des parlamentarischen Budget- und Kontroll- 
rechts, und zwar, wie es hieß, für einen wichtigen 
Bereich der Wirtschaftspolitik. Trotz dieser kriti- 
schen Stellungnahme — das ist doch wohl eine 

(B) kompetente Stelle — , meine Damen und Herren, 
haben Sie es abglehnt, im Verlaufe der parlamenta- 
rischen Behandlung auf Ihren Finanzierungsvor- 
schlag, wie ich es ausdrücken darf, zu verzichten. 
Nun, Sie haben heute noch Gelegenheit, Ihre Mei- 
nung zu ändern. Dem dient unser Änderungsantrag 
Drucksache 7/2739, mit dem wir erreichen möchten, 
daß das Sondervermögen abgelehnt wird und die 
notwendigen Ausgaben für das Verstromungsgesetz 
in den normalen Haushalt eingegliedert werden. 

Vielleicht ist es doch besser, haushaltspolitisch zu 
dem zurückzukehren oder bei dem zu bleiben, was 
sich über Jahrzehnte in allen parlamentarischen 
Demokratien bewährt hat. Erhalten wir uns das 
— das möchte ich betonen — , was verfassungs- 
politisch geboten und nach meiner Ansicht verfas- 
sungsrechtlich notwendig ist: das Budget- und Kon- 
trollrecht des Parlaments in unserem System der 
Gewaltenteilung und der Gewaltenbalance! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter von Bülow. 

Dt. von Bülow (SPD): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Lassen Sie mich kurz auf die 
Einlassungen meines Vorredners antworten, die sich 
auch auf den Antrag der Opposition Drucksache 
7/2739 beziehen. 

Zunächst sind Ausführungen zur Problematik des 
Schattenhaushalts gemacht worden. Dieser Begriff 
geistert seit den 60er Jahren durch die politische 


Diskussion, ohne daß bisher eine klare Definition for- 
muliert worden wäre. Unter Schattenhaushalt kann 
man eine der bloßen Haushaltsoptik dienende 
Herauslösung bestimmter Finanztatbestände aus 
dem Bundeshaushalt verstehen. Hiervon kann bei 
der Regierungsvorlage des Dritten Verstromungs- 
gesetzes keine Rede sein. 

Nach der Vorlage sollen die für die Verstromung 
erforderlichen Mittel nicht über Bundesausgaben, 
sondern in einer Art Selbsthilfe der Elektrizitäts- 
wirtschaft über eine Ausgleichsabgabe aufgebracht 
und über ein Sondervermögen abgewickelt werden. 
Dadurch sollen die aus dem Steinkohleeinsatz resul- 
tierenden zusätzlichen Belastungen gleichmäßig auf 
die gesamte Elektrizitätswirtschaft verteilt werden. 

Die Stromerzeugung insgesamt soll mit den tatsäch- 
lich entstehenden Kosten, und zwar auch soweit sie 
durch ein größeres Maß an Versorgungssicherheit 
bedingt sind, belastet werden. 

Diese volle Zurechnung der Kosten und ihrer Ein- 
beziehung in die Preisüberlegungen sind auch ener- 
giepolitisch geboten, weil auf diese Weise ein wirt- 
schaftlich sinnvoller und sparsamer Stromverbrauch 
der gesamten Volkswirtschaft unterstützt werden 
kann. Eine Finanzierung der Verstromungskosten 
über den öffentlichen Haushalt, die unterschieds- 
los alle Steuerzahler träfe, würde demgegenüber 
auf eine durch Subventionen verfälschte Zurechnung 
der Kosten der Stromerzeugung unabhängig vom 
Verbrauch hinauslaufen. 

Nun zur Frage der Verbrauchsteuer. Bei der Aus- 
gleichsabgabe nach § 4 des Entwurfs handelt es sich (D) 
nicht um eine Steuer, sondern um eine wirtschafts- 
verwaltungsrechtliche Abgabe. Es ist also eine La- 
stenumverteilung innerhalb eines geschlossenen 
Wirtschaftszweiges. Sie erfüllt das entscheidende 
Merkmal des Steuerbegriffs nicht, weil sie nicht der 
Gewinnung von Mitteln für den allgemeinen Staats- 
bedarf dient. Ihr ausschließlicher Zweck ist vielmehr 
die Finanzierung des Sondervermögens und damit 
der aus diesem Fonds zu erbringenden Leistun- 
gen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts kann eine Ausgleichsabgabe von sol- 
chen Unternehmen erhoben werden, die zu dem 
Zweck, dem das Aufkommen aus der Ausgleichsab- 
gabe dient, eine besondere Beziehung haben. 

Bei der Sicherung der Elektrizitätsversorgung 
kommt den Abgabeschuldnern, den Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen, eine besondere Verantwor- 
tung zu. Es ist daher gerechtfertigt, ihnen und nicht 
der Allgemeinheit die Finanzierung der aus dem 
Sondervermögen zu erbringenden Leistungen aufzu- 
erlegen. 

Die Ausgleichsabgabe kann auch in ihrer wirt- 
schaftlichen Auswirkung nicht einer Verbraudi- 
steuer gleichgesetzt werden. Eine Verbrauchsteuer 
belastet allgemein den Verbrauch bestimmter Güter 
und Leistungen zum Zwecke der staatlichen Einnah- 
meerzielung. Die Ausgleichsabgabe stellt demgegen- 
über nur sicher, daß die Verstromungskosten künftig 
in vollem Umfang in die Strompreise eingehen und 
die bisher aus dem öffentlichen Haushalt geleistete 
Subventionierung entfällt. Dabei werden auch die- 
jenigen Kosten in die Strompreise eingerechnet, die 
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sich aus einem höheren Maß an Versorgungssicher- 
heit bei der Energieversorgung ergeben. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat soeben von der 
Versicherungsprämie gesprochen, die zu bezahlen 
sei. Ähnliche Versicherungsprämien zahlt die Elek- 
trizitätswirtschaft ja heute schon bei der Versiche- 
rung gegen den Ausfall von ganzen Stromerzeu- 
gungsblöcken. Auch da muß hilfsweise gegen erheb- 
liche Prämien, also gegen erhebliche Geldleistungen, 
Sicherheit geschaffen werden. Ähnliches soll erreicht 
werden durch die Ausgleichsabgabe. Hier wird die 
Energiezufuhr gesichert und soll in die Gesamt- 
kostenbasis der EVUs einbezogen werden. 

Hätte man im übrigen in der Bundesrepublik wie 
etwa in Frankreich eine einheitliche nationale Elek- 
trizitätsversorgungsgesellschaft, würde gar kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die Finanzierung der 
Energiesicherungsbasis keineswegs aus dem Haus- 
halt zu erfolgen hätte, sondern daß dieses Unter- 
nehmen die Kosten hierfür tragen müßte. Es kann 
im Grunde genommen keinen Unterschied bedeuten, 
wenn diese Kosten nun auf eine ganze Reihe von 
EVUs umgelegt werden, da wir keine nationalen 
Energieversorgungsunternehmen haben. 

Nun noch zur Frage der parlamentarischen Kon- 
trolle des Sondervermögens. Auch dies ist ja von 
meinem Vorredner angesprochen worden-, es ist ein 
ernstes Problem. Die Beteiligung des Parlaments bei 
der Aufstellung des jährlichen Wirtschaftsplans des 
Sondervermögens könnte z. B. durch eine besondere 
gesetzliche Feststellung oder durch eine Anhängung 
des Wirtschaftsplans an den Bundeshaushaltsplan 
erreicht werden. Eine derartige Regelung käme je- 
doch einer zeitlichen Anbindung an das Haushalts- 
verfahren des Bundes gleich und würde damit wegen 
der Einschränkung der notwendigen Beweglichkeit, 
insbesondere bei der Festlegung des Umlagesatzes, 
die Zusammenarbeit mit der Elektrizitätswirtschaft 
in Frage stellen. 

Die Ausgleichsabgabe und die Zuschüsse gehen 
in die Kostenrechnungen der Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen ein und beeinflussen das wirt- 
schaftliche Ergebnis der Unternehmen wesentlich. 
Der Gesetzentwurf sieht daher vor, daß den Unter- 
nehmen in angemessener Zeit vor Beginn des Ka- 
lenderjahres die Höhe der Ausgleichsabgabe und 
der Zuschüsse bekannt ist. Voraussetzung hierfür ist 
ein rechtzeitig vor Jahresbeginn festgestellter und 
vollziehbarer Wirtschaftsplan für das Sonderver- 
mögen. Im übrigen ist eine gesetzliche Feststellung 
des Wirtschaftsplans nicht zwingend vorgeschrieben, 
wie der Hinweis auf den Lastenausgleich — ein ähn- 
liches Sondervermögen — , den Altölbeseitigungs- 
fonds, das Filmförderungsgesetz zeigt. 

Dem Gedanken der Einschaltung des Parlaments 
hinsichtlich der Höhe der Abgabe wird durch eine 
Änderung des § 4 des Regierungsentwurfs Rechnung 
getragen, nach der die Erhebung der Abgabe bei 
Überschreitung eines Satzes von 3,5 v. H. an die Zu- 
stimmung des Bundestages gebunden ist. Ab 1980 ist 
auch der Satz von 3,5 v. H. durch Gesetz neu zu be- 
stimmen. 


Auch hinsichtlich der Rechnungslegung und der 
parlamentarischen Entlastung ist die Regierungsvor- 
lage inzwischen durch den Wirtschaftsausschuß er- 
gänzt worden. Während der Entwurf insoweit keine 
parlamentarische Kontrolle vorgesehen hatte, hat 
nach der Änderung des § 2 Abs. 5 der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft nunmehr dem Bundestag und 
dem Bundesrat im Laufe des nächsten Wirtschafts- 
jahres zur Entlastung gesondert Rechnung zu legen. 
Durch diese Maßnahme ist die Beteiligung des Parla- 
ments im Rahmen des praktisch Möglichen gewähr- 
leistet. Auch die Prüfungsrechte des Rechnungshofes 
sind nicht beeinträchtigt. Ich bitte daher im Namen 
der Koalitionsfraktionen jetzt schon, den Antrag der 
Opposition auf Drucksache 7^2737, der diese Thema- 
tik zum Gegenstand hat, abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, damit wir uns im klaren sind: Wir sind 
noch in der allgemeinen Aussprache. Offensichtlich 
geht das etwas durcheinander. Als nächster Redner 
ist hier Dr. Zeitei gemeldet. Wollen Sie in der allge- 
meinen Aussprache sprechen, Herr Dr. Zeitei? — 
Dann haben Sie das Wort. Bitte schön! 

Dr. Zeitei (CDU/CSU); Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das Parlament stünde vor einer 
relativ einfachen Aufgabe, wenn es nur darum 
ginge, für eine verbesserte Energieversorgung, na- 
mentlich auf der Basis der heimischen Steinkohle, 
vermehrt Mittel bereitzustellen. Das ist allerdings 
nicht die ganze Problematik. Es beginnt vielmehr 
bei der Frage: Ist das, was hier gezahlt wird, eine 
Abgabe, oder — • wie Herr Kollege von Bülow etwas 
harmlos meinte — ist das eine Versicherungs- 
prämie oder aber ist es dasselbe, als hätten wir 
Gewinne einer verstaatlichten Energieversorgung? 

Herr Kollege von Bülow, genau das unterscheidet 
uns eben von anderen Ordnungen zwischen privaten 
Preisen, öffentlichen Abgaben, Steuern und Gewin- 
nen nationalisierter Unternehmungen zu trennen. 
Sie haben in der Tat recht: Wenn in einem Staat 
nur eine verstaatlichte Unternehmung besteht, dann 
verschwimmt die Trennungslinie zwischen Steuer 
und Gewinnabschöpfung. Die Abgabe auf die Ebene 
einer privaten Versicherungsprämie zu schieben, ist 
doch eine totale Verkennung der bei uns rechtlich 
und politisch gegebenen Situation. 

Nach meiner persönlichen Auffassung handelt es 
sich in der Sache um eine steuerliche Abgabe, Es 
geht um nichts anderes als um eine Steuererhöhung. 

Wenn die Energieversorgung verbessert werden 
soll, wird das Parlament im Zweifel zu einer solchen 
Steuererhöhung stehen müssen. Dann gehört das 
gesamte Vorhaben aber in den Haushalt hinein, 
abgesichert nach allen Verfahren, die auf Grund 
einer langen Rechtsprechung für öffentliche Haus- 
halte und Steuern gelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist nicht nur so, daß die Mittel aus dem Haus- 
halt herausgenommen werden. Mit dem Sonderver- 
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mögen wird zugleich auch die verfassungspolitische 
Problematik dieser Abgabe, auf die ich ausdrücklich 
hin weisen möchte, verschoben. Sicherlich wird es 
noch Auseinandersetzungen darüber geben, ob es 
sich verfassungspolitisch um eine Abgabe handelt 
oder um eine Steuer, die nach den Normen des 
Steuerrechts erhoben werden muß. Der Bezug, der 
in den Ausschußberatungen zur Milchabgabe herge- 
stellt worden ist, dürfte für die verfassungspolitische 
Würdigung dieser Abgabe sicher nicht ausreichend 
sein. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Kollege Pro- 
fessor Zeitei, ist Ihnen bekannt, daß der Bundes- 
rechnungshof zu dieser Problematik folgendes aus- 
geführt hat: „Insgesamt muß deshalb gesagt werden, 
daß die in dem zur Beratung anstehenden Gesetz- 
entwurf vorgesehene Regelung eine Einengung des 
parlamentarischen Budgetrechts und der parlamen- 
tarischen Kontrolle für einen wichtigen Bereich der 
Wirtschaftspolitik des Bundes zur Folge hätte,"? 

{Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff) 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Der Vorgang ist bekannt. 
Ich habe ja gesagt, es beginnt bereits bei der Frage 
der Kennzeichnung dieser Abgabe als Steuer oder 
als Nichtsteuer. In dem Augenblick, wo sie als 
Steuer gekennzeichnet ist, gehört sie auch in den 
Haushalt hinein. Wenn das geschehen wäre, fiele 
die Zustimmung zu diesem Gesetz sehr viel leichter. 

Nunmehr hat die Regierung einen sehr merkwür- 
digen Weg beschritten. Sie kaschiert nämlich über 
das SondervermÖgen die wahre Belastung, die dem 
Verbraucher dadurch entsteht. Sie macht von der 
Herauslösung der Mittel aus dem Haushalt Ge- 
brauch, und zwar in spektakulärer Weise. Alle Er- 
höhungsraten der öffentlichen Haushalte beinhalten 
diese eine Milliarde DM — und das ist ja kein klei- 
ner Betrag, der erhoben wird — nicht. Ich nenne das 
nicht sehr wahrhaftig; ich nenne es auch nicht trans- 
parent im Umgang mit der Bevölkerung, wenn man 
von Steigerungsraten im öffentlichen Haushalt 
spricht, in dem ein so erklecklicher Betrag nicht 
enthalten ist. Lassen Sie mich das deutlich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Reuschenbach? 

Dr. Zeitei (CDU/CSU) : Bitte. 

Reuschenbach (SPD): Herr Kollege, können Sie 
es wirklich guten Gewissens als Kaschierung bezeich- 
nen, wenn wir im Gesetz ausdrücklich die Bestim- 
mung aufgenommen haben, daß dieser Aufschlag 
ausgewiesen und gekennzeichnet werden muß? 


Dr. Zeitel (CDU/CSU): Ich würde es immer noch 
als Kaschierung bezeichnen; denn sonst hätten Sie 
denselben Betrag — und just das hat die Regie- 
rungskoalition in der Haushaltsdebatte nicht getan 
— ■ auch in die Steigerungsraten des öffentlichen 
Haushaltes einrechnen müssen. Genau das haben 
Sie nicht getan. Wir werden wohl erleben, daß 
beim nächsten Haushalt von Ihrer Seite der Hinweis 
darauf erfolgt, daß das nicht zum Haushalt gehöre. 

Sie dürfen nicht zweischneidig argumentieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau dies ist der Punkt, den wir dauernd in der 
Debatte haben: daß Sie den Anschein erwecken, als 
seien es nur 8,7 Vo Haushaltssteigerung, während 
es in Wirklichkeit mit dieser einen Milliarde DM 
fast 10 Vo sind. Der Bundeskanzler hat hier die Zahl 
8,7 Vo noch einmal als richtig bezeichnet. So können 
wir in der Öffentlichkeit nicht miteinander umge- 
hen. Das nenne ich Verschleierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, Sie machen es 
sich mit dem Hinweis auf die Wettbewerbsprobleme 
ein bißchen einfach. Was unseren Antrag angeht, 
so wird Herr Kollege Schmidhuber dazu noch etwas 
sagen. 

Lassen Sie mich nur auf folgendes hinweisen. Das 
Problem ist nicht allein von den Energiepreisen her 
zu sehen. Es ist nicht zu leugnen — und hier ist ein 
weiterer Punkt des Anstoßes, unabhängig von der 
Grundlinie dieses Gesetzes — , daß die Einsatzkosten 
auf Grund der Mindestpreisregelung zwischen ver- (D) 
schiedenen Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
gravierend verschoben werden, und zwar in einem 
Umfang, der in Ihrem Hause bekannt ist und der bis 
zur Hälfte der Listenpreise ausmacht. Hier haben 
wir also Wettbewerbsverschiebungen innerhalb 
derselben Region und noch einmal zwischen den 
verschiedenen Regionen, die nach meinem Dafür- 
halten — und auch hier ist ein Widerspruch — 
ordnungspolitisch gravierend sind. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Zei- 
tei, könnten Sie bitte auch sagen, wie groß denn 
eigentlich das Volumen sein wird, daß Sie mit der 
Hälfte der Listenpreise angeben? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Herr Kollege Lambsdorff, 
dies war meine Frage an den Herrn Wirtschafts- 
minister, und der Wirtschaftsminister hat auf diese 
Frage leider bis heute — und das bedaure ich sehr 
— keine eindeutige Antwort gegeben, sondern er 
hat — und das ist für mich wettbewerbspolitisch 
bezeichnend — auf meine Anfrage hin geschrieben, 
er könne, um nicht Geheimhaltungspflichten zu 
verletzen, die Angaben für drei oder vier deut- 
sche Länder nur zusammenfassen. Das läßt für mich 
den Schluß zu, daß nur ganz wenige Unternehmun- 
gen in den Genuß der Vergünstigungen kommen 
und daß es sehr wohl sein könnte, daß innerhalb 
des gleichen Landes Unternehmungen mit sehr 
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unterschiedlichen Einsatzkosten miteinander kon- 
kurrieren. Das kann man doch nicht kaschieren 
wollen, Herr Wirtschaftsminister, und das hat mit 
Ihrer ordnungspolitischen Linie nicht sehr viel zu 
tun. 

Sie haben dann die vertraglichen Besonderheiten 
angesprochen, die hier in Frage stehen. Dazu ist zu 
sagen, daß es zur Zeit Vertragsrevisionen, Preis- 
revisionen in anderen Energiebereichen gibt, etwa 
bei der Gasversorgung, die sehr viel weitergehen 
und die mit der Änderung der Geschäftsgrundlage 
infolge der Erdölkrise begründet werden. Das wäre 
doch weiter zu überprüfen gewesen. 

Unbestreitbar, Graf Lambsdorff — und ich 
wünschte, ich hätte bessere Antworten vom Wirt- 
schaftsministerium bekommen — , handelt es sich 
um Wettbewerbsverschiebungen. 

Es ist auch zu einfach, Herr Wirtschaftsminister, 
zu sagen, daß wir ein Verbundsystem haben und 
damit keine regionalpolitischen Probleme entste- 
hen. Sie sollten besser wissen, daß eben doch 
regionalpolitische Verzerrungen entstehen, die un- 
serer sonstigen und auch von Ihrem Hause vertre- 
tenen Linie zuwiderlaufen. Ich hätte gern gesehen, 
daß diese Verzerrungen für die Beratung hier we- 
nigstens explizit gemacht worden wären. Aber auch 
das ist nicht geschehen. Insofern widerspricht diese 
Regelung auch unter regionalpolitischen Gesichts- 
punkten dem, was von Ihrem eigenen Hause ver- 
treten wird. 

Ich kann Sie nur dringend bitten, den Anderungs- 
ßj anträgen unserer Fraktion, die in zwei Punkten 
wesentliche Mängel dieses Gesetzes heilen sollen, 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Wir treten nunmehr 
in die Einzelberatung ein. 

Zuvor muß ich Ihnen noch eine kurze Mitteilung 
machen. Aus Versehen ist der Antrag des Wirt- 
schaftsausschusses auf der Drucksache 7/2623 nicht 
mit abgedruckt. Der Wirtschaftsausschuß beantragt, 
den Gesetzentwurf in der aus der Drucksache 7/2623 
ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Ich rufe nunmehr § 1 auf. Wer der aufgerufenen 
Bestimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr § 2 auf. Hierzu liegt auf Druck- 
sache 7/2739 ein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU vor, mit dem beantragt wird, § 2 zu strei- 
' eben bzw. im Falle der Ablehnung dieses Antrages 
§ 2 Abs. 4 zu ändern und § 2 Abs. 5 zu streichen. 

Meine Damen und Herren, mit Rücksicht auf die- 
sen Eventualantrag können wir nicht wie üblich 
einfadi über den Streichungsantrag durch Abstim- 
mung über die vorliegende Fassung des § 2 ent- 
scheiden. Wir müssen jetzt erst einmal über den 
Antrag abstimmen, § 2 zu streichen. Wer diesem An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 


genprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist ab- 
gelehnt. 

Wir müssen nunmehr über den Änderungsantrag 
Nr. 1 b auf Drucksache 7/2739 — das ist die Ände- 
rung des Absatzes 4 und die Streichung des Ab- 
satzes 5 — abstimmen. Wer diesem Antrag zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieser 
Antrag ist ebenfalls abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wer dem § 2 in der 
Fassung des Ausschußantrages zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — § 2 ist somit in der 
Fassung des Ausschußantrages angenommen. 

Ich rufe § 3 auf. Dazu liegen keine Änderungs- 
anträge vor. Wer der aufgerufenen Bestimmung zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein- 
stimmig angenommen. 

Ich rufe § 4 auf. Hierzu liegen zwei Änderungsan- 
träge vor: zu § 4 Abs. 2 der Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD, CDU/CSU und FDP auf Druck- 
sache 7/2738, zu § 4 Abs. 5 der Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/2739. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen zuerst 
über den interfraktionellen Änderungsantrag auf 
Drucksache 7/2738 ab. Wer diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An- 
derungsantrag auf Drucksache 7/2739; das ist die 
Nr. 2 auf dieser Drucksache. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Abstimmung über § 4 in der soeben geänderten Fas- 
sung. Wer dem § 4 in der geänderten Fassung zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 4 ist 
in der geänderten Fassung angenommen. 

Ich rufe die §§ 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 12 auf. — 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig beschlos- 
sen. 

Ich rufe § 13 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
7/2737 ein Änderungsantrag der Abgeordneten 
Schmidhuber, Strauß, Stücklen, Dr. Dollinger, Dr. 
Zeitei, Dr. Wörner, Höcherl, Röhner, Dr. Zimmer- 
man, Leicht, Blumenfeld, Engelsberger, Spilker, Dr, 
Jobst, Schedl und Genossen vor. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidhuber. 

Schmidhuber (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist bereits einiges 
über die finanzwirtschaftliche Problematik dieses 
Gesetzentwurfs gesagt worden. Daneben drängt sich 
aber noch die Frage auf, ob das von allen Seiten an- 
gestrebte Ziel, nämlich die Stabilisierung des Stein- 
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kohleneinsatzes in Kraftwerken bei durchschnittlich 
33 Millionen Tonnen bis 1980, nicht im Wege einer 
privatrechtlichen Vereinbarung zwischen der Elek- 
trizitätswirtschaft und dem deutschen Steinkohlen- 
bergbau hätte erreicht werden können. Der Herr 
Bundeswirtschaftsminister ist in seiner Begrün- 
dungsrede auch auf diese Bemühungen eingegan- 
gen. Nach den Feststellungen der Bundesregierung 
decken die gegenwärtigen Kohlepreise die Erzeu- 
gungskosten des deutschen Steinkohlenbergbaues. 
Die Wärmepreise von Steinkohle und schwerem 
Heizöl sind annähernd gleich. Es haben also gün- 
stige Voraussetzungen für eine vertragliche Lösung, 
also für eine Lösung auf privatwirtschaftlicher 
Grundlage bestanden. Daher ist es erstaunlich, daß 
keine Vereinbarung zustande gekommen ist. Mit 
den Hintergründen dieses Scheiterns wird man sich 
deshalb noch beschäftigen müssen. 

Beim Studium des vorliegenden Gesetzentwurfs 
fragt man sich, ob in ihm die veränderte Situation 
des Weltenergiemarktes, ausgelöst durch die Ver- 
vierfachung des Rohölpreises innerhalb von 18 Mo- 
naten, schon ausreichend berücksichtigt ist. Im letz- 
ten Jahr hat sich die Marktstellung der Kohle radi- 
kal verändert. Dies kommt am deutlichsten im Ab- 
sinken des Haldenbestandes an Steinkohle inner- 
halb eines Jahres — vom September 1973 bis Sep- 
tember 1974 um nahezu 15 Millionen Tonnen oder 
knapp 20 Vo der Kohleförderung im Jahre 1974 — 
zum Ausdruck. Heute kommt es nicht mehr darauf 
an, der Kohle einen geordneten Rückzug zu ermög- 
lichen. Sie ist jetzt wieder auf dem Vormarsch. Es 
geht darum, den Bau von Kohlekraftwerken zu för- 
dem, um damit auch die Elektrizitätsversorgung 
selbst sicherer zu machen. 

Gemäß § 1 des Entwurfs ist der Zweck dieses Ge- 
setzes die Sicherung des Steinkohlenabsatzes in der 
Elektrizitätswirtschaft auf der Basis von durch- 
schnittlich 33 Millionen Jahrestonnen bis 1980. Nach 
§ 13 Abs. 2 und 5 des Gesetzentwurfs sollen aber 
Leistungen gewährt werden, die mit diesem Ziel 
nichts zu tun haben, gleichwohl aber aus dem Auf- 
kommen der Ausgleichsabgabe oder — wohl zutref- 
fender gesagt, trotz der Replik des Herrn Kollegen 
von Bülow — ■ der Sonderverbrauchsteuer auf elek- 
trische Energie finanziert werden sollen. Diese Aus- 
gaben werden im Jahre 1975 mehr als die Hälfte des 
auf eine Milliarde DM geschätzen Aufkommens der 
Ausgleichsabgabe ausmachen. Für diese dem Zweck 
des Gesetzes nicht entsprechenden Ausgaben müs- 
sen nämlich 528 Millionen DM aufgewandt werden. 
Für den Bau neuer Kraftwerke dagegen — also für 
den eigentlichen Zweck des Gesetzes — werden 1975 
nur 141 Millionen DM eingesetzt. 

Daraus ergibt sich, daß das Dritte Kohleverstro- 
mungsgesetz, was die finanziellen Auswirkungen 
im Jahre 1975 anlangt, in erster Linie nicht den in 
§ 1 verkündeten Zielen, gegen die niemand etwas 
einwenden kann, dient, sondern anderen Zwecken, 
die man mit guten Gründen in Frage stellen kann. 
In Wirklichkeit geht es um die Entlastung des Bun- 
deshaushalts von Verpflichtungen, die der Bund mit 
dem Zweiten Verstromungsgesetz übernommen hat, 
und um die finanzielle Besserstellung einer Reihe 


von Großunternehmen, an denen der Bund mittel- 
bar oder unmittelbar beteiligt ist oder an denen er 
ein sonstiges eigenwirtschaftliches Interesse hat, wie 
im Falle der Ruhrkohle AG in Gestalt der Bürg- 
schaftsverpflichtung. Diese kohlepolitischen Erbla- 
sten werden jetzt dem Stromverbraucher unter dem 
falschen Etikett „Sicherung der Energieversorgung" 
unterschoben. Im Gesetz wird diese Bestimmung 
des § 13 mit dem höchst mißverständlichen Wort 
„Übergangsregelung" überschrieben. 

Im einzelnen ist dazu folgendes zu sagen. 

§ 13 Abs. 5 des Entwurfs legt fest, daß die rest- 
lichen Zuschüsse nach dem Zweiten Verstromungs- 
gesetz für die Betriebsjahre 1966 bis 1973 aus dem 
Sondervermögen geleistet werden. Hier wälzt der 
Bund einfach alte Lasten in einer Größenordnung 
von 147 Millionen DM auf die Stromverbraucher des 
Jahres 1975 ab. Dies ist um so erstaunlicher, als die 
Bundesregierung vor einigen Wochen die Verlänge- 
rung der Heizölsteuer auf weitere fünf Jahre gefor- 
dert und einen entsprechenden Gesetzentwurf ein- 
gebracht hat. Da die Verlängerung der Heizölsteuer, 
deren Aufkommen ja vorrangig energiepolitischen 
Zwecken dienen soll, in der mittelfristigen Finanz- 
planung ab 1. Januar 1975 nicht mehr berücksichtigt 
war, wäre eine Deckungsmöglichkeit vorhanden. Es 
besteht also auch keine finanzpolitische Notwendig- 
keit, die Stromverbraucher des Jahres 1975 für 
längst abgeschlossene Subventionsmaßnahmen zah- 
len zu lassen. 

Ein noch gravierender Fall ist die Einbeziehung 
der sogenannten Minderpreisgeschäfte in die Sub- 
ventionierung. Nach § 13 Abs. 2 des Entwurfs kann 
dem Betreiber eines Steinkohlekraftwerks auch 
dann ein Zuschuß pro eingesetzter Tonne Stein- 
kohle gewährt werden, wenn er einen höheren Preis 
für die Steinkohle zahlt, obwohl er auf Grund eines 
vor dem 30. September 1973 geschlossenen Vertra- 
ges über die Lieferung von Kraftwerkskohle zu 
einem niedrigeren Preis beliefert werden müßte. 
Dies bedeutet, daß die Preise für fest abgeschlossene 
langfristige Lieferverträge für Steinkohle nachträg- 
lich zu Lasten der Stromabnehmer von 1975 und der 
folgenden Jahre nach oben korrigiert werden. Eine 
derartige Regelung stellt nicht nur eine ungerecht- 
fertigte Belastung der zukünftigen Stromabnehmer 
dar; gegen sie bestehen auch erhebliche ordnungs- 
politische Bedenken, und zwar in zweifacher Hin- 
sicht. Es wird eine pauschale Verbesserung von Ent- 
gelten aus Lieferverträgen ermöglicht, wobei die 
hierfür verwendeten Mittel aus Zwangsabgaben 
stammen. Damit sind die Vertragspartner dieser Lie- 
ferverträge der Lösung der leidigen Frage entho- 
ben, ob nicht der Lieferant von der Kraftwerksge- 
sellschaft eine Erlösverbesserung unter dem Ge- 
sichtspunkt der Veränderung der Geschäftsgrund- 
lage verlangen kann, wie es in gleichgelagerten Fäl- 
len bei der Lieferung von Erdgas geschehen ist. Es 
geht selbstverständlich, Herr Bundesminister, nicht 
etwa darum, irgendeinen Vertragspartner zum Ver- 
tragsbruch aufzufordern. Aber es muß doch ver- 
langt werden, daß zunächst einmal die zivilrecht- 
lichen Möglichkeiten ausgeschöpft werden, ehe man 
an das Geld der Steuerzahler oder an das Geld der 
Stromabnehmer herangeht. 
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Diese Notwendigkeit zu vielleicht harten Ver- 
tragsverhandlungen besteht deswegen jetzt nicht 
mehr, weil ja ein Dritter zahlt, nämlich das von der 
Zwangsabgabe der Stromabnehmer gespeiste Son- 
dervermögen. Es wird gegen den finanzpolitischen 
Grundsatz verstoßen, daß eine Leistung aus öffent- 
lichen Mitteln erst dann in Frage kommt, wenn ein 
Interessenausgleich auf der Grundlage des Privat- 
rechts nicht möglich ist. Eine solche Großzügigkeit 
des Gesetzgebers wird erst dann recht verständlich, 
wenn man sich vergegenwärtigt, daß auf beiden Sei- 
ten fiskalische Interessen des Bundes bestehen. Die 
wichtigsten Nutznießer dieser Regelung auf der 
Kraftwerksseite sind Gesellschaften, an denen der 
Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Ande- 
rerseits mindert jede Erlösverbesserung der Ruhr- 
kohle AG das Bürgschaftsobligo des Bundes gegen- 
über den sogenannten Altgesellschaften. 

Große Bedenken bestehen außerdem gegen den 
Stichtag 30. September 1973. Zu diesem Zeitpunkt 
waren die Vorbereitungen für diesen Gesetzentwurf 
bereits in vollem Gange. Es kann daher nicht ausge- 
schlossen werden, daß einzelne Verträge im speku- 
lativen Vorgriff auf die erwartete gesetzliche Re- 
gelung abgeschlossen worden sind. Die Offenlegung 
aller Minderpreisverträge könnte zu einer Klärung 
dieser Frage sicherlich beitragen. 

Darüber hinaus führt die vorgesehene Begünsti- 
gung der Minderpreisverträge zu einer nachhaltigen 
regionalen Wettbewerbsverzerrung, da den süddeut- 
schen Steinkohlekraftwerken von den Kohlever- 
kaufsgesellschaften keine langfristigen Preisab- 
schläge eingeräumt wurden. Herr Professor Zeitei 
hat bereits auf diesen Umstand hingewiesen. Für 
diese Diskriminierung der süddeutschen Steinkoh- 
lenkraftwerke gibt es keine Rechtfertigung. 

Hinzu kommt, daß das Gefüge der Stromtarife 
und der Sonderabnehmerverträge noch immer er- 
hebliche regionale Unterschiede aufweist und daß 
gerade die wirtschaftsschwachen Gebiete, vor allen 
Dingen im Zonenrandgebiet, unverhältnismäßig 
hohe Stromkosten haben. Da die Ausgleichsabgabe 
als fester Satz auf den Strompreis erhoben wird, 
trägt sie zu einer tendenziellen Erhöhung der regio- 
nalen Strompreisunterschiede bei. Es ist daher ein 
wichtiges Anliegen der revierfernen Gebiete — sol- 
che gibt es ja auch innerhalb des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen — , den Satz der Ausgleichs- 
abgabe möglichst niedrig zu halten. Streicht man 
die Bestimmungen des § 13 Abs. 2 und Abs. 5 des 
Entwurfs, so kann der Satz der Ausgleichsabgabe 
auf 2 Vo gesenkt werden. Mit diesem Satz könnte 
man nicht nur im Jahre 1975 auskommen, sondern 
er würde auch in den folgenden Jahren vollständig 
genügen, wenn man davon ausgeht und das kann 
man im gegenwärtigen Zeitpunkt — , daß in den 
kommenden Jahren mit keiner größeren Wärme- 
preisdifferenz zwischen der Gemeinschaftskohlq 
und dem schweren Heizöl zu rechnen ist. 

Abschließend möchte ich nochmals betonen, daß 
sich die Antragsteller selbstverständlich nicht ge- 
gen eine sinnvolle Sicherung des Steinkohleabsat- 
zes in der Elektrizitätswirtschaft und damit auch 
nicht gegen eine Sicherung der Elektrizitätsversor- 


gung sperren, sondern daß es ihnen ausschließlich 
darum geht, die Lasten gerecht zu verteilen und 
Wettbewerbsverzerrungen abzubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Frau Präsiden- 
tin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Der Antrag von 26 CDU/CSU-Abgeordneten — es 
ist nicht ein Antrag der CDU/CSU-Fraktion — be- 
zweckt, die Ablösung der sogenannten Minderpreis- 
geschäfte zu verhindern. 

Meine Damen und Herren, die Übergangsvor- 
schrift des § 13 Abs. 2, mit der die Umstellung noch 
vorhandener Minderpreiserlösverträge von Kraft- 
werkskohle auf kostendeckende Preise ermöglicht 
werden soll, ist wiederholt und eingehend beraten 
worden. Die Behauptung, daß dadurch regionale 
Verzerrungen entstehen, ist nicht berechtigt. Im 
übrigen, Herr Kollege Zeitei; Wettbewerbsverzer- 
rungen hat es bislang schon gegeben, wenn Sie da- 
von ausgehen, daß ein Teil der Kraftwerke Verträge 
zu Minderpreisen abgeschlossen hat und andere 
Kraftwerke die vollen Kosten bezahlen mußten. 
Das Gesetz schafft also keine neuen Wettbewerbs- 
verzerrungen, sondern — ich werde versuchen, es 
noch darzulegen — es wird dafür sorgen, daß ein 
Ausgleich erfolgt. 

(Abg. Dr. Zeitei [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Wenn Sie mir gestatten, fortzufahren. Ich kom- 
me, glaube ich, noch auf die Beantwortung Ihrer 
möglichen Frage. 

Zunächst muß man berücksichtigen, daß Kern- 
punkt des Dritten Verstromungsgesetzes die Siche- 
rung der Stromversorgung ist, und zwar durch 
einen ausreichend und langfristig gesicherten Ein- 
satz inländischer Steinkohle in der Elektrizitäts- 
wirtschaft. Der von der heimischen Steinkohle zu 
erwartende nachhaltige Beitrag ist nur gewährlei- 
stet, wenn die Bergwerksunternehmen gleichzeitig 
auf eine wirtschaftlich gesunde Grundlage gestellt 
werden. Dazu gehört neben der Vorgabe eines men- 
genmäßigen Zieles selbstverständlich auch, daß die 
Bergwerksunternehmen für ihre Lieferungen an die 
Elektrizitätswerke zumindest kostendeckende Preise 
erhalten. Beide Elemente — Sicherung der Strom- 
versorgung durch ausreichenden Einsatz inländi- 
scher Steinkohle und wirtschaftliche Konsolidie- 
rung der Bergbauunternehmen — sind daher not- 
wendiger Bestandteil des Dritten Verstromungsge- 
setzes. Darüber hat es meines Wissens im Prinzip 
keinen Dissens gegeben, sondern in allen Beratun- 
gen Übereinstimmung gegeben. 

Wir haben mit diesem Dritten Verstromungsgesetz 
auch Lehren aus den früheren Verstromungsgeset- 
zen gezogen, die eben nicht zu der erforderlichen 
Konsolidierung des Bergbaus geführt haben. Denn 
damals war es in der Tat so, daß die Bergbauunter- 
nehmen in Zeiten großer Absatzschwierigkeiten ge- 
zwungen waren, teilweise Verträge über die Lie- 
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(^) ferung von Kraftwerkskohle zu niedrigeren als zu 
Listenpreisen abzuschließen, damit zusätzliche Auf- 
haldungen, Feierschichten und Zechenstillegungen 
vermieden werden konnten und Arbeitsplätze im 
Bergbau erhalten wurden. 

Das ändert nichts daran, daß aus der Vergangen- 
heit noch Verträge bestehen und in die neue Rege- 
lung hineinreichen. Sie laufen zwar in den nächsten 
Jahren allmählich aus, führen aber noch zu erheb- 
lichen Kostenunterdeckungen und damit zu Ver- 
lusten bei den Bergwerksunternehmen. Derartige 
Verluste sind mit ein Grund gewesen, weshalb der 
Bergbau oft an der Grenze seiner Existenzfähigkeit 
war. 

Präsident Frau Rengcr: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Wolfram (SPD): Ja, bitte! 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Herr Kollege Wolfram, 
sind sie nicht der Auffassung, daß gegenüber dem 
Zweiten Verstromungsgesetz, das den Anfang in 
dieser Regelung gebracht hat, eine total veränderte 
Wettbewerbsposition durch die Preisveränderungen 
entstanden ist, die man bei der wettbewerbspoli- 
tischen Würdigung in jedem Falle berücksichtigen 
muß? 

Wolfram (SPD): Nein, Herr Kollege Zeitei, ich 
teile Ihre Auffassung nicht. Sie stimmt auch nicht. 

(B) Der Wirtschaftsminister hat dieses Argument schon 
eingehend zurückgewiesen. 

(Dr. Zeitei [CDU/CDU]: Nein, eben nicht!) 

— Doch, sehr wohl. Ich werde, wenn Sie mir noch 
ein paar Minuten geben, auch noch darauf eingehen. 
Das ist nicht wahr, das ist eine Annahme, Herr Kol- 
lege Zeitei. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU] : Es hat sich doch 
etwas geändert!) 

— Lassen Sie mich doch bitte meine Begründung ge- 
ben; wir werden dann sehen, daß Ihre Annahme, 
daß hier neue Wettbewerbsverzerrungen geschaffen 
werden, irrig ist. 

Falsch ist die Behauptung, daß durch die Auf- 
bringung der für die Umstellung von Minderpreis- 
verträgen notwendigen finanziellen Mittel im Wege 
der Ausgleichsabgabe regionale Verzerrungen des 
Strompreisniveaus, insbesondere zu Lasten der re- 
vierfernen Gebiete, geschaffen würden. Soweit ein- 
zelne Elektrizitätswerke auf Grund früher abge- 
schlossener Minderpreisverträge günstigere Kohle- 
einstandskosten haben — das sind im übrigen, Herr 
Kollege Zeitei, keineswegs etwa nur reviernahe, 
sondern durchaus auch revierferne Unternehmen — , 
liegt der Grund für diesen Kostenvorsprung aus- 
schließlich in diesen Verträgen, 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Es sind marktstarke 
Unternehmen!) 

nicht aber in der vorgesehenen Umstellungsbestim- 
mung. Denn auch bei einem Wegfall des § 13 Abs. 2 
würden solche Werke ihren Kostenvorsprung be- 


fO 

halten. Auch ein Ausgleich der Differenz zum Listen- ^ ^ 
preis der Bergbauunternehmen aus öffentlichen 
Haushaltsmitteln würde daran nichts ändern, ganz 
abgesehen davon, daß wir mit dem Dritten Ver- 
stromungsgesetz diesen Finanzierungsweg aus 
grundsätzlichen Erwägungen verlassen wollen. Dann 
bliebe also nur noch die Möglichkeit, daß die Berg- 
werksunternehmen diese Verluste tragen. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Vertragsrevision!) 

Also nicht die Beibehaltung des § 13 Abs. 2, son- 
dern gerade der Verzidit darauf würde zu Verzer- 
rungen führen. 

(Dr. Zeitei [CDLT/CSU]: Grotesker kann man 
es wirklich nicht darstellen!) 

Wir haben bei den Beratungen eingehend berück- 
sichtigt, was uns vor allem von einem Großkraft- 
werk aus dem süddeutschen Raum in dieser Be- 
ziehung gesagt worden ist. Wir wissen, daß eine 
Sonderregelung im Ergebnis dazu führen würde, daß 
diesem Kraftwerk entgegen der Zielsetzung des Ge- 
setzentwurfs ein neues Minderpreisgeschäft ermög- 
licht würde. Aus diesem Grunde und aus anderen 
Erwägungen haben wir diesen Plan fallenlassen. 

Ich verkenne nicht, daß ein Strukturproblem ent- 
stehen kann, aber dafür ist nicht etwa eine Hilfe 
aus dem Dritten Verstromungsgesetz der mögliche 
und geeignete Anknüpfungspunkt. Hier wird man 
nach eingehender Prüfung aller Umstände gegebe- 
nenfalls andere Wege suchen müssen. Mir ist im 
Wirtschaftsministerium gesagt worden, daß im Zu- 
sammenhang mit bereits bisher geführten Gesprä- 
chen, die in Kürze fortgesetzt werden sollen, nach foj 
vernünftigen Lösungen gesucht werden soll. 

Im übrigen darf ich noch einmal darauf hinweisen: 
Dieses Kraftwerk hat im wirtschaftlichen Ergebnis 
in der Vergangenheit Steinkohle auf der Basis von 
Minderpreisverträgen bezogen. Diese Minderpreise 
waren jedoch im Gegensatz zu anderen Verträgen 
an die jeweilige Entwicklung der Heizölpreise ge- 
koppelt. Bedingt durch den Anstieg der ölpreise, 
muß das Kraftwerk in einem solchen Fall mehr be- 
zahlen, praktisch also die Listenpreise für Kraft- 
werkskohle, ein Ergebnis, das auch durch die Rege- 
lung dieses Gesetzentwurfs angestrebt werden soll. 
Würde man also unter Hinweis auf die Wett- 
bewerbssituation dem Unternehmen Kraftwerks- 
kohle durch einen neuen Minderpreisvertrag gestat- 
ten, dann würde ein gefährlicher Präzedenzfall ge- 
schaffen werden. Herr Kollege Zeitei, das müssen 
Sie sehen. Denn jedes andere Kraftwerk, das Min- 
derpreisverträge hat, die in der nächsten Zeit aus- 
laufen, könnte unter Hinweis darauf in Zukunft 
ebenfalls eine Sonderbehandlung verlangen; das 
würde aber zu einer Perpetuierung der Minderpreis- 
verträge führen, und deshalb kann man dem nicht 
entsprechen. 

Meine Damen und Herren, würde man dem CDU/ 
CSU-Antrag — oder, genauer gesagt, dem Antrag 
der 26 CDU/CSU-Abgeordneten — stattgeben, wür- 
den wir gezwungen sein, die Verschlechterung der 
finanziellen Situation des Bergbaus im Grunde ge- 
nommen mit Haushaltsmitteln auszugleichen, und 
das kann ja nicht der Sinn der CDU/CSU-überlegun- 
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gen sein. Hier handelt die Opposition wieder einmal 
widersprüchlich: Auf der einen Seite fordern Sie von 
der Bundesregierung ein größeres Maß an Sparsam- 
keit, auf der anderen Seite wollen Sie dem Bundes- 
haushalt immer wieder neue Lasten aufbürden. 

Namens der Bundestagsfraktionen von SPD und 
FDP bitte ich deshalb, diesen Änderungsantrag der 
26 CDU/CSU-Abgeordneten abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD) 


Der Grundsatz, daß wir die Sicherung der Strom- 
versorgung auf der Basis der deutschen Steinkohle 

zu akzeptieren haben, wird ja von niemandem im 
Hause bestritten. Und wie immer in solchen Fällen 
— ich erwähne nur das Stichwort „Agrarpolitik"; 
es gibt aber noch viele andere Bereiche — führen 
solche Einsichten zu rechtlichen und vor allem ord- 
nungspolitischen Konsequenzen, die in der Tat nicht 
allesamt als erfreulich und begrüßenswert ange- 
sehen werden können. 


Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir kommen jetzt zur Abstimmung über 
den Änderungsantrag auf Drucksache 7/2737. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

(Zuruf: Enthaltungen! — Wehner [SPD]: 

Bangemann hat sich enthalten!) 

— Bei einigen Enthaltungen. 

Wir stimmen dann über § 13 in der Fassung des 
Ausschußantrages ab. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — ■ Die 
Gegenprobe, bitte! — Enthaltungen? — § 13 ist in 
der Ausschußfassung angenommen. 


Ich rufe nunmehr die §§ 14, 15, 16, 17, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Bestim- 
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — • 
Einstimmig angenommen. Damit ist das Gesetz in 
(B) zweiter Beratung angenommen. 


Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zur 


dritten Beratung. 


(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Wir sprechen von 
Ordnungspolitik, aber wie immer — das 
Ende ist abzusehen — stimmen wir zu!) 

Deswegen sollten wir auch nicht die Augen vor sol- 
chen Einwänden verschließen. 

Es ist hier bereits über die Frage gesprochen wor- 
den, ob es nicht besser wäre, eine solche Lösung 
durch die Finanzierung über die Haushalte vorzu- 
nehmen, wie wir das seit 1965 betrieben haben. Aber 
jedermann, meine Damen und Herren, weiß doch, 
daß in diesem Falle der Knüppel beim Hunde liegt, 
daß die Mittel des Haushalts nicht ausreichen. Und 
ich bin sicher, Herr Professor Carstens, Ihre vor- 
gestrige Erklärung, daß eben haushaltswirksame, 
den Haushalt belastende Beschlüsse hier nicht be- 
antragt werden sollen und auch nicht gefaßt werden 
können, wird ja etwas langatmiger sein als nur bis 
zum heutigen Freitag. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Zeitei? 


Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Aber selbstver- 
ständlich! 


Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Hierzu 
hat der Herr Abgeordnete Graf Lambsdorff das 
Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
habe volles Verständnis dafür, meine Damen und 
Herren von der Opposition, daß Sie diese Debatte 
mit etwas knurrenden Einwänden begleiten, weil 
Sie dem Gesetz ja zum Schluß zustimmen werden 
und müssen. 

(Russe [CDU/CSU]: Woher wissen Sie das?) 

— Wir wollen es abwarten, Herr Russe. 

(Russe [CDU/CSU] : Eben, das meinte ich 
ja!) 

Wir haben das ja auch im Wirtschaftsausschuß er- 
lebt. Ich gebe ja zu, daß es natürlich angenehmer ist, 
ein wenig Kritik zu üben, letztlich dann aber doch 
zu sagen: es bleibt uns gar nichts anderes übrig. 
Denn wir müssen natürlich, Herr Kollege Zeitei, die 
Dinge — obwohl ich für Mannheimer Belange durch- 
aus Verständnis habe — auch über den Bereich von 
Mannheim hinaus hier betrachten und würdigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. Zei- 
tei [CDU/CSU]: Immer!) 


Dr. Zeitei (CDU/CSU): Graf Lambsdorff, finden 
Sie es nicht ein wenig widersprüchlich, wenn Sie 
jetzt die Zweigleisigkeit zwischen Sondervermögen 
und Haushalt wirklich ins Extrem treiben? Belastet 
ist immer der Bürger, und wenn ich die Ausführun- 
gen, die hier vorhin gemacht worden sind, richtig 
verstehe, müßten Sie doch eigentlich auch zustim- 
men, daß es sich um Belastungswirkungen handelt, 
die wir nicht nur finanzpolitisch, sondern struktur- 
politisch einheitlich sehen müßten. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege 
Zeitei, Sie kommen mir etwas zuvor, denn was ich 
auch bei Ihnen vermißt habe, ist die Aufteilung und 
Untergliederung in die haushaltsrechtlichen und in 
die ordnungspolitischen Gesichtspunkte. Daß dies 
einer Verbrauchsteuer ähnelt — ich füge hinzu: so- 
gar noch einer mit einer Zweckbindung — , ist über- 
haupt nicht zu bestreiten, meine Damen und Herren. 
Das Problem ist doch nur: Sind wir zu einer solchen 
Lösung gezwungen, oder kann uns jemand eine an- 
dere Lösung anbieten, die besser und geeigneter 
wäre? 

(von Bockeiberg [CDU/CSU] : Das wäre zu 
beweisen! — Dr. Zeitei [CDU/CSU] : Genau 
das ist der Punkt!) 
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Meine Damen und Herren, diesen Antrag gibt es 
natürlich nicht, und diesen kann es auch unter den 
gegebenen Umständen nicht geben. 

Zum zweiten. Es ist natürlich so, daß Sonderfonds 
und — - wie Sie es nennen — parafiskalische Haus- 
halte die Gefahr mit sich bringen, daß man die tat- 
sächlichen öffentlichen Lasten nicht so ausgleicht, 
wie sie in der Tat bestehen, und daß man außerdem 
dem Verhalten der öffentlichen Hände im Konjunk- 
turverlauf nicht die notwendige Aufmerksamkeit, 
die einen solchen Bereich einschließen muß, zuwen- 
den kann. Auch dies ist sicherlich unbestritten. 

Außerdem kann eine solche Lösung, wie wir sie 
heute getroffen haben — dies allerdings wäre eine 
unerfreuliche Nebenwirkung — , auch zur Nach- 
ahmung verführen. Hier, glaube ich, sollte man klar 
und deutlich sagen, meine Damen und Herren, daß 
natürlich auch dies, was wir hier beschließen, von 
der Wirtschaft her gesehen ein kostenverursachen- 
der Faktor ist, den wir nicht zu vertreten haben. Die 
Ursache dafür liegt in ganz anderen Gründen; der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hat das dargestellt. 
Aber auch Umlagen für Fonds sind Kosten, Kosten 
mindern bekanntlich Gewinne, nicht vorhandene Ge- 
winne mindern Investitionen, und nicht vorhandene 
Investitionen gefährden langfristig die Arbeits- 
plätze. Der Herr Bundeskanzler hat in den vergan- 
genen Wochen mit aller Deutlichkeit und mit allem 
Nachdruck auf diese richtigen Zusammenhänge hin- 
gewiesen. 

Der Vorwurf, die haushaltsrechtliche und parla- 
mentarische Kontrolle sei nicht so gewährleistet, 
wie das bei Haushaltsansätzen der Fall ist, ist sicher 
richtig, aber, meine Damen und Herren, hier haben 
wir immerhin zwei entscheidende Schranken, die ich 
für außerordentlich wesentlich halte, in dieses Ge- 
setz eingebaut. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Wir werden sehen, 

ob Sie das auch bei der Steigerung sagen!) 

— Herr Kollege Zeitei, wenn die Steigerungsrate 
durchgesetzt werden soll, werden Sie und wir alle 
wieder gefragt werden. Einmal muß der Bundestag 
zustimmen, wenn der Satz über 3,5 ^/o angehoben 
wird, und zum andern — dies halte ich für noch 
wesentlicher — muß auch über den Grundsatz hier 
noch einmal entschieden werden, wenn das Gesetz 
über den 31. 12. 1980 hinaus verlängert werden soll. 
Denn, meine Damen und Herren, Subventionen — 
und dies ist eine Subvention — , die unvermeidlich 
sind, dürfen jedenfalls nicht von vornherein gesetz- 
lich als Dauersubvention angelegt werden, und dies 
haben wir mit den Änderungen des Entwurfs im 
Wirtschaftsausschuß, wie mir scheint, in der hier 
bestmöglichen Weise erreicht. 

Herr Bundeswirtschaftsminister, volle Zustim- 
mung zu Ihrer Bemerkung, daß eine freiwillige Lö- 
sung besser gewesen wäre und von uns vorgezogen 
worden wäre, aber auch hier weiß jeder, daß die 
Elektrizitätswirtschaft dem nicht zugestimmt hat, 
vielleicht — so meine ich — auch aus verständlichen 
Gründen nicht zustimmen konnte, denn es ging — 
das muß man, glaube ich, deutlich klarmachen — 
nicht um die Lösung eines eigenen, der Elektrizitäts- 


wirtschaft immanenten Problems, sondern es ging 
um die Lösung des Problems einer anderen Branche, 
und dafür zu zahlen ist natürlich nicht so ganz ein- 
fach. Immerhin: was wir in den Verhandlungen mit 
der Elektrizitätswirtschaft in diesem Bereich erlebt 
haben — dies muß ich gestehen — , war nun nicht 
gerade die Krone dessen, was man sich an Koope- 
ration zwischen der Regierung und zwischen einem 
betroffenen Industriezweig wünschen und vorstellen 
könnte. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Diese Zensur ist 
nicht gerecht!) 

— • Herr Kollege Zeitei, ich bin gerne bereit — das 
können wir nicht hier tun — , Ihnen ein Privatkollo- 
quium über die Erfahrungen, die wir hier gemacht 
haben, zu halten, aber ich glaube, wir sollten auch 
mit Rücksicht auf die Beteiligten dies nicht allzu 
sehr in der Öffentlichkeit auswalzen; es kommt nicht 
viel Gutes dabei zutage. 

Ordnungspolitisch, meine Damen und Herren, ist 
natürlich die Frage bedeutsam, wie die Mehrkosten 
eigentlich errechnet werden. Ich glaube, wir sollten 
uns einmal besser mit dem Inhalt des Gesetzes als 
mit seinen Voraussetzungen und seinen Möglichkei- 
ten beschäftigen. Die Bestimmung des § 3 Abs. 7, 
wonach die Richtlinien beschlossen werden müssen, 
wird eine ganz wesentliche Schwelle sein, Herr Bun- 
deswirtschaftsminister, für die spätere Anwendung 
dieses Gesetzes, auch für die Tatsache und Überle- 
gung, daß ein Mißbrauch mit diesem Gesetz ver- 
hindert werden kann. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, klar und 
deutlich sagen, daß wir nicht der Meinung sind, daß 
hier etwa ein Selbstbedienungsladen für die Ruhr- 
kohle AG und für die IG Bergbau in Kooperation er- 
richtet werden darf. Beide Beteiligten haben selbst- 
verständlich erklärt, daß dies nicht ihre Absicht ist. 
Hier muß aber auch deutlich gemacht werden — das 
Gutachten von Prof. Schwantag liefert Ansätze da- 
für — , daß eben nicht nur die spezifischen Kostensi- 
tuationen dieser beiden Betroffenen berücksichtigt 
werden dürfen, sondern daß z, B. auch die Wettbe- 
werbsverhältnisse auf den Energiemärkten schlecht- 
hin und die Entwicklung der Kapital- und Lohnko- 
sten je Produkteinheit in der Industrie schlecht- 
hin berücksichtigt werden muß. Ich glaube, Herr 
Bundeswirtschaftminister, es wäre sicherlich erfreu- 
lich und gut und würde von jedermann begrüßt, 
wenn Sie vor Verabschiedung dieser Richtlinien dem 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages Ge- 
legenheit geben könnten, zu dieser Frage Stellung 
zu nehmen. 

Ich will Ihnen sagen, meine Damen und Herren, 
warum das Problem des Selbstbedienungsladens 
eine sehr aktuelle Bedeutung hat. Herr Zeitei, Sie 
haben es mit einem Wort in dieser Richtung anklin- 
gen lassen. Die Neufestsetzung der Erdgaspreise für 
die kommunalen Abnehmer — die Preise sollen im 
Laufe des nächsten Frühjahrs um 70 ®/o erhöht wer- 
den — basiert auf einer Heizölgleitklausel, die die 
Gaswerke, die Abnehmer dieses Erdgases, seiner- 
zeit mit den Produzenten vereinbart hatten. Dies 
war vor dem Ausbruch der Ölpreiskrise. Wenn die 
deutschen Erdgasproduzenten, die immerhin 50 Vo 
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unseres Bedarfs an Erdgas decken, unter Berufung 
auf die Preisexplosion bei Heizöl und auf nicht ge- 
nehmigte Heizölpreisklauseln, die man w^ahrschein- 
lich nach der Rechtslage auch nicht genehmigen muß, 
in den Lieferverträgen Preiserhöhungen fordern, so 
ist dies ein Verhalten, das in der jetzigen Stabili- 
sierungsphase unverantwortlich ist. Sie würden 
nämlich genau den Gewinn einstecken, meine Damen 
und Herren, den sie der Mineralölpolitik der arabi- 
schen Staaten zu verdanken hätten. Dies, meine ich, 
kann nicht der Fall sein. Hier ist die Geschäftsgrund- 
lage entfallen. Ich bitte die Bundesregierung, sich 
dieser Frage einmal mit ihren Möglichkeiten, auch 
über das Kartellamt, sorgfältig anzunehmen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Bitte sehr! 

Dr. Zeitei (CDU/CSU) : Graf Lambsdorff, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß es aus dem glei- 
chen Grunde angezeigt wäre, das Problem der Min- 
derpreisgeschäfte wegen Fortfalls der Geschäfts- 
grundlage über den Weg einer Vertragsrevision an- 
zugehen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Professor 
Zeitei, darf ich den Mannheimer Einwand einmal da- 
mit beantworten, daß der Kollege Wolfram zu den 
Minderpreisgeschäften ausführlich Stellung genom- 
men und damit meine Ansicht ebenfalls zum Aus- 
druck gebracht hat. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Das hat er leider 
nicht gesagt!) 

Meine Damen und Herren, es ist bekannt — dies 
muß natürlich auch gesehen werden, damit wir das 
Problem nicht überdimensionieren — , daß die 
Kraftwerkskohle nur ein Teil des deutschen Stein- 
kohleverbrauchs ist und damit auch nur ein Teil- 
problem der Ruhrkohle darstellt. Im übrigen ist die 
Kraftwerkskohle in das Energieprogramm der Bun- 
desregierung eingebettet. Der Herr Bundeswirt- 
schaftsminister hat zu einigen dieser Fragen in die- 
sem Zusammenhang Stellung genommen; das gehört 
ja wohl auch zu unserem heutigen Kapitel. Diese 
32 Millionen Tonnen, die wir für den Einsatz als 
Kraftwerkskohle errechnet haben, sind auf Grund 
sehr sorgfältiger Überlegungen und Berechnungen 
zustande gekommen. Hier, glaube ich, wird man be- 
scheinigen können, daß sich die Bundesregierung 
und die Betroffenen und Beteiligten die größte Mühe 
gegeben haben, eine realistische Zahl zu finden. 

Dies gilt, Herr Bundeswirtschaftsminister, nach 
unserer Überzeugung auch für die Förderrichtzahl 
von 94 Millionen Tonnen, die in der Tat — wie Sie 
es formuliert haben — ein anspruchsvolles Ziel ist. 
Ich hoffe, daß sie sich nicht als zu hoch heraus- 
stellen wird, wenngleich wir sehen müssen, daß die 
Investitionslücke im Steinkohlenbergbau, die man 
füllen muß, um eine solche Förderrichtzahl auch ver- 
wirklichen zu können, nur sehr schwer zu schließen 
sein wird. Politisch gesehen, meine Damen und Her- 


ren, wäre es mir im Grunde lieber — dazu neigte 
ich eher — , eine niedrig angegebene Zahl später 
erfolgreich zu überschreiten, als etwa unter dem 
ursprünglichen Ziel zu bleiben. Psychologisch muß 
aber gesehen werden, daß mit Rücksicht auf die 
Lage der Beschäftigten im Bergbau natürlich ein Ziel 
angesetzt werden muß, das der Situation des Berg- 
baus eine Zukunft verspricht. Deswegen sind wir 
der Ansicht, daß diese 94-Millionen-Tonnen-Zahl 
zutreffend gewählt ist. 

Aber ganz sicherlich, Herr Kollege Prof. Burg- 
bacher, ist eine Förderrichtzahl von 110 Millionen 
Tonnen, die Sie einmal in die Diskussion gebracht 
haben, eine Illusion. Denn wer soll diese Investitio- 
nen bezahlen, wer soll die Arbeitsplätze herbeischaf- 
fen, die für die Erreichung einer solchen Zahl wirk- 
lich notwendig wären? Wir haben, wie Sie wissen, 
schon Zahlen bis zu 140 Millionen Tonnen in der 
Diskussion gehabt. Dies scheint uns wirklich zu 
hoch, es sei denn. Sie wollten die notwendige Finan- 
zierung über den Haushalt herbeiführen. Aber wir 
haben gerade gehört, meine Damen und Herren, daß 
Flaushaltsfinanzierungen nicht möglich sind, nach 
Ihrer Meinung in Zukunft neue Belastungen auch 
nicht entstehen sollen. Andererseits hat aber Herr 
Kollege Spilker hier dargetan, daß das Ganze ja 
eigentlich über den Haushalt finanziert werden 
müßte. Das scheint mir nicht ganz zusammenzupas- 
sen. 

Präsident Frau Renger: Graf Lambsdorff, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage von Professor Burg- 
bacher? 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, ich habe nur die Frage, ob Sie die 
HO Millionen Jahrestonnen deutscher Steinkohle 
für eine dauernde Illusion halten oder ob das wieder 
der gleiche Irrtum ist, in dem sich die Kohlepolitik 
früher befand. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Professor 
Burgbacher, wir unterhalten uns zur Zeit über die 
Kohlepolitik und die Energiepolitik bis zum Jahre 
1980. In dem Zusammenhang würde ich eine Zahl 
von 110 Millionen Tonnen allerdings für illusionär 
halten. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Sie wissen genau, 
daß in der Energieproblematik die Planungs- und 
Bauzeit eine enorme Rolle spielt. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Eben deswegen! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU); Wenn Sie das wis- 
sen und etwa für 1985 die 110 Millionen Tonnen ha- 
ben wollen — dann werden Sie wahrscheinlich mehr 
haben wollen, erlaube ich mir zu sagen — , dann 
müssen Sie vor 1980 anfangen; sonst haben Sie sie 
nicht! 
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(A) Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Pro- 
fessor Burgbacher, ob wir vor 1980 anfangen, ist 
eine zweite Frage. Wir werden uns sicherlich nicht 
erst am 1. Januar 1980 über die Fortentwicklung 
auch dieses Programms unterhalten. Aber zunächst 
einmal sollten wir uns Ziele setzen, die maßvoll 
sind, die aber, wie ich hinzufüge, ohnehin schwer er- 
reichbar sein werden, auch vom Finanziellen her. 
Sehen Sie sich allein die Megawattzahl im nuklearen 
Bereich an! 

Ich habe ein bißchen die Befürchtung, Herr Kol- 
lege Professor Burgbacher, daß die Fondsidee und 
die Fondsfinanzierung auch hinter einer solchen Idee 
schon Pate gestanden haben könnten. Ich komme zu- 
rück auf das, was ich vorhin gesagt habe: Da sollte 
man warnen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einen 
anderen Problemkreis anschneiden, der für die 
deutsche Steinkohle natürlich eine nahezu oder min- 
destens ebenso große Bedeutung hat wie die Ver- 
stromung für die Elektrizitätsversorgung. Neben 
dem Absatz in der Elektrizitätswirtschaft ist für die 
Lage des deutschen Steinkohlebergbaus der Absatz 
an die eisenschaffende Industrie in der Bundesrepu- 
blik und an die Länder der Gemeinschaft von ent- 
scheidender Bedeutung. Wir haben 1973 etwa 50 Vo 
des Kokskohlebedarfs der eisenschaffenden Industrie 
in der Gemeinschaft gedeckt. Die Lieferungen an die 
deutsche Stahlindustrie betrugen dabei 25 Millionen 
Tonnen. 

Die seit 1959 bestehende Kohleeinfuhrregelung, 
' ^ das Kohlezollkontingentgesetz, schließt die deutsche 
Stahlindustrie von Kohleeinfuhren praktisch aus. 
Das war gewollt. Sie ist deswegen gezwungen, ihren 
Bedarf bei den Unternehmen des deutschen Stein- 
kohlebergbaus zu decken. Deswegen die besondere 
Bedeutung für unsere heimische Steinkohle! 

Im Rahmen dieser Lieferbeziehungen kommt dem 
im Zusammenhang mit der Gründung der Ruhrkohle 
AG zwischen dieser und den Vertragshütten verein- 
barten sogenannten Hüttenvertrag — - dies wird ein 
Stichwort sein, das wir in den nächsten Monaten in 
der energiepolitischen Diskussion noch häufiger 
hören werden — eine entscheidende Bedeutung zu. 
Dieser Vertrag ist bekanntlich ein Bedarfsdeckungs- 
vertrag, d. h. die Ruhrkohle ist verpflichtet, die Hüt- 
ten nach ihrem jeweiligen Bedarf zu bedienen. Die 
Hütten ihrerseits dürfen wiederum nur bei der Ruhr- 
kohle kaufen. 

Für die Preisfindung sind sowohl der Listenpreis 
als auch ein Wettbewerbspreis, der von den Preisen 
abgeleitet wird, die die Konkurrenten in den ande- 
ren Gemeinschaftsländern für Einfuhrkohle zahlen, 
bestimmend. Diese Preisfindung wiederum bedeutet, 
meine Damen und Herren, daß Schwankungen der 
Wechselkurse im wesentlichen die Kohle und nicht 
den Stahl treffen. Es hat bei der bisherigen Lösung 
natürlich auch geheißen, das habe uns hier haus- 
haltsmäßig getroffen. Mit Hilfe der Kokskohlebei- 
hilfe ist es — und das eben über den Haushalt — 
seit Bestehen des Hüttenvertrags im großen und 
ganzen gelungen, einen Ausgleich zwischen Wett- 
bewerbspreis und dem kostendeckenden Preis der 


Ruhrkohle, der darüber liegt, herzustellen. Dies hat 
hohe Belastungen für den Bundeshaushalt und die 
Haushalte der Bergbauländer mit sich gebracht. 

Hierzu zwei Zahlen: 1972 betrugen die Bundes- 
ausgaben für Kokskohlebeihilfe 134 Millionen DM, 

1973 waren es 357 Millionen DM. Ich darf erneut 
darauf hinweisen, meine Damen und Herren, daß 
wir die Belastung auschließlich der Bergbauländer 
mit der Finanzierung dieser Aufgaben nicht für ge- 
rechtfertigt halten, wenn es sich, wie man wohl zu 
Recht meint, wirklich um ein infrastrukturelles Pro- 
blem der Energieversorgung der Bundesrepublik 
handelt. 

Angesichts der wesentlich verbesserten Situation 
der deutschen Stahlindustrie ist ihr 1973 ein höherer 
als der rechnerisch ermittelte Wettbewerbspreis ab- 
verlangt worden. Auf Grund der Entwicklung auf 
den Weltmärkten für Energie und Stahl ist der 
Wettbewerbspreis — ich habe es schon erwähnt — 
inzwischen über den kostendeckenden Preis der 
deutschen Produktion angestiegen. Die Ruhrkohle 
hatte dadurch die Möglichkeit, ihre Listenpreise am 
1. Oktober in Anpassung an die Wettbewerbspreise 
erneut anzuheben. 

Eine Kokskohleförderbeihilfe wird es für das Jahr 

1974 — und dies ist vom Haushaltsgesichtspunkt 
sicherlich erfreulich — nicht geben. Die Differenz 
zwischen Listenpreis und Wettbewerbspreis näm- 
lich, die im August/September dieses Jahres noch 
bei 2,49 DM/t lag, ist zur Zeit — im Oktober 1974 — 
auf Null gesunken. 

Nun fordert die deutsche Stahlindustrie seit län- 
gerem einen Zugang zum Weltkokskohlemarkt, und ^ 

der Vorsitzende der Wirtschaftsvereinigung Eisen- 
und Stahlindustrie hat das in sehr beredten und 
nachdrücklichen Worten bei der Jubiläumsfeier die- 
ser Organisation wiederholt. Die deutsche Stahl- 
industrie sieht in der bisherigen Regelung eine 
Schlechterstellung gegenüber der Stahlindustrie in 
anderen Gemeinschaftsländern, und sie erwartet aus 
Importen von Kokskohle eine Kostensenkung ihrer 
Koksversorgung. 

Die Bundesregierung hat bei der Fortschreibung 
des Energieprogramms eine neue Kohlepolitik auch 
in diesem Bereich angekündigt. Deswegen gehört 
das in den heutigen Zusammenhang. Sie beabsich- 
tigt, die Einfuhr von 3 Millionen t Kokskohle zur 
Verwendung in der Eisen- und Stahlindustrie zuzu- 
lassen. Diese Einfuhrfreigabe setzt voraus, daß be- 
stehende Liefervereinbarungen zwischen Kohle und 
Stahl, also insbesondere der Hüttenvertrag, der ver- 
änderten Situation angepaßt werden. Die Fortschrei- 
bung des Energieprogramms enthält bedeutsame 
Hinweise auf die aus energiepolitischer Sicht 

(Dr. Jenninger [CDU/CSUJ: Das ist doch 
heute nicht auf der Tagesordnung!) 

— Herr Kollege Jenninger, dies gehört genau in die- 
sen Bereich hinein. Denn wenn Sie mit dem Ver- 
stromungsgesetz die Sicherung der deutschen 
Steinkohle betreiben, dann müssen Sie das freund- 
licherweise in dem größeren Zusammenhang sehen. 
Mit 32 Millionen Jahrestonnen alleine werden Sie 
das natürlich nicht schaffen. Wir reden gerade von 
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110 Millionen Tonnen. Bitte erkundigen Sie sich 
bei Professor Burgbacher, ob dies in diesen Bereich 
hineingehört! Ich meine schon. 

(Russe [CDU/CSU]: Zur Energieversor- 
gung!) 

— Ja sicher. 

(Dr. Zeitei [CDU/CSU]: Am nächsten Freitag 
kommt das!) 

— Gut 

Zugleich gibt das Gelegenheit, die aus der Anwen- 
dung des Vertrages seit 1969 gewonnenen Erfahrun- 
gen im Sinne einer verbesserten Gestaltung der 
Lieferbeziehungen zu nutzen. Dies heißt auf deutsch; 
Wenn wir für 3 Millionen Importfreigabe gewähren, 
dann sollten wir 3 Millionen Bezug bei der Ruhr- 
kohle ohne Kokskohlesubventionsanspruch als Ge- 
genleistung fordern. 

Meine Damen und Herren, bei der Einfuhrrege- 
lung — auch dies ist ein Problem, das sich wiederum 
bei der Ölsituation niederschlägt — sind wir der 
Auffassung, daß auch die Kohleimporteure die Mög- 
lichkeit behalten müssen, sich an diesen Einfuhren 
zu beteiligen, wenn sie entsprechend günstige Lie- 
fermöglichkeiten andienen können. 

Hier möchte ich auf ein grundsätzliches Problem 
unserer wirtschaftspolitischen Diskussion aufmerk- 
sam machen. Wir haben die Importkontingente, die 
bisher schon bestehen, verteidigt, weil wir glauben, 
daß die deutsche Energieversorgung durch den 
Rückgriff auf die internationalen Märkte abge- 
sichert werden muß. Wir haben sie außerdem auch 
deswegen verteidigt, weil wir glauben, daß hier 
eine Gruppe mittelständischer Unternehmen im 
Markt tätig ist, die man nicht durch staatliche Ent- 
scheidung aus dem Markt herausdrängen kann. Dies 
gilt ganz allgemein auch in diesem Bereich hier. 

Auch in dem, was wir hier heute tun, in den Aus- 
wirkungen dieser Stromversorgungs- und Energie- 
versorgungsprobleme im Bereich der Stromversor- 
gung, müssen wir dafür sorgen, daß die Größen- 
ordnung der mittleren und kleinen Industrie nicht 
ungerechtfertigte Nachteile erleidet. Ich nenne nur 
die Stichworte Mineralölbevorratung durch die Im- 
porteure, Kennzeichnungsvorschriften für die Im- 
porteure, um deutlich zu machen, daß wir nicht sorg- 
los mit Vorschriften umgehen dürfen, die in unsere 
gewachsene Struktur des wirtschaftlichen Ablaufs 
hineingehören. Denn auch dies ist natürlich ord- 
nungspolitisch von erheblicher Bedeutung. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
den Hinweis, den wir gelegentlich in letzter Zeit 
gehört haben, die sozialliberale Koalition befinde 
sich in einem merkwürdigen Bündnis mit der Schwer- 
industrie, haben wir mit einigem Interesse, wenn 
auch mit etwas Schmunzeln vernommen, weil er 
von jemandem kam, dem man ja nicht die aller- 
schlechtesten Verbindungen dorthin nachsagt. Aber 
dann muß man natürlich auch sagen, was wir denn 
eigentlich tun sollten, um etwa Auswirkungen der 
Stabilitätspolitik in dieser Richtung zu vermeiden, 
was Sie ja auch wollen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]; Wir haben 
doch den „Unternehmerstaat'' geschaffen!) 


Sollen wir einen gespaltenen Zins einführen, oder 
sollen wir wieder den Grundstoffwechsel — eine 
Frage, die mit der Kohle und vor allen Dingen mit 
der Stahlindustrie sehr eng zusammenhängt — ein- 
führen? Dies alles scheint mir gerechtfertigt und 
nicht sinnvoll zu sein. Aber es gibt natürlich eine 
Reihe von Problemen — Herr Kollege Kreile aus 
Ihrer Fraktion hat vor einigen Tagen einige ange- 
sprochen — , die man in diesem Zusammenhang er- 
wähnen und untersuchen kann, z. B. den Verlust- 
rücktrag, aber sicherlich nicht — um dies hier noch 
einmal mit aller Deutlichkeit zu sagen - — die Ab- 
schreibung von den Wiederbeschaffungswerten. 
Das kann mit unserer Zustimmung nicht erfolgen. 
Wohl hingegen sollte man auch die hier betroffenen 
Unternehmen, was ihre Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben anbelangt, also sogenannte Soft- 
ware-Programme, einmal in die Kreditprogramme, 
die wir ihnen ansonsten zur Verfügung stellen, auf- 
nehmen können oder das wenigstens überlegen. 

Niemand kann mit Sicherheit übersehen, wie sich 
in den nächsten Jahren die Relation zwischen deut- 
schen Förderkosten und Wettbewerbspreisen ent- 
wickeln wird. Es wäre nach unserer Meinung sehr 
optimistisch zu erwarten, daß hier nicht erneut 
Differenzen entstehen. Die Bundesregierung sieht 
daher konsequenterweise im Prinzip die Fortset- 
zung der Kokskohlenbeihilfe im Rahmen bestehen- 
der europäischer Regelungen vor. Die derzeitige 
Situation zeigt aber allen Beteiligten deutlich, daß 
die deutsche Stahlindustrie erhebliche Versor- 
gungsvorteile aus den auf ihre spezifischen Bedürf- 
nisse abgestellten Lieferbedingungen hat. Es gibt, 
Herr Kollege Russe, wohl keine Stahlindustrie in 
der Welt, die bei der derzeitigen Kokskohleknapp- 
heit so gut versorgt ist wie die deutsche Stahlindu- 
strie. 

(Russe [CDU/CSU]: Nicht bestritten! Habe 
ich nie gesagt!) 

Man muß daher erwarten, daß die Stahlindustrie 
bei den Verhandlungen über die Änderung der 
Lieferverträge den Vorteilen aus der begrenzten 
Einfuhrfreigabe und auch dem alten Vorteil, dem 
Standortvorteil des Ruhrgebietes, Rechnung trägt. 
Der Bund und die Bergbauländer sollten erwarten 
— und sollten das auch durchsetzen können — , 
daß die angestrebte Neuregelung der Verträge in 
Zukunft zu einer wesentlichen Verminderung der 
Kokskohlenförderbeihilfe und damit zu einer Er- 
leichterung im Haushalt beiträgt. 

Wenn die Frage gestellt wird, ob das in den Be- 
reich des Verstromungsgesetzes und in den Be- 
reich der energiepolitischen Überlegungen hinein- 
gehört, möchte ich noch einmal deutlich machen, 
daß das nach unserer Überzeugung ein untrennbarer 
Zusammenhang ist. Wenn wir uns mit solchen Mit- 
teln, wie wir sie besprechen — wir werden noch 
Gelegenheit haben, ausführlicher auf die spezifi- 
schen Probleme dieses Gesetzes einzugehen; ich 
wollte das heute morgen nicht tun, sondern versu- 
chen, das in einen weiteren Rahmen zu stellen — , 
beschäftigen, tun wir das — das sollte ja nicht ver- 
gessen werden — , um die Situation einmal der deut- 
schen Steinkohle zu sichern. 
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(A) Graf Lambsdorff 

Aber dieser sozialpolitische, früher im Vorder- 
grund stehende Gesichtspunkt der Überlegung — 
vor einigen Jahren war das der Hauptgrund — ist 
ja inzwischen abgelöst dadurch, daß wir alle erken- 
nen und wissen: Wir brauchen die Sicherung dieser 
Basis für unsere Energieversorgung. Wenn wir uns 
aber auf das Verstromungsgesetz und auf den Ein- 
satz in der Elektrizitätswirtschaft in unseren Be- 
trachtungen beschränken wollten, blieben wir bei 
Stückwerk. Das ist nur ein Teilaspekt. Es ist ein 
wesentlicher Teilaspekt. Es ist ein Teilaspekt, den 
wir lösen müssen. Wie ich annehme und wie ich 
erwarte — ohne irgend etwas antizipieren zu wol- 
len — : Wir werden das wahrscheinlich übereinstim- 
mend tun; nicht mit der hellsten Begeisterung, weil 
alle solche Gesetze, die in irgendeiner Form in den 
Bereich der Subventionen hineingehen, schwerwie- 
gende Folgen nach sich ziehen können, unter unse- 
rer ständigen Überprüfung und Beachtung bleiben 
müssen, aber weil wir uns energiepolitischen, 
sicherheitspolitischen — das ist ja Energiepolitik 
zu einem guten Teil — Notwendigkeiten nicht ver- 
schließen können und nicht verschließen wollen. 

Meine Fraktion möchte dem Herrn Bundeswirt- 
schaftsminister bestätigen, daß er in dieser schwie- 
rig zu lösenden Aufgabe und gerade unter seinen 
ordnungspolitischen Gesichtspunkten, die wir, wie 
Sie wissen, teilen, einen Mittelweg gefunden hat, 
der allen Anforderungen, die man stellen kann, so 
gut gerecht wird, wie das unter den gegebenen 
Umständen nur irgend möglich ist. 

Ich weiß, daß das natürlich eine Einschränkung 
^ ^ ist. Ich weiß, daß das natürlich ein Gesetz ist, das 
nicht optimalen marktwirtschaftlichen, liberalen wirt- 
schaftspolitischen Vorstellungen entspricht. Wenn 
Sie das aber machen wollten, würden Sie der deut- 
schen Steinkohle ihre Zukunft in totalem Umfang 
verbauen. Das kann im Interesse der Steinkohle 
niemand wollen; das kann im Interesse der Energie- 
politik kein verantwortlicher Politiker auch nur 
denken, geschweige denn vertreten. 

Deswegen meine ich, daß wir in richtiger Erkennt- 
nis der Lage, aus der wir uns selbst durch eigene 
Anstrengungen und Mittel nur sehr schwierig be- 
freien können, diesem Gesetz der Bundesregierung 
unsere Zustimmung nicht versagen sollten. Für die 
Fraktion der FDP stimme ich ihm zu. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Das Wort hat der 
Abgeordnete Russe. 

Russe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Bundeswirt- 
schaftsminister, zunächst möchte ich mich mit einem 
Wort an Sie wenden. Sie sind heute nacht von einer 
Auslandsreise zurückgekommen, und Sie haben dem 
Hohen Haus Ihre ersten Eindrücke, die Sie von dort 
mitgebracht haben, in einigen wesentlichen Bemer- 
kungen zur Kenntnis gegeben. Wir werden sicher- 
lich noch Gelegenheit haben, ergänzend unsere Ge- 
danken darüber miteinander auszutauschen und auch 
jene Erfahrungen unsererseits mit einzubringen, die 


vor etwa sechs Wochen einige Kollegen meiner 
Fraktion und ich in diesem Lande ebenfalls zur 
Kenntnis nehmen durften. Wenn wir hier gemein- 
sam einen Schritt in der Sicherheit unserer Energie- 
versorgung weiterkommen, dann können Sie in je- 
der Hinsicht auf unsere Unterstützung zählen. 

Wir haben auch mit Interesse zur Kenntnis ge- 
nommen, was Sie über die allgemeine Situation der 
Bevorratung in diesem Lande im Gegensatz zu der 
Zeit vor einem Jahr hier festgestellt haben. Wir wol- 
len hoffen, daß uns der Winter und die externen 
Einflüsse, die immer noch als drohende Gefahr vor 
uns stehen, in dieser relativ guten Versorgungslage 
nicht schon bald beschweren werden. Es ist sicher- 
lich richtig — und auch dies ist zu unterstützen — , 
daß die deutsche Bevölkerung energiebewußter ge- 
worden ist und daß von daher die Sparsamkeit jetzt 
größer geschrieben wird, als das noch vor einem 
Jahr der Fall war. 

Wir werden in der nächsten Woche sicherlich Ge- 
legenheit haben, über die übrigen Fragen der Fort- 
schreibung Ihres Energieprogramms, das wir inzwi- 
schen zur Kenntnis genommen haben, miteinander 
zu diskutieren und dabei unsere Gedanken, aber zu 
manchen Teilen auch unsere Vorbehalte, Herr Mi- 
nister — wie sollte das anders sein? — , Ihnen ge- 
genüber zum Ausdruck zu bringen. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute über 
ein Gesetz zu beschließen, das, so möchte ich sa- 
gen — und auch der Herr Minister hat dies schon 
angedeutet — , beinahe überflüssig geworden wäre, 
dann nämlich, wenn es der Elektrizitätswirtschaft ge- 
lungen wäre, auf freiwilliger Basis den energiepoli- (D) 
tisch erforderlichen Steinkohleneinsatz in Kraft- 
werken zu garantieren und zusätzlich die dazu auf- 
zubringenden Mittel bereitzustellen. Wir wissen, auf 
das erste hat man sich geeinigt. Die Elektrizitätswirt- 
schaft war aber nicht in der Lage, die Finanzierung 
der entstehenden Mehrkosten intern zu regeln, und 
bat deshalb um gesetzliche Hilfestellung. 

Wir dürfen darauf hinweisen, daß wir uns für 
diese gesetzliche Maßnahme schon vor zwei Jahren 
ausgesprochen haben, als im Anschluß an das erste 
und das zweite Verstromungsgesetz die damalige 
Bundesregierung lediglich eine Fortschreibung im 
Sinne einer Anschlußregelung auf Verordnungsba- 
sis vorschlug. Von daher müssen wir heute noch 
einmal erklären, daß es uns lieber gewesen wäre, 
wenn man schon früher zu einer solchen gesetzlichen 
Maßnahme gekommen wäre, nachdem eigentlich 
schon relativ früh festgestellt werden mußte, daß 
die private Lösung in der Elektrizitätswirtschaft lei- 
der nicht möglich werden würde. 

Auch das Verhalten der industriellen Kraftwerks- 
wirtschaft ist hier zu zitieren. Sie hat in dieser Hin- 
sicht keine Verzichtserklärung abgeben können und 
auch keinen Vorschlag für die Lösung der Probleme 
der sogenannten Minderpreisgeschäfte unterbrei- 
tet; eine sehr wesentliche Feststellung, die gerade 
für meine Fraktion von Wichtigkeit ist. 

Da also die Wirtschaft nicht in der Lage war, ent- 
sprechende Regelungen in Selbsthilfe zu erreichen, 
war der Gesetzgeber aufgerufen, eine Regelung im 
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(A) Anschluß an das erste und das zweite Verstromungs- 
gesetz aus den Jahren 1965 und 1966 herbeizuführen. 
Diese beiden ersten Verstromungsgesetze beruhten 
auf Initiativen der CDU/CSU. Ich bemerke das hier 
deshalb, weil sich daraus für uns die Verpflichtung 
ergibt, die seinerzeit zugunsten der heimischen 
Kohle getroffenen Maßnahmen den durch die Öl- 
krise im vergangenen Zeitraum veränderten Grund- 
bedingungen anzupassen. Meine Fraktion hat sich 
zu entsprechenden Regelungen für die Kohle immer 
bereit erklärt. Deshalb unterstützen wir uneinge- 
schränkt auch die energiepolitische Zielsetzung, die 
mit diesem Gesetz verbunden ist. 

Daß diesem Hause jetzt dennoch ein Gesetzent- 
wurf vorgelegt wird, der nach unserer Auffassung 
schlechter ist als eigentlich vertretbar, ist, glaube 
ich, nicht zuletzt eine Folge der Mehrheiten in die- 
sem Parlament. Wir haben aus anderem Munde, 
und zwar Graf Lambsdorff, von Ihnen vorhin, die 
Feststellung gehört, daß auch Sie lieber ein noch 
besseres Gesetz gehabt hätten. Wir sind uns dies- 
bezüglich einig. Nur sind die Auffassungen in Teil- 
bereichen natürlich zu differenzieren; das werde 
ich nachher noch tun. 

Meine Damen und Herren, die Mehrheit in diesem 
Hohen Hause hat sich nach unserer Auffassung über 
sachlich begründete Bedenken etwa hinsichtlich der 
Ausgestaltung der parlamentarischen Kontrolle über 
die Ausgleichsabgabe schon deshalb schlichtweg 
hinweggesetzt, weil — hier möchte ich Sie fragen — 
wohl der Eindruck vorhanden ist, daß das, was von 

(B) anderer Seite, von uns, vorgeschlagen wurde, von 
Ihnen nicht zu teilen war, weil es eben von uns 
kam. 

Wir alle miteinander sind der Ansicht, daß mit 
diesem Gesetz im Interesse der Sicherheit der Ener- 
gieversorgung die heimische Steinkohle einen aus- 
reichenden Anteil an der Erzeugung elektrischer 
Energie erhalten soll. Dies muß dadurch gesichert 
werden, daß in bestehenden oder auch in künftig zu 
errichtenden Steinkohlekraftwerken die mit dem 
Einsatz von Steinkohle auftretenden Mehrbelastun- 
gen bzw. sonstigen Kostennachteile gegenüber dem 
Einsatz von öl oder Gas ausgeglichen werden. 
Meine Damen und Herren, um diesen Ausgleich geht 
es. 

Nun gibt es — ich stelle das noch einmal fest — 
mindestens zwei Möglichkeiten, diesen Ausgleich 
herbeizuführen. Die erste Möglichkeit war die, 
welche der Bundesrat mehrheitlich vorgeschlagen 
hat und die im übrigen von meiner Fraktion im 
Finanz- und Haushaltsausschuß gefordert und heute 
morgen noch einmal vorgetragen worden ist, näm- 
lich im Sinne der beiden vorangegangenen Verstro- 
mungsgesetze auch das dritte Verstromungsgesetz 
über den Haushalt abzuwickeln. Meine Damen und 
Herren, wir wissen, wie großzügig diese Koalition 
mit Mitteln aus dem Haushalt umzugehen pflegt. 
Außerdem muß man befürchten, daß für Sie, ge- 
rade nach den Erfahrungen vom 27. Öktober dieses 
Jahres, Wahltermine von ganz besonderem politi- 
schen Gewicht sind und daß Sie gegebenenfalls die 
Möglichkeit nutzen werden, in noch stärkerem Maße 
mit öffentlichen Geldern auf Stimmenfang zu gehen. 


Deshalb bleibt der Vorbehalt, daß eine einmal in 
den Haushalt eingestellte Manövriermasse von den 
Parteien der Regierungskoalition für alles mögliche 
andere, z. B. auch für eine von Ihnen zu verant- 
wortende Inflationslückenzustopfung, genutzt wird, 
statt daß sie weiterhin für die hier aufgezeigten 
energiepolitischen Maßnahmen verwendet wird. 

Meine Damen und Herren, die andere Möglich- 
keit war die, neben dem Haushalt ein nicht im vor- 
hinein der parlamentarischen Kontrolle unterworfe- 
nes Sondervermögen zu errichten, das Sie dann auch 
bei den Steigerungsraten des Bundeshaushalts völlig 
unberücksichtigt lassen können und aus welchem 
dann die Mittel bereitgestellt werden, die zur Finan- 
zierung der mit dem Steinkohleeinsatz verbunde- 
nen Kostennachteile an die Elektrizitätswirtschaft 
erfolgen sollen. Nun, Sie haben in der zweiten 
Lesung Ihre besondere „Kooperationsbereitschaft" 
erneut unter Beweis gestellt, so daß wir in der drit- 
ten Beratung keine Möglichkeit mehr haben, das 
von Ihnen über diese Ausgleichsabgabe bei der Elek- 
trizitätswirtschaft alimentierte Sondervermögen ab- 
zuschaffen oder durch ein besseres System zu er- 
setzen. 

Meine Damen und Herren — dies muß ausdrück- 
lich festgehalten werden — , wir wären bereit gewe- 
sen, diese Ausgleichsabgabe und das Sondervermö- 
gen ohne größere Vorbehalte zu schlucken, wenn es 
uns hier noch gemeinsam gelungen wäre, ein Min- 
destmaß an parlamentarischer Einflußnahme und 
Kontrolle über dieses Sondervermögen respektive 
die Ausgleichsabgabe im vorhinein herbeizuführen. 
Auch Sie, meine Damen und Herren von der Regie- 
rungskoalition, werden es zugestehen müssen, ob ' 
Sie wollen oder nicht: die in das Gesetz eingebaute 
Ermächtigung für den Wirtschaftsminister, mit der 
Ausgleichsabgabe über den Ausgleichsfonds auf 
einer Plafondierung von 3,5 Vo bis zum Jahre 1980 
ohne die Einflußnahme des Parlaments agieren zu 
können, es sei denn, er beabsichtige, den Plafond 
während dieser Zeit zu erhöhen, ist im letzten für 
uns alle unbefriedigend. Deshalb boten wir Ihnen 
ja an, gemeinsam dafür einzutreten, die Plafondie- 
rung von 3,5 Vo wesentlich herabzusetzen. Hätten wir 
sie z. B., na, sagen wir, auf Null gesetzt, wäre in 
jedem Haushaltsjahr für dieses Hohe Haus die Not- 
wendigkeit erwachsen — wie bei anderen Sonder- 
vermögen auch — , die Höhe der Plafondierung je- 
weils neu zu beschließen. Zwischenzeitliche Erhö- 
hungsnotwendigkeiten, d. h. also in einem laufenden 
Etatjahr, wären ebenfalls schnell durch dieses Parla- 
ment zu bringen gewesen. Meine Damen und Her- 
ren, wenn wir dies miteinander erreicht hätten, wäre 
das — lassen Sie es mich so formulieren — eine gute 
Soße zu der Kröte gewesen, die es uns leichter 
gemacht hätte, diese Kröte zu schlucken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Russe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Russe, 
wären Sie bereit zuzugeben, daß die von Ihnen zi- 
tierte Kröte dann leider schon tot auf die Welt ge- 
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kommen wäre, weil es ja wohl kaum möglich ist, 
Investitionen auf einer Ausgleichsabgabengrundlage 
zu planen und zu betreiben, die jährlich neu errich- 
tet oder auch nicht neu errichtet wird? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Russe (CDU/CSU): Graf Lambsdorff, ich bin da 
gar nicht Ihrer Meinung. Das Gegenteil ist der Fall. 
Sie können nicht bestreiten, daß bei solchen Not- 
wendigkeiten — auch in Hindeutung auf Investi- 
tionsnotwendigkeiten und Dispositionspflichten der 
betroffenen und beteiligten Unternehmen — in der 
Vergangenheit gerade auch die Opposition immer 
bereit gewesen ist, schnellstens zu handeln. Mit 
anderen Worten: wenn Sie jetzt bis 1980 generali- 
sierend 3,5 Vo Plafondierung hier festgeschrieben 
wissen wollen, wir hätten uns meinetwegen für das 
erste Jahr auf 2 Uo geeinigt und bei der nächsten 
Haushaltsberatung oder Wirtschaftsplanfeststellung 
— wie Sie wollen — hätten wir uns erneut gemäß 
den entsprechenden Vorlagen des Herrn Wirtschafts- 
ministers über diese Frage zu unterhalten gehabt, 
dann hätten wir hier binnen kürzester Frist dar- 
über entscheiden können, was die betroffenen und 
beteiligten Unternehmen für ihre jeweiligen Dispo- 
sitionen benötigen. 

Diese Feststellung überzeugt mich gar nicht. Im 
übrigen, Graf Lambsdorff, verzeihen Sie: Ich weiß 
ja, daß solch eine Lösungsmöglichkeit im Ressort des 
Herrn Wirtschaftsministers gefertigt worden ist und 
daß sie im Haushaltsausschuß lediglich deshalb un- 
(B) ter dem Tisch geblieben ist, weil sie damals niemand 
■ — • leider niemand — aufgerufen hat. Warum wollen 
Sie also jetzt in dieser Form mit einer zusätzlichen 
Kritik versuchen, das aus dem Feld zu schlagen, 
v/as ich gesagt habe? Ich bleibe dabei, Graf Lambs- 
dorff. Meine Freunde haben dies im Grundsatz mit 
festgestellt, und wir haben ja die Versuche auch un- 
tereinander gestartet. Leider sind sie — ich sage es 
noch einmal — gescheitert. 

(Reuschenbach [SPD]: Auch ein bißchen spät, 
Herr Kollege Russe, am Sonntag!) 

— Herr Kollege Reuschenbach, verzeihen Sie, ich 
konnte ja nichts dazu, daß Sie in den Vorderen Orient 
gereist sind. Das ist ja nicht meine Schuld und auch 
nicht die Schuld der CDU/CSU-Fraktion. 

(van Delden [CDU/CSU]: Da braucht man 
keine Kohle; da ist es wärmer!) 

Aber, meine Damen und Herren, wir wollen über 
diesen Punkt nicht weiter miteinander streiten. Fest 
steht, daß dies eine Verständigungsbasis für uns ge- 
wesen wäre. Sie ist nicht genutzt worden — aus 
welchen Gründen auch immer von Ihnen eine Ver- 
neinung erfolgt ist. An dieser Tatsache ist nichts 
mehr zu ändern. Wir bleiben dabei, daß eine solche 
Lösung für alle in diesem Hause sinnvoll und ver- 
nünftig gewesen wäre. Auch der Bundeswirtschafts- 
minister hätte sich bei einer solchen Lösung in kei- 
ner Weise beschwert fühlen müssen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Russe, 
verzeihen Sie, Herr Abgeordneter 


Russe (CDU/CSU): Verzeihen Sie, ich muß jetzt ^ ^ 
erst einmal fortfahren. Zu diesem Komplex bitte 
nicht, zu einem anderen gern. Außerdem hat ja Ihr 
Redner nach mir die Möglichkeit, noch darauf ein- 
zugehen. 

Wir sind uns dennoch, wie ich schon sagte, meine 
Damen und Herren, über die Ziele einig. Die Sicher- 
heit der Stromversorgung und die dafür notwendige 
größere Unabhängigkeit von den Risiken der Ent- 
wicklung des Mineralölmarktes erfordern es, die 
für die Verstromung von Kohle in der Elektrizitäts- 
wirtschaft notwendigen Mittel irgendwie aufzubrin- 
gen. Sie haben entschieden, hierfür eine Ausgleichs- 
abgabe einzuführen. Wir haben Ihnen zu diesem 
Grundsatz entgegengehalten, daß die von Ihnen 
vorgeschlagene Regelung hinsichtlich ihrer wirt- 
schaftlichen Auswirkung mit einer speziellen Ver- 
brauchsteuer gleichgesetzt werden könnte. Wir ha- 
ben darüber hinaus in den Begründungen der bei- 
den Anträge des heutigen Vormittags in zweiter 
Lesung ergänzende Feststellungen getroffen. Ich will 
sie jetzt nicht wiederholen. Man kann, meine ich, 
endlos darüber streiten, ob die Frage haushalts- oder 
abgabefondsmäßig gelöst werden kann, ob sie für 
sich allein ausreicht, um in einen härteren Disput 
einzusteigen oder was auch immer. 

Aber, meine Damen und Herren, daß das zu einer 
wichtigen Frage geworden ist, die am Vormittag 
erörtert wurde und die auch im vorhinein immer 
wieder Gegenstand der Auseinandersetzung ge- 
wesen ist, dies haben Sie, meine Damen und Her- 
ren von der Regierungskoalition, sich letztlich zu- (D) 
ziischreiben. Sie haben sie zu einer wichtigen Frage 
gemacht, weil — ■ und dies müssen wir auch in die- 
sem Zusammenhang feststellen — Ihr Umgang mit 
den Prinzipien der Haushaltsklarheit und der Haus- 
haltswahrheit nicht nur an dieser Stelle, sondern 
— wie Ihnen die Finanzpolitiker unter unseren 
Kollegen mehr als einmal bewiesen haben — nicht 
zuletzt bei der letzten Debatte des Bundeshaushalts 
1975 an vielen Stellen fragwürdig ist. Das Einrichten 
von Schattenhaushalten, Nebenhaushalten und 
Fonds gehört nicht zu unserem Stil; es ist der Ihre. 

Die Mitglieder meiner Fraktion haben dennoch 
im Wirtschaftsausschuß dem Regierungsentwurf des- 
halb zugeslimmt, weil zumindest der Antrag ange- 
nommen wurde, den Bundesminister für V/irtschaft 
zu verpflichten, Bundesrat und Bundestag eine Aus- 
gabenrechnung jeweils in dem den Ausgaben folgen- 
den Kalenderjahr vorzulegen. Dies bedeutet, daß 
Bundesrat und Bundestag immerhin Kenntnis über 
die Ausgaben erlangen, wenn sic auf ihre Ausgestal- 
tung selbst schon keinen Einfluß haben, wie wir dies 
eigentlich gewünscht hätten. Ich wiederhole: Die 
CDU/CSU-Fraktion wird diesem Gesetz zustimmen, 
obgleich unsere Bedenken wegen der nicht voll ge- 
sicherten parlamentarischen Einflußmöglichkeit und 
Kontrolle nicht ausgeräumt worden sind. 

Lassen Sie mich nun auch noch ein Wort zu den 
berühmtberüchtigten Minderpreisverträgen sagen. 

Wir alle wissen — das ist gar nicht so lange her — , 
daß es Zeiten besonderer Schwierigkeiten im deut- 
schen Steinkohlenbergbau gegeben hat. 
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In diesen Zeiten waren die Bergbauunternehmungen | 
zur Sicherung eines ausreichenden Absatzes und 
damit — ich halte das für einen sehr wichtigen 
Aspekt, meine Damen und Herren — zur Erhaltung 
der Arbeitsplätze, auch der Mantelarbeitsplätze, ge- 
zwungen, Verträge über die Lieferung von Kraft- 
werkskohle zu niedrigeren als den Listenpreisen 
abzuschließen. Das waren eben die sogenannten 
Minderpreisverträge. 

Im Zuge dieses neuen. Dritten Verstromungsge- 
setzes sollen jetzt im Bergbau auch für diejenige 
Kraftwerkskohle kostendeckende Preise gesichert 
werden, für die die Unternehmen aufgrund langfri- 
stiger Verträge auch in Zukunft nur Minderpreise 
verlangen können. Die Kraftwerke sollen also nicht 
veranlaßt werden, auf die in derartigen Verträgen 
enthaltenen wirtschaftlichen Vorteile zugunsten des 
deutschen Steinkohlenbergbaus zu verzichten. Aus 
diesem Grunde erhalten sie Zuschüsse in Höhe 
des dadurch erforderlich werdenden Mehraufwan- 
des. 

Eine Reihe meiner Fraktionskollegen hat nun in 
diesem Zusammenhang heute vormittag einen Grup- 
penantrag gestellt. Ich darf der Vollständigkeit hal- 
ber hier noch einmal darauf verweisen, ohne mich 
im einzelnen umfassender dazu einzulassen. Sie ha- 
ben diese Initiative, die sicherlich sehr gut gemeint 
war, abgeblockt und damit eine zusätzliche Bela- 
stung dieses Dritten Verstromungsgesetzes hervor- 
gerufen. 

Als Begründung dafür wird nun immer vorgetra- 
gen, daß die Minderpreisverträge zu erheblichen 
Verlusten des Bergbaus führten. Ich füge hinzu, daß 
dies zutrifft. Ich habe auch ein gewisses Verständ- 
nis dafür, daß Sie insofern die Ablösung der Minder- 
preisverträge als einen Beitrag zur Erhaltung und 
Stärkung des deutschen Steinkohlenbergbaus wer- 
ten. Die Minderpreisverträge tragen natürlich zum 
Subventionsbedarf des Bergbaus bei. Mittelbar wird 
für die Kohlesubventionierung ein Teil der Strom- 
erzeugunskosten der Kraftwerke, welche solche Min- 
derpreisverträge abgeschlossen haben, auf diese 
Weise gedeckt und die Elektrizitätswirtschaft insge- 
samt mit den tatsächlichen volkswirtschaftlichen Ko- 
sten der Stromerzeugung belastet. 

Nun, meine Damen und Herren, wir sind, wenn 
auch schweren Herzens, bereit, die im Gesetz dieser- 
halb vorgeschlagene Regelung zu akzeptieren, weil 
— ich betone das ausdrücklich — es sich hierbei um 
eine überaanqsmaßnahme handelt. Wir fügen hin- 
zu: die Richtlinien müssen nach unserer Auffassung 
jedoch sicherstellen — wir werden das im Wirt- 
schaftsausschuß des Deutschen Bundestages, wie 
dort schon einmal vorgetragen und beschlossen, auch 
sicherzustellen wissen — , daß die Zuschüsse nur bis 
zu dem Zeitpunkt gewährt werden, zu dem die Berg- 
bauunternehmen den jeweiligen Minderpreisver- 
trag durch Kündigung oder in sonstiger Weise 
frühestens beenden können. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu der Menge der 
zur Verstromung jährlich einzusetzenden Steinkohle 
in den Jahren 1974 bis 1980 sagen. Wir hatten auf 
Grund sehr realistischer Beurteilungen des beab- 
sichtigten Einsatzes von Steinkohle in Kraftwerken 


(C) 

bis zu einer Größenordnung von rund 10 000 MW 
den Vorschlag gemacht, mindestens 35 Millionen t 
zur Verstromung vorzusehen. Sie und auch die Bun- 
desregierung durch ihre Vertreter lehnten eine 
solche Erhöhung ab, es sei denn, wir hätten uns 
dazu bereit erklärt, für diese erhöhte Menge Maß- 
nahmen der Investitionslenkung oder des Investi- 
tionsangebotes zu akzeptieren. Dies mußten wir 
— • das versteht sich von selbst — aus ordnungspoli- 
tischen Gründen natürlich ablehnen. Aber wir sagen 
Ihnen: wir warten die nächsten sechs Jahre ab. Die 
Erfahrungen dieser nächsten sechs Jahre werden 
dann zeigen, welche Annahmen die richtigen waren. 

Wir haben die Hoffnung und Überzeugung: das Er- 
gebnis positiver Art liegt bei uns und nicht bei 
Ihnen. 

Nun lassen Sie mich auch noch ein Wort an alle die- 
jenigen richten, die den Befürwortern dieses Dritten 
Verstromungsgesetzes vorwerfen, die inzwischen 
eingetretene Kostenangleichung in der Wärmepreis- 
entwicklung zwischen Heizöl und Steinkohle habe 
ein solches Gesetz unnötig, wenn nicht sogar unsin- 
nig gemacht. Richtig ist, daß sich die Kostensituation 
der Steinkohle durch die Energiekrise nicht unerheb- 
lich gebessert hat; der Herr Minister hat heute 
morgen schon darauf hingewiesen. 

Bei der Verabschiedung des Energieprogramms 
von 1973 betrug die Differenz des Wärmepreises 
— das sind also die Brennstoffkosten, einschließlich 
Transport — zwischen Steinkohle je Tonne SKE und 
Heizöl je Tonne SKE etwa 25 DM zugunsten des 
Heizöls. Wir wissen alle, daß diese Relation heute 
nicht mehr gilt. Die durchschnittliche Wärmepreisdif- (D) 
ferenz beträgt zur Zeit Null. Für 1975 werden ähn- 
liche Größenordnungen genannt. 

Aber, meine Damen und Herren, selbst bei einer 
Wärmepreisdifferenz von Null verbleiben erhebliche 
Kosten für die Steinkohleverstromung. Ich sage dies 
in aller Deutlichkeit, damit das im Protokoll noch 
einmal festgehalten wird. Dazu gehören die sonsti- 
gen Betriebsmehrkosten eines Kohlekraftwerkes 
gegenüber einem Heizölkraftwerk. Diese Kosten be- 
tragen zur Zeit durchschnittlich etwa 10 DM je Tonne 
SKE. Und wir sind gut beraten, wenn wir die infla- 
tionistische Entwicklung, die abzublocken wir bis 
heute leider nicht in der Lage waren, mit kalkulieren 
und einen Kostenanstieg auf 15 DM je Tonne SKE 
unterstellen. 

Und es gibt, meine Damen und Herren, einen wei- 
teren wichtigen Aspekt. Im Rahmen der Betriebs- 
mehrkosten werden sich auf Grund von Umwelt- 
schutzmaßnahmen mit Sicherheit Mehraufwendun- 
gen ergeben. Wenn wir die Ausgewogenheit von 
Elektrizitätsversorgung, Energieversorgung schlecht- 
hin in den verschiedensten Teilbereichen mit den 
Umweltschutzmaßnahmen und -notwendigkeiten an- 
streben, dann müssen wir uns dies natürlich auch 
etwas kosten lassen. Und dafür soll eben im Rah- 
men dieser gesetzlichen Norm auch eine entspre- 
chende Hilfe gegeben werden. 

Wenn Sie die weiter abzudeckenden Kosten kal- 
kulieren — Zuschüsse zu Investitionen für die ener- 
giepolitisch notwendigen neuen Steinkohlenkraft- 
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^ ^ werke, die wir ja haben wollen und die wir auch 
brauchen, um die Energieversorgung auf Zeit hin 
sicherzustellen — oder wenn Sie den Ausgleich ihrer 
laufenden Mehrkosten kalkulieren, dann ist auch 
hier eine entsprechende Hilfe vonnöten. Das heißt 

— anders ausgedrückt — : Das Neubauprogramm bis 
1980 ist ohne eine Subventionierung der neuen 
Steinkohlekraftwerke überhaupt nicht zu verwirk- 
lichen. Und schließlich sind die Kosten noch auszu- 
gleichen, die für die Ablösung der Minderpreisge- 
schäfte entstehen. Die Beiträge für die Stromtrans- 
portkosten zur Sicherung dieses Steinkohleneinsat- 
zes müssen ebenfalls einbezogen werden. 

Meine Damen und Herren, die Sicherheit der Ener- 
gieversorgung in unserem Lande hat also ihren 
Preis. Diese Sicherheit ist nicht billig zu haben 

— darüber sind wir uns alle im klaren — , und ich 
kenne niemanden in diesem Hause, der nicht bereit 
wäre, die parlamentarische Verantwortung für die 
Mittelbereitstellung zu diesem Zwecke zu überneh- 
men. 

Die Krise des vergangenen Winters und manche 
Anzeichen hinsichtlich der nächsten und weiteren 
Zukunft lehren uns, für den Ernstfall mehr Vorsorge 
als bisher zu treffen; sie lehren uns dies mehr, als 
das vielleicht so mancher wahrhaben möchte. Wir 
leben ja alle schon wieder in einer Euphorie. Ich 
habe den Eindruck, daß das, was vor einem Jahr 
gewesen ist, mehr oder weniger nicht mehr be- 
kannt und nicht mehr bewußt ist. Niemand will mehr 
wahrhaben, daß wir vor einem Jahr in einer Öl- 
krise und in einer nachfolgenden Energiekrise ge- 

(B) standen haben, die uns alle miteinander sehr be- 
schwert hat. Aber auch niemand will wahrhaben, 
daß dies morgen unter Umständen schon wieder der 
Fall sein kann. Wenn wir dies einzukalkulieren ha- 
ben — und auf der politischen Ebene kann das nicht 
anders sein — , meine Damen und Herren, müssen 
wir uns über die Folge im klaren sein. Ich sage noch 
einmal: Die politische Lage ist nicht so rosig — ge- 
rade auch nicht in den erdölproduzierenden Län- 
dern — , daß wir uns erneut in Sicherheit wiegen 
könnten, was die Mengen, was die Preise und was 
die Transportmöglichkeiten für öl für unser Land 
angeht. 

Dieses Dritte Verstromungsgesetz trägt in seiner 
Zielsetzung diesem Gedanken der notwendigen 
Sicherung der Energieversorgung Rechnung. Ich 
habe an mehreren Stellen darauf hingewiesen, daß 
man, um dieses Ziel zu erreichen, an sich bessere 
Wege hätte gehen sollen. Das Verfahren, das die 
Bundesregierung über das nahezu unkontrollierte 
Sondervermögen mit der Ausgleichsabgabe vorge- 
sehen hat, ist nicht unser Vorschlag. Noch einmal: 
Wir bedauern dieses Verfahren. Unsere Kritik bleibt 
deshalb in diesem Bereich uneingeschränkt beste- 
hen, und wie Sie alle wissen, sind wir nicht die ein- 
zigen, die dieses Verfahren rügen; der Bundesrech- 
nungshof ist heute morgen schon einmal genannt 
worden. Dennoch ist dieses Gesetz aus energie- 
politischen, insbesondere auch versorgungstech- 
nischen Gründen, und gleichermaßen aus arbeits- 
marktpolitischen Gründen, was die Kohlenreviere 
in unserem Lande angeht, unumgänglich. Das ist der 


Grund, warum wir trotz der vorgetragenen formalen 
Bedenken diesem Gesetzentwurf in dritter Lesung 
zustimmen werden. 

Ich bin ein Mann aus dem Ruhrgebiet. Ich habe 
die Wähler dieses Raumes hier mit zu vertreten. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

— Warum Aha? Ist das neu? Ich habe Verständnis 
dafür, wenn Sie das nicht tun, weil Sie in anderen 
Regionen zuhause sind. Ich hoffe aber trotzdem, daß 
Sie sich hier solidarisch mit den Kumpels an der 
Ruhr festlegen werden. 

Ich bin ein Mann aus dem Ruhrgebiet; ich wieder- 
hole es. Ich habe mich, solange ich in diesem Hause 
parlamentarische Verantwortung trage, für die be- 
rechtigten Belange des Steinkohlenbergbaus und der 
Menschen, die dort ihren Arbeitsplatz haben, aber 
auch derer, die von diesen Arbeitsplätzen leben 

— und das sind nicht wenige — , eingesetzt. Für 
meine Fraktion füge ich hinzu, daß wir an allen Stel- 
len, wo dies notwendig war, wo es zwingend wurde, 
schnell, unbürokratisch, unpolitisch zu handeln, dies 
getan haben. Das galt für die — ich muß sagen: im 
Galopp über die Bühne gezogene — parlamenta- 
rische Verabschiedung des Energiesicherungsgeset- 
zes im vergangenen Jahr; ich darf Sie noch einmal 
daran erinnern. Das galt für unsere grundsätzliche 
Bereitschaft zur kritischen Mitarbeit am Energie- 
programm der Bundesregierung vom September 
1973, dessen Fortschreibung uns inzwischen vor- 
gelegt worden ist. Dies wird auch gelten für die 
notwendige parlamentarische Konkretisierung Ihrer 
Absichtserklärungen in diesem neuen Energiepro- 
gramm. 

Ich mache Sie allerdings jetzt schon darauf auf- 
merksam, daß uns Absichtserklärungen zu einer 
künftigen energiepolitischen Gesamtkonzeption in 
der politischen Wirklichkeit dann wenig nützen, 
wenn Sie von der Regierungskoalition, koste es, was 
es wolle — wir hoffen, daß Sie diesen Standpunkt 
nicht behalten, aber ich sage es noch einmal: koste 
es, was es wolle — , für die zu beschreitenden Wege 
die alleinige Wahrheit für sich in Anspruch nehmen 
und mit Ihrer Mehrheit durchzusetzen beabsichti- 
gen, was Sie für richtig halten. Beim Dritten Ver- 
stromungsgesetz ist leider wieder deutlich gewor- 
den, daß Sie selbst gegenüber fundierter Kritik — 
ich zitiere noch einmal den Bundesrechnungshof, 
aber auch aus unseren Reihen - — nicht bereit sind, 
einen anderen als den einmal von Ihnen konzipier- 
ten Weg zu gehen. 

Vielen ist bekannt, daß auch der Bundeswirt- 
schaftsminister — das hat er heute morgen nach 
meinem Dafürhalten, wenn auch nur versteckt, aber 
doch immerhin für den Kenner der Materie klar und 
deutlich zum Ausdruck gebracht — etwa in der Frage 
des Sondervermögens, auch bei einigen anderen 
Punkten, lieber eine andere Lösung gesehen hätte. 
Ihm geht es wie uns. Wir müssen wegen der un- 
beugsamen Mehrheit in diesem Hause den deutlich 
schlechteren Weg akzeptieren, um eine an sich 
richtige energiepolitische und kohlenpolitische Ziel- 
setzung nicht zu gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dn Jaeger: Das Wort bat Herr 
Abgeordneter Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Im Sommer dieses Jahres bat ein 
aufmerksamer Beobachter der energiepolitiscben 
Szene geschrieben, die Ölkrise vom Herbst und 
Winter 1973/74 sei zu kurz gewesen. Das klingt zwar 
zynisch, aber er hat es nicht so zynisch gemeint. Im- 
merhin, in der Tat hatte man den Eindruck, als ob 
Verbraucher und auch Politiker den Schock von der 
Jahreswende 1973/74 in diesem Jahre streckenweise 
vergessen und aus dem Bewußtsein verdrängt hät- 
ten, vergessen wollten, welche Konsequenzen und 
welche Bedeutung dieser Einschnitt in unserer Wirt- 
schaft und in unserem sozialen Leben gehabt hat. 
Sicher, der lebensnotwendige Stoff öl fließt wieder 
— vom Mangel ist nichts zu spüren — , wenn auch 
zum dreifachen Preis. Aber genau das ist der Punkt, 
der — vielleicht verständlicherweise — so häufig 
und so oft aus dem Bewußtsein verdrängt wird: daß 
diese Preisentwicklung uns deutlich macht, wo die 
Grenzen des Wohlstands sind, der über viele Jahre 
hinweg doch auf sehr billiger, vermutlich zu billiger 
Energie basierte. 

Wir haben es also nur mit einer scheinbaren Nor- 
malisierung zu tun. Die Nachrichten aus dem Nahen 
und dem Mittleren Östen sind auch nicht so, daß 
man sich beruhigen könnte. Und da Sie, Herr Russe, 
diese Delegation schon angesprochen haben, so las- 
sen Sie mich sagen: Es war die gemeinsame Erkennt- 
nis derer, die da vor 14 Tagen in einigen Ländern 
des Nahen Östens waren, daß die Waffe mit dem 
Namen öl nach wie vor auf den Konferenztischen 
der erdölfördernden Länder liegt. 

Aber weil diese Erkenntnis der dort Beteiligten — 
aber auch im übrigen — wohl so zu charakterisieren 
ist, ist auch die Feststellung im neuen Energiepro- 
gramm richtig, daß die Risiken für die Energiever- 
sorgung keine abstrakten Möglichkeiten, sondern 
reale Gefährdungstatbestände sind. Und da haben 
wir es eben nicht nur mit den finanzwirtschaftlichen 
Problemen, die sich aus Ölpreisentwicklungen er- 
geben, und nicht nur mit den strukturpolitischen 
Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, daß sich 
Geld- und Warenströme auf Grund dieser anderen 
Preis- und Kostenlage verändern, zu tun, sondern 
da haben wir es auch immer noch zu tun mit dem 
hohen Maß unserer Abhängigkeit von ausländischen 
Energiequellen — nach wie vor eine unbewältigte 
Aufgabe. 

Es ist sicherlich heute nicht der Tag und der Zeit- 
punkt, um eine detaillierte Beratung des Energie- 
programms vorzunehmen. Aber ich teile durchaus 
die Auffassung von Graf Lambsdorff, der da sagte, 
man kann einen — ganz bestimmt auch wichtigen — 
Teil dieses Energieprogramms nicht völlig bei der 
Bewertung und Beurteilung des gesamten Energie- 
programms auslassen. Das Dritte Verstromungsge- 
setz kann man wohl nicht ohne diesen Hintergrund 
bewerten und würdigen, obwohl und weil es eine 
der wichtigsten Säulen für eine Energiepolitik ist, 
die auf größere Sicherheit und auf mehr Unabhän- 
gigkeit abzielt. 


Ich glaube, daß sich niemand der Illusion hingibt 
und hingeben kann, es sei möglich, irgendwann in 
absehbarer oder in weiterer Zukunft eine totale Un- 
abhängigkeit bei unserer Energieversorgung zu er- 
reichen. Insofern wird natürlich ein Teil dessen, was 
zu einem Energieprogramm gehören kann, immer 
nur Absichtserklärung bleiben können, nämlich die 
Erklärung, sich zu bemühen, ein gedachtes Ziel so 
weit wie nur irgend möglich zu erreichen. Wer da 
Perfektionismus will und sagt, dies sei möglich, der 
täuscht sich und andere. Aber richtig ist, daß An- 
strengungen und Vorhaben in die richtige Richtung 
gelenkt werden müssen, also in die Richtung, einen 
möglichst hohen Sockel der Energieversorgung aus 
heimischen Quellen bzw. aus von uns aus verfügba- 
ren Quellen zu erreichen. Dieses Energieprogramm 
scheint mir richtig angelegt zu sein, wichtige und 
wesentliche Beiträge dazu zu leisten, z. B. die Aus- 
weitung der Kernkraftwerkleistung, um 25 ^/o unse- 
rer Stromerzeugung zu sichern. Hier wissen wir alle, 
daß das Thema „Umweltschutz" eine sehr wichtige 
Rolle spielt, daß wir aber bei allem Respekt vor sei- 
ner Notwendigkeit mit dafür werben müssen, daß 
nicht unbegründete Befürchtungen zur Blockierung 
des notwendigen Ausbaus unserer Energieversor- 
gung beitragen oder Anlaß geben. 

Zu diesem Sicherheitssockel gehört zweifellos auch 
die Steigerung der Braunkohleförderung. Die Er- 
schließung des Hambacher Forstes ist ein richtiger 
Schritt. Das Steueränderungsgesetz vom vorigen 
Jahr erleichtert diese und solche Investitionen. 

Das Erdgas mit seinem lOVoigen Stromversor- 
gungsanteil hat seinen wichtigen Platz, der ausge- 
baut werden kann. Wir wollen die Regierung ermun- 
tern, die Vielfalt von Lieferverträgen auszudehnen, 
die Exploration auf nationalem Grund und Meeres- 
boden voranzutreiben, und auch helfen, die Organi- 
sation unserer gaswirtschaftlichen Unternehmen zu 
verbessern. Denn in dem Maße, in dem dieser Ener- 
gieträger in Europa an Bedeutung gewinnt, wird es 
auch nötig sein, daß die Unternehmen, die auf die- 
sem Felde tätig sind, auch in unserem Lande die ent- 
sprechende Kraft und die entsprechende Organisa- 
tion aufweisen, um über die Grenzen hinweg zu ko- 
operieren. 

Zum Stichwort „mehr Sicherheit" gehört ganz 
zweifellos auch, daß man von den schnell wachsen- 
den Verfügungsrechten der Förderländer über ihre 
Erdölproduktion Kenntnis zu nehmen hat. Deshalb 
ist es richtig, daß die Bundesregierung zusammen 
mit anderen Regierungen in Europa eine internatio- 
nale Zusammenarbeit anstrebt mit dem Ziel, die 
eigenen und bilateralen Anstrengungen in diese 
internationale Zusammenarbeit einzubetten. Das 
Energieprogramm ist ein weites Feld, und es geht 
auch nicht darum, es heute voll abzugrasen. Die 
Stichworte: Bevorratung im öffentlichen und priva- 
ten Bereich, Markttransparenz, die auch heute nicht 
überflüssig ist, wenn es auch gelegentlich so scheint 
oder dargestellt wird, und nicht zuletzt die im Ge- 
folge der Washingtoner Energiekonferenz erarbeite- 
ten Bestimmungen über ein internationales Energie- 
programm sind Fragen, die uns demnächst im De- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. November 1974 


8721 


Reuschenbadi 

zember dieses Jahres und später weiter beschäftigen 
werden. 

Ich will nicht verhehlen, daß im Kohleteil des 
Energieprogramms nicht alle Blütenräume Wirklich- 
keit wurden. Angesichts des rapiden Abbaus der 
Kohlehalden und mancher Andeutungen über 
Knappheit im Winter und auch angesichts der hoff- 
nungsvollen Ansätze bei der Energie- und bei der 
Kohleforschung hat sicherlich mancher gehofft und 
angenommen, es könnte in diesem Kohleteil des 
Energieprogrammes etwas mehr erreicht werden. In- 
sofern war es auch durchaus verständlich, daß es in 
den letzten Wochen Meinungsdifferenzen über lang- 
fristige Förderziele gab. Dennoch, glaube ich, ist es 
besser, Ziele realistisch zu setzen, sich darum zu 
bemühen, die heutige Förderkapazität mindestens 
zu erhalten, dafür größte Anstrengungen zu unter- 
nehmen, ohne sich den Weg zu verbauen, in zwei 
oder drei Jahren neu in eine Prüfung einzutreten, 
als utopische Fördergarantien, wie wir sie in diesem 
Lande schon einmal erlebt haben — 140 Millionen 
Tonnen — , in die Welt zu setzen, die weder durch- 
dacht noch abgesichert waren, sondern eine Irrefüh- 
rung des deutschen Steinkohlenbergbaus bedeuteten, 
unter der er viele Jahre schwer gelitten hat und 
durch die zehntausende von Bergarbeitern ihren 
Arbeitsplatz verloren haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Solidität, die die Möglichkeit der Überprü- 
fung von Zeit zu Zeit offenläßt, ist zu begrüßen, 
und die Aufforderung der Bundesregierung, sich auf 
(B) eine Förderkapazität von 94 Millionen Tonnen bis 
1980 einzustellen, ist auch eine Verpflichtung für 
diese Bundesregierung, für ihre Politik, und ande- 
rerseits eine Chance für den deutschen Steinkohlen- 
bergbau, endlich mit Kontinuität und Sicherheit 
seine Unternehmenspolitik zu betreiben. Wir möch- 
ten ganz ausdrücklich dem Bundeskanzler und dem 
Wirtschaftsminister danken für die Art und Weise, 
wie sie sich für jene Männer engagieren, die nach 
nach dem Krieg und auch heute tausend Meter unter 
der Erde zur Sicherung unserer Energieversorgung 
beitragen. 

Zur Erreichung der Absatzziele spielt das Dritte 
Verstromungsgesetz eine ganz wichtige Rolle. Die 
Einzelheiten sind im Laufe des heutigen Vormittags 
mehrfach erörtert und erwogen worden. Ich möchte 
nur zu dem merkwürdigen Klima, das heute morgen 
hier die Debatte beherrschte, eine Bemerkung ma- 
chen. So manches von dem, was verschiedene Spre- 
cher der CDU/CSU an Kritik gegenüber der Bundes- 
regierung oder gegenüber der Koalition vorgetragen 
haben, betraf eigentlich ein Thema, das innerhalb 
der Opposition in diesem Bundestag eine Rolle ge- 
spielt hat, und war viel weniger an die Adresse der 
Koalitionsfraktionen gerichtet. Die Beratungen im 
Wirtschaftsausschuß unterschieden sich ganz deutlich 
von der Diskussion und der Debatte hier. Mit ein, 
zwei Ausnahmen — Stimmenthaltung oder Gegen- 
stimmen — waren die meisten Entscheidungen ein- 
mütig und einstimmig, und selbst da, wo man noch 
prüfen konnte, ob der eine oder der andere Weg 
sinnvoller oder besser war, gab es nicht diese Kon- 
troverse, nicht diese Schärfe. Ich verstehe natürlich 


(Q 

die Lage der Oppositionssprecher und begrüße um 
so mehr, daß Herr Russe in seinen letzten Bemer- 
kungen schließlich noch versuchte, für die Opposition 
Klarheit zu schaffen, daß auch sie sich um die Stabi- 
lisierung der Lage im deutschen Steinkohlenbergbau 
bemühen wolle. Aber die anderen Stimmen haben 
wir nicht überhört. 

(Abg. Russe [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Herr Russe! 

Russe (CDU/CSU): Herr Kollege Reuschenbach, 
ich habe volles Verständnis für diese Ihre Einlas- 
sung. Würden Sie mir aber die Frage beantworten, 
ob es nicht gleiche Vorbehalte, Schwierigkeiten ■ — 
wenn Sie diese bei uns unterstellen — ■ im Kreise 
der Koalition einschließlich der von dieser Koalition 
getragenen Länder zu überwinden gegeben hat. 
Stimmt es, was ich erfahren habe: daß der Bundes- 
kanzler persönlich in Hamburg intervenieren 
mußte, um entsprechende Sicherungen der gemein- 
samen Position zu diesem Gesetz zu erreichen? 

Reuschenbach (SPD): Herr Russe, es ist natür- 
lich gar kein Zweifel, daß es in jeder großen Partei 
und auch in jeder Fraktion Diskussionen und Mei- 
nungsverschiedenheiten gibt. Nur ist es bei uns 
frühzeitiger möglich geworden, abzuklären, was 
möglich und nicht möglich ist, und nicht erst an 
den letzten Wochenenden brachen dann die Dämme. 

Niemand darf davon ausgehen, es mache einer 
Mehrheit oder einer Partei Spaß, Preise zu erhöhen. P 
Insofern habe ich auch manchen Angriff — nicht 
von Ihnen, Herr Russe — nicht so recht verstanden, 
der gegen die Verteuerung des Strompreises gerich- 
tet war. Ich meine, daß man doch in aller Offenheit 
sagen muß, daß Sicherheit auf diesem Feld wie auf 
allen anderen Gebieten ihren Preis kostet. Die Bürger 
dieses Landes haben 1974 ohne Beschluß des Deut- 
schen Bundestages, ohne politische Willensbildung 
runde 20 Milliarden DM aus der Tasche gezogen 
bekommen, und zwar durch die Erhöhung der Erd- 
ölpreise. Besser und vertretbarer ist es, sich mit 
einer Milliarde DM Mehrausgaben auf die Dauer 
ein höheres Maß an Sicherheit zu verschaffen, als 
sich auf Dauer der totalen Abhängigkeit von Aus- 
landsimporten ausgesetzt zu sehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe vor zwei Monaten einen bemerkenswer- 
ten Aufsatz von Oswald von NelTBreuning mit dem 
Titel „Wir, unsere Politiker, die Ölscheichs und 
das große Unrecht in der Welt" gelesen. Darin ste- 
hen ein paar Sätze, von denen ich glaube, daß sie 
es verdienen, auch und gerade von dieser Stelle 
aus zitiert zu werden. Dort heißt es unter anderem: 

Es ist uns wirklich ernst damit, unseren Poli- 
tikern beizubringen, daß wir von ihnen ver- 
langen, daß sie uns die nötigen Opfer auferle- 
gen, um Wirtschaft, öffentliche Finanzen und 
unser Geldwesen in Ordnung zu halten. Wenn 
unser Volkseinkommen durch die vervielfach- 
ten Ölpreise geschmälert wird, wenn günsti- 
gere Austauschverhältnisse zugunsten der Ent- 
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(A) wicklungsländer es noch weiter schmälern, 
wenn wir obendrein von unserem schmaler ge- 
wordenen Volkseinkommen einen ernsthaft 
spürbaren Teil uns selber entziehen und den 
Entwicklungsländern zuwenden sollen, dann 
sind wir auch entschlossen, keine Verteilungs- 
kämpfe zu führen. Wir wollen von euch Poli- 
tikern keine Geschenke, wir wünschen auch 
nicht, daß ihr Politiker die zusätzlichen Bela- 
stungen verschweigt. Wir wissen, daß ihr nicht 
angeblich aus der vierten Dimension hervor- 
zaubern könnt, was eigentlich nicht da ist, tat- 
sächlich aber aus unseren eigenen Taschen 
oder aus den Taschen unbeteiligter Dritter am 
Ende gar den Menschen in den Entwicklungs- 
ländern entzogen werden müßte. Wir wollen 
keine Roßtäuschertricks, keine Bilanzfrisuren. 
Wir wollen Ehrlichkeit. Wahrheit und Klarheit. 

Insofern ist es, wie ich glaube, auch richtig, zu 
sagen, daß wir ein höheres Maß an Sicherheit für 
unsere Energieversorgung mit einem entsprechen- 
den Preis zu bezahlen haben und daß dieses der 
Preis ist, den die Bürger in diesem Lande auf diesem 
oder auf anderem Wege direkt zu entrichten haben. 

Die Meinungsverschiedenheiten über die parla- 
mentarische Kontrolle sind hier erörtert und disku- 
tiert worden. Ich glaube, daß die häufige Wieder- 
holung falscher Behauptungen die Wahrheit nicht 
näher beschreibt. Wir haben unsere Entscheidungen, 
denen Sie auch zugestimmt haben — Begrenzung auf 
3,5 Vo und Rechnungslegung für den Deutschen Bun- 

(B) destag — getroffen. Hier ist ferner die Begrenzung 
auf das Jahr 1980 zu nennen. Wir glauben, daß mit 
diesen Begrenzungen der Ermächtigungsrahmen der 
Bundesregierung und des Bundesamtes eng genug 
gezogen sind. 

Mit diesen Hinweisen auf die wichtigsten Punkte 
des Dritten Verstromungsgesetzes will ich es genug 
sein lassen. Ich möchte aber noch erwähnen, daß wir 
alle miteinander Grund haben, Herrn Dr. G e r 1 a c h 
vom Bundeswirtschaftsministerium Dank zu sagen, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

der in unermüdlicher und sachkundiger Art und 
Weise geholfen hat, ein Gesetz zustande zu bringen, 
das die Sicherheit unserer Energieversorgung erhöht, 
unsere Unabhängigkeit von ausländischen Quellen 
steigert, gleichzeitig ein Stück Strukturpolitik im 
besten Sinne des Wortes darstellt und Tausende von 
Arbeitsplätzen langfristig sichern kann. Hier wird 
wieder einmal deutlich, daß es Wirtschaftsbereiche 
gibt, die fernab aller Ideologie der öffentlichen Ver- 
antwortung und Bestimmung unterworfen werden 
müssen, wenn nicht das Ganze Schaden leiden soll. 
Ich hoffe, daß auch der Bundesrat hilft, dem Entwurf 
so schnell wie möglich Gesetzeskraft zu verschaffen. 
Denn Zeit haben wir nicht mehr zu verlieren. Auf 
dem Feld der Energiepolitik ist es später, als man- 
cher sich und anderen eingestehen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr, Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Zywietz. 


Zywietz (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Wir diskutieren hier 
heute in der Schlußdebatte den von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die weitere Sicherung des Einsatzes von Ge- 
meinschaftskohle in der Elektrizitätswirtschaft, in 
Kurzform „Drittes Verstromungsgesetz" genannt. 
Bereits aus der Überschrift wird, wie ich meine, 
sehr deutlich, daß wir hier kein prinzipielles Neu- 
land betreten, sondern uns auf dem Pfad der Konti- 
nuität bewegen, zu dem allerdings — das sei nicht 
verschwiegen — einige Neuerungen gehören. Davon 
wurde hier bereits in der zweiten Lesung gesprochen, 
im wesentlichen über das Thema der Finanzierung 
und ihrer zweckmäßigen Ausgestaltung. 

Bei dieser Vorlage geht es um die Sicherung eines 
stetigen Kohleeinsatzes für die Stromerzeugung. Im 
Vergleich zu den vorangegangenen Gesetzen ist, 
meine ich, eine leichte Akzentverschiebung in der 
Zielsetzung festzustellen. Stand früher mehr der 
Gesichtspunkt des sicheren Kohleabsatzes im Mittel- 
punkt, so liegt heute die Betonung bei der sicheren 
Stromerzeugung, Es bleibt aber im Kern das Pro- 
blem, wie wir mit unserem kostbaren Rohstoff Kohle 
richtig umgehen. 

Dennoch, das Dritte Verstromungsgesetz ist eine 
energiepolitische Maßnahme, die von manchen in 
unserem Land für überflüssig erachtet wird. In die- 
sem Zusammenhang wird darauf verwiesen, daß 
eine nennenswerte Wärmepreisdifferenz zwischen 
Kohle und Öl bei der Stromversorgung zur Zeit nicht 
gegeben sei und insofern sei eine Stützung der 
Kohleverwendung für die Elektrizitätserzeugung 
durch ein weiteres Verstromungsgesetz überflüssig. 
Die FDP ist nicht dieser Auffassung. Argumente für 
unsere Zustimmung zu dem vorliegenden Verstro- 
mungsgesetz liefert bereits eine sehr grobe Analyse 
der energiepolitischen Gesamtszenerie. Auf diese 
kommt es hier nachhaltig an. 

Tasten wir nur ein wenig den ökonomischen Glo- 
bus ab und schlagen wir nicht verblendet oder 
leichtfertig die Lehren aus dem gottlob noch milden 
Energieschock des vergangenen Winters so mir 
nichts, dir nichts in den Wind, dann muß man zu- 
mindest folgendes festhalten. Energiemengen und 
-preise werden als politische Waffe eingesetzt. Das 
schafft Unsicherheiten, auf die wir uns bei der Ver- 
wendung unserer eigenen Rohstoffe einzurichten 
haben. Wenn der Volksmund recht hat — ich 
zweifle nicht daran — , daß Geld die Welt regiert, 
dann geht mit der beachtlichen Geldverschiebung 
auf Grund der stark erhöhten ölpreise auch eine 
beachtliche Machtverschiebung in dieser Welt ein- 
her. 

Geradezu in einem plastischen Volkshochschul- 
unterricht ist uns durch die Ölkrise vor noch nicht 
einmal einem Jahr die Bedeutung der Energieversor- 
gung für unsere Volkswirtschaft und damit für un- 
ser aller Lebensstandard sehr grell erhellt worden. 
In bildreicher Sprache wird von Energie nunmehr 
als dem unverzichtbaren „vierten Produktionsfak- 
tor'' oder auch, wie manche sagen, dem „Schwarz- 
brot der Wirtschaft" gesprochen. Die große Bedeu- 
tung ist breiter erkannt als je zuvor. Aber ich habe 
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den Eindruck — und Vorredner haben das ebenfalls 
schon anklingen lassen — , das ist in der breiten 
Bevölkerung immer noch nicht ausreichend erkannt. 

Meine Damen und Herren, ich wage die Behaup- 
tung: Kein anderes Ereignis der gesamten Nach- 
kriegszeit hat die weltwirtschaftliche Gesamtsitua- 
tion so nachhaltig verändert wie die Energiekrise. 
Bereits knappe Stichworte — wie das Verhältnis 
der armen und der reichen Staaten zueinander, das 
Verhältnis der europäischen Staaten untereinander, 
das Verhältnis Europas zu den Vereinigten Staaten 
von Amerika, die wirtschaftlichen Struktur- und 
Regionalprobleme, die wir festgestellt haben, Zah- 
lungsbilanz- und Währungsfragen, Aspekte des wirt- 
schaftlichen Wachstum — machen dies deutlich. 
Herr Russe hat dies ebenfalls sehr nachhaltig ange- 
sprochen und unterstrichen. 

Als Zuhörer fiel mir allerdings bei diesen sehr 
einsichtig klingenden Worten auf, daß diese gleiche 
Einsicht bei parteilicher Diskussion in der Öffent- 
lichkeit in keiner Weise wiederzufinden ist. Da ver- 
mißt man einfach, daß in wirtschaftspolitischen De- 
batten deutlich gemacht wird, auf welchem verän- 
derten Hintergrund Wirtschaftspolitik heute nur 
noch gemacht werden kann. Wir leben in einer an- 
deren Situation. Vollbeschäftigungs- und Preisstei- 
gerungsraten von früher sind nicht mehr der Maß- 
stab für die Möglichkeiten von heute. Es ist gera- 
dezu eine Irreführung, das in der Öffentlichkeit 
nicht zu verdeutlichen, sondern das Gegenteil an- 
zudeuten, als läge es immer nur an der Bundes- 
regierung, die mit der Wirtschaft nicht so recht fer- 
tig werde. 

Meine Damen und Herren, der Staat kann heute 
nicht mehr in einer Weise abseits stehen und aus- 
schließlich — ich betone: ausschließlich — auf 
Marktkräfte vertrauen, wie das früher noch mög- 
lich war, wenn es um die Erfüllung der zentralen 
Versorgungsaufgaben für die Bevölkerung geht. 
Energieversorgung oder, noch konkreter gespro- 
chen, Stromversorgung gehört dazu. Denn Versor- 
gungsmängel in diesen Bereichen werden von der 
wählenden Bevölkerung nicht dem Marktmechanis- 
mus oder den „Multis" angelastet, sondern dem de- 
mokratischen Staat, seinem Parlament, im Zweifels- 
fall seiner Regierung. Dabei ist sichere Energiever- 
sorgung nicht durch eine einzelne Maßnahme ge- 
radezu im Handstreichverfahren zu bewerkstelligen, 
sondern nur durch ein sehr umsichtiges und damit 
mühseliges Zusammenlegen eines Mosaiks. 

Damit bin ich konkret bei der Vorlage des Drit- 
ten Verstromungsgesetzes. Das vorliegende Verstro- 
mungsgesetz ist ein wichtiger Baustein für diese 
Zielsetzung; mehr Elektrizitätsversorgungssicher- 
heit. Mit diesem Gesetz will man wie mit seinem 
ersten und zweiten Vorläufer den Einsatz von Ge- 
meinschaftskohle, d. h. im wesentlichen den Einsatz 
von deutscher Kohle, für die Stromerzeugung sicher- 
stellen. 

Die energiepolitische Begründung liegt darin, daß 
Kohle mit einem Anteil von ca. 20 ^/o an unserer 
Energieversorgung unser einziger wesentlicher Pri- 
märenergieträger ist und zum anderen Strom ein 


sehr bedeutsames Versorgungsgut für unsere Bevöl- 
kerung darstellt. Vielleicht wäre im vergangenen 
Jahr hier und da tatsächlich das Licht ausgegangen, 
wenn nicht in der Vergangenheit Verstromungsge- 
setze für den stetigen Einsatz der Kohle bei der 
Elektrizitätsgewinnung gesorgt hätte. Aus der Rück- 
schau wäre doch wohl, wie ich meine, nicht auszu- 
schließen, daß das billigere öl und Gas mehr und 
mehr Kohlekraftwerke verdrängt hätten mit der 
Folge, daß bei einer verknappten Ölzufuhr — und 
in diesem Bereich sind wir fast ausschließlich auf 
Importe angewiesen — die Stromerzeugung nicht 
hätte sichergestellt werden können. Man muß sich 
vor Augen halten, daß von dem Inlandsabsatz der 
deutschen Steinkohle etwa 80 ^/o auf die Elektrizi- 
tätswirtschaft und die Eisen- und Stahlindustrie als 
die wichtigsten Kohleverbraucher entfallen. Mein 
Kollege Graf Lambsdorff hat ja gerade auf die Pro- 
blematik in den Bereichen Stahl und Europa aus- 
führlich hingewiesen. 

Das vorliegende Dritte Verstromungsgesetz soll 
nun einen fixierten stetigen Kohleeinsatz in Kraft- 
werken sicherstellen — auch dann, wenn unser 
Heizmaterial Kohle teurer als beispielsweise öl 
oder Gas bei der Verwendung zur Stromerzeugung 
sein sollte. Wir meinen nämlich, daß es gut ist, 
davon auszugehen, daß im Zweifelsfall für die Be- 
völkerung diejenige Energie die teuerste ist, die 
man nicht hat, aber dringend benötigt. 

Damit sind wir bei der Frage der Bewertung des 
Sicherheitsbedürfnisses, beim Thema Geld, der, wie 
ich meine, Endstation aller Politik. Sichere Strom- 
versorgung durch den beachtlichen Einsatz deutscher 
Kohle hat gewiß ihren Preis. Dieser Preis ist in der 
Vergangenheit durch den Einsatz von hohen Steuer- 
mitteln über den Haushalt gezahlt worden. Das vor- 
liegende Dritte Verstromungsgesetz — und das ist 
eine der wesentlichen Neuerungen — sieht in die- 
sem Bereich etwas anderes vor, nämlich nicht mehr 
die Finanzierung über den Bundeshaushalt, sondern 
die Finanzierung durch den Endverbraucher. Wir 
meinen, daß das eine angemessene Lösung ist, ein 
ehrlicher Risikoaufpreis, den der Verbraucher für 
eine relativ sichere Elektrizitätsversorgung zu zah- 
len hat. Vorgesehen ist dabei eine offen auszuwei- 
sende prozentuale Abgabe, die für den Stromkun- 
den deutlich kenntlich wird und die nach allen 
Vorausschätzungen zu einer Strompreiserhöhung 
von zwischen 3 und 4 Vo, aber nur zu einer äußerst 
minimalen Auswirkung auf den viel zitierten Le- 
benshaltungsindex führt. 

Es handelt sich also um den Abbau einer Subven- 
tion, die bislang mit Mitteln, die über das Steuer- 
system aufgebracht werden, geleistet wurde. Sie 
wird durch ein meines Erachtens angemessenes Ver- 
fahren ersetzt, bei dem diejenigen für die Kosten- 
finanzierung aufkommen müssen, die Strom verbrau- 
chen, und nicht diejenigen, die, aus welchen Grün- 
den auch immer, Steuern zahlen. 

Nur am Rande sei hier mit Blick auf die Tarifge- 
staltung der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 

angemerkt, daß es bislang nicht in meinen Kopf 
wollte, daß derjenige, der viel Energie und damit 
vielleicht auch manche Energie recht unnütz ver- 
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braucht, durch einen günstigen Mengentarif gerade- 
zu belohnt wird. Mir schiene eine Regelung beden- 
kenswert, durch die von einem zu bestimmenden 
Normalverbrauch ab durch einen ansteigenden Tarif 
unrationelle Energieverwendung tendenziell ge- 
bremst wird. 

Auf dem Hintergrund der Entscheidung, daß der 
Einsatz deutscher Steinkohle für die Elektrizitäts- 
erzeugung in beachtlichem Maße gesichert werden 
soll, hätten wir es von der FDP lieber gesehen, wenn 
die Wirtschaft aus sich heraus dieses Problem ge- 
löst hätte. Leider waren die angebotenen Vorschläge 
aus der Sicht einer weitergehenden staatlichen Ver- 
antwortung nicht ausreichend. 

Neben den Fragen der Finanzierung ist die Frage 
nach dem Charakter der Abgabe und ihrer Kontrolle 
ein weiterer wesentlicher Punkt der Aussprache 
gewesen. Die FDP ist der Auffassung, daß es sich 
hier um eine Abgabe handelt, weil sie deutlich 
speziellen energiepolitischen Zwecken zugeordnet 
ist. In den Beratungen vor dem heutigen Tage hat 
die FDP allerdings großen Wert darauf gelegt, daß 
das zu bildende Sondervermögen einer ausreichen- 
den parlamentarischen Kontrolle unterliegt. Wir 
haben grundsätzlich etwas gegen graue demokra- 
tische Schattenzonen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat durch eine Ände- 
rung des Regierungsentwurfs eine parlamentarische 
Kontrolle des Sondervermögens beschlossen. Dem- 
zufolge muß der Bundesminister für Wirtschaft zu 
seiner Entlastung dem Bundestag und auch dem Bun- 
desrat jährlich über den Wirtschaftsplan gesondert 
Rechnung legen. Diese Änderung trägt sowohl dem 
Wunsch des Bundesrechnungshofes nach parlamen- 
tarischer Kontrolle als auch dem berechtigten An- 
liegen der Bundesregierung Rechnung, eine gewisse 
Flexibilität der Verwaltung im Interesse der ener- 
giepolitischen Ziele des neuen Verstromungskon- 
zeptes zu erhalten. Die FDP wird außerdem mit gro- 
ßer Wachsamkeit darauf achten, daß hier nicht leicht- 
fertig Bürokratien zu üppig ins Kraut schießen. 

Mit einem beachtlichen und stetigen Einsatz deut- 
scher Kohle für die Elektrizitätserzeugung soll da- 
für Sorge getragen werden, daß die Lichter in die- 
sem Lande möglichst nicht ausgehen. Dieses Gesetz 
dürfte für die im Bergbau Beschäftigten eine beacht- 
liche Beruhigung sein. Andererseits sollen damit 
aber auch keine falsch verstandenen Signale gege- 
ben werden. Ein Kohleboom wie vielleicht in ande- 
ren Ländern kann es nach meinem Dafürhalten in 
der Bundesrepublik in gleicher Weise so schnell 
nicht geben, weil die geologischen Bedingungen und 
damit die Ausbeutekosten doch um einiges — und 
zwar negativ — von denen in anderen Ländern ver- 
schieden sind. Aber zunächst durch Verstromung 
und vielleicht später einmal durch neue Techno- 
logien hat die deutsche Kohle eine reelle Chance. 

Bei diesem Gesetz geht es letztlich um den Ein- 
satz eines eigenen kostbaren Bodenschatzes in 
einem für den Bürger sehr sensiblen Verwendungs- 
bereich; es geht darum, die Versorgung mit elek- 
trischem Strom sicherzustellen. Es geht nicht darum, 
andere Energieträger burschikos oder radikal aus 
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Rollen zu verdrängen oder vielleicht bei der Kern- ^ 
energie Zukunftschancen, die wir im Interesse der 
Energieversorgung unbedingt wahrnehmen müssen, 
zu drosseln. 

Bei der Beratung dieses Gesetzes hat sich die 
FDP darum gegen ein generelles Verbot von Öl- 
kraftwerken gewandt und sich für den Vorbehalt 
der Genehmigung durch das Wirtschaftsministerium 
ausgesprochen. Bei allem Einsatz für die stetige 
Verwendung deutscher Kohle muß gesehen werden, 
daß wir in diesem Lande Benzin und mittleres Heiz- 
öl dann möglicherweise nicht in ausreichenden Men- 
gen haben, wenn nicht auch ein gewisser Absatz 
von schwerem Heizöl möglich ist. Eine zu starke 
Einschränkung der Verwendung von schwerem 
Heizöl könnte zu einer unzureichenden Raffinerie- 
struktur führen, die wir genausowenig für richtig 
halten. 

Zum anderen möchte ich auch nicht unerwähnt 
lassen, daß ein angemessener Anteil von Import- 
kohle erhalten bleiben muß, wie er sich insbeson- 
dere für die Stromerzeugung in den norddeutschen 
Küstenregionen traditionell bewährt hat. 

Meine Damen und Herren, das Dritte Verstro- 
mungsgesetz bietet ein Instrumentarium, auf das 
nicht verzichtet werden kann, auch wenn in jüng- 
ster Vergangenheit die Kohle durch rasante Ölpreis- 
steigerungen in eine gegenwärtig bessere Wettbe- 
werbsposition gelangt ist. Wir können heute fest- 
stellen, daß sich das vor gut einem Jahr vorgelegte 
Energieprogramm der Bundesregierung als richtig 
und realistisch in den Strukturen und Tendenzen (D) 
erwiesen hat. Hier und da ist es in der Fortschrei- 
bung etwas griffiger, etwas stromlinienförmiger ge- 
staltet worden. Wir verkennen nicht, daß die stän- 
dige relativ sichere und preiswerte Energieversor- 
gung in all ihren Verwendungsbereichen noch eine 
große Aufgabe ist, die wir in der Zukunft zu be- 
wältigen haben. Das Dritte Verstromungsgesetz in 
der vorliegenden Form ist unseres Erachtens ein 
richtiger Beitrag in dieser Richtung, der mich bei 
der Bearbeitung der Materie an ein klassisches 
Wort erinnerte, aber nicht an ein Schiller- Wort, 
sondern — im Zweifesfall — an ein Goethe-Wort, 

(Wehner [SPD]: Mehr Licht! — Heiterkeit) 

nämlich das — und es wird sicher allgemein bekannt 
sein — : Was du ererbt von deinen Vätern, erwirb 
es, um es zu besitzen. Ich meine aber, daß hier gilt: 

Was du ererbt von deinen Vätern, bezahl es, um es 
zu besitzen. Das muß bei der deutschen Kohle wohl 
noch so sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dn Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Forschung und Technologie. 

Matthöferr Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Das Verstromungsgesetz, das heute auf der Ta- 
gesordnung steht, dient der Sicherung des Absatzes 
der deutschen Steinkohle. Wir haben im letzten Jahr 
mit aller Deutlichkeit erfahren, wie sehr wir auf die 
deutsche Kohleförderung angewiesen sind. Sie bie- 
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(A) tet uns eine der wenigen Möglichkeiten, über die 
wir zur Zeit verfügen, kurzfristig Energieversor- 
gungslücken zu überbrücken. Gestatten Sie mir des- 
halb, schon heute, gewissermaßen im Vogriff auf 
die Energiedebatte, die notwendigerweise sehr viel 
breiter angelegt sein wird, einiges aus diesem Ge- 
setz in einen sachlich und zeitlich größeren Zusam- 
menhang zu stellen. 

Es ist eine der wichtigsten Aufgaben des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie, nach neuen 
Wegen zu suchen, unser Kohlepotential noch besser 
und auf lange Sicht zu erschließen und so die zu- 
künftige Energieversorgung dieser Republik auf eine 
breitere Basis zu stellen. Dabei wäre es freilich 
falsch, wollten wir uns ausschließlich auf neue Ent- 
wicklungen konzentrieren, die notwendigerweise, 
worauf mein Kollege Friderichs schon heute morgen 
hingewiesen hat, erst in einer ferneren Zukunft 
wirksam werden können. Wir müssen uns selbstver- 
ständlich vor allem darum kümmern, wie auf der 
Basis des Vorhandenen, des kurzfristig Machbaren 
für die unmittelbar vor uns liegende Zukunft bessere 
Lösungen angeboten werden können. 

Dies bedeutet, daß die Möglichkeiten des Kohlen- 
bergbaus, der Kohleveredelung und der Nutzung 
der Kohle durch neue Technologien verbessert wer- 
den müssen. Hier liegt gleichzeitig eine wesentlich 
strukturpolitische Aufgabe. Das Ruhrgebiet z. B. ist 
einer der großen industriellen Ballungsräume, und 
hier stellt sich ständig die Aufgabe der Modernisie- 
rung der Wirtschaft. Modernisierung der Volkswirt- 
Schaft heißt Erhöhung der Produktivität durch neue 
und bessere Technologien. Wir müssen mit der Vor- 
stellung aufräumen, Kohlegewinnung und Kohlever- 
arbeitung bedeute gleichzeitig Anwendung altmodi- 
scher Technologien. Hier müssen modernste Tech- 
nologien entwickelt und angewandt werden. Im Rah- 
menprogramm „Energieforschung" der Bundesregie- 
rung werden rund 300 Millionen DM für die Ver- 
besserung von Bergbautechnik und Aufbereitung be- 
reitgestellt. Da geht es z. B. darum, bessere Metho- 
den der Vorerkundung von Lagerstätten und bes- 
sere Vortriebstechniken zu entwickeln. 

Für das Schwerpunktprogramm „Kohlevergasung 
und Kohleverflüssigung" wurden rund 600 Millionen 
DM bereitgestellt. Leistungsfähige großtechnische 
Verfahren zur Kohlevergasung und -Verflüssigung 
sollen das Anwendungsspektrum der Kohle als Ener- 
gieträger und als Rohstoff für die chemische Indu- 
strie verbreitern. Mein Kollege Friderichs hat heute 
morgen unter dem Eindruck seiner Reise auf die 
auch in Zukunft unsichere Versorgung, insbesondere 
was den Preis betrifft, hingewiesen. Erdöl und Erd- 
gas können teilweise durch Produkte auf Kohlebasis 
ersetzt werden. Wenn für diese Verfahren einmal 
nukleare Prozeßwärme zur Verfügung stehen wird, 
kann die Wirtschaftlichkeit dieser Verfahren weiter 
verbessert werden. Damit ist auch die Möglichkeit 
verbunden, unsere Kohlevorräte noch besser aus- 
zunutzen. 

Modernisierung der Volkswirtschaft durch For- 
schung und Technologieentwicklung heißt nicht nur 
Erhöhung der Produktivität. Modernisierung heißt 
auch Verbesserung der Arbeitsplätze, Verringerung 


der Umweltbelastung und Verbesserung der Pro- 
dukte. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms „Humani- 
sierung der Arbeit" werden wir der Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen unter Tage besonderes Ge- 
wicht beimessen. Die Sicherheit der Bergleute kann 
durch neue Bewetterungssysteme und neue Metho- 
den der Gebirgsschlagbekämpfung erhöht werden. 

Die Belastung und Gesundheitsgefährdung der Berg- 
leute durch Kohlestaub und Luftverschmutzung, 
durch Lärm und durch die großen physischen Be- 
lastungen sind eine Herausforderung an alle, die 
sich zu menschengerechten Arbeitsplätzen und 
Technologien bekennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Drittel des gesamten Haushalts des For- 
schungsministeriums, also etwa 1,5 Milliarden DM, 
dienen direkt und indirekt der Energieforschung. 
Wir versuchen auf zweierlei Wegen zur Lösung 
unserer künftigen Energieversorgung beizutragen: 
Einmal kann das Angebot an Primärenergie vergrö- 
ßert werden, sei es durch die Erschließung neuer 
Energiequellen, sei es durch die Entwicklung bes- 
serer Technologien bei der Gewinnung der traditio- 
nellen fossilen Energierohstoffe. Zum anderen kann 
gezielte Forschung zur Verringerung des Energie- 
bedarfs beitragen. 

Ohne die Kernenergie, die weitaus wichtigste 
neue Quelle von Primärenergie, hätten wir keiner- 
lei Chance, den Anteil des Erdöls am Energiever- 
brauch in der Bundesrepublik von heute 55 ®/o zu (d» 
senken. Weil wir die Grundlagen für eine leistungs- 
fähige Kernenergietechnik gelegt haben, können 
wir heute mit einer Verminderung der Erdölabhän- 
gigkeit auf ungefähr 44 Vo im Jahre 1985 rechnen. 

Wir verfolgen zwei Reaktorlinien: den Hochtem- 
peraturreaktor und den Schnellen Brutreaktor. Der 
Hochtemperaturreaktor eröffnet die Perspektive der 
Erzeugung von Prozeßwärme und ihre Nutzung in 
Fernwärmesystemen, mit denen sich die uns vor- 
liegende Entschließung beschäftigt. Der Brutreaktor 
gibt uns die Chance, Uranvorräte, die jedenfalls in 
den bisher wirtschaftlich verwertbaren Konzentra- 
tionen sehr begrenzt sind, vielfach intensiver aus- 
zunutzen. 

Diese Entwicklungen sind gerade in der letzten 
Zeit in eine sehr schwierige öffentliche Diskussion 
geraten. Wir sollten diese Diskussionen nicht auf die 
leichte Schulter nehmen. Einerseits zwingen uns alle 
objektiven Daten zu der Erkenntnis, daß wir auf eine 
rasche Verfügbarkeit von Kernenergie angewiesen 
sind, andererseits scheint es mir nicht tragbar zu 
sein, daß es breiten Schichten der Bevölkerung 
ernsthaft Sorge macht, Atomreaktoren würden un- 
wägbare Risiken bergen, ohne daß die Bundesregie- 
rung ihrer Aufklärungspflicht auf diesem Gebiet 
nachkäme. Es ist nach meiner Meinung unverzicht- 
bar, das volle Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Sicherheit von Kernkraftwerken herzustellen. 

Das bedeutet dreierlei: Erstens muß tatsächlich 
alles getan werden, um die zweifellos bestehenden 
Risiken möglichst klein zu halten. Wir haben daher 
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die Mittel für die Reaktorsicherheit von 1970 auf 
1974 verzehnfacht. Damit kein Mißverständnis ent- 
steht: Der bisher schon erreichte Stand schließt 
Risiken mit hoher Sicherheit aus. Aber bei wachsen- 
den Dimensionen müssen auch diese Restrisiken ge- 
rade in einem so dicht besiedelten Gebiet wie der 
Bundesrepublik Deutschland weiter eingeengt wer- 
den. Risiken müssen auch im Brennstoffkreislauf, 
d. h. bei der Wiederaufbereitung, bei den Transpor- 
ten, bei der Zwischenlagerung und bei der Endlage- 
rung so weit wie irgend möglich ausgeschlossen 
werden. Hier sind noch längst nicht alle Probleme, 
die in der Zukunft entstehen werden, als gelöst zu 
betrachten. 

Die Öffentlichkeit hat — zweitens — ein Recht 
darauf, voll und ohne unnötige Einschränkung un- 
terrichtet zu werden. Wir leben in einem demokra- 
tischen Staat mit mündigen Bürgern. Wir können 
uns nicht über Umweltschützer und Bürgerinitiati- 
ven beklagen, auch wenn sie vielleicht in dem einen 
oder anderen Falle sachlich falsch informiert sein 
mögen, solange diese engagierten Bürger Zweifel 
haben können, ob sie immer vollständig und kor- 
rekt aufgeklärt werden. Der wie auch immer be- 
gründete Zweifel an der Sicherheit und der Umwelt- 
verträglichkeit ist eine Gefahr für die weitere Ent- 
wicklung der Kernenergie, die nur durch vertrauens- 
volle, nüchterne, geduldige und überzeugende Infor- 
mationsarbeit ausgeräumt werden kann. 

Wenn man heute überall die Forderung hört, die 
Genehmigungsverfahren für Kernkraftwerke müßten 
(B) vereinfacht und beschleunigt werden, so kann ich 
nur sagen: das ist dringend erforderlich und mög- 
lich. Niemand kann aber unserer Bevölkerung zumu- 
ten, den Anschein zu ertragen, bei der Sicherheit 
von Kernkraftwerken und der Umweltgefährdung 
durch Kraftwerke seien Kompromisse zuungunsten 
der Sicherheit möglich. Die Kernenergie hat nur 
dann eine Zukunft, wenn eine solide Vertrauens- 
basis in breiten Bevölkerungsschichten besteht. 

Wenn über Kernenergie diskutiert wird, taucht 
auch meist die Frage auf, ob nicht Sonnenenergie 
die zu erwartende Energielücke füllen könne. Ich 
habe den Eindruck, daß die Möglichkeiten einer brei- 
ten Nutzung der Sonnenenergie bisher unterschätzt 
wurden. Alle Berechnungen deuten darauf hin, daß 
die Sonnenergie in unseren Breiten sinnvoll genutzt 
werden kann. Ich werde diesen Arbeiten mehr 
Gewicht geben und hoffe, daß wir, insbesondere in 
internationaler Zusammenarbeit mit anderen In- 
dustriestaaten, aber auch mit den Entwicklungslän- 
dern, hier bald realisierbare Wege aufzeigen kön- 
nen. Einen Verzicht auf die Kernenergie wird die 
Sonnenenergie natürlich nicht erlauben. 

Ein Wort zur Kernfusion. So verführerisch die 
Perspektive scheint, hierdurch eine neue, fast un- 
begrenzte Energiequelle zu gewinnen, so unrea- 
listisch ist die Hoffnung auf einen schnellen Erfolg 
nach dem gegenwärtigen Stand der Technik. In 
unsere Energieplanungen jedenfalls können wir die 
Kernfusion auf absehbare Zeit nicht einbeziehen. 

Kurz noch etwas zur Energieeinsparung. Wir sind 
uns wohl darüber einig, daß Energie knapper und 


(C) 

teuer werden wird und daß wir daher diesem Pro- 
blem durch rationellere Nutzung und Verringerung 
der Verschwendung begegnen müssen. Mehr als die 
Hälfte der in der Bundesrepublik verbrauchten Pri- 
märenergie bleibt ungenutzt. Dies zeigt, welche Re- 
serven hier noch bestehen. Eine Verringerung des 
Energiebedarfs durch geringeren privaten Energie- 
konsum oder durch Beschränkungen im poduktiven 
Bereich ist möglich und wünschenswert. Ich halte es 
allerdings für falsch, mögliche, real erreichbare 
Wachstumsraten niedriger anzusetzen, um Energie 
zu sparen. Wohl aber wäre es lohnend, darüber 
nachzudenken, ob sich für die Struktur unseres künf- 
tigen Wirtschaftswachstums Konsequenzen aus der 
Energieverknappung ergeben. 

40 ®/o des gesamten Energiebedarfs in der Bundes- 
republik werden für Raumheizung verwandt. Hier 
setzen vor allen Dingen unsere Forschungsvorhaben 
an. Einmal geht es darum, Verluste durch bessere 
Isolierungen und durch energiebewußtere Hauspla- 
nungen zu verringern. Zum anderen wollen wir 
untersuchen, ob nicht durch die Einführung von Fern- 
wärmeverbundnetzen Einsparungen möglich sind. 

Durch den Anschluß von 50 ®/o aller Haushalte und 
20 Vo aller Industrieanlagen an ein Fernwärmever- 
bundnetz könnten z. B. rund 80 Millionen Tonnen 
Steinkohleneinheiten pro Jahr eingespart werden. 

Das ist immerhin ein Viertel unseres jetzigen Pri- 
märenergieeinsatzes. Dazu werden allerdings ge- 
waltige Investitionen erforderlich sein. Um die Pla- 
nungsvoraussetzungen für eine solche breite Nut- 
zung von Fernwärmenetzen zu ermöglichen, hat 
mein Ministerium einen sogenannten Wärmeatlas ^ 
für die Bundesrepublik Deutschland in Auftrag ge- 
geben. Gleichzeitig lassen wir genauere Planungs- 
unterlagen für vier unterschiedliche exemplarische 
Siedlungsräume in der Bundesrepublik Deutschland 
erstellen. 

Die Fraktionen des Bundestages haben in ihrem 
Entschließungsantrag zum Dritten Verstromungs- 
gesetz mit Recht auf die große Bedeutung von Fern- 
wärmeverbundnetzen hingewiesen, die nicht nur 
eine rationelle Nutzung der Energie und ganz er- 
hebliche Einsparungen ermöglichen, sondern auch 
den Einsatz heimischer Kohle in Heiz- oder kom- 
binierten Heizkraftwerken oder die Nutzung der re- 
lativ versorgungssicheren Kernenergie in Anwen- 
dungsbereichen, die heute in ganz erheblichem Maße 
von der Mineralölversorgung abhängen. 

Gleichzeitig ist mit der Einführung von Fern- 
wärmeversorgungsnetzen eine erhebliche Entlastung 
von Umweltproblemen in den Ballungszentren ver- 
bunden, da zahllose kleine Einzelfeueranlagen aus- 
fallen, die meistens durch schlechte Wartung und 
Auslastung über Gebühr die Umwelt strapazieren. 

Diese Konzeption der Bundesregierung für die 
Energieforschung umfaßt zusätzlich zu den Maßnah- 
men, die uns heute hier beschäftigen, in ausgewo- 
gener Weise Forschungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men zur Sicherung der Energieversorgung und zur 
Rationalisierung des Energiebedarfs. Sie hat erst 
am Mittwoch in einem Hearing des Bundestagsaus- 
schusses für Forschung und Technologie ausdrück- 
liche Anerkennung gefunden, und zwar von Fach- 
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leuten der unterschiedlichsten Disziplin. Für den 
nächsten Winter und die nahe Zukunft dürfen wir 
uns freilich von diesen Maßnahmen nichts erhoffen. 
Die heutigen und künftigen Probleme in der Ener- 
gieversorgung sind jedoch ernst genug, um schon 
heute umfassende Maßnahmen zur grundsätzlichen 
Verbesserung unserer Situation in Angriff zu neh- 
men. Die Bundesregierung wird ihrer Verantwortung 
nachkommen und alles ihr Mögliche tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dn Jaeger: Es liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Idi bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne Enthaltun- 
gen mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag auf Druck- 
sache 7/2740. Ich erteile dem Abgeordneten Wolfram 
das Wort zur Begründung. 

Wolfram (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich bitte um Entschuldi- 
gung dafür, daß ich in dieser Stunde Ihre Aufmerk- 
samkeit noch einige Minuten lang in Anspruch 
nehme. Ich werde mich kurz fassen. 

Ich bin zunächst einmal den Koalitionsfraktionen 
und auch der Opposition dankbar dafür, daß sie un- 
serer Anregung gefolgt sind, in einem gemeinsamen 
Entschließungsantrag im Rahmen der Verabschie- 
dung dieses wichtigen Gesetzes an die Problematik 
und die Bedeutung der Fernwärme zu erinnern. Un- 
ser Antrag beinhaltet zwei Problemkreise: zum einen 
die Notwendigkeit des Ausbaus der vorhandenen 
Fernwärmeversorgung mit einem verstärkten Kohle- 
einsatz bei der Fernwärmeerzeugung. Darüber 
braucht man, glaube ich, nicht viele Worte zu ver- 
lieren. Noch wichtiger ist zum anderen aber, daß wir 
die Bundesregierung bitten, alle Maßnahmen zu 
unterstützen, die dazu dienen, daß die Abwärme aus 
Kraftwerken, Heizwerken usw. viel stärker als bis- 
her als Fernwärme genutzt wird. 

Mit unseren Vorschlägen gehen wir von der Er- 
kenntnis aus, daß auf diese Weise Energien sinnvoller 
verwendet werden, daß sich bemerkenswerte Ener- 
gieeinsparungen ergeben könnten und daß wir da- 
mit außerdem einen wichtigen Beitrag zur Verbesse- 
rung der Umweltbedingungen leisten können. Noch 
sind viele bereits vorhandene Fernwärmenetze nicht 
optimal ausgenutzt; noch können vorhandene Fern- 
wärmenetze erweitert oder verbessert werden. So- 
wohl Fernwärmeerzeuger als auch Energieverbrau- 
cher sollten davon Gebrauch machen. 

Wir bitten den Bundesminister für Wirtschaft, zu 
prüfen, ob nicht der Ausbau von Fernwärmenetzen 
ebenso wie Maßnahmen zur Energieeinsparung in 
künftige Sonderkonjunkturprogramme einbezogen 
werden könnten. Auf jeden Fall sollten wir bereits 
jetzt Anreize geben, um dort, wo Fernwärmenetze 
vorhanden sind, Umstellungen in Haushalten von 


öl und anderen Individualheizungen auf Fernwärme 
zu ermöglichen. Wir sind sicher, daß das nicht nur 
ein wesentlicher Beitrag zu rationelleren Verwen- 
dung der Energie wäre, sondern daß gleichzeitig 
auch Energieeinsparungen beträchtlichen Ausmaßes 
bei einer optimalen Nutzung der Fernwärme denk- 
bar sind und damit außerdem auch ein Beitrag zur 
Verbesserung der Umwelt geleistet wird. 

In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zu 
dem Entschließungsantrag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dn Jaeger: Der Antrag ist be- 
gründet. Wird des weiteren das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, die Hand zu 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen! Enthaltungen? — Auch keine Ent- 
haltungen. Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu Punkt 
24 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 

— Drucksache 7/2060 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Reditsausschuß (federführend) 

Aussdiuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Das Wort zur Begründung hat der Bundesminister 
der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung hat die Anpassung des bürger- 
lich-rechtlichen Kindschaftsrechtes an die Wertvor- 
stellungen des Grundgesetzes und die veränderten 
Erfordernisse unserer Zeit mit der am 14. August 
1973 in Kraft getretenen Kleinen Adoptionsnovelle 
begonnen und mit der Verabschiedung der Großen 
Adoptionsnovelle im Oktober 1974 fortgesetzt. 
Heute liegt Ihnen als weiterer Schritt der Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge in erster Lesung vor. Zur Begrün- 
dung des Entwurfs darf ich namens der Bundesre- 
gierung folgendes vortragen. 

Die geltende Ordnung der Beziehungen zwischen 
Eltern und Kindern stammt aus den letzten Jahr- 
zehnten des 19. Jahrhunderts. Ausweislich der Mo- 
tive zum Bürgerlichen Gesetzbuch stand damals der 
Gesichtspunkt der väterlichen Autorität gegenüber 
dem Kind im Vordergrund. So heißt es beispiels- 
weise in den Motiven zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch, es entspreche nicht den Anschauungen des 
deutschen Volkes, dem Kinde einen größeren Schutz 
gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt auf 
Kosten der natürlichen Stellung und der Autorität 
des Vaters zu gewähren. Diese Ansichten stehen 
mit unserer heutigen Rechtsüberzeugung zweifellos 
nicht mehr im Einklang. 

Das Grundgesetz hat vielmehr hinsichtlich der 
Familie als Institution, aber auch hinsichtlich der 
Stellung des Kindes in der Familie neue Wertent- 
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Scheidungen getroffen. So verpflichtet es nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts den 
Staat in Art. 6, die Familie zu schützen, ihre Ein- 
heit und Selbstverantwortlichkeit zu respektieren 
und zu fördern. Andererseits schließt das Grundge- 
setz aus, daß den Eltern Rechte an der Person des 
Kindes zustehen, die nicht pflichtgebunden sind oder 
die seine Menschenwürde verletzen. Die Rechte der 
Eltern finden demnach ihre Rechtfertigung nicht in 
einem Machtanspruch, sondern im Bedürfnis des 
Kindes nach Schutz und Hilfe, um sich zu einer 
eigenverantwortlichen Persönlichkeit innerhalb der 
sozialen Gemeinschaft zu entwickeln. Oder — anders 
ausgedrückt — : Elternrecht erhält seine moralische 
Legitimation durch die Erfüllung der Elternpflichten. 
Diese Wertentscheidungen des Grundgesetzes gilt 
es nunmehr im Wege der Gesetzgebung zu entfalten. 
Zu diesem Zweck schlägt der Entwurf im wesent- 
lichen folgende Regelungen vor: 

Zunächst soll der Begriff der elterlichen Gewalt 
durch den Begriff der elterlichen Sorge ersetzt wer- 
den. Das ist keine Begriffsspielerei, sondern eine 
Klarstellung, die den Kern der Rechtsbeziehungen 
zwischen Eltern und Kind deutlicher hervortreten 
läßt und dadurch auch die Bewußtseinslage der Be- 
teiligten im Sinne des Grundgesetzes und seiner 
Wertentscheidungen beeinflussen wird. 

Weiter will der Entwurf das Kindeswohl stärker 
als bisher zur Riditschnur vormundschaftsgericht- 
licher Schutzmaßnahmen zugunsten des Kindes ma- 
chen. Nach dem geltenden Recht sind vormund- 
(B) schaftsgerichtliche Maßnahmen nur zulässig, wenn 
die Gefährdung des Kindes auf ein schuldhaftes Ver- 
halten der Eltern zurückzuführen ist. Der Bundesrat 
hat schon vor längerer Zeit zutreffend darauf hinge- 
wiesen, daß es für die Situation des Kindes keinen 
Unterschied macht, ob die Gefährdung oder gar 
Schädigung schuldhaft oder ohne Verschulden ver- 
ursacht worden ist. Dem wird durch die Neufassung 
des § 1666 BGB Rechnung getragen. 

Ferner setzt sich der Entwurf mit der Einsicht aus- 
einander, daß die Mündigkeit junger Menschen kein 
plötzlich eintretendes Ereignis, sondern einen Reife- 
prozeß darstellt. Minderjährige wachsen nach der 
heute ganz überwiegenden Meinung allmählich in 
die Grundrechtsmündigkeit hinein. Das geltende 
Recht ignoriert diese Erkenntnis. Es beläßt einen 
jungen Menschen, der Dritten gegenüber schon lange 
delikts- und auch beschränkt geschäftsfähig ist, den 
Eltern gegenüber — von ganz wenigen Ausnahmen 
abgesehen — - bis zum Vorabend seines 19. Geburts- 
tages im Zustand der vollen Unmündigkeit. Der Ent- 
wurf will diese Regelung durch eine Regelung diffe- 
renzierter Teilhabe ersetzen. Manche plädieren da- 
für, zu diesem Zweck das im geltenden Recht bereits 
vereinzelt eingeführte System der an feste Alters- 
grenzen gebundenen sogenannten Teilmündigkeiten 
weiter auszubauen. Ich erinnere in diesem Zusam- 
menhang etwa an den sogenannten Taschengeld- 
paragraphen, § 110 BGB, oder daran, daß ein Minder- 
jähriger mit Vollendung des 14. Lebensjahres nach 
§ 5 des Gesetzes über die religiöse Kindererziehung 
religionsmündig wird, also über seine Religions- 
zugehörigkeit selbst zu entscheiden hat. Weiter kann 


derjenige, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, ge- 
gen seinen persönlichen Willen nicht mehr für ehe- 
lich erklärt oder adoptiert werden. 

Für die Lösung bestimmter Einzelfragen liegt in 
diesen Regelungen sicher ein richtiger Ansatzpunkt. 
Können sich z. B die Eltern nach der Scheidung einer 
Ehe nicht einigen, wem von ihnen die elterliche 
Sorge für ein gemeinschaftliches Kind übertragen 
werden soll, so soll künftig dem Wunsch des Kindes 
dann ein besonderes Gewicht zukommen, wenn das 
Kind das 14. Lebensjahr vollendet hat oder nach sei- 
nem Entwicklungsstand und seiner Einsichtsfähigkeit 
zu einer selbständigen Beurteilung fähig ist. Ähnlich 
verhält es sich mit dem in der Praxis doch sehr be- 
deutsamen Umgangsrecht des nicht personensorge- 
berechtigten Elternteils, also der geschiedenen Mut- 
ter oder des geschiedenen Vaters, mit dem gemein- 
samen Kind. Die Eltern sind nach der Scheidung oft 
genug miteinander zerstritten. Nicht selten wirken 
sich die bestehenden Spannungen dann auch auf die 
Kinder aus. Ein Patentrezept für die Lösung der hier 
auftretenden Probleme gibt es sicher nicht. Daß sich 
ein Kind gegen den Umgang mit dem nicht personen- 
sorgeberechtigten Vater oder der Mutter wehrt, 
braucht auch noch nicht zwingend dafür zu sprechen, 
daß der Umgang mit diesem Vater oder dieser Mut- 
ter dem Wohl des Kindes abträglich ist. Ältere Kin- 
der aber zwischen 14 und 18 gegen ihren Willen zum 
Umgang mit dem Vater oder der Mutter zu zwingen, 
hat allerdings keinen Sinn. Gegen den Willen eines 
solchen Kindes soll darum' nach dem Entwurf künftig 
der Umgang dann nicht mehr angeordnet oder gar 
erzwungen werden können, wenn das Kind das 
14. Lebensjahr vollendet hat oder zu einer selbstän- ^ ' 
digen Beurteilung dieser Situation fähig ist. 

So wichtig derartige Einzelregelungen sein mö- 
gen, dem Anspruch des jungen Menschen auf Teil- 
habe an allen ihn berührenden Angelegenheiten ge- 
nügen sie nicht. Um dem gerecht zu werden, sollen 
die Eltern nach Auffassung der Bundesregierung 
künftig allgemein gehalten sein, bei Ausübung der 
elterlichen Sorge darauf Rücksicht zu nehmen, in- 
wieweit das Kind bereits zu einer eigenen Beurtei- 
lung der betreffenden Angelegenheit in der Lage ist. 
Nach § 1626 Abs. 2 BGB in der Neufassung des Ent- 
wurfs soll dies insbesondere dazu führen, daß die 
Eltern beabsichtigte Maßnahmen mit dem Kind er- 
örtern und, soweit das möglich ist, im Einverneh- 
men mit ihm treffen, ein Verfahren, das übrigens die 
weit überwiegende Anzahl aller vernünftigen El- 
tern schon heute praktiziert. Das bedeutet selbstver- 
ständlich nicht, daß dann, wenn eine Einigung zwi- 
schen Eltern und Kindern nicht zustande kommt, die 
Entscheidung künftig beim Vormundschaftsgericht 
liegen sollte. Die Familie ist und bleibt im Normal- 
fall der richtige Ort zur Beilegung und auch zur 
Entscheidung von Familienstreitigkeiten. Die Bun- 
desregierung ist deshalb den Vorschlägen nicht ge- 
folgt, dem jungen Menschen ein gegen die Eltern 
gerichtetes Antragsrecht auf vormundschaftsgericht- 
liche Entsdieidung einzuräumen. Eine solche Ein- 
schaltung des Vormundschaftsgerichts würde doch 
meist nur dazu führen, entstandene Konflikte zu 
vertiefen, statt diese Konflikte abzubauen. 
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Eine ganz andere Frage ist es, ob einem jungen 
Menschen, der glaubt, sich mit vormundschaftsge- 
richtlichen Entscheidungen nicht abfinden zu kön- 
nen, der Rechtsschutz versagt werden kann. Hat er 
das 14. Lebensjahr vollendet und ist er nicht ge- 
schäftsunfähig, so kann er schon heute nach § 59 
des Gesetzes über Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ohne Mitwirkung des gesetzlichen 
Vertreters Beschwerde in allen seine Person betref- 
fenden Angelegenheten einlegen. Dies gilt nach 
einer in der Rechtsprechung vordringenden Auffas- 
sung — ich verweise auf eine Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Hamm — auch für den Fall, daß 
der Vormundschaftsrichter, an den sich der Jugend- 
liche gewandt hat, untätig bleibt. Die Bundesregie- 
rung sieht keine Veranlassung, diese vernünftige 
und ausgewogene Rechtslage zu ändern. 

Von erheblichem Gewicht ist dies vor allem für 
den sogenannten Berufswahlkonflikt. Die richtige 
Berufswahl — übrigens auch die Wahl des richtigen 
Bildungsweges — ist für einen jungen Menschen in 
aller Regel von schicksalshafter Bedeutung, da sie 
seinem Leben weit über die Minderjährigkeit hinaus 
eine bestimmte Wendung gibt. Maßnahmen der El- 
tern, die Ausbildung oder Beruf des Kindes betref- 
fen, sollen darum seiner Begabung und Neigung ent- 
sprechen. Dieser künftig so formulierte gesetzliche 
Maßstab wird auch Richtschnur für vormundschafts- 
gerichtliche Entscheidungen nach § 1666 BGB sein, 
wenn es sich um Berufswahl oder Ausbildung han- 
delt. 

Die Bundesregierung, meine sehr verehrten Da- 
men und Herren, hält ihren Entwurf nicht für un- 
abänderlich. Sie hat bereits eine Reihe von Anre- 
gungen des Bundesrates aufgenommen. Sie ist be- 
reit, auch während der Ausschußberatungen an wei- 
teren Verbesserungen und Veränderungen mitzuwir- 
ken. In diesem Sinne bitte ich um eine ebenso gründ- 
liche wie sachliche Beratung, die jedenfalls in dieser 
Legislaturperiode zum Abschluß gelangen sollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der allseitige Verzicht auf ideologische Scharmützel, 
bei denen zugegebenermaßen mißdeutbare Formu- 
lierungen der Begründung als Platzpatronen benutzt 
werden, wird die Erreichung dieses Ziels sicherlich 
erleichtern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Gesetzentwurf 
ist begründet. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Stark (Nürtingen). 

Dt. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
CDU/CSU-Fraktion hat durch ihre Anträge und ihre 
Stellungnahmen zur Reform des Rechts des nicht- 
ehelichen Kindes, zur Herabsetzung des Wahlalters 
und des Volljährigkeitsalters sowie zur Reform des 
Adoptionsrechts bewiesen, daß sie der Entwicklung 
des jungen Menschen in unserer Gesellschaft und 
in unserem Staat große Aufmerksamkeit widmet 
und deshalb auch der Rechtsentwicklung auf diesem 
Gebiet größte Bedeutung zumißt. Deshalb nimmt 


die CDU/CSU-Fraktion auch mit Interesse von der 
Vorlage des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
zum Recht der elterlichen Sorge Kenntnis. 

Namens der CDU/CSU-Fraktion darf ich zu dem 
vorgelegten Entwurf wie folgt Stellung nehmen: 

Eine Bejahung des Grundanliegens der Bundes- 
regierung und des von ihr vorgelegten Entwurfs 
würde uns, Herr Minister, wesentlich leichter fal- 
len, wenn dieses Gesetz nicht in einem Maße, das 
kaum erträglich ist, soziologistischen und marxisti- 
schen Unsinn beinhaltete. Vor allem im Vorblatt und 
in der Begründung wird das Eltern-Kind-Verhältnis 
in einer Art und Weise dargestellt, die für die 
Eltern schlechthin beleidigend ist. Was sollen z. B. 
die vorwurfsvollen Feststellungen im Vorblatt und 
in der Begründung des Gesetzentwurfs, das „Klein- 
kind ebenso wie der Heranwachsende" — ich zitiere 
— sei „Objekt elterlicher Fremdbestimmung", oder 
das Kind dürfe nicht länger „als Objekt elterlicher 
Fremdbestimmung" angesehen werden, oder die 
Feststellung vom „Gewaltunterworfensein des Kin- 
des"? Hier haben die Verfasser des Gesetzentwur- 
fes doch schlicht und einfach — und ich würde be- 
haupten, geschmacklos — ins marxistische Vokabu- 
lar gegriffen, ohne darüber nachzudenken, wie un- 
passend und wie unangebracht eine solche Charak- 
terisierung des Eltern-Kind-Verhältnisses ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Erstens gehen die Verfasser offenbar davon aus, 
daß Erziehung am besten ohne Einflußnahme und 
Bestimmung von dritter Seite — sozusagen in freier 
Selbstbestimmung — vor sich gehen sollte, was 
einfach der Natur der Sache nach unmöglich ist und 
was, wie wir alle wissen, jeder pädagogischen Er- 
fahrung widerspricht. 

Zweitens ist es völlig verfehlt — und, ich muß es 
noch einmal betonen, beleidigend für die Eltern — , 
das Eltern-Kind-Verhältnis als „Fremdbestimmung" 
zu bezeichnen. Wenn überhaupt dem Kind gegen- 
über jemand nicht fremd ist und deshalb auch 
keine Fremdbestimmung ausüben kann, so sind es, 
meine Damen und Herren, die Eltern der Kinder. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Von Fremdbestimmung im Eltern-Kind-Verhältnis 
kann man doch sinnvollerweise erst reden — wenn 
man schon diesen Begriff in diesem Zusammenhang 
glaubt gebrauchen zu müssen — , wenn andere Per- 
sonen als die Eltern oder gar staatliche Instanzen 
die Entwicklung und das Schicksal des Kindes beein- 
flussen und bestimmen wollen. 

Ein Hauch des Geistes der Hessischen Rahmen- 
richtlinien durchzieht leider die Begründung und ein- 
zelne Vorschriften dieses Gesetzentwurfes. Herr Mi- 
nister, Sie haben das selber offenbar gefühlt und be- 
merkt, und ich bin Ihnen deshalb dankbar, daß Sie 
schon von sich aus hier einige Klarstellungen ge- 
bracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als Vater von vier Kindern — das kann ich Ihnen 
nicht ersparen — wurde mir erst beim Studium die- 
ses Gesetzentwurfes klar, wie sehr man es bisher 
versäumt hat, seine Kinder „richtig" darüber aufzu- 



8730 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode — 129, Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. November 1974 


Dr. Sta^ (Nürtingen) 

klären, daß die Eltern „gewaltbesessen", „herr- 
sdiaftssüchtig" und ohne Bereitschaft sind, die „Kon- 
fliktbeladenheit" des Eltern-Kind-Verhältnisses zur 
Kenntnis zu nehmen. Soweit dieser Ungeist der Be- 
gründung des Gesetzenwurfes sich in gesetzlichen 
Vorschriften niederschlagen soll, wird dies auf den 
entschiedenen Widerstand meiner Fraktion treffen, 

Ausgangspunkt, Richtpunkt, Rahmen und Grenze 
bei einer Neuregelung des Rechts für das Eltern- 
Kind- Verhältnis muß nach unserer Auffassung der 
Art. 6 des Grundgesetzes sein, der klar bestimmt, 
daß Pflege und Erziehung der Kinder das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen oblie- 
gende Pflicht sind. Dem Staat kommt lediglich ein 
Wächteramt über die Betätigung dieses Rechts und 
dieser Pflicht der Eltern zu. 

Diese Bestimmung unseres Grundgesetzes wurde 
durch mehrere Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts bestätigt und klar konkretisiert. So hat 
das Bundesverfassungsgericht in einer grundlegen- 
den Entscheidung zur Regelung des Elternrechts am 
29. Juli 1968 im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Überprüfung einer familienrechtlichen Bestimmung 
festgestellt — wenn ich mit Erlaubnis des Präsiden- 
ten zitierten darf — : 

Generalnorm ist Art. 6 Abs. 1 GG. Er statuiert 
ein umfassendes, an die Adresse des Staates ge- 
richtetes Schutzgebot, das weder durch einen 
Gesetzesvorbehalt noch auf andere Weise be- 
schränkt ist. Die dreifache verfassungsrechtliche 
Bedeutung dieser Vorsdirift ist bereits durch die 
(B) Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
geklärt. Sie enthält sowohl eine Institutsgaran- 
tie wie ein Grundrecht auf Schutz vor störenden 
Eingriffen des Staates und darüber hinaus eine 
wertentscheidende Grundsatznorm für das ge- 
samte Ehe und Familie betreffende Recht In al- 
len diesen Beziehungen ist die Familie als ein 
geschlossener, eigenständiger Lebensbereich zu 
verstehen. Die Verfassung verpflichtet den 
Staat, diese Einheit und Selbstverantwortlichkeit 
der Familie zu respektieren und zu fördern. 

So weit die klare Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts. 

Soweit sich die Reform des Kindschaftsrechts in 
diesem Rahmen hält, werden wir diese Reform un- 
terstützen. Alles, was bei der Neuregelung über die 
verfassungsrechtliche Grundlage hinausgeht, werden 
wir ebenso entschieden ablehnen. 

Dies nicht nur aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den, meine Damen und Herren, sondern weil wir der 
Auffassung sind, daß die Pflege und Erziehung der 
Kinder im Normalfall nirgendwo anders besser auf- 
gehoben ist als bei den Eltern und in der Familie. 
Dies gilt auch in einer Zeit, in der die Ehe und Fa- 
milie vielen Gefährdungen, Belastungen und Anfech- 
tungen ausgesetzt ist und von manchen progressiven 
Soziologen und Systemveränderern bereits tot- 
gesagt wird. Kein Vormundschaftsgericht, kein Ju- 
gendamt und kein Heim kann im Regelfall die Er- 
ziehungsfunktion und die Entwicklungsbedingungen 
für ein Kind besser erfüllen und gewährleisten als 
die intakte Familie. 


Ausgehend von diesen mehr grundsätzlichen Fest- 
Stellungen möchte ich noch kurz zu einigen Bestim- 
mungen des Gesetzentwurfs Stellung nehmen, ohne 
der Einzelberatung — vor allem aus Mangel an 
Zeit — allzusehr vorzugreifen. 

Wir halten es für vernünftig und angebracht, den 
Begriff „elterliche Gewalt" durch die Bezeichnung 
„elterliche Sorge" zu ersetzen. Der Begriff „elter- 
liche Gewalt" stammt aus dem römischen Recht und 
trifft nicht mehr das, was nach dem Menschenbild 
des Grundgesetzes und dem Art. 6 des Grundgeset- 
zes als Elternrecht gemeint und gewollt ist. Im übri- 
gen werden die elterlichen Erziehungsrechte bei dem 
Großteil der Eltern heute schon, wie auch der Mini- 
ster erfreulicherweise inzwischen erkannt hat, nicht 
mehr als Herrschaftsverhältnis der Eltern über ihre 
Kinder aufgefaßt, sondern als pflichtgebundene 
Rechte, welche zum Wohle der Kinder ausgeübt 
werden müssen. Den Verfassern des Gesetzentwurfs 
scheint dies allerdings weitgehend unbekannt ge- 
blieben zu sein. 

Unnötig und falsch scheint mir dagegen bei den 
Grundbestimmungen der elterlichen Sorge die Um- 
stellung der Wortfolge „Pflicht und Recht der El- 
tern". Logisch und verfassungsgemäß ist es, hier bei 
der Terminologie des Grundgesetzes „Recht und 
Pflicht" zu bleiben, weil das wohlverstandene El- 
ternrecht die Grundlage der Pflicht zur Erziehung 
der Kinder ist, wie dies das Bundesverfassungsge- 
richt in verschiedenen Entscheidungen ebenfalls klar 
zum Ausdruck gebracht hat 

Soweit der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
durch solche Wortumstellungen und deren Begrün- 
düngen den Anspruch erhebt, ein neues Leitbild für 
das elterliche Erziehungs- und Sorgerecht zu postu- 
lieren, muß dem entschieden widersprochen werden, 
da dies weder erforderlich noch Aufgabe des Staates 
ist Hier besteht die Gefahr, daß der Staat den ihm 
von der Verfassung gesetzten Rahmen überschrei- 
tet und bereits Systemveränderung betreiben will. 

Soweit der Gesetzentwurf programmatisch fordert, 
dem heranwachsenden Kind entsprechend seiner 
körperlichen und geistigen Reife mit fortschreiten- 
dem Alter zunehmend Mitsprache- und Mitwir- 
kungsrechte einzuräumen und im Verhältnis zwi- 
schen Eltern und Kindern zu praktizieren, findet dies 
unsere volle Zustimmung, weil diese Art des El- 
tern-Kind-Verhältnisses in normalen und intakten 
Familien heute schon weitgehend besteht und so- 
wohl im Interesse der Eltern als auch der Kinder 
liegt. 

überlegenswert wäre in diesem Zusammenhang 
allerdings, ob nicht auch gewisse Pflichten der Kin- 
der gegenüber ihren Eltern programmatisch festge- 
halten werden sollten, denn schließlich hängt ein 
gedeihliches Eltern-Kind-Verhältnis, wie wir alle, 
soweit wir Väter und Mütter sind, wissen, nicht 
allein von dem Verhalten der Eltern ab. 

Für problematisch halten wir dagegen die Vor- 
schrift des neuen § 1626 a. Nach dieser Vorschrift 
soll ein Kind, welches das 14. Lebensjahr vollendet 
hat, auch ohne und gegen den Willen der Eltern 
über eine Heilbehandlung allein entscheiden kön- 
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nen, wenn es fähig ist, Grund und Bedeutung der 
Heilbehandlung einzusehen und seinen Willen da- 
nach zu bestimmen. Ob diese Vorschrift im wohl- 
verstandenen Interesse des Kindes liegt, bedarf 
unseres Erachtens eingehender Überprüfung unter 
Hinzuziehung des Rates der Eltern und vor allem 
der Ärzte. 

Den Kernpunkt des Gesetzentwurfs bilden aber 
die Vorschriften, welche die Erweiterung bestehen- 
der und die Neuschaffung weiterer Eingriffsmöglich- 
keiten des Staates in das Erziehungsrecht der Eltern 
beinhalten. Es sind dies im wesentlichen die §§ 1628, 
1631 a und 1666. Diesen Vorschriften sollten wir 
deshalb bei der Beratung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung unsere besondere Beachtung schen- 
ken. 

Soweit in § 1628 festgelegt werden soll, daß bei 
einer Nichteinigung der Eltern über eine Frage des 
Sorgerechts, deren Regelung für das Kind von erheb- 
licher Bedeutung ist, das Vormundschaftsgericht auf 
Antrag eines Elternteils die Entscheidung diesem 
Elternteil allein übertragen kann, sofern dies dem 
Wohl des Kindes entspricht, bestehen gegen eine 
solche Regelung erhebliche Bedenken. Durch ein 
solches Verfahren ist in den meisten Fällen der Be- 
stand der Ehe gefährdet, und das Familienleben 
wird erheblich gestört. Daß dies dann nicht dem 
Wohl des Kindes dient, dürfte außer Zweifel stehen. 
Auf jeden Fall dürfte eine solche Regelung — wenn 
überhaupt — nur die ultima ratio sein und erst er- 
griffen werden, nachdem alle pädagogischen und 
psychologischen Hilfen durch Dritte — durch das 
(B) Jugendamt oder eine freiwillige Familienberatungs- 
stelle — ohne Erfolg in Anspruch genommen wor- 
den sind. 

Keine Einwendungen sind gegen die Bestimmung 
zu erheben, wonach die Unterbringung eines Kindes 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt der Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts unterstellt wird. Diese 
Maßnahme ist ein so schwerwiegender Eingriff in 
das Leben und die Freiheitsrechte des Kindes, daß 
hier die Geltendmachung des staatlichen Wächter- 
auftrags berechtigt ist. 

Kernpunkt des neuen Rechts ist aber ganz sicher 
der vorgesehene § 1666 des Entwurfs. Nach dieser 
Vorschrift soll das Vormundschaftsgericht in Zukunft 
in das Kind-Eltern-Verhältnis mit Maßnahmen und 
Regelungen eingreifen können, wenn das persön- 
liche Wohl des Kindes gefährdet ist und die Eltern 
des Kindes nicht in der Lage oder nicht gewillt sind, 
die Gefahr abzuwenden. Neu ist in diesem Zusam- 
menhang, daß die Eingriffsrechte des Vormund- 
schaftsgerichts in Zukunft bei Gefahr für das Wohl 
des Kindes auch ohne Verschulden der Eltern mög- 
lich sein sollen, also bei rein objektiver Gefährdung 
des Wohles des Kindes. 

Meine Fraktion und auch ich persönlich halten 
eine solche Vorschrift dem Grundsatz nach zur Wah- 
rung des Kindeswohls in bestimmten Notfällen für 
erforderlich. Allerdings muß in diesem Zusammen- 
hang ganz klargestellt werden, daß ein solcher Ein- 
griff des Staates in das Erziehungsrecht der Eltern 
nur bei objektiv nachweisbarer, ernsthafter und er- 


heblicher Gefahr für das Wohl des Kindes und seine ' ' 
Entwicklung möglich sein darf. Auch zu diesem 
Punkt hat das Bundesverfassungsgericht in der ein- 
gangs zitierten Entscheidung dem Staat klare Gren- 
zen gesetzt, indem es feststellt: 

In diesem Sinne bildet das Wohl des Kindes 
den Richtpunkt für den Auftrag des Staates 
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 GG. Dies bedeutet nicht, 
daß jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit 
den Staat berechtigt, die Eltern von der Pflege 
und Erziehung der Kinder auszuschalten oder 
gar selbst diese Aufgaben zu übernehmen. Viel- 
mehr muß er stets dem grundsätzlichen Vorrang 
der Eltern Rechnung tragen. 

Für die Fassung des § 1666 eine klare, rechtlich 
genau umgrenzte und justitiable Regelung zu fin- 
den, die das Wohl des Kindes und sein Recht auf 
eine gedeihliche Entwicklung in ein ausgewogenes 
Verhältnis zu dem Recht der Eltern und ihrem Er- 
ziehungsprivileg bringt, scheint mir die wichtigste 
und entscheidende Aufgabe der Beratung des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs zu sein. Auf keinen Fall 
darf diese Bestimmung die „Einstiegssdileuse" für 
eine Aushöhlung des verfassungsgemäß garantier- 
ten Elternrechts und für den Beginn eines staatlichen 
Hineinregierens und Hineinreglementierens in den 
Kernbereich der Familie werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Schluß sagen, daß wir uns von seiten 
meiner Fraktion mit den hier zum Ausdruck ge- 
brachten grundsätzlichen Einstellungen und auch I>) 
Bedenken an der Beratung dieses Gesetzentwurfs 
aktiv beteiligen werden. Ob wir dem Gesetzentwurf 
am Schluß, nach der Beratung in den Ausschüssen, 
werden zustimmen können, hängt davon ab, wie er 
dann aussieht. 

Entscheidende Verbesserungen für das Wohl der 
Familien und der Kinder wird dieses Gesetz allein 
wohl kaum bringen. Für viel wesentlicher halten 
wir eine Stärkung der Familie und ihrer Entwick- 
lungschancen ganz allgemein, d. h. eine bessere 
Familienpolitik, die Schaffung einer kinderfreund- 
licheren Umwelt, den Ausbau der Elternberatung 
und der elterlichen Unterstützungshilfen bei der 
Durchführung der heute nicht einfachen elterlichen 
Aufgabe, den Kindern eine Pflege und eine Erzie- 
hung angedeihen zu lassen, die die Kinder befähigt, 
verantwortliche, tüchtige und freie Menschen unse- 
rer Gesellschaft zu werden. Alles, was dazu dient, 
meine Damen und Herren, wird die volle Unterstüt- 
zung meiner Fraktion bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Lepsius. 

Frau Dr. lepsius (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der von der Bundesregierung 
zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 
vorgelegte Gesetzentwurf steht in engem Zusam- 
menhang mit den umfassenden Bemühungen der 
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Regierungskoalition, das Familienrecht des BGB ins- 
gesamt zu reformieren. Der vorliegende Gesetzent- 
wurf handelt von Familie, nicht von Ehe. Er regelt 
die Beziehung von Eltern und Kindern, die Pflich- 
ten und Rechte der Eltern und die Rechte der Kin- 
der. Er regelt aber auch die staatliche Vorsorge für 
den Fall, wo dies zum Wohl und zum Schutz von 
Kindern notwendig ist. Insofern liegt mir daran, 
festzustellen, daß zwischen den Parteien insoweit 
Konsensus besteht — also auch mit Ihnen von der 
Opposition — , daß wir der patriarchalischen Familie 
als Leitbild den Rücken zugekehrt haben und Ehe 
wie Familie durch ein partnerschaftliches Verständ- 
nis gekennzeichnet ist. 

Wir können von der Gleichberechtigung von Ehe- 
partnern ausgehen. Dabei setze ich voraus, daß es 
für die Familie — ich fasse diesen Begriff einmal 
institutionell — bestimmte allgemeine Normen gibt, 
die entsprechend der Pluralität unserer Gesellschaft 
inhaltlich jeweils unterschiedlich ausgefüllt werden. 
Nun hat mein Vorredner, Herr Kollege Stark, so- 
eben einige massive Vorwürfe gegen die Regierung 
und insbesondere gegen die SPD erhoben. Ich möchte 
zunächst einmal feststellen, daß ich das, soweit es 
sich da um die Einführungspolemik gehandelt hat, 
etwas platt fand und enttäuscht war, weil das unter 
Ihrem Niveau gelegen hat. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel) 

Herr Kollege Stark, soweit es sich auf die Ausein- 
andersetzung mit einer mißglückten Formulierung in 
jgj der Begründung des Regierungsentwurfs bezieht, in 
der es heißt, daß das Kind nicht Objekt der elterli- 
chen Fremdbestimmung sein kann, würde ich das 
etwas auf den Teppich zurückbringen. Es handelt 
sich hier um eine schlechte Formulierung. Ich 
möchte mich von dieser Formulierung für die SPD- 
Fraktion distanzieren. Gemeint ist, Herr Kollege 
Stark — ich glaube, da können wir Konsensus her- 
stellen — , daß das Kind nicht mehr als Rechtsobjekt 
gesehen, sondern nunmehr als Rechtssubjekt in das 
BGB eingeführt wird. Insoweit besteht wohl Über- 
einstimmung. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Auch 
das werdende Leben?) 

— Bleiben Sie doch einmal bei der Sache! 

Nun ist es ein Irrtum und eigentlich auch nur mit 
einem mehr schülerhaften Verständnis von Soziolo- 
gie zu umschreiben, wenn man immer von der So- 
ziologisierung oder von dem marxistischen Vokabu- 
lar spricht. Sie werden mir persönlich abnehmen, 
daß dies ein Irrtum ist. Ein guter Soziologe würde 
sich solche Formulierungen nicht zu eigen machen, 

(Dr. Stark [Nürtigen] [CDU/CSU]: Ein guter 

Soziologe würde keinen Unsinn verzapfen!) 

Ich würde aber zweitens feststellen, daß der Re- 
gierungsentwurf insgesamt eine solche Polemik, die 
an einer Formulierung aufgehängt wird, nicht recht- 
fertigt, es sei denn, Herr Kollege Stark, Sie und Ihre 
Fraktion wollen dies zum Vorwand nehmen, in der 


Sache nicht Neues anzumelden, d. h. bei den alten 
Formulierungen zu bleiben, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch nicht! Frau Kollegin, das ist 
aber jetzt weit unter Ihrem Niveau! — Dr. 
Hauser [Sasbach] [CDU/CSU]: Das ist eine 
Unterstellung!) 

— Ja nun, mir liegt doch nichts an Polemik; ich muß 
mich damit auseinandersetzen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie ha- 
ben nicht einmal zugehört!) 

Ich muß Sie dabei auf den Familienpolitischen 
Kongreß der CDU in Münster verweisen, der längst 
weitergegangen ist als Sie. Dort wurde auch von der 
Notwendigkeit des Umdenkens gesprochen. Ich be- 
ziehe das auf Sie. Es heißt dort, daß die überkom- 
menen Anschauungen von Ehe und Familie an Ver- 
bindlichkeit verloren haben. Und es heißt dort weiter 

— und ich begrüße das ausdrücklich, weil ich auf 
dieser Basis Konsensus mit Ihnen, meine Kollegin- 
nen und Kollegen von der CDU hersteilen kann — , 
daß hier zum erstenmal das Recht des Kindes auf 
Entfaltung seiner Persönlichkeit gemäß Art. 2 GG 
und das Recht der Eltern auf Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder sinnvoll aufeinander abgestimmt wer- 
den. So heißt es in der These 6 des 2. Papiers auf 
dem Familienpolitischen Kongreß der CDU in Mün- 
ster. Ich würde also bitten, davon auszugehen, daß 
wir auf dieser Basis: Kindesrechte/Elternrechte ge- 
meinsam in neue Überlegungen einsteigen. 

Ich möchte aber den zweiten Vorwurf wenigstens 
auch noch erwähnen; dort, wo von der individualisti- 
schen Privatisierung der Ehe und Familie und davon 
gesprochen wird, daß der Gesetzentwurf zur elter- 
lichen Sorge einen gewissen Trend zur Sozialisie- 
rung beinhalte. Soweit der Koalition der prinzipielle 
Vorwurf gemacht worden ist, daß wir einer indivi- 
dualistischen Privatisierung der Familie als Institu- 
tion Vorschub leisten, möchte ich mit aller Deutlich- 
keit feststellen.* Eine solche Unterstellung ignoriert 
den komplexen sozialen Wandel, dem Familie als 
Institution von der agrarischen zur hochindustriali- 
sierten Gesellschaft unterworfen ist. Er nimmt auch 
nicht Kenntnis von den veränderten sozialen Struk- 
turbedingungen, denen Ehe wie Familie ausgesetzt 
worden sind. 

Die Reform der elterlichen Gewalt ist längst über- 
fällig, Sie wurde notwendig in jenem normativen 
Bereich des BGB, der das Verhalten und die Be- 
ziehungen der Familienmitglieder untereinander in 
ihrem Binnenverhältnis regelt, also in dem Familien- 
bereich, der auf Grund individueller und welt- 
anschaulicher Wertvorstellungen ausgefüllt wird 
und der in seinem Außenverhältnis gegen Eingriffe 
des Staates geschützt werden muß. 

Zweitens wurde sie notwendig im Hinblick auf 
das Verfahren, das die Konflikte beim Auseinander- 
brechen einer Familie zwischen Eltern und Kindern 
regelt, also bei Getrenntleben oder Scheidung der 
Eltern. 

Drittens handelt es sich darum, die rechtlichen 
Voraussetzungen des geltenden § 1666 BGB neu zu 
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fassen, unter denen ein staatlicher Eingriff gerecht- 
fertigt ist, wenn dies zum Schutze des Kindes not- 
wendig wird. 

Viertens schließlich ist die Reform im Hinblick auf 
die Rechte des Kindes nicht nur notwendig, sondern 
längst überfällig. 

Meines Erachtens hat die Bundesregierung zu 
Recht darauf hingewiesen, daß das Kind als Grund- 
rechtsträger auch grundrechtsfähig ist. Wir sollten 
uns also alle davor hüten, unter dem imaginären 
Banner des Elternrechts den Jugendlichen die Grund- 
rechtsfähigkeit zu versagen. In den Beratungen wird 
der Gesetzentwurf mithin auch daran zu messen 
sein, mit welchen Regelungen und Verfahren der 
Kindeswille bei zunehmender Grundrechtsmündig- 
keit berücksichtigt worden ist. 

Im geltenden Recht ist den Eltern weithin eine 
umfassende elterliche Gewalt über das Kind und 
dem Jugendlichen eingeräumt. Es kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß das Eltern-Kind- Verhältnis 
des Bürgerlichen Gesetzbuches als eine Art Herr- 
schaftsverhältnis gekennzeichnet werden kann. Zu- 
nehmend versteht sich Familie heute aber in ihrem 
Binnenverhältnis auch als ein partnerschaftliches 
Bündnis zwischen Eltern und Kindern. 

Die Begriffsänderung von der elterlichen Gewalt 
zur elterlichen Sorge macht insoweit das Ziel deut- 
lich. Erstmals werden die Pflichten stärker im Hin- 
blick auf das Recht des Kindes auf Erziehung kon- 
kretisiert. Nun ist es gewiß richtig — und ich unter- 
streiche das — , daß im besten Fall das Elternrecht 
„ und das Kindesrecht identisch sind; denn sie ver- 
einigen sich ja in dem Ziel, den jungen Menschen 
zur Selbstbestimmung, zur Selbstkontrolle und auch 
zu eigenverantwortlichem Verhalten zu erziehen. 
Meine Fraktion begrüßt es dabei ausdrücklich, daß 
künftig nur noch von den Pflichten und Rechten von 
Vater und Mutter gesprochen wird, die sie für das 
minderjährige Kind haben; denn uns ist dabei doch 
allen klar, daß nicht alle Eltern ihre Haltung gegen- 
über den Kindern an dem berühmten kategorischen 
Imperativ orientieren. So wissen wir, daß der Ge- 
brauch von Prügel und von Ohrfeigen und anderen 
Handgreiflichkeiten zwar öffentlich nicht mehr ge- 
billigt wird, aber in Schulen und in Elternhäusern 
durchaus noch exerziert wird. 

Auch die Berufswahl wird oft gegen den Wunsch 
der Kinder durchgesetzt. Künftig haben die Eltern 
auf die Einsichtsfähigkeit des Kindes bei der Aus- 
übung der elterlichen Sorge Rücksicht zu nehmen. 
Sie sollen mit dem Kind Maßnahmen erörtern und 
nach Möglichkeit einvernehmlich treffen, auch Maß- 
nahmen, die die Ausbildung oder den Beruf des 
Kindes betreffen. Mit anderen Worten, Fragen der 
Erziehung, Ausbildung und Berufswahl sollen zwi- 
schen Eltern und Jugendlichen einverständlich ge- 
regelt werden. 

Verschiedentlich ist in diesem Zusammenhang 
der Vorschlag gemacht worden, ein Erziehungsziel 
zu formulieren, an das die Eltern bei der Ausübung 
der elterlichen Sorge gebunden sind. Die Bundes- 
regierung hat diesen Weg nicht eingeschlagen. Sie 
hat angeführt, daß ein solcher Versuch an Mangel 


an Präzision leiden müßte und schon deshalb zur 
Leerformel werden müßte, weil in den verschie- 
denen Gruppen der Gesellschaft unterschiedliche 
Wertvorstellungen und Erziehungsmodelle beste- 
hen. Allerdings, meine ich, sollte es über die Bin- 
dung der elterlichen Sorge an die Pflicht, das Kind 
zu eigenverantwortlichem Verhalten und zur eigen- 
verantwortlichen Persönlichkeit zu erziehen, über- 
haupt keinen Streit geben können. Vielleicht wird 
es auch möglich sein, diesen Punkt bei den Bera- 
tungen etwas klarer zu formulieren. 

In der Begründung der Bundesregierung heißt es 
zusätzlich, daß die einvernehmliche Erörterung von 
Erziehungsmaßnahmen den Rang eines Leitbildes 
habe. Ich meine, dieser Hinweis ist wichtig. Denn 
das Erziehungsbild, das dem Gesetzentwurf zu- 
grunde liegt, entspricht genau dem Typ liberaler 
Erziehung, die heute in der Mittelklasse praktiziert 
wird und die mittlerweile auch in andere soziale 
Schichten eindringt, den Erziehungsmethoden, die 
zu mehr Selbständigkeit, Freiheit, individueller Lei- 
stungsbereitschaft und zur Verinnerlichung von 
Verhaltensweisen ermuntern und damit auch dem 
jungen Menschen einen größeren Freiheitsraum er- 
möglichen sollen. 

Wir wissen freilich auch, daß es — ich muß jetzt, 
auch wenn Sie es nicht mögen, Herr Stark, etwas 
soziologisch werden; aber in der Wissenschaft gibt 
es darüber keinen Streit — analog zu den noch 
weithin bestehenden traditionellen Schichtkatego- 
rien in der Arbeiterschicht und in der Mittelschicht 
unterschiedliche Erziehungsmethoden gibt. So wis- 
sen wir, daß etwa Kinder der Mittelschicht vielfach 
anders erzogen werden als Kinder aus den unteren, 
sozial benachteiligten Schichten. Diese werden mehr 
auf Folgsamkeit und Gehorsam mit Verboten und 
Parolen erzogen. Das heißt, die erzieherischen Maß- 
nahmen werden den Kindern weniger begründet, 
sondern es wird ein Verhalten gesetzt, das sie hin- 
nehmen müssen. Insofern ist es mir wichtig, daß 
die Bundesregierung eine einvernehmliche Rege- 
lung von erzieherischen Maßnahmen als Leitbild 
vorgeschlagen hat. Denn damit wird zugleich auch 
eine Grenze errichtet, von der sich Ausnahmefälle 
interpretieren und Sanktionen ableiten lassen, die 
die elterliche Sorge betreffen. Damit entspricht der 
Regierungsentwurf dem Wandel in den Erziehungs- 
methoden, die heute insgesamt mehr auf Selbstän- 
digkeit und Mitbestimmung des Jugendlichen ge- 
richtet sind. 

Zweitens. Mit der Reform des Ehescheidungs- 
rechts und des Scheidungsfolgenrechts und mit der 
Einführung des Zerrüttungsprinzips an Stelle des 
Schuldprinzips wird künftig die Verteilung der 
elterlichen Sorge bei Scheidung der Eltern unab- 
hängig von der Schuldfrage festzulegen sein. Hier 
überschneidet sich die Reform des Ehe- und Fami- 
lienrechts mit der Reform der elterlichen Sorge. 
Künftig trifft das Vormundschaftsgericht allein eine 
Regelung, die dem Wohl jedes einzelnen Kindes am 
besten entspricht. Ich kann mich hier kurz fassen 
nach den sehr sorgfältigen Ausführungen des Herrn 
Bundesjustizministers. 
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Es sei aber doch erwähnt, daß unter geltendem 
Recht der Vorschlag der Eltern, der ja auch künftig 
vorgesehen ist, bei Konventionalscheidungen oft- 
mals nicht am Wohle des Kindes orientiert war und 
daß sehr oft sogar ein solcher Vorschlag unter Druck 
zustande kam oder über Parteienvereinbarungen 
ganz andere Zwecke im Scheidungsverfahren ver- 
folgt wurden. 

Ich meine daher, daß der Frage, wer im Schei- 
dungsfall die Rolle eines Anwalts des Kindes über- 
nimmt, eine zentrale Bedeutung zukommt. Der Vor- 
sitzende des Deutschen Kinderschutzbundes hat ein- 
mal sehr zu Recht darauf hingewiesen, daß die 
Gerichte noch immer mehr nach den vermeintlichen 
Rechten eines Elternteils als nach dem Wohl des 
Kindes entscheiden. Das kann man sicherlich nicht 
verallgemeinern, aber es ist doch richtig, daß heute 
unter geltendem Recht Kinder per Gerichtsvollzie- 
her abgeholt werden können, ohne überhaupt dabei 
gehört zu werden. Oder daß das sogenannte Ver- 
kehrsrecht notfalls auch über Polizisten erzwingbar 
ist. Wir werden also in den Beratungen — das hof- 
fen wir — - diese Regelungen sehr genau überprüfen 
unter dem Gesichtspunkt, was dem Kindeswohl am 
besten entspricht, was also dem künftigen Leben 
des Kindes in einer Halbfamilie angemessen ist. 

Drittens. Ich komme damit zu meinem dritten 
Punkt, den neuen Schutzbestimmungen des § 1666, 
wonach in Zukunft schon bei objektiver Gefährdung 
des Kindeswohls das Vormundschaftsgericht von 
Amts wegen die erforderlichen Maßnahmen ergrei- 
fen kann. Die Voraussetzung — das wurde bereits 
ausgeführt • — für einen staatlichen Eingriff ist ja 
nach geltendem Redit ein schuldhaftes Verhalten 
der Eltern. Dieses wird jetzt objektiviert. Nun sind 
aus der Praxis des Jugend- und Sozialamtes immer 
wieder Fälle bekannt geworden, in denen das Wohl 
des Kindes eindeutig verletzt wurde, im strengen 
Sinne ein Schuldvorwurf gegen die Eltern aber nicht 
erhoben oder nachgewiesen werden konnte. Dieses 
wird sich also künftig ändern. Dabei soll das Vor- 
mundsdiaftsgericht von Amts wegen tätig werden, 
entscheiden, sich dabei an den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel halten und die erforder- 
lichen Maßnahmen treffen. 

Es muß noch ergänzt werden, daß sich die Bundes- 
regierung in ihrem Entwurf dem aus der Praxis 
gemachten Vorschlag nicht angeschlossen hat, die 
Einleitung eines Verfahrens nach § 1666 BGB auf 
Antrag vorzusehen und auch dem Kind ein eigenes 
Antragsrecht einzuräumen. 

Die Neuregelung ist, soweit ich sehe, von den in 
der Sache interessierten sozialen Organisationen 
und Einrichtungen, aber auch in einigen neueren 
Urteilen in der Rechtsprechung tendenziell positiv 
aufgenommen worden. Dieses positive Echo muß ich 
allerdings in der Weise einschränken, daß Kardinal 
Höffner und einige Kollegen von der Opposition 
den Vorwurf der Sozialisierung oder der Einmi- 
schung des Staates in die Familie artikuliert haben. 
Ich nehme diese Bedenken sehr ernst und meine, 
wir müssen uns damit auseinandersetzen. Denn es 
ist natürlich richtig, daß durch den Wegfall des Ver- 
schuldensprinzips künftig auch bei subjektiv be- 


mühtem, aber objektiv falschem Willen der Eltern (Q 
Eingriffsmöglichkeiten durch das Vormundschafts- 
gericht gegeben sind. Danach tritt an die Stelle des 
falschen elterlichen Ermessens das richterliche Er- 
messen. 

Ich möchte aber ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß zum Elternrecht wesentlich auch dessen Schran- 
ken gehören. Diese elterlichen Schranken sind im 
neuen § 1666 behandelt. Wir sind uns doch darin 
einig, daß es nicht darum geht, die Eltern unter eine 
ständige Kontrolle, Bevormundung und Aufsicht des 
Staates zu stellen. Wir sind uns doch einig darin, 
das Elternrecht in seiner nach innen gerichteten 
Autonomie im Sinne einer liberalen Gesellschaft 
gegenüber dem Staat, also in seinem Außenverhält- 
nis, nicht zu beschädigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber dies für sich allein genommen ist doch nur 
eine einseitige Lagebeurteilung. 

Für meine Fraktion möchte ich daher erklären: 
Wenn der Schutz des Kindes verletzt wird und seine 
Grundrechte leerlaufen, tritt das Recht der Eltern 
aus Art. 6 Abs. 2 zurück. Wer will hier eigentlich 
bestreiten, daß der junge Mensch nicht nur nach 
außen, sondern auch nach innen zu schützen ist? 
Wer will bestreiten, daß unter dem Mantel des 
Elternrechts das Grundrecht der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit, an dem ja auch das Kind und 
der Jugendliche teilhaben, konkret in schrecklichen 
und leidvollen Einzelschicksalen verletzt wird? Die 
natürliche elterliche Autorität, auf die man sich so pj 
gern in der Öffentlichkeit beruft, ist vielfach doch 
nur ein prinzipieller Vorwand dafür, den Status quo 
zu bewahren. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Eine 
Unterstellung ist das!) 

Diese Haltung teilen wir nicht. Ich kann nur hoffen, 
Herr Kollege Stark, daß sich die Opposition solche 
Auffassungen nicht zu eigen macht. 

Darum müßte es eigentlich Einigkeit in folgenden 
Punkten geben: daß Eltern ihre Kinder nicht aus 
Eigensucht besitzen; daß sie nicht Herrschaft aus- 
üben und auch nicht erzwingen können; daß also 
das Kind als eigene Persönlichkeit — und darauf 
kommt es doch an — mit zunehmender Grundrechts- 
mündigkeit seine Grundrechte selber tragen kann; 
daß der Jugendliche zwar — rechtlich gesehen — 
minderjährig, aber doch nicht minderwertig ist. Ich 
meine, eine solche Betrachtungsweise würde es uns 
allen in diesem Hause ermöglichen, die widerstrei- 
tenden Interessenlagen von Elternrecht und Kindes- 
recht im § 1666 anders zu beurteilen. 

Viertens. Ich komme damit zu meinem vierten und 
abschließenden Punkt, daß nämlich die Reform der 
elterlichen Sorge im Hinblick auf die Rechte des 
Kindes längst überfällig ist. Hier stellt sich zentral 
die Frage, welchen systematischen Stellenwert die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Neufor- 
mulierung des § 1666 für die Kindesrechte hat. Nach 
geltendem Recht hat der Minderjährige nur in weni- 
gen Ausnahmefällen die Möglichkeit, in persön- 
lichen Angelegenheiten das Vormundschaftsgericht 



Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. November 1974 


8735 


Frau Dr. Lepsius 
fAl 

^ ^ anzurufen. Allerdings hat ein Kind, das das 14. Le- 
bensjahr erreicht hat, ein Beschwerderecht in Vor- 
mundschaftssachen. Nun soll sich nach dem Regie- 
rungsentwurf an dieser Rechtsgrundlage grundsätz- 
lich ja gar nichts ändern, mit Ausnahme eines Veto- 
rechts des Kindes bei den Heileingriffen. Ich will aus 
der Begründung der Bundesregierung hier aus Zeit- 
gründen nicht zitieren. Aber im Konfliktfall zwi- 
schen Eltern und Kindern kommt doch dem neu 
vorgeschlagenen § 1666 die Bedeutung einer Gene- 
ralklausel zu. 

Nun ist aus der Praxis der Jugendarbeit — und 
auch von den Jugendverbänden, dem Deutschen 
Bundesjugendring und auch von der evangelischen, 
der katholischen und der Gewerkschaftsjugend, von 
allen Verbänden, auch von einzelnen Wissenschaft- 
lern — das Antragsrecht des Kindes beim Vormund- 
schaftsgericht verlangt worden. Hierfür gibt es 
detaillierte Vorschläge, unter anderem auch den 
Hinweis, daß das preußische Allgemeine Landrecht 
ganz fest umrissene Sperr-Rechte des Minderjähri- 
gen gegen eine von Eltern beschlossene Berufsaus- 
bildung kannte. 

Dagegen hat die Bundesregierung darauf abge- 
hoben, daß das Vormundschaftsgericht von Amts 
wegen entscheidet und Maßnahmen nach § 1666 er- 
greifen kann. Es ist richtig, daß die persönliche 
Anhörung des Kindes im vormundschaftsgericht- 
lichen Verfahren gesetzlich garantiert und in der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit auch auf Dritte erwei- 
tert wurde. Ab Vollendung des 14. Lebensjahres 
ßj hat das Kind ein selbständiges Beschwerderecht im 
Verfahren. Das Besuchs- und Umgangsrecht soll 
nach § 1634 künftig auch nicht mehr gegen den 
Willen des Kindes, das das 14. Lebensjahr erreicht 
hat, erzwungen werden können. 

Dies alles ist richtig. Aber es ist ebenso richtig, 
daß der Richter frei ist zu entscheiden, ob er den 
Jugendlichen wirklich anhört und dann auch effek- 
tiv tätig wird. Das liegt ganz in seinem Ermessen. 
Er kann auch den gesamten Vorgang zu den Akten 
legen. Der Richter hat demnach heute formell und 
damit auch in der Sache im Verfahren eine viel 
größere Befugnis, als nach außen hin deutlich und 
sichtbar wird. Ich frage mich also, ob man durch 
Gewährung eines formellen Antragsrechts bei der 
Berufswahlfindung, die man etwa auf die Beendi- 
gung der Schulpflicht terminieren könnte, Richter- 
macht objektivieren kann und hierbei stärker, als es 
bisher der Fall war, an Kindesrechte bei zunehmen- 
der Grundrechtsfähigkeit anknüpfen könnte. Dies 
ist eine Frage, die ich in den Beratungen stellen 
werde. Ich habe klargemacht, daß dies nicht die 
Auffassung der Bundesregierung ist. 

Es kann nicht meine Aufgabe sein, auf die Einzel- 
regelungen einzugehen. Mir geht es hierbei in erster 
Linie um den selbstbestimmungsfähigen Jugend- 
lichen, der von einer bestimmten Altersgrenze an 
bei der Entscheidung über seine Berufswahl und 
seine Berufsausbildung in Gegensatz zu den Berufs- 
wünschen der Eltern treten kann. Mir geht es darum, 
daß man nicht 15jährige junge Mädchen als Unge- 
lernte in die Fabrik schickt, damit sie unter dem 
Motto: sie heiraten doch, möglichst schnell Geld 
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verdienen, obwohl sie viel lieber einen ordentlichen 
Beruf erlernen würden, ein Konfliktfall, der heute in 
der Praxis sehr häufig auftritt. 

Nun wäre es sicherlich falsch, diese Problematik 
auf den Aha-Effekt zu verengen; Also mehr Staat. 

Ich stelle die Frage anders. Ich stelle nämlich die 
Frage nach der Qualität des Richters. Ich meine, es 
ist eine qualitative Frage, die wir dann auch bei 
den Beratungen beantworten müssen. Wenn es sich 
darum handelt — ich komme jetzt zum Schluß, Herr 
Präsident; ich gebe mir Mühe, mich zu beeilen — , 
dem Richter in solchen Fragen die Rolle sozusagen 
eines Übervaters zuzuweisen, dann ist das nicht 
unproblematisch. Das sollten wir sehen. Anderer- 
seits muß ich aber auch darauf hinweisen, daß ge- 
rade jener immer wiederkehrende Einwand, der 
Innenraum der Familie dürfe nicht verrechtlicht 
werden, keine praktischen Lösungen für den Eltern- 
Kind-Konflikt geliefert hat. Dieses Pauschalurteil ist 
also auch nicht hilfreich. Deswegen, meine ich, 
müßte hier ein anderer rechtlicher Anknüpfungs- 
punkt gefunden werden. 

Damit komme ich zum Schluß meiner Ausführun- 
gen. Bei aller Vielfalt der Auffassungen von Erzie- 
hung besteht Einigkeit darüber, daß ihr Ziel die 
Selbständigkeit des jungen Menschen ist. Gerade 
wenn wir anerkennen, daß die Familie von Über- 
einstimmung und vom Miteinander lebt, und wenn 
man davon ausgeht, daß die Normierung von fami- 
liären Binnenkonflikten durchaus prekär und pro- 
blematisch ist, muß es möglich sein, Regelungen zu 
finden, die den Schutz des Kindes und sein Grund- 
recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit sichern, pj 
Insoweit begrüßt meine Fraktion es ausdrücklich, 
daß wir die Beratung des Entwurfs zur elterlichen 
Sorge aufnehmen und damit auch diesen wichtigen 
Teilaspekt der Gesamtreform des Familienrechts in 
Angriff genommen haben. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Vizepräsident von Hassel; Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich versichere Ihnen, 
daß ich mich kurz fassen werde. 

(Beifall) 

Der vorliegende Gesetzentwurf erfüllt einen Auf- 
trag des Bundesrates, der bei der Verabschiedung 
des Gesetzes über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder für einige Vorschriften des BGB 
gefordert wurde. Allerdings geht der Entwurf über 
diesen Auftrag hinaus und bringt eine Neufassung 
des Kindschaftsrechts. 

Dem Wandel in der Sprachregelung — „elterliche 
Sorge" statt „elterliche Gewalt" — kann zugestimmt 
werden, wenn hierin zum Ausdruck kommen soll, 
daß die Eltern eine Aufgabe zu erfüllen haben. 
Kollege Stark hat den Verfassungsauftrag des Art. 6 
Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes herausgestellt — 
ein Grundrecht, das die Eltern zur Aufgabe am und 
für das Kind verpflichtet. Danach sind die Erzie- 
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hungsrechte von anderen Gruppen der Gesellschaft 
und des Staates diesem Grundrecht nachzuordnen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich meine, an dieser Stelle sollte einmal grund- 
sätzlich etwas über das Verhalten in der normalen 
Familie und über das Verhältnis von Eltern und 
Kindern gesagt werden. Die Eltern sind von Natur 
aus bestrebt, ihren Kindern in ihrem, der Eltern, 
Sinn das Beste mitzugeben. In der Regel meinen die 
Eltern doch, daß ihre Kinder es besser haben soll- 
ten, als die Eltern es einmal hatten. Das Handeln 
der Mehrzahl der Elternschaft wird bestimmt von 
Güte, Geborgenheit und Hilfe in allen Lebenslagen 
für ihr Kind. Dies alles vermitteln die Eltern auch 
heute noch. Dem, der etwas anderes behauptet, ist 
zu sagen, daß dies in aller Regel nicht richtig ist. 

Die meisten Eltern — - auch in Arbeiterfamilien — 
freuen sich an ihren Kindern, sie lieben ihre Kinder 
und sie verwenden viel Zeit auf die Erziehung und 
Betreuung ihrer Kinder. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Den guten Willen der meisten Eltern in Frage zu 
stellen, ist töricht. Das, was den Eltern heute oft 
fehlt, ist das Wissen, wie sie ihre elterlichen Erzie- 
hungsfunktionen ausfüllen können. Die Familien 
sollten in die Lage versetzt werden, ihren Beitrag 
zur Erziehung möglichst umfassend leisten zu kön- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was Eltern ihren Kindern zu geben in der Lage 
(B) und bereit sind, kann keine andere gesellschaftliche 
Gruppe, insonderheit kein Staat, ersetzen. 

(Dr. Hauser [Sasbach] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies schließt nicht aus, meine Damen und Herren, 
daß Eltern sich irren, daß sie Fehlentscheidungen 
treffen. Aber ihre Einsichten in das Wesen ihres 
Kindes, in seine Neigungen und in seine Möglich- 
keiten sind in der Regel größer, als wenn dies eine 
anonyme Bürokratie im Aufträge des Staates macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sicher wird es Fälle geben, in denen der Rat, eine 
Berufsausbildung in dieser oder jener Fachrichtung 
einzuschlagen, nicht immer richtig ist. Aber: Die 
Eltern sind näher am Kind, sie sehen schnell, wenn 
eine Entwicklung falsch eingeleitet wird, und sie 
sind in aller Regel bereit, kurzfristig zu korrigieren 
und dabei Opfer — nicht nur finanzielle — auf sich 
zu nehmen. 

(Dr. Hauser [Sasbach] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wann und wo elterliche Willkür vorliegt — dies 
festzustellen ist oft sehr schwer und kann nur für 
eklatante Fälle sicher ermittelt werden. Dem steht 
nicht entgegen, daß es auch Eltern gibt, die ihre Kin- 
der vernachlässigen; dies sind aber Krankheitsbilder 
am Rande unserer Gesellschaft. Hierfür sind selbst- 
verständlich gesetzliche Vorschriften erforderlich, 
damit diese Kinder als die Schwächeren geschützt 
werden. Wenn beispielsweise ein Vater zu seiner 
frischgebackenen Abiturientin sagt: Weißt du, 
meine Tochter, es ist schwer, ein Filmstar zu wer- 
den. Zu viele bleiben bei diesem Beruf auf der 


Strecke. Versuche es doch einmal, so der Vater, mit 
diesem oder jenem Beruf, die Tochter aber erklärt, 
es müsse dieser und dürfe kein anderer Beruf sein, 
weil das Grundgesetz ihr das Recht der freien Be- 
rufswahl garantiere, wenn die Eltern also aus ihrer 
größeren Erfahrung und daraus resultierenden grö- 
ßeren Einsichten zu einem anderen Beruf raten, kann 
dies nicht als „elterliche Fremdbestimmung" ange- 
sehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fragen der Ausbildung und der Berufswahl sollen 
nach dem vorliegenden Entwurf einvernehmlich zwi- 
schen Eltern und Kindern nach Neigung und Bega- 
bung geregelt werden. Es sollte in diesem Zusam- 
menhang auch einmal der Hinweis erlaubt sein, daß 
sich zukünftig Berufswünsche nicht nur an Neigung 
und Begabung, sondern auch nach dem wirtschaft- 
lichen Bedarf zu richten haben werden. Dies ist ein 
Problem der sich verändernden wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Eilers? 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Bitte schön! 

Frau Eilers (SPD): Frau Kollegin, machen Sie es 
sich nicht zu einfach, wenn Sie auf diesen überspitz- 
ten Fall einer extremen Ausbildungsforderung eines 
jungen Menschen eingehen, der nach Ihrer Meinung 
in diesem Gesetz mit eine neue Basis finden soll? 
Müßten Sie nicht von dem ausgehen, was Sie vor- 
her gesagt haben, nämlich von den vorhandenen 
krankhaften Zuständen in bestimmten Ehen — bei 
einer Krankheit holt man einen Therapeuten — in 
nicht intakten Ehen oder in solchen Ehen, die aus 
Unverständnis ihren Kindern nicht das Recht geben 
können? Meinen Sie nicht mit mir, daß dort tatsäch- 
lich die Möglichkeit gegeben werden muß, den Kin- 
dern besser als heute ihr Recht zukommen zu lassen? 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Da bin ich völlig 
mit Ihnen einer Meinung, Frau Kollegin. Nur aus 
meinem Erfahrungsbereich, aus einer intakten Fa- 
milie und angesichts der Berufswünsche meiner 
Söhne habe ich dies berichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Richtig wäre es dann, die Berufsausbildung wie 
auch andere Teilfragen — wie den selbständigen 
Abschluß eines Arbeitsvertrages — positiv zugun- 
sten des Kindes und nicht negativ durch Einschrän- 
kung der elterlichen Sorge zu regeln. Was heißt 
überhaupt „elterliche Fremdbestimmung"? Ist es 
nicht eine größere Fremdbestimmung, wenn auf den 
Willen des Kindes durch Massenmedien Einfluß ge- 
nommen wird? Und ich wage zu fragen, ob die 
Fremdbestimmung von außen auf den Willen der 
Kinder immer richtig und gut für das Wohl des 
Kindes ist. Glaubt man allen Ernstes, daß der Rat 
eines Berufs- und Bildungsberaters nicht auch zu ei- 
ner Fehlentwicklung oder zu einer Fehlentscheidung 
bei einem Kind führen kann? 
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Frau Will-Feld 

Das Kind ist in der normalen Familie heute schon 
durchaus zum Gesprächspartner der Eltern gewor- 
den. Die Eltern sind fortschrittlic±ier, als der Gesetz- 
geber vermutet. Wenn Vater oder Mutter einmal 
droht: „Solange du die Füße unter unseren Tisch 
steckst", ist dies nicht nur eine pädagogische Droh- 
formel, sondern dann beinhaltet das auch die Auf- 
forderung, daß das Kind innerhalb der Gemeinschaft 
„Familie" lernen muß, sich einzufügen, auf die an- 
deren Familienmitglieder gebührend Rücksicht zu 
nehmen und auch einmal eine Zurechtweisung ent- 
gegenzunehmen. Denn auch Eltern haben Anspruch 
darauf — und dies soll in aller Deutlichkeit gesagt 
werden — , daß das Kind sich in die Gemeinschaft 
der Familie einfügt und einzufügen bereit ist. Wie 
will eine Gesellschaft bestehen können, wenn ihre 
Mitglieder nur zum Konflikt erzogen sind und der 
Wille zur Harmonie völlig abgeht? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Familie kann keine Sozialisationsagentur und 
die Eltern können keine Sozialisationsagenten sein, 
die im Namen und für Rechnung eines anderen zu 
handeln verpflichtet werden. Ich habe gern zur 
Kenntnis genommen, daß auch Frau Kollegin Dr. 
Lepsius betont hat, daß es Aufgabe der elterlichen 
Sorge ist, das Kind zur eigenverantwortlichen Per- 
sönlichkeit zu erziehen. Eltern können sicherlich 
physische Gewalt anwenden und auch egoistisch 
sein; hier hat der Gesetzgeber — und hier teile ich 
Ihre Auffassung — den Schwachen, nämlich das 
Kind, zu schützen. Aber ebenso grausam und lieblos 
ß) ist sicherlich ein Verwaltungsmechanismus, der auch 
nicht frei sein wird von Egoismen und physischem 
Druck — vielleicht nur ganz anderer Art. 

Nun zurück zum vorliegenden Gesetzentwurf, In 
der Zielsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
heißt es: 

Das Kind ist nach heutigem Rechtsbewußtsein 
nicht als Objekt elterlicher Fremdbestimmung 
anzusehen, sondern als Grundrechtsträger . . . 

Hierzu einige Bemerkungen. Ein nicht volljähriges 
Kind ist nicht geschäftsfähig und daher immer fremd- 
bestimmt. Die Alternative ist daher nicht „Selbstbe- 
stimmungsrecht des Kindes oder Fremdbestimmung 
durch die Eltern", sondern „elterliche Fremdbestim- 
mung oder eine andere — vielleicht die staatliche — 
Fremdbestimmung". In dem Maße, in dem die Ein- 
sichtsfähigkeit des Kindes, wenn es älter wird, 
wächst, baut sich von selbst die elterliche Fremdbe- 
stimmung ab. Soweit der vorliegende Gesetzentwurf 
dem Rechnung trägt, findet er unsere Unterstützung. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Nach § 1626 BGB in der Fassung des vorliegenden 
Entwurfs haben die Eltern die Pflicht und das Recht, 
für das minderjährige Kind zu sorgen. Hier sollte 
doch die Fassung des Grundgesetzes — mit Recht 
und mit Pflicht — übernommen werden. Dies mag 
zwar als unwesentliche Akzentverschiebung bezeich- 
net werden, doch sollte die Formulierung des 
Grundgesetzes beachtet werden, um auch jeden 
Anschein einer Grundrechtsverletzung zu vermei- 
den. 


Nach dem vorliegenden Entwurf erhält das Kind ^ 
ein . Mitentscheidungsredit beim Umgang mit dem 
nicht sorgeberechtigten Eltern teil; ich weise auf die 
§§ 1634 und 1671 des BGB hin. Sicherlich ist es rich- 
tig, daß das geltende Recht, das dem schuldlos ge- 
schiedenen Ehegatten in jedem Fall — unter Um- 
ständen ohne Rücksicht auf das Wohl des Kindes — 
den Anspruch sichert, geändert werden sollte. Es 
trifft auch zu, daß es für das ältere Kind nachteifig 
sein wird, wenn gegen seinen ausdrücklichen Willen 
der Umgang mit dem nicht sorgeberechtigten Eltern- 
teil erzwungen wird. Es wird aber bei der Beratung 
des Gesetzes darüber zu sprechen sein, daß es dann, 
wenn, wie es der Entwurf vorsieht, die Befugnis zum 
Umgang mit einem Elternteil ausschließlich auf den 
Willen des einsichtsfähigen Kindes abgestellt wird, 
vielleicht zu eben solchen Mißbräuchen in der Art 
führen kann, daß sich der Wille des einsichtsfähigen 
Kindes an der Höhe des jeweiligen Geldgeschenks 
orientiert oder daß Kinder — und so einfältig brau- 
chen Kinder nicht zu sein — den Streit der Eltern 
sehr geschickt auszunutzen verstehen, um sich Vor- 
teile, die ihnen gar nicht zuträglich sind, zu ver- 
schaffen. 

Bei der Übertragung des Sorgerechts von geschie- 
denen Eltern sollte einmal überlegt werden, ob nicht 
der Wille der Eltern und der Wille des Kindes in 
jedem Falle dem Wohle des Kindes unterzuordnen 
sind. Was aber ist schon „besser" für ein Kind, und 
was ist das „Wohl des Kindes"? Ich frage dies ein- 
mal: Sind die Vorstellungen hierzu einheitlich? 

Unsere besondere Aufmerksamkeit — und hier (D) 
erlaube ich mir, auf die Rede des Kollegen Erhard 
(Bad Schwalbach) bei der Einbringung des Gesetzes 
zur Reform des Ehe- und Familienrechts hinzuwei- 
sen — ist den Kindern aus geschiedenen Ehen zu 
widmen, den sogenannten Sdheidungswaisen. 

Frau Kollegin Lepsius weist auf das positive Echo 
hin, das der vorliegende Entwurf bei den interes- 
sierten sozialen Organisationen gefunden habe. Sie 
weist aber auch auf Kardinal Höffner und einige 
Politiker der CDU und deren kritische Äußerungen 
hin. Hierzu muß in aller Deutlichkeit gesagt werden, 
daß die Begründung zu dem vorliegenden Entwurf 
Tendenzen aufzeigt und Entwicklungen andeutet, 
die bei meiner Fraktion mit begründeter Sorge zur 
Kenntnis genommen worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch eine Schlußbemerkung. Die partielle Er- 
ziehungsunfähigkeit der Familie darf nicht zu nega- 
tiven gesellschaftspolitischen Konsequenzen führen. 

Wir sind daher bereit, bei der Beratung zum Gesetz 
einer Neuregelung der elterlichen Sorge mit dazu 
beizutragen, daß in einem wohlausgewogenen Ver- 
hältnis von Elternrecht, Elternpflicht, Kindesrecht 
und Kindeswohl das elterliche Sorgerecht dem 
Selbstverständnis der Eltern-Kind-Beziehungen an- 
gepaßt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Engelhard. 
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Engelhard (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der SPD geht mit einer 
grundsätzlich sehr positiven Einstellung, die eine 
aufmerksam-kritische Haltung einschließt, in die 
bevorstehenden Beratungen. Wir bewegen uns beim 
elterlichen Sorgerecht in einem Bereich, wo es nicht 
allein auf den Buchstaben des Gesetzes ankommen 
kann, sondern wo es ganz wesentlich auch um den 
Zusammenhang der einzelnen Bestimmungen geht. 
Und es kommt darauf an, zu verdeutlichen, was die 
Absicht des Gesetzgebers ist, die es insbesondere in 
einem etwas ausführlicheren Ausschußbericht später 
niederzulegen gilt. Ich glaube, wir werden daher 
zum vorgelegten Entwurf sehr eingehende Beratun- 
gen notwendig haben. 

In seiner Einbringungsrede hat der Herr Bundes- 
justizminister eine akzentuierte und eingehende 
Begründung des Entwurfs gegeben. Ich kann mich 
hier im Rahmen der ersten Lesung, die von der Zeit 
her zu einem etwas vorgezogenen familienpoliti- 
schen „Wort zum Sonntag" wird, auf drei knappe 
Bemerkungen beschränken. 

Erstens. Dem minderjährigen Kind wird nicht nur 
seitens der Eltern die von ihm als angenehm 
empfundene Fürsorge und Pflege zuteil, sondern es 
ist ganz natürlich, daß im Rahmen der Erziehung es 
auch einer elterlichen Lenkung unterliegt, die von 
ihm als Beschränkung seines Willens und oft auch 
als Verweigerung gegenüber seinen Wünschen ver- 
standen wird. Nach unserem heutigen Rechtsbewußt- 
sein und ganz sicherlich auch nach der überwiegen- 
den Praxis der Erziehung in unserem Lande jenseits 
der Extreme einer besonders autoritären oder einer 
antiautoritären Erziehung erscheint es uns in jeder 
Weise sachgerecht, daß dem Kind, je älter es wird, 
je einsichtsfähiger es wird und je mehr es in der 
Lage ist, seine eigene Persönlichkeit zu bilden und 
zu profilieren, immer stärker das Recht zuwächst, 
seinen Wünschen nachdrücklicher Ausdruck zu ge- 
ben, und ihm das Recht zukommt, daß die Eltern im 
Gespräch, in der Diskussion dem Entwicklungsstand 
des Kindes entsprechend stärker auf die Wünsche 
des Kindes Rücksicht nehmen. Insofern ist es auch 
begrüßenswert, daß man sich von dem etwas martia- 
lisch klingenden Begriff der „elterlichen Gewalt" ab- 
gewandt hat. 

Zweitens. Nach unserer Verfassung ist es Aufgabe 
und natürliches Recht der Eltern, Pflege und Erzie- 
hung der Kinder vorzunehmen. Für den Staat ist in 
diesem Bereich äußerste Zurückhaltung geboten. Er 
darf nur dort eingreifen, wo ernstlich das Wohl des 
Kindes gefährdet ist. Wir sollten uns deswegen in 
jeder Weise auch hüten, Mißverständnisse hervor- 
zurufen. 

Ich will den heute bereits mehrfach zitierten Satz, 
daß das Kind nicht Objekt elterlicher Fremdbestim- 
mung sein könne, hier nicht hochspielen, ich will 
ihn auch nicht überbewerten, sondern ich will ihn 
einmal, um die Beratungen nicht von vornherein zu 
belasten, als sicherlich wenig nützliches und etwas 
gedankenloses Zugeständnis an sprachliche Mode- 


torheiten bestimmter halbwissenschaftlicher Diszi- 
plinen aufgefaßt wissen. 

(Ollesch [FDP]: Sehr gut!) 

Drittens. Wir begrüßen die Neufassung des § 1666 
BGB, weil sie eine Abkehr vom Verschuldensprinzip 
bringt. Für das Wohl des Kindes und seine Sicher- 
stellung muß es gleichgültig sein, ob die Eltern 
schuldhaft oder ganz einfach aus einer objektiv 
vorhandenen Unfähigkeit zur Erziehung heraus han- 
deln oder nicht handeln. Die Befürchtungen, die hier 
laut geworden sind, wird man dann nicht teilen kön- 
nen, wenn bei den Beratungen deutlich gemacht 
wird, daß auch hier die Rolle des Staates auf das 
Wächteramt beschränkt sein muß, daß es nicht 
darum gehen kann, in einem Bereich, der eindeutig 
weiter im Ermessungsspielraum innerhalb des Er- 
ziehungsrechts der Eltern bleiben muß, das Vor- 
mundschaftsgericht tätig werden zu lassen. 

(Beifall) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe daher die Aussprache zur ersten Lesung. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Entwurf an 
den Rechtsausschuß — federführend — und an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
— mitberatend ■ — zu überweisen. - — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 25, dem letzten Tages- 
ordnungspunkt: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes und des 
Aufwertungsausgleichsgesetzes 

— Drucksache 7/2696 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Zur Begründung hat Herr Ertl, Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, das Wort, 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes, den ich 
hiermit im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
finanzminister einbringen darf, will die Bundes- 
regierung der gestiegenen umsatzsteuerlichen Vor- 
belastung der pauschalierenden Land- und Forst- 
wirte angemessen Rechnung tragen. 

Der Entwurf sieht vor, ab 1. Januar 1975 die Um- 
satzsteuerdurchschnittssätze und die Vorsteuerpau- 
schalen sowohl für Landwirte als auch für Forstwirte 

um jeweils einen Prozentpunkt anzuheben. Für die 
Landwirte steigt danach die Vorsteuerpauschale von 
5 auf 6 Vo, für die Forstwirte von 3 auf 4 Vo des 
Nettoumsatzes. Da gleichzeitig auch die Umsatz- 
steuerdurchschnittssätze entsprechend angehoben 
werden, können Forstwirte künftig ihre Erzeugnisse 
zu 4 Vo über Nettopreis veräußern, Landwirte und 
Gärtner unter Einschluß des 3 Voigen Aufwertungs- 
ausgleichs zu 9 % über Nettopreis. Bei den Winzern, 
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Bundesminister Ertl 

die umsatzsteuerlidi eine gewisse Sonderstellung 
einnehmen, führt die Neuregelung dazu, daß sie bei 
Weinverkäufen an Stelle von bisher 3 ®/o künftig 
lediglich 2 ®/o Umsatzsteuer an das Finanzamt abzu- 
führen haben. Alle diese Maßnahmen führen im Er- 
gebnis zu einer Kostenentlastung und damit zu einer 
Einkommensverbesserung der Land- und Forstwirt- 
schaft im Jahre 1975 von rund 410 Millionen DM. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte ich 
eine Bemerkung an die Adresse der Verbraucher 
richten und feststellen, daß die Bundesregierung 
diese Regelung nicht zuletzt deshalb so konstruiert 
hat, weil dadurch Verbraucherpreise in aller Regel 
nicht beeinflußt werden. 

Eine fiskalisch derart gravierende Maßnahme, 
meine Damen und Herren, läßt sich in einer Zeit, 
in der sparsamste Haushaltspolitik das Gebot der 
Stunde ist — das darf ich wohl auch in Übereinstim- 
mung mit der Opposition sagen — läßt sich nicht 
übers Knie brechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Auch eine zu 
späte Erkenntnis!) 

— Das weiß ich nicht, verehrter Kollege. Ich darf 
auf Ihre erfreuliche Zwischenbemerkung einmal ein- 
gehen. Diese Bundesregierung hat durch ihre spar- 
same Haushaltspolitik dazu beigetragen, daß wir die 
niedrigste Inflationsrate der Welt haben. 

(Beifall bei der SPD — Rawe [CDU/CSU]: 

Noch so ein schönes Lied, und wir fangen 

an zu weinen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das ist ein Faktum. Das bestreitet niemand. Sie 
brauchen nur mal die Wirtschaftszeitungen nachzu- 
lesen. Daran hat die Haushaltspolitik der Bundes^ 
regierung einen wichtigen Anteil. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Wenn Sie sich 

nichts Neues einfallen lassen, kommen Sie 
aus dem Schlamassel nicht heraus!) 

— • Wir lassen uns laufend Neues einfallen. Im übri- 
gen möchte ich Ihnen, verehrter Kollege, sagen, daß 
Sie einmal in den Protokollen des Bundestages nach- 
lesen sollten, wie die Opposition, als sie Regierungs- 
verantwortung trug, das Problem der Vorsteuerpau- 
schale in der Landwirtschaft behandelt hat. Ich bin 
gern bereit, Ihnen darüber Fragestunden- und ähn- 
liche Protokolle zu liefern. Das wird für Sie ein 
interessanter, nachlesenswerter Stoff im Zusammen- 
hang mit dem Stichwort des zu späten Handelns 
sein. Aber das war nur ein kleiner Plausch dazwi- 
schen. 

(Dr. Freiherr von Weizsäcker [CDU/CSU]: 

Liefern Sie die damaligen Verhältnisse 
gleich dazu!) 

— Ja, die kann ich auch gut dazuliefern, Herr von 
Weizsäcker. Ich kann darüber sogar ein wirtschafts- 
politisches Symposium mit Ihnen veranstalten. 

(Dr. Freiherr von Weizsäcker [CDU/CSU]: 

Das können wir gern machen!) 

Die Bundesregierung konnte daher erst dann über 
diese Anhebung der Vorsteuerpauschale entschei- 


den, als ausreichend gesicherte Berechnungen über 
die tatsächliche Vorsteuerbelastung für das abge- 
laufene Wirtschaftsjahr 1973/74 Vorlagen und eini- 
germaßen hinreichende Informationen zur Verfü- 
gung standen, um die voraussichtliche Entwicklung 
im neuen Wirtschaftsjahr 1974/75 vorausschätzen zu 
können. Das war im September der Fall. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung über das 
Ausmaß der Anhebung der Vorsteuerpauschale 
machen. Die Pauschale in § 24 des Umsatzsteuerge- 
setzes gilt für alle Betriebe, die im Sinne des Steuer- 
rechts zur Landwirtschaft gehören. Darunter fallen 
sowohl Betriebe mit rein landwirtschaftlicher Nut- 
zung als auch Garten- und Weinbaubetriebe, und 
zwar unabhängig davon, ob es sich um Haupt- oder 
Nebenerwerbsbetriebe oder um Schrebergärten han- 
delt. Für diesen Gesamtbereich der Landwirtschaft 
wird die durchschnittliche Vorsteuerbelastung im 
laufenden Wirtschaftsjahr auf etwa 5,8 ®/o des Netto- 
umsatzes geschätzt. Die Gruppe der landwirtschaft- 
lichen Haupterwerbsbetriebe hat, für sich genom- 
men, eine etwas höhere Vorsteuerbelastung. Sie 
dürfte nach Berechnungen meines Hauses auf mikro- 
ökonomischer Basis im Mittel bei 6®/o oder knapp 
darüber liegen. • 

Die Entscheidung der Bundesregierung, die Vor- 
steuerpauschale von 5 auf 6 ®/o anzuheben, kam also 
vor allem im Blick auf die höhere Vorsteuerbela- 
stung der agrarpolitisch sehr bedeutsamen Gruppe 
der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe zu- 
stande. Gerade im Hinblick auf die derzeitige Preis- 
und Einkommenssituation war es notwendig, die 
Landwirtschaft insgesamt durch eine volle Anpas- 
sung der Vorsteuerpauschale an die tatsächlich zu 
zahlende Vorsteuer zu entlasten. 

Die allgemein inflationäre Entwicklung, die Ener- 
giekrise und die Situation auf einigen wichtigen 
landwirtschaftlichen Märkten haben dazu geführt, 
daß sich die Preis-Kosten-Relation im Jahre 1973/74 
zuungunsten der Landwirtschaft verschlechtert hat. 
Während die Preise für Betriebsmittel um fast 10®/o 
stiegen, blieben die Erzeugerpreise insgesamt prak- 
tisch unverändert. Auf Grund der geschilderten 
Preisentwicklung sind die Pro-Kopf-Einkommen in 
der Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1973/74 
schwächer angestiegen als im Durchschnitt der übri- 
gen Wirtschaftsbereiche. Die besonders günstige 
Aufwärtsentwicklung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen in den beiden Vorjahren setzte sich damit 
nicht fort. 

Problematisch ist die Einkommenssituation im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr 1974/75. Aussagen über die 
voraussichtliche Entwicklung der Pro-Kopf-Einkom- 
men liegen noch nicht vor. Selbst unter Berücksich- 
tigung der guten Getreideernte und einer sich ver- 
mutlich abschwächenden Preissteigerung bei den 
Betriebsmitteln dürfte der Einkommensanstieg 1974/ 
75 jedoch nur wenig größer sein als 1973/74. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat es sich — weiß Gott — nicht leicht gemacht, 
diese Entscheidung zu treffen. Ich meine aber, der 
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Ihnen zur Beratung vorliegende Gesetzentwurf kann 
sich insgesamt sehen lassen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Wir haben hier doch 
keine zweite und dritte Lesung!) 

Die vorgesehenen Maßnahmen sind sowohl steuer- 
als auch agrarpolitisch ausgewogen und stellen einen 
Beitrag zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der Land- und Forstwirte dar. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Stück- 
len [CDU/CSU]: Damit waren ganz schöne 
Eingeständnisse verbunden!) 

Vlzeprästideiit van Hassal: Meine Damen und 
Herren, das Haus hat die Einbringungsrede zur 
Kenntnis genommen. 

Ich eröffne die Aussprache in der ersten Lesung. 
Das Wort hat der Abgeordnete von Alten-Nordheim. 

von Alten-Nordheim (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es war zu erwarten, daß der Herr Bundeslandwirt- 
schaftsminister diesen längst überfälligen Akt der 
Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung, die Vor- 
steuerpauschale der gestiegenen Vorsteuerbelastung 
der deutschen Landwirtschaft anzupassen, voller 
Stolz begleiten würde. Es muß aber recht verwunder- 
lich stimmen, daß bei der Einbringungsrede des 
Herrn Bundesernährungsministers kein Agrarpoli- 
tiker seiner Partei im Plenum ist. 

(Hört! Hörtl bei der CDU/CSU — Stücklen 
(B) [CDU/CSU]: Wo sind denn die Brüder?) 

Er muß sich aber auch sagen lassen, daß die Bundes- 
regierung bisher alle Versuche der Opposition, die 
mehr als überfällige Anpassung vorzunehmen, durch 
ihre Verzögerungstaktik unterlaufen hat. Sie hat 
damit den Grundsatz, Gerechtigkeit zu üben gegen 
jedermann, verletzt. Nun muß es im Aufgalopp wie- 
der im Eilverfahren gehen. 

Die Pauschalierungsregelung des § 24 des Um- 
satzsteuergesetzes verfolgte bei der Einführung der 
Mehrwertsteuer im Jahre 1968 den Zweck, die 
Land- und Forstwirtschaft in das Mehrwertsteuer- 
system einzubeziehen. Danach wird die auf den 
landwirtschaftlichen Betriebsmitteln und Dienstlei- 
stungen ruhende Mehrwertsteuer, die sogenannte 
Vorsteuer, in einem Prozentsatz im Verhältnis zum 
Umsatz festgesetzt. In gleicher Höhe wird der 
Steuersatz, den die Landwirte von ihrem nächsten 
Abnehmer verlangen können, festgestellt. Auf diese 
Weise gleichen sich Vorsteuer und Steuer aus; 
Steuererklärungen an das Finanzamt, sind entbehr- 
lich. Die Umsatzsteuer wird wie bei allen übrigen 
Unternehmern weitergewälzt. Steigt nun durch die 
inflationäre Entwicklung das Preisniveau der land- 
wirtschaftlichen Betriebsmittel, so zahlt der Land- 
wirt absolut und im Verhältnis zu seinem Umsatz 
mehr Mehrwertsteuer, als dies vom Gesetzgeber 
ursprünglich beabsichtigt war, wenn nicht die Vor- 
steuerpauschale angeglichen wird. Diese mißliche 
Entwicklung wird dann noch verschärft, wenn, wie 
in der Vergangenheit, die landwirtschaftlichen Er- 
zeugerpreise sinken. Eine höhere Vorsteuerbela- 
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stung als die Pauschale muß also für die Landwirte 
zu unmittelbaren Einkommensminderungen führen. 

Dies ist nun bei allen pauschalierenden Land- und 
Forstwirten seit Jahren der Fall, weil die Vorsteuer- 
belastung der Land- und Forstwirtschaft nach den 
Berechnungen des Bundeslandwirtschaftsministers 
seit 1969/70 von ursprünglich 5 ®/o auf heute 5,8 Vo 
gestiegen ist, die Vorsteuerpauschale aber lediglich 
5 Vo betrug. 

Man könnte nun meinen, diese Steigerung um 0,8 
Prozentpunkte im Durchschnitt der letzten vier 
Jahre sei nicht so erheblich und schlage nicht so 
stark zu Buche. Vergegenwärtigt man sich aber die 
Steuermindereinnahmen von 410 Millionen DM, von 
denen die Bundesregierung bei Anhebung der Vor- 
steuerpauschale um 1 Prozentpunkt für die Land- 
wirtschaft im Jahre 1975 ausgeht, so wird man 
überschlagen können, daß die Land- und Forstwirt- 
schaft in der Vergangenheit hier mit einigen hun- 
dert Millionen DM Steuern zuviel belastet worden 
ist, und das bei einer ohnehin angespannten Ertrags- 
situation der Landwirtschaft in ^en vergangenen 
Jahren, die sich aus dem Auseinanderklaffen der 
Preis-Kosten-Schere ergibt. 

Mit höchst zweifelhaften Argumenten versuchte 
der Bundesfinanzminister bisher, diesen Vorwurf zu 
widerlegen und sich der gesetzlichen Verpflichtung 
zur Anpassung der Vorsteuerpauschale an die Vor- 
steuerbelastung zu entziehen. Er ignorierte die sehr 
viel genauere mikroökonomische Berechnungsart, 
die sich auf die exakten und repräsentativen, auch 
für die Agrarpolitik maßgeblichen Erhebungen in 
den Testbetrieben für den Agrarbericht der Bun- 
desregierung stützt. Die Bundesregierung ver- 
schanzte sich nicht nur hinter der im EG-Bereich 
mangels eines Testbetriebsnetzes angewendeten ma- 
kroökonomischen Berechnungsart, in der der letzte 
Schrebergarten mit allen Fehlerquellen einer Schät- 
zung in diesem Bereich einbezogen wird; sie ver- 
steckte sich auch hinter anfechtbaren rechtlichen 
Bedenken, die angeblich aus dem EG-Recht abge- 
leitet sein sollen. Der Herr Bundesfinanzministef 
wird sicherlich nicht dazu in der Lage sein, eine 
EG-Rechtsgrundlage zu benennen, nach der zwin- 
gend geboten ist, nur die makroökonomische Be- 
rechnungsmethode anzuwenden. 

Hier wird also mit zweierlei Maß gemessen, in- 
dem man für die Berichterstattung des Agrarberichts 
die Ergebnisse der Testbetriebe zugrunde legt, für 
die Berechnung der Vorsteuerbelastung diese Ergeb- 
nisse aber nicht heranzieht. Wenn die Ergebnisse in 
einem Fall nicht gelten sollen, können sie es wohl 
im anderen Falle auch nicht. 

Das zweite Argument des Herrn Bundesfinanz- 
ministers: Er bezog ungerechtfertigt — der ur- 
sprünglichen Intention völlig zuwiderlaufend — die 
seit Beginn des Mehrwertsteuersystems 1968 er- 
folgte Freistellung der Landwirtschaft von der In- 
vestitionssteuer nun neuerdings in die Vorsteuer- 
berechnung mit ein. Das drückt die Vorsteuerbela- 
stung, In diesem, von der Sache her völlig unhalt- 
baren Falle werden nicht nur Äpfel und Birnen zu- 
sammengeworfen, sondern sie werden auch noch 
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addiert. Kein Wunder, wenn sich die Landwirte 
übervorteilt fühlen und jegliches Vertrauen ver- 
lieren müssen, zumal hier Parallelen zum Brüsseler 
Spektakulum von Anfang Oktober deutlich werden, 
wo es um 1 Vo Agrarpreisanhebung ging. 

Wenn sich nun die Bundesregierung der viel zu 
späten Anpassung der Vorsteuerpauschale rühmt 

— ich bin sicher, daß die Redner der Koalitionsfrak- 
tionen ebenfalls voll des Lobes sein werden, um 
sich gegenseitig die Federn an die Hüte zu stek- 
ken — , müssen sich aber alle Beteiligten sagen las- 
sen, wie hartleibig und zäh sich die Bundesregierung 
wieder einmal einen längst fälligen Akt der Steuer- 
gerechtigkeit de facto abringen läßt; ganz im 
Gegensatz zu der im Land auf und ab von ihr 
verbal verkündeten Reformfreudigkeit und 
Steuergerechtigkeit. Hier wird wieder deutlich, wie 
wenig Ankündigung und Ausführung häufig über- 
einstimmen, wie mager oft große Vorhaben ausfal- 
len, wie Enttäuschung an die Stelle geweckter 
euphorischer Erwartung tritt. 

Das jüngste Beispiel ist die so viel gerühmte und 
von allen Fachleuten als so mager bezeichnete 
Steuerreform. Der Wähler hat das gemerkt und 
quittiert es seit dem Frühjahr dieses Jahres in allen 
Bundesländern. 

Die SPD/FDP-Koalition behauptet draußen fälsch- 
lidierweise immer wieder, daß die Opposition keine 
Alternativen habe. Dadurdi, daß man ständig auf so 
etwas Falsdiem herum trommelt, wird es auch nicht 
richtiger. So wenig das für die Steuerreform zutrifft 

— wo von unserer Seite mit unserem Inflationsent- 
(B) lastungsgesetz der Bürger von den heimlichen, infla- 
tionsbedingten Steuererhöhungen lange schon hätte 
befreit werden können — , so wenig trifft das auch 
für den hier zu behandelnden Sachverhalt der An- 
hebung der Vorsteuerpauschale für die Landwirt- 
schaft zu. 

Im Mai dieses Jahres hatte die CDU/CSU-Fraktion 
einen eigenen Gesetzentwurf zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes und des Aufwertungsausgleiches 
vorgelegt. Dieser Entwurf wurde nicht beraten, weil 
SPD und FDP die Behandlung mit geschäftsordnungs- 
mäßigen Mätzchen bis nach der Sommerpause des 
Parlaments und damit auch nach der Ernte verzögert 
haben. Gegensätzliche Berechnungen im Bundes- 
ministerium der Finanzen und im Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ha- 
ben das übrige zu einer Verzögerung beigetragen. 
In einer Geschäftsordnungsdebatte im Ernährungs- 
ausschuß fühlten sogar zwei Abgeordnete der Koa- 
lition ihr Gewissen so unüberhörbar schlagen, daß 
sie wild-verwegen, allen Direktiven zum Trotz, mit 
der Opposition stimmten, was ihnen einen Koali- 
tionsrapport beim großen Boß einbrachte; so streng 
sind da die Bräuche! 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Deswegen sind die 
jetzt auch nicht hier!) 

Dem Gesetzentwurf der CDU/CSU brachte dies trotz- 
dem die Verzögerung bis zum Herbst ein. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
brauchten reichlich lange, um selber einen Ent- 
wurf vorlegen zu können, der nun dafür wieder 
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überall im Eilgalopp durchgepaukt werden muß. Man 
kann sich des Verdachts nicht erwehren, daß durch 
das nun zum 1. Januar 1975 beabsichtigte Inkraft- 
treten des Gesetzes gegenüber dem Vorschlag der 
CDU/CSU mit einem Inkrafttreten zum 1. Juli 1974 
200 Millionen DM für den Bund gespart werden 
sollten, und das über eine ungerechtfertigte Steuer- 
zahlung der Bauern, wobei auch noch ständig fälsch- 
licherweise der Eindruck erweckt wird, es handle 
sich hier um eine Agrarsubvention. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird bei den 
Ausschußberatungen diesem Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung zustimmen; denn er ist ja schließlich 
ihr Kind. Daran ändert auch eine Kindesentführung 
nichts. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir stimmen diesem Gesetzentwurf zu, weil mit ihm 
eine längst fällige Steuergerechtigkeit wiederherge- 
stellt wird. 

Wir melden aber auch erhebliche Bedenken 
gegen das Haushalts Vorhaben der Bundesregierung 
an, 0,2 Prozentpunkte dieses einen Prozentpunktes 
Anhebung der Vorsteuerpauschale dem Agrarhaus- 
halt, dem Einzelplan 10 anzulasten und damit die 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstrukturverbesserung 
und Küstenschutz um 80 Millionen DM zu kürzen, 
womit die Kürzung de facto 133 Millionen DM be- 
tragen wird, weil nämlich, wenn der ßOVoige Bun- 
desanteil entfällt, auch der 40^/oige Länderanteil 
nicht gezahlt wird. Hier wird wieder einmal der 
Versuch eines unaufrichtigen Vorhabens deutlich. 

Der alte, plumpe Trick, mit der einen Hand etwas zu 
geben, was mit der anderen Hand wieder genom- P) 
men werden soll, wird immer wieder probiert. Doch 
ich glaube schon, die Wähler haben diese Praktiken 
inzwischen gemerkt, und auch die Bauern lassen 
sich nicht mehr für dumm verkaufen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dieses Vorgehen bewirkt eine wesentliche Schwä- 
chung der Investitionen in ländlichen Räumen - — 
und das muß hier ausdrücklich gesagt werden — , 
die ohnehin unter der von der Bundesregierung mit 
zu verantwortenden Konjunkturschwäche leiden. 
Praktisch läuft das Verfahren darauf hinaus, die von 
der Bundesregierung eingeleiteten konjunkturel- 
len Maßnahmen im Rahmen der 950 Millionen DM 
zu kürzen. 

Wir können nur hoffen, daß bei einem zukünfti- 
gen weiteren Steigen der Vorsteuerbelastung — 
und man braucht kein großer Prophet zu sein, um 
das Voraussagen zu können — ein Berufsstand nicht 
wieder so hart um Steuergerechtigkeit auch für sich 
ringen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde 
mich wegen der vorgeschrittenen Zeit bemühen, 
mich etwas kürzer zu fassen, 

(Rawe [CDU/CSU]: Sonderapplaus!) 
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(A) In seiner Sitzung am 18. September dieses Jahres 
hat das Bundeskabinett beschlossen, daß die Vor- 
steuerpauschale der Mehrwertsteuer für die deut- 
sche Landwirtschaft von 5 auf 6 und für die Forst- 
wirtschaft von 3 auf 4 Vo angehoben werden soll. 
Nachdem der Bundesrat den mit besonderer Eilbe- 
dürftigkeit zugeleiteten Entwurf eines entsprechen- 
den Änderungsgesetzes gebilligt hat, ist es nun un- 
sere Aufgabe, für eine zügige Beratung und Ver- 
abschiedung zu sorgen. Der Gesetzentwurf hat zum 
Ziel, durch Änderung des Umsatzsteuergesetzes die 
Durchschnittssätze und die Vorsteuerpauschalen so- 
wohl für Landwirte als auch für Forstwirte um je- 
weils 1 ®/o anzuheben. 

Das Umsatzsteuergesetz sieht für Betriebe der 
Land- imd Forstwirtschaft eine Pauschalierungs- 
regelung vor. Die Pauschale zur Abgeltung der Vor- 
steuern, die auf dem Einkauf von Betriebsmitteln 
und dem Bezug sonstiger Leistungen beruht, bemißt 
das Gesetz seit 1968 auf 5 Vo des Nettoumsatzes für 
die Landwirtschaft und* auf 3 Vo für die Forstwirt- 
schaft. Die tatsächliche Vorsteuerbelastung ist je- 
doch längst über diese Pauschalwerte hinaus ange- 
stiegen. Das führt bei den pauschalierenden Land- 
und Forstwirten zu umsatzsteuerlichen Nachteilen. 
Die Anhebung der Pauschale dient also der steuer- 
lichen Gerechtigkeit, sie dient aber auch der Ver- 
besserung der landwirtschaftlichen Einkommen, der 
Kostenentlastung und der Verbesserung der Wett- 
bewerbsstellung. 

Für die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
erkläre ich, daß die Initiative der Bundesregierung 
unsere uneingeschränkte Unterstützung findet. Denn 
schließlich geht diese Anhebung der Vorsteuer- 
pauschale auf eine Initiative zurück, die der sozial- 
demokratische Abgeordnete Dr, Martin Schmidt 
(Gellersen) bereits vor zwei Jahren ergriffen hat. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Warum haben Sie es 
nicht gemacht?) 

Damals waren die Voraussetzungen für eine An- 
hebung gegeben. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Na also!) 

Die weitere Verfolgung einer solchen Maßnahme 
blieb in der von der Opposition organisierten Par- 
lamentskrise stecken. 

(von Alten-Nordheim [CDU/CSU]: Das war 
die Schwäche der Regierung!) 

Nach den jetzt vorliegenden Berechnungsunterla- 
gen ist der Zeitpunkt für eine Anhebung der Pau- 
schale jetzt gekommen. 

(von Alten-Nordheim [CDU/CSU]: Das ist 
Ihr Alibi!) 

Selbstverständlich ist, daß in einer Zeit der erzwun- 
genen Sparsamkeit besonders behutsam über öffent- 
liche Mittel verfügt werden muß. Selbstverständlich 
ist, daß besondere Maßnahmen, die Geld kosten 
— hier in der Form von Mindereinnahmen — , einer 
äußerst sorgfältigen Prüfung und Beratung zu unter- 
ziehen sind. 

Es ist nicht angebracht, darüber zu debattieren, ob 
die tatsächliche Vorsteuerbelastung der Landwirt- 
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Schaft nach der makro- oder mikroökonomischen 
Methode zu berechnen ist. Natürlich gibt es keinen 
zwingenden EG -rechtlichen Grund, der zur Anwen- 
dung der makroökonomischen Berechnung verpflich- 
tet. Dies ist eine Gepflogenheit in der Gemeinschaft, 
der wir uns nicht einfach dann verschließen können, 
wenn es uns gerade zweckmäßig erscheint. Die Op- 
position, die ihre EG-Frömmigkeit allerorten kund- 
tut sollte bei ihrer Kritik berücksichtigen, daß man 
solche Gepflogenheiten nicht einfach über Bord 
kippen kann, wenn es für einzelne Gruppen im na- 
tionalen Bereich plötzlich zweckmäßig erscheint. 

Im übrigen ist zu beachten, daß die Anhebung um 
1 V. H. nicht das zwingende Ergebnis der von der 
Opposition angegriffenen makroökonomischen Erhe- 
bungen ist, denn dann wäre kein volles Prozent her- 
ausgekommen, Vielmehr ist das glatte Prozent sozu- 
sagen ein Kompromiß aus beiden Berechnungs- 
methoden, und wir sollten dies, meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, im Interesse der Landwirt- 
schaft nicht zerreden, sondern als eine glückliche 
Hilfe für die deutschen Landwirte mit Genugtuung 
zur Kenntnis nehmen. Immerhin kostet diese Maß- 
nahme den Staat jährlich 410 Millionen DM. Umge- 
kehrt fließen 410 Millionen DM jährlich mehr in 
bäuerliche Taschen. 

(Zuruf des Abg. Stücklen [CDU/CSU]) 

Da mag die Opposition beklagen, daß nicht die 
ganze stolze Summe den Steuereinnahmen entzogen 
wird, sondern auch der Einzelplan 10 über die Ge- 
meinschaftsaufgaben bei der Finanzierung helfen 
muß. (D) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten von Alten-Nord- 
heim? 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Nein, ich möchte 
meine Gedanken zu Ende führen, so wie Sie, Herr 
Kollege. 

Wir sind jedenfalls froh, einen vernünftigen Weg 
zur Finanzierung gefunden zu haben. Jedermann 
hier weiß, daß dies die letzte und einzige Möglich- 
keit war, ein volles Prozent durchzusetzen. 

Erlauben Sie mir eine abschließende Bemerkung 
zu der Klage, der Landwirtschaft sei ein Verlust 
von 200 Millionen DM dadurch entstanden, daß die 
Anhebung der Vorsteuerpauschale nicht zum 1. Juni 
in Kraft getreten ist. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Das stimmt doch!) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Kollege. 

Ein Herumjonglieren mit solchen Zahlen ist nicht 
in Ordnung. Wenn wir anfangen, Teilberechnungen 
einzuführen, dann müssen wir jedes Jahr folgerich- 
tig prüfen, wie hoch die Vorsteuerbelastungen der 
Landwirtschaft sind. Wer weiß — wissen Sie es, 
meine Damen und Herren von der Opposition? — , 
ob im nächsten Jahr die heute gültigen Zahlen noch 
gelten? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Bei dieser Po- 
litik nicht!) 
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Setzten wir Ihr Spiel mit den Teilberechnungen fort, 
dann könnten wir plötzlich zu dem Ergebnis kom- 
men, daß die Landwirtschaft zu günstig gestellt ist. 
Wollen Sie dieses Risiko eingehen? Zum Wohle 
der Landwirtschaft sicher nicht! 

(von Bockeiberg [CDU/CSU]: Dann müßten 
Sie mit Preissenkungen rechnen!) 

Also vergessen Sie Ihr propagandistisches Zahlen- 
spiel, und wecken Sie nicht schlafende Hunde! 

Bezeichnend ist im übrigen, daß auch der Bundes- 
rat einer zeitlichen Vorverlegung nicht zugestimmt 
hat. In jenem Gremium haben Sie, meine Damen 
und Herren von der Opposition, die Mehrheit. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Gott sei Dank!) 

Sollen wir daraus schließen, daß die Union mit ge- 
spaltener Zunge redet, oder wollen wir nicht besser 
annehmen, im Bundesrat habe die agrarpolitische 
Vernunft der Union gesiegt? 

Wir jedenfalls sind dankbar, daß der Bundesrat 
den Gesetzentwurf der Regierung ohne Verzöge- 
rung und Retuschen weitergeleitet hat. 

(von Bockeiberg [CDU/CSU]: Auch mit 
CDU-Mehrheit!) 


Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf 
wird unsere Zustimmung finden; denn er beweist, 
daß wir die bedrängte Landwirtschaft nicht im Stich 
lassen und unter Berücksichtigung der finanziellen 
Möglichkeiten den begründeten Forderungen der 
deutschen Landwirte entgegenkommen, wenn im- 
mer es geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache in erster Lesung. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
an den Finanzausschuß — federführend — und an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — mitberatend — sowie gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung an den Haushaltsausschuß zu über- 
weisen. — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen. 

Wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung an- 
gelangt. Ich schließe die Sitzung und berufe die 
nächste Sitzung auf Mittwoch, den 13. November 
1974, 13.30 Uhr ein. 

(Schluß der Sitzung: 14.24 Uhr) 


(B) 


(D) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 


Anlage 1 


Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Abelein 8,11. 

Adams * 8. 1 1. 

Dr. Ahrens"* 8.11. 

Dr. Aigner * 8.11. 

Alber** 8.11. 

Dr. Artzinger * 8.11. 

Dr. Barzel 8.11. 

Dr. Bayerl 8.11. 

Behrendt* 8.11. 

Blumenfeld* 8.11. 

Frau von Bothmer ** 8. 11. 

Conradi 15. 11. 

Dr. Dregger 8.11. 

Eigen 8.11. 

Dr. Ehrenberg 15. 11. 

Dr. Eppler 8.11. 

Dr. Früh* 8.11. 

Gerlach (Emsland) * 8. 11. 

Graaff 8.11. 

Härzschel * 8.11. 

Heyen 8. 11. 

Dr. Holtz** 9.11. 

Immer 8. 11. 

Dr. Jens 12.11. 

Dr. Kempfier 8.11. 

Dr. h. c. Kiesinger 8.11. 

Dr. Klepsch** 8.11. 

Dr. Kreile 8.11. 

Dr. Köhler 8.11. 

Lagershausen 8. 11. 

Lautenschlager* 8.11. 

Lemmrich ** 9.11. 

Mancher 15. 11. 

Müller (Mülheim) * 8. 11. 

Dr. Müller-Hermann 8. 11. 

Dr. Narjes 8.11. 

Pfeifer 8.11. 

Rappe (Hildesheim) 8.11. 

Frau Dr. Riedel-Martiny 8.11. 

Sauer 9. 11. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein 8. 1 1. 

Schedl 8.11. 

Scheu 14.11. 

Frau Schleicher 8. 11. 

Schmidt (München) * 8. 11. 

Schmidt (Wattenscheid) 15.11. 

Schmidt (Würgendorf) 8. 11. 

Schmöle 8. 11. 

Dr. Schulz (Berlin) 8. 11. 

Seefeld* 8.11. 

Springorum * 8.11. 

Staak (Hamburg) 8.11. 

Strauß 8.11. 


* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats 


Dr. Vohrer ** 

9. 11 

Dr. Warnke 

8. 11 

Wienand 

15. 11 

Baron von Wrangel 

8. 11 

Dr. Zimmermann 

8. 11 


Anlage 2 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage A 33): 

Ist nadi Auffassung der Bundesregierung nicht angebracht, 
Bunkerruinen des ehemaligen Westwalls, die nur 20 Meter von 
den kraft eines Bebauungsplans ausgewiesenen Bauplätzen ent- 
fernt stehen, iinverzüglidi zur Ausschaltung von Gefahrenquellen 
zu schleifen, statt als Voraussetzung für eine Entscheidung über 
deren Beseitigung erst die Vorlage eines genehmigten erwei- 
terten Bebauungsplans zu fordern, bei dem diese Kampfanlagen 
einbezogen sind? 


Der Bund übernimmt die Kosten der Beseitigung 
ehemaliger Westwallanlagen, wenn eine der beiden 
folgenden Voraussetzungen vorliegt; 

1. um unmittelbare Gefahren für Leben oder Ge- 
sundheit abzuwenden, 

2. um die Durchführung von Vorhaben zu ermög- 
lichen, die im öffentlichen Interesse bzw. im In- 
teresse der Allgemeinheit liegen, wenn die Be- 
seitigung wirtschaftlich vertretbar ist. 

Ob eine der beiden Voraussetzungen vorliegt, 
kann nur aufgrund aller Umstände des Einzelfalles 
entschieden werden. Eine generelle Antwort auf Ihre 
Frage ist nicht möglich. Da ich annehme, daß Ihrer 
Frage ein bestimmter Einzelfall zugrunde liegt, biete 
ich Ihnen gerne an, nach Schilderung dieses Einzel- 
falles eine sofortige Prüfung vorzunehmen. 


Anlage 3 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage A 34) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Förderungsmaßnahmen in 
Grenzregionen zu EG-Ländern auch die nicht mehr beschäftigten 
Pendler als Beurteilungsgrundlage zur wirtschaftlichen Situation 
dieser Räume zu würdigen? 

Die Bundesregierung tut dies bereits in zweifacher 
Hinsicht: Erstens sollen die Mittel des Zweiten Son- 
derprogramms zur regionalen und lokalen Abstüt- 
zung der Beschäftigung in Gebieten eingesetzt wer- 
den, die eine über dem Bundesdurchschnitt liegende 
Arbeitslosenquote aufweisen. In den Arbeitslosen- 
quoten werden auch die beschäftigungslosen Pendler 
der Grenzregionen zu EG-Ländern berücksichtigt. 
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Zweitens sind im Rahmen der Neuabgrenzung der 
Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" die Aus- 
pendler in das Ausland voll dem inländischen Nach- 
fragepotential nach Arbeitsplätzen zugerechnet wor- 
den. Damit erhöhte sich in den Grenzregionen die 
Dringlichkeit der Schaffung von Arbeitsplätzen. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner (Günz- 
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage A 35) : 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 22. Oktober 1974 zu, die 
Sowjets hätten während der Sitzung der deutsdi-sowjetisdien 
Wirtsdiaftskoramission in der vergangenen Wodie in Moskau ein 
untersdiriftsreifes Übereinkommen über die Errichtung eines 
„Intourist'‘-Büros in Frankfurt und einer deutschen Reisebüro- 
Vertretung in Moskau scheitern lassen, weil sie sich weigern, 
der Vertretung West-Berlins durch die Deutsche Zentrale für 
Tourismus zuzustimmen, und welche Erkenntnisse ergeben sich 
daraus für die zukünftigen deutsch-sowjetischen Beziehungen und 
die Haltung der Bundesregierung in der zur Verhandlung ste- 
henden Frage? 

Die Meldung in der „Welf' vom 22. Oktober 1974 
gibt den Sachverhalt nicht ganz zutreffend wieder. 
Richtig ist, daß von einer deutschen und einer so- 
wjetischen Verhandlungsdelegation ein Briefaus- 
tausch erarbeitet worden ist, durch den die Möglich- 
keit zur Eröffnung von Werbe- und Informations- 
büros der Deutschen Zentrale für Tourismus e. V. 
(DZT) in Moskau und der Allunionsvereinigung „In- 
tourist" in Frankfurt a. Main geschaffen werden soll. 

(B) Die sowjetische Seite bestätigt darin, daß sie gegen 
die Vertretung auch der Interessen entsprechender 
Institutionen von Berlin (West) durch das Büro der 
DZT in Übereinstimmung mit dem Viermächte-Ab- 
kommen von 1971 keine Einwände haben würde. 
Nach dem Abschluß der Verhandlungen ergab sich 
jedoch, daß auf sowjetischer Seite noch keine volle 
Klarheit hinsichtlich der Einbeziehung Berlins be- 
stand. Daraufhin wurde von deutscher Seite die für 
die 4. Tagung der deutsch-sowjetischen Wirtschafts- 
kommission vorgesehene Unterzeichnung des Brie- 
fes vorerst nicht vollzogen. 

Die Bundesregierung wird konsequent darauf 
achten, daß das sowjetische Reisebüro nur dann und 
solange in der Bundesrepublik Deutschland tätig 
sein kann, als das entsprechende Büro der DZT in 
Moskau bei der vollen Wahrnehmung seiner Auf- 
gaben in dem von der Bundesregierung verstande- 
nen Sinne, das heißt auch Informations- und Werbe- 
tätigkeit für Berlin (West), auf keine Schwierigkei- 
ten stößt. 

Die Bundesregierung ist bereit, auf diese Fragen 
im Auswärtigen Ausschuß des Bundestages näher 
einzugehen. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen A 36 und 37): 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundeswirtschaftsrainistdr tV 
Dr. Friderichs, in dessen Zuständigkeitsbereich die Deutsche In- 
dustrieanlagen GmbH fällt, den Vorsitzenden der Geschäftsfüh- 
rung, Meyer, veranlaßt habe, vorzeitig in Pension zu gehen, und 
auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgte diese Intervention? 

Stimmt es, daß die Art und Weise des Vorgehens von Bundes- 
wirtschaftsminister Dr. Friderichs drei Aufsichtsratsmitglieder der 
Deutschen Industrieanlagen GmbH veranlaßt hat, aus Protest 
zurückzutreten, und wie beurteilt die Bundesregierung das Vor- 
gehen des Bundeswirtschaftsministers? 

Zu Frage A 36: 

Die in Frage stehenden Pressemeldungen gehen 
am Kern der Sache vorbei. — Herr Bundesminister 
Dr. Friderichs hatte vor kurzem mit dem Vorsitzen- 
den der Geschäftsführung der DIAG, Herrn Dr. 
Meyer, eine umfassende Aussprache über zukunfts- 
orientierte Grundsatzfragen zur personellen Füh- 
rung der DIAG. Hierbei bestand volle Übereinstim- 
mung, daß anstehende strukturelle Entscheidungen 
bei der DIAG von einer Geschäftsführung getragen, 
durchgeführt und verantwortet werden sollen, deren 
Dienstzeit nicht eng begrenzt ist. Nur in diesem Zu- 
sammenhang und auf der Grundlage vollen Ein- 
vernehmens auch mit dem Vorsitzenden des Auf- 
sichtsrats der DIAG, Herrn Senator Dr. König, hat 
Herr Dr, Meyer darum gebeten, zum 31. 12. 1974, 
d. h. mit Eintritt in sein 64. Lebensjahr, in den Ruhe- 
stand zu treten. Diesem Wunsch hat der Aufsichts- 
ratsvorsitzende entsprochen. Es besteht darüber 
hinaus unter den Beteiligten Einvernehmen darüber, 
daß Herr Dr. Meyer nach seinem Ausscheiden aus 
der Geschäftsführung in den Aufsichtsrat der DIAG 
überwechselt, um auf dieser Ebene für das Indu- 
strielle Anlagengeschäft zur Verfügung zu stehen. 

Da eine Intervention im Sinne der Anfrage nicht 
stattgefunden hat, stellt sich nicht die Frage nach 
ihren rechtlichen Grundlagen. 

Zu Frage A 37: 

Daß in Aufsichtsräten Sachverhalte verschieden 
beurteilt werden, ist nicht ungewöhnlich. Gegen- 
über drei Aufsichtsratsmitgliedern, die sich im vor- 
liegenden Fall zu einem Rücktritt entschlossen, sind 
von anderen Mitgliedern des insgesamt 15 Personen 
umfassenden Aufsichtsrats der DIAG — ebenso wie 
ausdrücklich von Dr. Meyer selbst — die getroffe- 
nen Regelungen als richtig und zukunftsfördernd 
begrüßt worden. Es trifft also nicht zu, daß sich der 
zuständige Ressortminister bei der Wahrnehmung 
seiner Verantwortlichkeiten in einer Kontroverse 
zu Aufsichtsrat und Geschäftsführung der DIAG be- 
fand. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage A 40): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Versorgung mit Stein- 
kohle, Briketts und Koks in den Bereidien Hausbrand und 
Kleinverbraudi im kommenden Winter? 

Nach den ihr von Produktion und Handel gegen- 
wärtig vorliegenden Informationen sind die Haus- 
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brand- und Kleinverbraucher besser als saisonal 
üblich bevorratet. Nach den Angaben der Produk- 
tion über die Liefermöglichkeiten in diesen Absatz- 
bereich geht die Bundesregierung davon aus, daß 
eine ausreichende Brennstoffversorgung unserer 
Bevölkerung im kommenden Winter gewährleistet 
werden kann. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage, des Abgeordneten Lenders (SPD) (Druck- 
sache 7/2720 Frage A 41): 

Sieht die Bundesregierung in der Tatsache, daß die deutschen 
Aulomobilhersteller für ihre Produkte im Ausland eine höhere 
Garantieleistung geben als im Inland einen Verstoß gegen ge- 
setzliche Bestimmungen, insbesondere gegen den EWG-Vertrag, 
und welche geeigneten Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls zu ergreifen, um die Auffassung des ADAC, 
daß den deutschen Autokäufern die gleichen Garantieleistungen 
wie den ausländischen geboten werden müßten zu unterstützen? 

Es trifft zu, daß die Garantieleistungen für Kraft- 
fahrzeuge im Ausland teilweise, insbesondere in 
den USA und in einzelnen Fällen auch in Groß- 
britannien und Irland, besser sind als in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Auf dem inländischen 
Markt liegt die Garantieleistung zur Zeit in der 
Regel noch bei 6 Monaten oder 10 000 Kilometern 
Fahrleistung. Der kürzlich vorgenommenen Ver- 
doppelung durch einen der Hersteller in der Bundes- 
(B) republik sind die übrigen Anbieter auf dem deut- 
schen Markt bisher nicht gefolgt. Eine Verbesserung 
der Garantieleistungen zugunsten des Verbrau- 
chers kann gerade in der aktuellen konjunkturellen 
Situation für die Kraftfahrzeugindustrie ein geeig- 
netes Mittel zur Anregung der Nachfrage sein. Die 
Bundesregierung würde es begrüßen, wenn im Auto- 
mobilbereich auch die Garantieleistungen verstärkt 
als Wettbewerbsmittel angewandt würden. 

Das Bundeskartellamt hat die Automobilhersteller 
um Äußerung gebeten, aus welchen Gründen sie 
überwiegend bisher von einer Verlängerung der 
Garantieleistung abgesehen haben. 

Die Frage, ob möglicherweise ein Verstoß gegen 
den EWG-Vertrag vorliegt, ist von der Kommission 
in einer Antwort vom 17. Januar 1974 auf eine An- 
frage im Europäischen Parlament verneint worden. 
Es lägen für den gemeinsamen Markt keine An- 
haltspunkte dafür vor, daß die unterschiedlichen 
Garantieleistungen im Kraftfahrzeughandel nicht 
ein Ergebnis des Wettbewerbs seien. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Röhner (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage A 43) : 


Wie hoch sind die tatsächlich ausgezahlten sowjetischen Kre- (C) 
dite an die Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis zu den 
Krediten, die sie von der Bundesrepublik Deutschland einge- 
räumt bekommen hat, und trifft die Behauptung des sowjetischen 
Senders „Radio Frieden und Fortschritt* vom 16. Oktober 1974, 
die Sowjetunion sei schon „seit langem ein internationaler Groß- 
kreditor geworden bei relativ geringen Krediten, die ihr die 
kapitalistischen Länder bieten" auf das Verhältnis Bundesrepu- 
blik Deutschland/Sowjetunion zu? 

Die Meldung des zitierten Senders ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt. Im Verhältnis zur Bundes- 
republik Deutschland trifft eine solche Meldung 
nicht zu. Das im deutsch-sowjetischen Verhältnis 
wesentlich höhere Kreditvolumen in Richtung 
UdSSR erklärt sich in erster Linie aus dem in dieser 
Richtung überwiegenden Großanlagengeschäft, bei 
dem die Bezahlung häufig mit Produkten der An- 
lagen und damit erst nach Fertigstellung der Anla- 
gen vorgenommen wird. 

Soweit die UdSSR in andere Länder, insbesondere 
der Dritten Welt, in stärkerem Umfang Industrie- 
anlagen exportiert, stellt sie ebenfalls Kredite zur 
Verfügung. Der Umfang dieser Kredite ist nicht 
bekannt. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Carstens (Emstek) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage A 45) : 

Was will die Bundesregierung tun, um ihre durch den Paria- 
mentarischen Staatssekretär Grüner in der Fragestunde des Bun- 
destages vom 26. September 1974 gemachte Aussage wahrzuma- 
chen, daß nach der abschließenden Beratung des 4. Rahmenplans 
durch den Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur 
sämtliche Härtefälle bei der Neueinteilung der Fördergebiete be- 
seitigt sein werden, nachdem fünf Gemeinden des Kreises Clop- 
penburg, drei Gemeinden des Kreises Vechta und der Großteil 
des Kreises Oldenburg-Land durch die Feinabstimmung des Lan- 
des Niedersachsen nicht in die Fördergebiete aufgenommen bzw. 
aus den Fördergebieten gestrichen wurden? 

Die Bundesregierung kann sich gegenwärtig zu 
den in Ihrer Frage angesprochenen Details der Neu- 
abgrenzung der Fördergebiete in Niedersachsen nicht 
äußern, weil ihr die offizielle Anmeldung der nieder- 
sächsischen Landesregierung noch nicht vorliegt. Die 
Anmeldungen der Länder müssen nach dem Beschluß 
des Planungsausschusses erst bis zum 1. Dezember 
1974 beim Bundeswirtschaftsminister eingegangen 
sein. Danach werden sie geprüft und eine Stellung- 
nahme der Bundesregierung erarbeitet. 

Daher kann ich im Augenblick unter Hinweis auf 
den Brief von Herrn Minister Dr. Friderichs vom 
23. August 1974 an alle Abgeordneten dieses Hauses 
nur anmerken — und dies entspricht auch meiner 
Antwort in der Fragestunde vom 26. September 
1974 — , daß die Beschlüsse des Planungsausschusses 
den Ländern einen Austauschspielraum bei der ge- 
meindescharfen Abgrenzung der Fördergebiete las- 
sen. Allerdings dürfen dabei die zugrunde liegenden 
Arbeitsmarkt-Regionen im Kern nicht verändert 
werden. Die niedersächsisdie Landesregierung hat 
angedeutet, daß sie davon im Raum Oldenburg Ge- 
brauch machen wird. Inwieweit dies geschehen ist, 
wird die Anmeldung des Landes ergeben. Die end- 
gültige Entscheidung fällt dann im Planungsaus- 
sdiuß. 



8748^ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. November 1974 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Nordlohne (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen A 46 und 47) : 

Gibt es außer Niedorsachscn ein Bundesland, das im Zusam- 
menhang mit der Anmeldung zum 4. Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
durch eine gemeindescharfe Feinabstimmung eine größere An- 
zahl von Gemeinden aus dem bereits am 21. August 1974 durdi 
den Planungsausschuß beschlossenen Fördergebieten -wieder zur 
Herausnahme vorschlägt und statt dessen durch die damit 
gewonnene Einwohnermasse Gebiete und mittlere Großstädte 
zur Ausweisung als künftige FÖrdergebiote vorschlägt, die weder 
in den durdi Professor Klemmer als förderungswürdig vorge- 
schlagenen Arbeitsmarktregionen noch in den vom Planungsaus- 
schuß am 21. August 1974 festgesetzten Fördergebieten eine Be- 
rücksichtigung gefunden haben? 

Ist für die Gemeinden Bakum, Neuenkirchen und Visbek be- 
züglich ihrer künftigen Berücksichtigung als förderungswürdige 
Gemeinden bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" der Beschluß des Planungsausschus- 
ses bzw. der Bund-/Länder-Kommission vom 21. August 1974 
rechtsverbindlich, wonach die von Professor Klemmer als förde- 
rungsnotwendig vorgeschlagene Arbeitsmarktregion-Nr. 25, be- 
stehend aus sämtlichen Städten und Gemeinden der Kreise Diep- 
holz, Vechta und Bersenbrück, im vollen Umfang und ohne jeden 
Abstrich künftiges Fördergebiet sein soll, oder ist im Zusammen- 
hang mit der Beschlußfassyng über den 4. Rahmenplan durch 
den Planungsausschuß ein neuer Beschluß durch die Bund-/Län- 
der-Kommission zu fassen, der auf der Anmeldung des Landes 
Niedersachsen basiert und die genannten drei Gemeinden ent- 
gegen der ursprünglichen Festlegung als förderungswürdige Ge- 
meinden nicht mehr vorsieht? 

Zu Frage A 46: 

Wie ich schon in meiner Antwort auf die Frage 
des Fierrn Kollegen Carstens darauf hingewiesen 
habe, liegt dem Bundeswirtschaftsminister gegen- 
wärtig noch keine Anmeldung eines Landes zum 
4. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vor. Die 
jßj Anmeldungen brauchen erst bis zum 1. Dezember 
1974 vorgelegt werden. Aufgrund dieses Sachver- 
halts vermag ich diese Frage im Augenblick nicht zu 
beantworten. 

Zu Frage A 47: 

Wie ich ebenfalls bereits in meiner Antwort an 
Herrn Kollegen Carstens ausführte, lassen die 
Grundsatzbeschlüsse des Planungsausschusses vom 
21. August 1974 den Ländern einen Austauschspiel- 
raum bei der gemeindescharfen Abgrenzung der 
Fördergebiete, wobei allerdings die Arbeitsmarkt- 
Regionen (sog. Klemmer-Regionen) im Kern nicht 
verändert werden dürfen. 

Ausgehend von diesen Beschlüssen formulieren 
die Landesregierungen z. Z. entsprechend ihren Vor- 
stellungen konkret ihre Anmeldungen für den 4. Rah- 
menplan. Der Planungsausschuß und damit auch die 
Bundesregierung können nur über den Inhalt der 
Anmeldungen eines Landes diskutieren und ent- 
scheiden. Insofern trifft der zweite Teil Ihrer Frage 
genau den Sachverhalt, wobei ich allerdings noch 
einmal darauf hinweise, daß der Bundesregierung 
eine offizielle Anmeldung des Landes Niedersachsen 
noch nicht vorliegt. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Frerichs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen A 48 und 49) : 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem deutschen (C) 
Arzneimittelmarkt Unsicherheit, Investitionsunlust und ein ge- 
reiztes Klima besteht, weil die in den Fragestunden am 28. No- 
vember 1973 und am 19. Juli 1974 mit dem Hinweis „in Kürze" 
angekündigten Eckwerte einer Neuordnung des Arzneimittel- 
markts aus preis- und wettbewerbspolitischer Sicht seitens des 
Bundeswirtschaftsministers trotz interministerieller Ressortab- 
stimmung Ende Juni diesen Jahres noch nicht bekanntgemacht 
worden sind? 

BeabsicJitigt die Bundesregierung, diese in der Öffentlichkeit 
bereits viel diskutierten Eckwerte gemeinsam mit der Stellung- 
nahme zu den Änderungswünschen des Bundesrats zum Gesetz- 
entwurf zur Neuordnung des Arzneimittelrechts (Bundesrats- 
Drucksache 552/74) im November im Bundeskabinett zu beschlie- 
ßen und die daraus folgenden Gesetzentwürfe gemeinsam dem 
Bundestag als „ein Paket“ zur Beratung und Verabschiedung vor- 
zulegen? 

Es ist vorgesehen, die Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zu den Vorstellungen des Deutschen 
Bundesrats zur Arzneimittelrechtsnovelle etwa in 
3 — 4 Wochen dem Bundeskabinett vorzulegen. In 
diesem Zusammenhang wird sich das Kabinett vor- 
aussichtlich auch mit dem Thema Neuordnung des 
Arzneimittelmarkts aus preis- und wettbewerbs- 
politischer Sicht befassen. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Brandt (Grolsheim) 
(SPD) (Drucksache 7/2720 Fragen A 52 und 53): 

Ist der Bundesregierung bekannt und welche Möglichkeiten der 
Abhilfe sicht sie im Hinblick auf Empfehlungen von Altpapier- 
verarbeitern an ihre Lieferanten, wonach unter Hinweis auf 
Kurzarbeit in der Papierindustrie und Preissenkungen wegen 
angeblich in zu großen Mengen anfallenden Altpapiers der An- 
kauf von Altpapier vorsichtig gehandhabt werden müsse, und wie /-rvx 
beurteilt die Bundesregierung dieses Verhalten gegenüber den 
Behauptungen der Papierindustrie, Schwierigkeiten bei der Be- 
schaffung ausreichender Papiermengen zu niedrigen Preisen zu 
haben? 

In welcher Kostenrclation ist die Herstellung von Papier aus 
Rohstoffen zu der Herstellung von Papier im Recycling-Verfah- 
ren zu sehen? 

Zu Frage A 52: 

über Empfehlungen von Altpapierverarbeitern 
an die Altpapierhändler, den Ankauf von Altpapier 
vorsichtig zu handhaben, ist der Bundesregierung 
nichts bekannt. 

Da die Altpapier verarbeitenden Papierfabriken 
ihre Läger mit Altpapier aufgefüllt haben und die 
bisherige starke Nachfrage nach Papier und Pappe 
nachgelassen hat, schwächt sich der Altpapierbedarf 
ab. Der Altpapierankauf und die Preise für Altpapier 
bleiben davon nicht unberührt, zumal die Kapazi- 
täten des Altpapierhandels nach Verbandsangaben 
ausgelastet sind. 

Die Papierindustrie hat bei dieser Situation keine 
Schwierigkeiten, Altpapier in ausreichenden Men- 
gen zu beschaffen. 

Im übrigen liegt mir daran, darauf hinzuweisen, 
daß in der Papierindustrie nur in einigen wenigen 
Fällen kurzgearbeitet wird. 

Zu Frage A 53: 

Papier und Pappe werden in der Regel unter Ein- 
satz der Halbstoffe Holzschliff und Zellstoff einer- 
seits sowie Altpapier andererseits hergestellt. 



8749^ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. November 1974 


Grundsätzlich ist die Verwendung von Altpapier 
kostengünstiger als der Eintrag von Holzschliff und 
Zellstoff; genauere Kostenangaben können von 
der Bundesregierung bei der Vielfalt der Papier- 
sorten und der unterschiedlichen Anteile der Halb- 
stoffe nicht gemacht werden. Der Einsatz von Alt- 
papier kann nicht beliebig gesteigert werden; er 
wird vielmehr durch die Qualitätsanforderungen an 
die jeweiligen Papiersorten begrenzt. 

In der Bundesrepublik Deutschland beträgt der 
Anteil von Altpapier knapp 50 v. H. des gesamten 
Halbstoffeinsatzes I mit dieser Quote steht die deut- 
sche Industrie in der Welt an der Spitze. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage A 71) : 

Trifft die Meldung der i,Welt' vom 17. Oktober 1974 zu, Ost- 
Berlin wolle für Gespräche in Zukunft den Auslandstarif in An- 
wendung gebracht sehen, da die Beibehaltung des Ortstarifs eine 
„Provokation“ sei, und was hat die Bundesregierung unternom- 
men, bzw, was wird sie unternehmen, um unmittelbare oder 
mittelbare Verteuerungen des Telefonverkehrs zwischen West- 
und Ost-Berlin zu verhindern und die Verbindungen zwischen 
den Menschen in Ost- und West-Berlin zu erleichtern? 

Die Meldung der Welt vom 17. Oktober 1974 trifft 
nicht zu. 

Die Frage, welche Gebühren von der Deutschen 
Bundespost für den Fernsprechdienst von Berlin 
(West) nach Berlin (Ost) erhoben werden, ist kein 
Gegenstand der Verhandlungen mit dem DDR-Post- 
ministerium. 

Es wird auch künftig möglich sein, zu den jetzigen 
Bedingungen — 23 Pf für 6 Minuten — mit Ost- 
Berlin zu telefonieren. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage A 72): 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung bisher bei der 
DDR gegen die Behinderung des innerdeutschen Postverkehrs 
unternommen, die darin zum Ausdruck kommt, daß jährlich Hun- 
derttausende von Paketen und Päckchen von den Behörden der 
DDR an Absender in der Bundesrepublik Deutschland zurückge- 
schickt werden oder verlorengehen, und welchen Erfolg hatten 
diese Bemühungen? 

Die Bundesregierung bedauert, daß trotz der in 
den letzten Jahren erreichten Verbesserungen im 
innerdeutschen Postverkehr noch immer Erschwer- 
nisse dadurch bestehen, daß die Dienststellen der 
DDR Geschenksendungen an die Absender zurück- 
senden oder entschädigungslos einziehen. Die Bun- 
desregierung hat sich wiederholt gegenüber der 
DDR um Erleichterungen beim Versand von Ge- 
schenkpaketen und -päckchen bemüht. Diese Frage 


ist u. a. auch zum Gegenstand der gegenwärtig 
geführten Postverhandlungen gemacht worden. Das 
Bundespostministerium hat sich auf Wunsch des 
Vorsitzenden des Ausschusses für innerdeutsche Be- 
ziehungen bereit erklärt, in Kürze zu diesem Pro- 
blem in einer vertraulichen Ausschußsitzung im 
einzelnen zu berichten. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Möllemann (FDP) 
(Drucksache 7/2720 Fragen A 86 und 87): 

Welche Laufbahnaussicbten haben qualifizierte Kräfte in der 
Berufsberatung (Aufstiegschancen ohne Ressortwechsel)? 

Wird an den Gymnasien bereits vor Abschluß der 10. Jahr- 
gangsstufe eine Berufsberatung durchgeführt, und wenn nein, 
warum nicht? 

Bei Ihrer Frage ist zu unterscheiden zwischen Be- 
ratungsfachkräften der allgemeinen Berufsberatung 
im gehobenen Dienst und Beratungsfachkräften der 
Berufsberatung für Abiturienten und Hochschüler, 
die dem höheren Dienst angehören. 

Beratungsfachkräfte der allgemeinen Berufsbera- 
tung werden nach der Fachanwärterausbildung in 
die Vergütungsgruppe Vb des Angestelltentarif- 
vertrages oder bei Übernahme in das Beamtenver- 
hältnis in die Besoldungsgruppe A 9 eingestuft. Ab- 
gesehen vom Bewährungsaufstieg ist für alle Berufs- 
berater, die nach mindestens zweijähriger Bera- 
tungstätigkeit ihre besondere Eignung durch die er- 
folgreiche Teilnahme an einer bestimmten qualifi- 
zierenden Fortbildungsmaßnahme nachweisen, der 
Aufstieg in die Vergütungsgruppe IV a bzw. bei Be- 
amten in die Besoldungsgruppe All möglich. 

Die Beratungsanwärter, die künftig ihre Ausbil- 
dung an der neuen „Akademie für Beratungsfach- 
kräfte in der Bundesanstalt für Arbeit" absolviert 
haben werden, können nach ihrer dreijährigen Aus- 
. bildung sofort in die Vergütungsgruppe IV a über- 
nommen werden. 

Bewährte Fachkräfte des gehobenen Dienstes kön- 
nen in ihrer Laufbahn zum Abschnittsleiter oder Lei- 
ter der Abteilung Berufsberatung kleinerer Arbeits- 
ämter aufsteigen. Diese Dienstposten sind mit Ver- 
gütungsgruppen III oder II des Angestell tentarifver- 
trages bzw. Besoldungsgruppe A 12 oder A 13 — ge- 
hobener Dienst — bewertet. 

Die Fachkräfte der Berufsberatung für Abiturien- 
ten und Hochschüler sind in die Vergütungsgruppe 
II a oder die Besoldungsgruppe A 13 eingestuft. Ab- 
gesehen von dem Bewährungsaufstieg können sie in 
größeren Stützpunkt- Arbeitsämtern der Berufsbera- 
tung für Abiturienten und Hochschüler zum Ersten 
Abiturientenberater und damit in die nächsthöhere 
Vergütungs- bzw. Besoldungsgruppe aufsteigen. 
Aufstiegsmöglichkeiten für Abiturientenberater bie- 
ten außerdem die Stellen für Abteilungsleiter der 
Berufsberatung in größeren Arbeitsämtern, die Stel- 
len der Referenten oder Unterabteilungsleiter für 
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Berufsberatung in den Landesarbeitsämtern und in 
der Hauptstelle sowie die Stellen der Lehrkräfte für 
Berufsberatung in den Verwaltungsschulen der Bun- 
desanstalt für Arbeit. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be- 
merken: 

Besondere Berufsaufklärungsmaßnahmen in der 
10. Klasse der Gymnasien können den Schulen von 
der Berufsberatung nicht generell angeboten wer- 
den. Die zur Verfügung stehende Zahl von Fach- 
kräften der Berufsberatung reicht hierfür angesichts 
der in allen Bereichen steigenden Inanspruchnahme 
der Berufsberatung nicht aus. 

Soweit es die örtliche Personalsituation zuläßt, 
bemüht sich die Berufsberatung jedoch, Klassenbe- 
sprechungen auch in der 10. Klasse der Gymnasien 
durchzuführen, wenn sie seitens der Schulen, der 
Schüler oder der Eltern ausdrücklich gewünscht 
werden. Im Beratungsjahr vom 1. Oktober 1972 bis 
30. September 1973 wurden 445 Klassenbesprechun- 
gen in 10. Klassen von Gymnasien abgehalten. Dar- 
über hinaus wurden 121 beruf skundliche Vortrags- 
reihen für Schüler veranstaltet, die vor dem mittle- 
ren Bildungsabschluß standen. 

Außerdem hat die Bundesanstalt für Arbeit im Zu- 
sammenhang mit der berufswahlvorbereitenden 
Fernsehserie für Realschüler „STEP-tv" auch alle 
10. Klassen der Gymnasien auf Bestellmöglichkeiten 
von Informationsschriften zur Berufswahl aufmerk- 
sam gemacht. Viele Schüler haben dieses Angebot 
genutzt. 

(B) 

Schließlich möchte ich darauf hinweisen, daß jeder 
Ratsuchende — also auch aus der Klasse 10 der 
Gymnasien — sich zu einer beruflichen Einzelbera- 
tung im Arbeitsamt anmelden kann. 

* 


Anlage 16 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten RÖhner (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 1 und 2) : > 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
16. Oktober 1974 zu, der Bundeskanzler habe beim Staatssekre- 
tär im Bundesministerium für Wirtschaft eine vertrauliche Studie 
über die „Gesamtwirtschaftlichen Überlegungen zur Fortentwick- 
lung der Agrarpolitik“ in Auftrag gegeben, und aus welchen 
Gründen ist hier — bejahendenfalls — vom Grundsatz der 
Ressortverantwortlichkeit abgewichen worden und nicht der 
Bundesminister für Wirtschaft darum geßeten worden, dem es 
freisteht, welchen Beamten seines Hauses er mit der Durchfüh- 
rung beauftragt? 

Wann und in welcher Form ist der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten in die Begutachtung eines 
Kernpunkts der Politik eingeschaltet worden, die er als zustän- 
diger Minister in erster Linie zu verantworten hat? 


Es trifft zu, daß der Bundeskanzler anläßlich der 
Kabinettsitzung am 17. Juli 1974 den Staatssekretär 
im BMWi, Dr. Schlecht, gebeten hat, „gesamtwirt- 
schaftliche Überlegungen zur Fortentwicklung der 
Agrarpolitik" anzustellen. Ich möchte in diesem Zu- 
sammenhang drei Gesichtspunkte hervorheben: 

1. Bundesminister Dr. Friderichs wurde in jener 
Kabinettsitzung durch seinen Staatssekretär Dr. 


(C) 

Schlecht vertreten. Die Bitte des Bundeskanzlers 
ist damit selbstverständlich an den Bundesmini- 
ster für Wirtschaft gegangen. 

2. In der gleichen Sitzung am 17. Juli hatte das Ka- 
binett beschlossen, im September 1974 eine Son- 
dertagung über agrarpolitische Fragen abzuhal- 
ten. Das vom Bundesminister für Wirtschaft unter 
gesamtwirtschaftlichen Aspekten zu erstellende 
Papier sollte ebenso der Vorbereitung dieser 
Sondersitzung dienen wie die vom Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zu erarbeitenden Unterlagen. 

3. Das Papier des Bundesministers für Wirtschaft ist 
dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gleich- 
zeitig übersandt worden. Bundesminister Ertl hat 
sodann einige Tage später dieses Rapier zusam- 
men mit einer Stellungnahme dazu und seinen 
eigenen Kabinettsunterlagen allen Bundesmini- 
stern rechtzeitig vor dem lO./ll. September 1974 
zugeschicfct. 

Im Ergebnis möchte ich also festhalten, daß weder 
von einem Abweichen vom Grundsatz der Ressort- 
verantwprtlichkeit noch von einem — möglicher- 
weise von Ihnen vermuteten — übergehen des für 
die Agrarpolitik in erster Linie zuständigen Bundes- 
ministers gesprochen werden kann. 


Anlage 17 


Antwort 


P) 


des Pari. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Lambinus (SPD) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 3) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Giannettini italienisdien 
Zeitungsmeldungen zufolge nadi seiner Verhaftung ausgesagt 
hat, „daß es die Geheimdienste der Bundesrepublik Deutsch- 
land gewesen sind, die (den italienisdien Kriminalkommissar) 
Calabresi beiseite geschafft haben“, und ist ihr in diesem Zu- 
sammenhang der Name des dieses Mordes verdächtigten Neo- 
faschisten Gianni Nardi bekannt, von dem italienische Zeitun- 
gen behaupten, er sei Agent des Bundesnacb^^ichtendienstes? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Giannettini 
italienischen Zeitungsmeldungen zufolge nach sei- 
ner Verhaftung ausgesagt hat, es seien „die Geheim- 
dienste der Bundesrepublik Deutschland gewesen, 
die (den italienischen Kriminalkommissar) Calabresi 
beiseite geschafft haben". 

Ebenso ist der Bundesregierung bekannt, daß 
italienische Zeitungen von dem in diesem Zusam- 
menhang des Mordes verdächtigen Neofaschisten 
Gianni Nardi behaupten, er sei Agent des Bundes- 
nachrichtendienstes. 

Alle diese Behauptungen entbehren einer Grund- 
lage. Calabresi und Nardi wurden dem Bundesnach- 
richtendienst — wie im übrigen auch Giannettini — 
erst durch die erwähnten Zeitungsmeldungen be- 
kannt. Keiner von ihnen hatte jemals Kontakt mit 
diesem Dienst. Wie mir das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz und der Militärische Abschirmdienst 
mitgeteilt haben, hatten auch diese Stellen zu den 
genannten Personen keinerlei Verbindungen. 
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Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jahn {Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drudesache 7/2720 Frage B 4): 

Nachdem der sowjetische Außenminister Gromyko bei seinen 
Konsultationsgesprächen in Bonn auf einen Abschluß der euro- 
päisdien Sicherheitskonferenz auf Gipfelebene noch vor Jahres- 
schluß gedrängt hat, frage ich die Bundesregierung, ob sie ent- 
schlossen ist, einer Beendigung der Konferenz erst zuzustim- 
men, wenn die Sowjetunion den im „Korb 3" zusammengefaßten 
Verpflichtungen auf Herstellung von Freizügigkeit von Men- 
schen und Informationen über die Grenzen von Ost und West 
zugestimmt hat? 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der CDU/CSU zur KSZE bereits 
ausgeführt hat, hat die KSZE in der im September 
wieder angelaufenen Redaktionsphase noch ein um- 
fangreiches Arbeitsprogramm zu bewältigen. Ein 
Termin für den Abschluß dieser Phase und damit 
auch die Konferenz insgesamt läßt sich daher nicht 
vorausbestimmen. 

Die Bundesregierung wird, ebenso wie ihre Ver- 
bündeten, einer Schlußphase der Konferenz erst zu- 
stimmen, wenn die Konferenz in allen Sachbereichen 
zu einem ausgeglichenen und für alle Beteiligten 
befriedigenden Ergebnis geführt hat. Dazu gehören 
auch Resultate in den humanitären Fragen sowie 
beim Informationsaustausch. In ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der CDU/CSU hat die Bundesre- 
gierung einige Verbesserungen in diesem Bereich 
genannt, die nach dem gegenwärtigen Verhand- 
jgj lungsstand erwartet werden dürfen. Ich darf auf 
diese Beispiele verweisen. 

Den Konferenzergebnissen müssen alle 35 Teil- 
nehmerstaaten zustimmen. Die KSZE kann daher 
die bestehenden Systemunterschiede zwischen Ost 
und West nicht überwinden. Ergebnisse lassen sich 
nur auf dem Wege ausgewogener Kompromisse 
unter den Teilnehmerstaaten finden. Es geht daher 
in erster Linie darum, Verhaltensmaßregeln zu fin- 
den, die trotz der Verschiedenartigkeit der Systeme 
praktische Verbesserungen möglich machen und an 
denen Fortschritte im Entspannungsprozeß gemes- 
sen werden können. 


Europäischen Parlaments mißt die Bundesregierung 
besondere Bedeutung bei. Sie hält ihrerseits daran 
fest, daß gemäß dem Auftrag der Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs in Paris am 19./20. Ok- 
tober 1972 auch der Rat der Europäischen Gemein- 
schaften einen Bericht über die Europäische Union 
ausarbeitet. Darin muß zweifellos auch das Problem 
der Führung der Union behandelt werden. 

über dieses Problem hat Bundeskanzler Brandt 
auf der Pariser Gipfelkonferenz folgende Ausführun- 
gen gemacht: 

„Im Verlauf der Entwicklung muß eine vernünf- 
tig organisierte europäische Regierung geschaffen 
werden, die auf den Gebieten der gemeinsamen 
Politik die erforderlichen Entscheidungen treffen 
kann und deren Amtsführung parlamentarisch kon- 
trolliert wird. 

Dies führt in eine Zeit hinein, in der man unsere 
Gemeinschaft — über die hoffentlich auch jetzt schon 
wesentlich zu verstärkende außenpolitische Zusam- 
menarbeit hinaus — auch als politische Gemein- 
schaft verstehen wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland steht bereit, die- 
sen Weg mitzugehen.'' 

Die Bundesregierung steht zu dieser Aussage. 


Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 6) : 

In welcher Höhe hat die Bundesregierung die Ausstellung 
„Barode" in Warschau mitfinanziert, obwohl ihr bekannt ist, daß 
die Volksrepublik Polen sich mehrere Kisten nationalen Kultur- 
eigentums der Staatsbibliothek Berlin nach dem Krieg in 
Grüssau angeeignet hat und die Rückgabe selbst an die „DDR" 
verweigert? 

Die Ausstellung „Kunst des Barock" ist zwischen 
dem Herzog Anton Ulrich-Museum, Braunschweig, 
und dem Polnischen Nationalmuseum in Warschau 
direkt vereinbart und durchgeführt und in der 
Hauptsache vom Land Niedersachsen finanziert 
worden. Das Auswärtige Amt ist dabei lediglich für 
einen Fehlbetrag von DM 10 000, — aufgekommen. 

Zum zweiten Teil der Frage wird bemerkt: Der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die VR 
Polen sich mehrere Kisten nationalen Kultureigen- 
tums der Staatsbibliothek Berlin nach dem Krieg in 
Grüssau angeeignet hat und die Rückgabe selbst 
an die DDR verweigert. Fest steht bisher lediglich, 
daß diese im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des Jahres 1945 verschollen sind; entsprechende 
Nachforschungen sind seit einigen Jahren im Gange. 


Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Schriftliciie 
Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 5) : 

Ist die Bundesregierung bereit, einem im Europäisciien Parla- 
ment diskutierten Plan zur Errichtung der Europäischen Union 
ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden, der vorsieht, daß die Führung 
der Europäisdien Union wahrgenommen werden muß von einem 
Entscheidungszentrum, das allmählich zu einer echten euro- 
päischen Regierung werden soll? 

Die Bundesregierung sieht dem Bericht des Euro- 
päischen Parlaments über die Europäische Union mit 
Interesse entgegen. Das Europäische Parlament hat 
sich in einer am 17. Oktober 1974 angenommenen 
Entschließung verpflichtet, seinen Bericht über die 
Verwirklichung der Europäischen Union zum 30. Juni 
1975 auszuarbeiten und vorzulegen. Dem Bericht des 


Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2720 Frage B 7): 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik an der Öffent- 
lichkeitsarbeit der deutschen Botschaft in Tokio anläßlich des 
Besuchs der Bayerischen Staatsoper in Japan, nachdem schon im 
vergangenen Jahr in der Presse anläßlich eines Besuchs des 
Stuttgarter Balletts über fehlende Publizität auch dieses hoch- 
rangigen kulturellen Ereignisses geklagt worden war? 

Der Artikel von Herrn Hielscher in der Süddeut- 
schen Zeitung am 2. Oktober 1974 kritisiert, daß 

— das Gastspiel der Bayerischen Staatsoper in Ja- 
pan als „Werbefeldzug für Herrn Ikeda", Füh- 
rer der buddhistischen Sokagakkai-Organisation 
und Direktor von Min-on, erscheint; 

— das Gastspiel lediglich für die Millionen-Mit- 
gliedschaft von Min-on ein großes Ereignis war; 

— das Gastspiel „kaum ein Echo findet", außerhalb 
der unmittelbar Beteiligten „weitgehende Funk- 
stille herrscht" und von einer „publizistischen 
Nichtbeachtung" gesprochen werden könne; 

« — es zu keiner Fernsehübertragung der Gastspiel- 
aufführung gekommen sei. 

Diese Darstellung ist unrichtig. Sie enthält auf- 
grund mangelnder Informationen eine Reihe falscher 
Aussagen: 

— Min-on ist eine der bedeutendsten Agenturen 
Japans mit jährlich über 3 000 Veranstaltungen 
— vorwiegend Konzerte, Ballette, aber auch 
Opern- und Theaterabende. Sie wird vom ja- 
panischen Kultusministerium anerkannt und un- 
terstützt. Sie hat der Bayerischen Staatsoper das 
bei weitem höchste Angebot gemacht, das an- 
gesichts der hohen Kosten letztlich ausschlag- 
gebend war. Min-on hat u. a. vermittelt das 
Russische Ballett aus Nowosibirsk, das Belgische 
Ballett unter Maurice Bejart, das Stuttgarter Bal- 
lett und das Pariser Opernballett. 

— Nur 30 ^/o der Eintrittskarten des 2200 Personen 
fassenden Hauses gingen an Mitglieder der 
Min-on-Organisation, 70 ^/o in den freien Ver- 
kauf; alle Vorstellungen waren ausverkauft. 

— Die Bayerische Staatsoper weist auf über 400 
Pressemitteilungen hin; hiervon übermittelte sie 
etwa ein Dutzend dem Auswärtigen Amt. Auch 
die Botschaft legte eine Auswahl von Presse- 
berichten vor. Die meisten datieren aus der Zeit 
nach dem 2. Oktober 1974, also nach dem Tag 
der Veröffentlichung des Hielscher- Artikels. Die 
Botschaft berichtet erläuternd, daß eine der drei 
japanischen großen Zeitungen, die „Mainichi" 
mit einer 5-Millionen- Auflage, als Sponsor des 
Gastspiels mitgewirkt und für eine erhebliche 
Publizität gesorgt hätte. Dies sei auch der Grund 
dafür, daß andere Zeitungen sich in der Bericht- 
erstattung nicht in gleichem Maße engagiert 
hätten. 

— Außer Reportagen wurde die Gastspielauffüh- 
rungen nicht als Gesamtsendung ins Fernsehen 
aufgenommen, weil die Sender den tariflich ge- 
bundenen und vom Bayerischen Kultusministe- 
rium festgelegten Forderungen der Staatsoper 
nicht entsprechen konnten. 

Im übrigen hat die Süddeutsche Zeitung in der 
Ausgabe vom 16. Oktober — nach Rückkehr des En- 
sembles, einen positiven Bericht veröffentlicht. 


Zusammenfassend ist die Bundesregierung der 
Ansicht, daß das Gastspiel der Bayerischen Staats- 
oper ein Erfolg war. 

Wenn auch offensichtlich die Resonanz auf das 
Gastspiel in ausgewogenem Verhältnis zum erfolg- 
reichen und gefeierten Auftritt der Bayerischen 
Staatsoper steht, so wird die Bundesregierung wei- 
terhin bemüht sein, im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
die Einschaltung der Massenmedien noch stärker 
auszunutzen. 


Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage 
B 8): 

In welchem Umfang und mit welchem Ergebnis an Einsparungen 
wird von den Bundesministerien, den Bundesbehörden und son- 
stigen Verwaltungen des Bundes von der in der Privatwirt- 
schaft gängigen Übung Gebrauch gemacht, alle Buchungen von 
Reisen. Hotel- und Pensionsbestellungen über bestimmte Reise- 
büros abzuwickeln, um von diesen, insbesondere bei der Ver- 
mittlung der Übernachtungsmöglichkeiten, günstigere Kondi- 
tionen eingeräumt zu bekommen? 

Das Verfahren, Dienstreisen einschließlich der 
Hotelzimmerbestellung allgemein über Reisebüros 
abzuwickeln, ist für die Bundesverwaltung nicht ge- 
eignet; es würde auch nicht zu Einsparungen führen. 

Nach dem Bundesreisekostengesetz wird bei 
Dienstreisen ein pauschales Tage- und Ubernach- 
tungsgeld gewährt. Das hat den Vorzug, daß der 
Dienstreisende die aus dem Tage- und Ubernach- 
tungsgeld zu bestreitenden Mehrauslagen für Ver- 
pflegung und Unterkunft nicht im einzelnen nach- 
zuweisen braucht und die Verwaltung nicht mit der 
Vorbereitung von Dienstreisen und der Abrechnung 
von Hotelkosten belastet wird. Mit dieser nicht un- 
erheblichen Verwaltungsvereinfachung ist auch ein 
Spareffekt verbunden. Das gilt nicht nur für die Ko- 
sten, die durch die sonst entstehende Verwaltungs- 
mehrarbeit verursacht würden, sondern auch für 
die Reisekosten selbst. Würde nämlich das Hotel- 
zimmer über eine dritte Stelle vermittelt oder be- 
stellt, so entfiele das Eigeninteresse des Dienstrei- 
senden, mit dem Ubernachtungsgeld auszukommen. 
Eine stärkere Beanspruchung der Haushaltsmittel 
wäre die Folge. 

Ich bitte daher um Verständnis, daß ich aus den 
vorgenannten Gründen eine Änderung des auf dem 
geltenden Reisekostenrecht beruhenden Verfahrens 
nicht in Betracht ziehen kann. 


Anlage 23 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Fragen B9 und 10): 
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Ist die Verleihung des Bundesverdienstkreuzes an Frau Ria 
Alzen (Inhaberin des Restaurants „Maternus" in Bad Godes- 
berg) auf Vorschlag der Bundesregierung erfolgt? 

Kann die Bundesregierung gegebenenfalls darüber Auskunft 
geben, welche speziellen Leistungen von Frnri Alzen für die 
Verleihung maßgeblich waren, und auf welchem Gebiet ihre 
„besonderen Verdienste um die Bundesrepublik Deutschland" 
liegen? 

Die Auszeichnung von Frau Alzen mit dem Bun- 
desverdienstkreuz beruht auf einer Initiative des 
Herrn Bundespräsidenten. Er hatte hierzu verschie- 
dene Anregungen und Hinweise erhalten. Der Ver- 
leihungserlaß ist gemäß Artikel 58 GG vom Bundes- 
kanzler und von mir gegengezeichnet worden. 

Nach einem hergebrachten Grundsatz des Ordens- 
wesens haben alle Ordensvorgänge vertraulichen 
Charakter. Insbesondere ist es nicht üblich, die Ver- 
dienste, die für eine Odensverleihung maßgeblich 
waren, zum Gegenstand öffentlicher Auseinander- 
setzungen zu machen. Ich bitte um Ihr Verständnis 
dafür, daß die Bundesregierung auch im vorliegen- 
den Falle von diesem Grundsatz nicht abweichen 
möchte. 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün- 
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7^2720 Frage Bll): 

Zu weldicm Zweck, mit welcher Auflage und mit welchen 
Kosten wird die „Umweltzcitung" des Bundesinnenministers her- 
ausgegeben? 

Die „Umwelt-Zeitung" ist eine Publikation des 
Bundesministeriums des Innern, mit deren Hilfe 
umweltschutzrelevante Themenbereiche der Bevölke- 
rung vermittelt werden sollen. 

Dabei geht es im wesentlichen darum, Umwelt- 
probleme bewußt zu machen und über Umwelt- 
gefahren aufzuklären sowie die von Bund und 
Ländern bisher geleistete Arbeit im Bereich des 
Umweltschutzes zu erläutern und zukünftige Maß- 
nahmen in diesem Bereich darzustellen. 

Langfristiges Ziel dieser Aufklärungsarbeit, zu der 
die „Umwelt-Zeitung" einen Teilbeitrag leistet, ist 
es, die Bevölkerung zur aktiven Mitarbeit an der 
Lösung der Umweltprobleme zu bewegen. 

Die Zeitung ist bewußt im vereinfachenden „Bou- 
levard-Stil" gehalten, um auch den weniger infor- 
mierten und interessierten Teil der Bevölkerung zum 
Lesen anzuregen und auf diese Weise mit dem 
Thema „Umweltschutz" vertraut zu machen. Die 
„Umwelt-Zeitung" ist also keine Publikation für 
Experten, sondern wendet sich an jene, die durch 
komplizierte Sachansprache nicht erreicht werden 
können. 

Die Auflage beträgt 1,25 Millionen Exemplare. 
Diese Auflagenhöhe ergab sich aus einer vorher 
durchgeführten Bedarfsanalyse. Der Gesamtpreis be- 
trägt 81 945, — DM, davon 41 521, — DM Produktions- 
kosten und 40 424,-— DM Versandkosten. Daraus er- 
gibt sich ein Stückpreis von rd. 6,5 Pfennig pro 
Exemplar. 


Anlage 25 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vocken- 
hausen (SPD) (Drucksache 7/2720 Frage B 12): 

Ist die Bundesregierung bereit, ergänzende Altornativvor- 
schläge zum Abwasserabgabengesetz auf Grund der Stellung- 
nahme der Arbeitsgemeinschaft Rhein-Wasserwerk e. V. zu die- 
sem Gesetz zu machen? 

Die Arbeitsgemeinschaft Rhein-Wasserwerk e. V. 
hat, wie auch zahlreiche andere Verbände, zu dem 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei- 
nes Abwasserabgabengesetzes eine Stellungnahme 
abgegeben, die insbesondere das Verhältnis von Ab- 
wasserverbänden zur Abwasserabgabe behandelt. 

Die angeschnittene Problematik war der Bundes- 
regierung bereits bei der Erstellung des Gesetzent- 
wurfs bekannt. Sie hat ihr im Rahmen des Vertret- 
baren schon im Entwurf Rechnung getragen. So ist 
z. B. vorgesehen, daß ein Abwasserverband anstelle 
der Einleiter abgabepflichtig wird, die Mitglieder 
dieses Verbandes sind. Die Abwasserverbände kön- 
nen die von ihnen zu zahlende Abgabe nach ihren 
eigenen Maßstäben auf die Mitglieder abwälzen. 
Ferner kann bei einem Abwasserverband mit Mün- 
dungskläranlage zugelassen werden, daß die Ab- 
gabe nach der Zahl der Schadeinheiten im Gewäs- 
ser unterhalb dieser Anlage berechnet wird. 

In den Besprechungen zwischen Bund und Län- 
dern vor der Erstellung des Entwurfs eines Ab- 
wasserabgabeiigesetzes haben die Vertreter der 
Länder großen Wert darauf gelegt, daß der Bund 
sich soweit wie möglich auf materielle Regelungen 
beschränkt und die näheren Regelungen über den 
Vollzug und damit auch über die Verwendung der 
Mittel aus dem Abgabeaufkommen den Ländern 
überläßt. Da die Mittel aus dem Abgabeaufkommen 
den Ländern zustehen sollen, ist es grundsätzlich 
ihre Sache, die Organisationsform für die Verwen- 
dung dieser Mittel zu bestimmen. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat der für die Behand- 
lung der Wassergesetze federführende Innenaus- 
schuß des Deutschen Bundestages eine Arbeits- 
gruppe „ Wassergesetze" eingerichtet, in der auch 
die Vorschriften des Entwurfs eines Abwasser- 
abgabengesetzes eingehend beraten werden. Dabei 
wird die Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft 
Rhein-Wasserwerk, die dem Innenausschuß bereits 
vorliegt, in die Überlegungen mit einbezogen wer- 
den. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Müller (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 13); 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die wach- 
sende Schmälerung der beamtenrechtlichen Versorgung, die sich 
für die unter § 52 Abs. 2 und 4 G 131 fallenden ehemaligen 
Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes aus der 
steigenden Anredinung der Renten der gesetzlichen Rentenver- 
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Sicherungen auf die Versorgungsbezüge ergibt, durch Einfüh- 
rung eines Anrechnungsfreibetrags oder durch Rententeil- 
anrechnung zu beschränken, nachdem der Regierungsentwurf zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung für den privat- 
wirtschaftlichen Bereich eine Begrenzung der Anrechenbarkeit 
anderer Versorgungsbezüge auf die betriebliche Altersversor- 
gung vorsieht? 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, 
die Vorschriften über die Anrechnung der Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen auf die 
Versorgung der unter § 52 Abs. 2 und 4 G 131 fal- 
lenden ehemaligen Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes zu ändern. 

Nach § 52 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 4 G 131 
wird für die Anrechnung der Renten ohnehin dar- 
auf abgestellt, ob bestimmte Zeiten, die der Bemes- 
sung der Versorgungsbezüge zugrunde liegen, auch 
bei den Renten berücksichtigt worden sind. Es trifft 
danach zu, daß eine Erhöhung der Renten auch zu 
einer steigenden Anrechnung führt. Andererseits 
werden aber auch die Versorgungsbezüge laufend 
an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse angepaßt; ihre Erhö- 
hung entspricht der Erhöhung der Dienstbezüge der 
aktiven Beamten. 

Zu Ihrem Hinweis auf den Regierungsentwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung (BT-Drucksache 7/1281) bemerke 
ich folgendes: 

Soweit in § 5 des Gesetzentwurfs die Anrechnung 
eines Teils der Rente ausgeschlossen wird, der auf 
einer Höherversicherung und auf freiwilligen Bei- 
trägen beruht, darf ich darauf hinweisen, daß ent- 
sprechende Regelungen bereits heute für die unter 
§ 52 Abs. 2 und 4 G 131 fallenden ehemaligen Ange- 
stellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes gel- 
ten (§ 52 Abs. 4 Satz 2 und 4 G 131). 

Daneben sieht § 5 Abs. 3 des Gesetzentwurfs vor, 
daß die bei Eintritt des Versorgungsfalles festge- 
setzten Leistungen der betrieblichen Altersversor- 
gung nicht mehr dadurch gemindert oder entzogen 
werden dürfen, daß Beträge, um die sich andere 
Versorgungsbezüge nach diesem Zeitpunkt durch 
Anpassung an die wirtschaftliche Entwicklung er- 
höhen, angerechnet oder bei der Begrenzung der 
Gesamtversorgung auf einen Höchstbetrag berück- 
sichtigt werden. Eine entsprechende Regelung ist 
aber für die unter § 52 Abs. 2 und 4 G 131 fallenden 
Personen nicht angebracht, weil, wie bereits ausge- 
führt, die nach dem G 131 zu zahlende Versorgung 
ihrerseits laufend angepaßt wird und somit der 
Schutzgedanke des § 5 Abs. 3 des Gesetzentwurfs 
(siehe die Begründung BT-Drucksache 7/1281 Seite 
29) nicht zutrifft. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Schäfer (Appenweier) 
(SPD) (Drucksache 7/2720 Frage B 14): 


Hat die Bundesregierung Kenntnis von dem Inhalt des Gut- (C) 
achtens über Cyanid-Gefahren auf Mülldeponien in den Bundes- 
ländern Hessen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg, und 
ist sie gegebenenfalls bereit, das Gutachten dem Innenaus- 
sdiuß des Bundestages zuzuleiten? 

Die Bundesregierung ist über den Inhalt des er- 
wähnten Gutachtens über Cyanid-Gefahren auf 
Mülldeponien in den Ländern Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Baden-Württemberg bis zur Stunde nicht 
unterrichtet. 

Nach Bekanntwerden entsprechender Verlautba- 
rungen in der Presse habe ich den Vorsitzenden der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfallbeseitigung um 
Überlassung des Gutachtens gebeten. Falls dieser 
Bitte entsprochen wird, beabsichtige ich, es dem 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages zuzulei- 
ten. 


Anlage 28 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 15): 

Ist die Bundesregierung bereit, meine Frage vom 10. Oktober 
1974 betr. Fußballweltmeisterschaft so zu beantworten, wie sie 
gestellt wurde? 

Mit meinen Schreiben vom 26. September und 
16. Oktober 1974 habe ich Sie auf Ihre jeweiligen 
Fragen eingehend darüber unterrichtet, wieviele 
Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre 
und Bedienstete der Bundesministerien an Spielen 
der Fußball- Weltmeisterschaft 1974 teilgenommen 
haben. Die Schreiben enthalten auch die wesent- 
lichen Angaben über die benutzten Verkehrsmittel 
einschließlich der hierdurch entstandenen Kosten. 
Wie ich in meinem Scheiben vom 26. September 1974 
bereits mitgeteilt habe, diente der Besuch der Spiele 
dienstlichen Zwecken. Die an die Austragungsorte 
der Spiele beorderten Dienstkraftfahrzeuge standen 
für die Verrichtung dieser dienstlichen Zwecke so- 
wohl den Mitgliedern der Bundesregierung als auch 
den Staatssekretären und sonstigen Bediensteten 
der Ministerien zur Verfügung, gleichgültig mit wel- 
chem Verkehrsmittel die genannten Personen zu den 
Austragungsorten angereist sind. 

Ich gehen daher davon aus, daß Ihre Fragen im 
Sinne der Fragestellung damit erschöpfend beant- 
wortet sind. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Freiherr von Fircks 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Fragen B 16 und 17): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der nach dem 
Entwurf eines Beamtenversorgungsgesetzes vorgesehene Fort- 
fall der zehnjährigen Wartezeit als Voraussetzung für die Ge- 
währung von Ruhegehalt und damit die Wiederherstellung der 
nach dem Deutschen Beamtengesetz vom 26. Januar 1937 für die 
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(A) Zeit bis zum 8. Mai 1945 geltenden Rechtslage, an die das Ge- 

setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der ehemaligen An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes anknüpft, Auswirkungen auch 
auf die unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
hat, die bereits vor Inkrafttreten des G 131 einen Anspruch auf 
Versorgung ohne Erfüllung dieser Anwartschaftszeit hatten? 

Wird die Bundesregierung die in dem Entwurf des 2. BesVNG 
zur Verbesserung der Rechtsstellung der Frühpensionäre, die aus 
gesundheitlichen Gründen dienstunfähig geworden und vorzei- 
tig in den Ruhestand versetzt worden sind, und zur Erhöhung 
des Ruhegehalts dieser Personen vorgesehenen Regelungen auch 
auf den unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Perso- 
nenkreis zur Anwendung bringen, der ebenfalls mit geminderten 
Versorgungsbezügen vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden 
ist? 

Zu Frage B 16: 

Der im Entwurf des Beamtenversorgungsgesetzes 
vorgesehene Fortfall der zehnjährigen Wartezeit als 
Voraussetzung für den Eintritt in den Ruhestand und 
die Gewährung von Ruhegehalt gilt nur für künftige 
Versorgungsfälle. Dieser Fortfall der zehnjährigen 
Wartezeit hat daher keine Auswirkungen auf die 
von der Wartezeit betroffenen, unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen sowie auf solche ehemaligen 
Bundesbeamten, deren Beamtenverhältnis wegen 
Nichterfüllung der zehnjährigen Wartezeit durch 
Entlassung geendet hat. Die Entscheidung über die 
Anwendung der zehnjährigen Wartezeit auf diese 
Personen wurde bereits durch das G 131 und das 
BBG getroffen. Diese damalige Entscheidung ist bei 
dem Entwurf des Beamtenversorgungsgesetzes zu- 
grunde gelegt worden. 

Zu Frage B 17: 

Die im Entwurf eines 2. BesVNG vorgesehene Re- 
gelung über die Verbesserung der Versorgung der 
. wegen Dienstunfähigkeit vor Vollendung des 54. Le- 
bensjahres in den Ruhestand getretenen Beamten 
gilt auch für den entsprechenden, nach dem G 131 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getre- 
tenen Personenkreis. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Wei- 
den) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 18): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den derzeitigen und künf- 
tigen Abstand zwischen Beamtenpension und Versorgung ver- 
gleicJibarer Behördenangestellter unter besonderer Berücksicii- 
tigung des neuen Heubeck-Gutachtens, und welche Konsequen- 
zen gedenkt sie aus diesen Feststellungen zu ziehen? 

Die Bundesregierung hat bei der Treuarbeit AG 
in Frankfurt am Main am 15. August 1972 ein Gut- 
achten über einen „Vergleich des beamtenrechtlichen 
Versorgungssystems der Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes und der privaten Wirtschaft" in 
Auftrag gegeben. Dieses Gutachten soll bis Ende 
dieses Jahres fertiggestellt sein. 

Das Gutachten von Prof. Dr. Heubeck „Die Ver- 
sorgung im öffentlichen Dienst, gestern — heute — 
morgen" wird zusätzlich zu den Ergebnissen des 
von der Bundesregierung bei der Treuarbeit AG in 
Auftrag gegebenen Gutachtens ausgewertet werden. 
Ich bitte um Verständnis dafür, daß die Bundesre- 


gierung zunächst die Ergebnisse des zuletzt ge- 
nannten Gutachtens abwarten möchte. Ob und in- 
wieweit aus den Gutachten Konsequenzen gezogen 
werden, ist daher zur Zeit noch nicht zu übersehen. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
lage Frage des Abgeordneten Dr. Jenninger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 19): 

Beabsichtigt .die Bundesregierung, die für die Altersheime ent- 
standene Lage auf Grund des Bundesgerichtshof-Urteils, das 
die Heime verpflichtet, für die in ihren Gemeinschaftsräumen 
aufgestellten Fernsehgeräte GEMA-Gebühren zahlen zu müs- 
sen, durch gesetzgeberische Maßnahmen zu ändern? 

Der Bundesgerichtshof hat in einem Urteil vom 
12. Juli 1974 (Aktenzeichen I ZR 68/73) eine dem 
evangelischen Spitzenverband der freien Wohl- 
fahrtspflege angehörenden Stiftung wegen der Wie- 
dergabe von Fernsehsendungen im Gemeinschafts- 
raum des von ihr betriebenen Alten-Wohnheims zur 
Zahlung einer Vergütung an die Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Ver- 
vielfältigungsrechte (GEMA) verurteilt. Dabei ist er 
davon ausgegangen, daß die Wiedergabe der Sen- 
dungen durch das in dem Gemeinschaftsraum auf- 
gestellte Fernsehgerät Öffentlich im Sinne des § 15 
Abs. 3 des Gesetzes über Urheberrecht und ver- 
wandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) vom 
9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1273) ist 
und einem Erwerbszweck im Sinne des § 52 Abs. 1 
Nr. 1 Urheberrechtsgesetz dient. Die GEMA konnte 
daher auf Grund der ihr von ihren Mitgliedern und 
Wahrnehmungsberechtigten zur Auswertung über- 
tragenen Musikurheberrechte ihre Zustimmung zur 
Wiedergabe der geschützten Musikwerke enthalten- 
den Fernsehsendungen von der Zahlung einer Ver- 
gütung abhängig machen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine Än- 
derung des Urheberrechtsgesetzes in dem in der 
Frage genannten Sinne vorzuschlagen. Sie hält es 
auch unter Berücksichtigung sozialer Gesichts- 
punkte nicht für gerechtfertigt, die Rechte der Ur- 
heber über den geltenden Rechtszustand hinaus ein- 
zuschränken. 

Dem Gedanken der Sozialgebundenheit des Ur- 
heberrechts hat der Gesetzgeber bereits dadurcl 
Rechnung getragen, daß er im sechsten Abschnit 
des Urheberrechtsgesetzes (§§ 45 — 63) in mehreren 
Bestimmungen ausdrücklich festgelegt hat, wel- 
che Schranken den Rechten des Urhebers an seinem 
Werk im Interesse der Allgemeinheit gesetzt sind. 
In der amtlichen Begründung zum Entwurf des Ur- 
heberrechtsgesetzes (Bundestags-Drucksache IV/270, 
S. 30) ist dazu ausgeführt, daß der Entwurf das Ziel 
einer Verbesserung der Rechtsstellung des Urhebers 
verfolgt, daß aber in den Fällen, in denen das aus- 
schließliche Recht des Urhebers mit Rücksicht auf 
überwiegende Interessen der Allgemeinheit zurück- 
treten und deswegen der Verbotscharakter der ur- 
heberrechtlichen Befugnis eingeschränkt werden 
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muß, dem Urheber nach Möglichkeit ein Vergü- 
tungsanspruch für die Nutzung seiner Werke zu 
belassen ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
geltende Urheberrecht einen angemessenen Aus- 
gleich zwischen den berechtigten Interessen des 
Urhebers und den Belangen der Allgemeinheit auch 
hinsichtlich der kulturellen Betreuung von Bewoh- 
nern von Altersheimen enthält. Eine weitergehende 
Einschränkung der Rechte der Urheber zugunsten 
einer vergütungsfreien Wiedergabe ihrer Werke 
durch Fernsehgeräte in Altersheimen könnte gegen 
Artikel 14 Grundgesetz (Enteignung) verstoßen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Ent- 
scheidung vom 7. Juli 1971 (Aktenzeichen 1 BvR 
765/66 — BVerfGE 31, 229, Entscheidung zu dem 
sogenannten Schulbuchparagraphen) festgestellt, 
daß das Urheberrecht als Nutzungsrecht „Eigen- 
tum" im Sinne des Artikels 14 Abs. 1 Satz 1 Grund- 
gesetz ist und daß der Urheber nach dem Inhalt 
der Eigentumsgarantie grundsätzlich einen An- 
spruch darauf hat, daß ihm der wirtschaftliche Nut- 
zen seiner Arbeit zugeordnet wird, soweit nicht 
Gründen des allgemeinen Wohls der Vorrang vor 
den Belangen des Urhebers zukommt. Die Bundes- 
regierung hält es für sehr fraglich, ob im vorliegen- 
den Falle das Interesse der Allgemeinheit als so 
überwiegend bezeichnet werden muß, daß jeglicher 
Vergütungsanspruch der Urheber ausgeschlossen 
werden kann. Nach § 13 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Wahrnehmung von Urheberrechten und ver- 
wandten Schutzrechten vom 9. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1294) sollen die Verwertungsgesell- 
schaften bei der Tarifgestaltung und bei der Ein- 
ziehung der tariflichen Vergütung auf religiöse, kul- 
turelle und soziale Belange der zur Zahlung der Ver- 
gütung Verpflichteten einschließlich der Belange 
der Jugendpflege angemessene Rücksicht nehmen. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß unter 
diesen Umständen ein völliger Ausschluß einer Ver- 
gütung im Interesse des Gemeinwohls nicht gerecht- 
fertigt ist. 

In diesem Zusammenhang sollte auch nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben, daß ein Verlangen an die 
Urheber, die unentgeltliche Nutzung ihrer ge- 
schützten Werke in Altersheimen und anderen so- 
zialen Einrichtungen zu dulden, eine Gruppe treffen 
würde, der es in weiten Bereichen „wirtschaftlich" 
nicht besonders gut geht. Es wäre nicht vertretbar, 
von dieser Gruppe ein so weitgehendes Opfer zu 
verlangen, während andere Güter und Leistungen, 
die von sozialen Einrichtungen in Anspruch genom- 
men werden, nur gegen Entgelt geliefert oder er- 
bracht werden. 

Eine gesetzgeberische Initiative für einen weiter- 
gehenden Ausschluß des Vergütungsanspruchs 
empfiehlt sich zumindest derzeit auch noch aus 
einem anderen Gesichtspunkt heraus nicht. Beim 
Bundesverfassungsgericht ist eine Verfassungsbe- 
schwerde von 18 Komponisten zu § 52 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 Urheberrechtsgesetz anhängig. Die Be- 
schwerdeführer verfolgen mit ihrer Verfassungs- 
beschwerde das Ziel, die ihnen in der genannten 
Bestimmung auferlegten Beschränkungen für ver- 


fassungswidrig erklären zu lassen. Die Bundesregie- 
rung hält es deshalb auch für bedenklich, eine Vor- 
schrift, die die Rechte der Urheber einschränkt, 
noch zu erweitern, solange nicht das Bundesverfas- 
sungsgericht in dem anhängigen Verfahren zur der- 
zeitigen Gesetzeslage Stellung genommen hat. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 20 und 21) : 

Trifft die Feststellung im Wirts diaftsteil der „Rheinpfalz" vom 
12. Oktober 1974 zu, wo es heißt, „Außerdem wird sich der 
Bund jetzt verstärkt langfristig im Ausland durch die Vergabe 
von Schuldsdieinen mit einer Laufzeit von über vier Jahren 
an die Ölländer verschulden, nachdem . . ."? 

Wenn ja, in welcher Höhe und unter welchen Konditionen ge- 
denkt die Bundesregierung, solche Schuldscheine zu vergeben? 

Der Bund nimmt keine Kredite unmittelbar im 
Ausland auf. Der Bund beabsichtigt auch nicht, bei 
deutschen Banken verstärkt Schuldscheindarlehen 
mit Laufzeiten von über 4 Jahren aufzunehmen, bei 
denen die Schuldscheine an Gebietsfremde abge- 
treten werden können. Im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank wird der Bund die Abtre- 
tung seiner Schuldscheine an Gebietsfremde für 
mehr als vier Jahre von Fall zu Fall nur dann nicht 
ausschließen, wenn dadurch erheblich bessere Kon- 
ditionen als die am Markt üblichen erzielt werden 
können. In diesen Fällen lehnt sich die Bestimmung 
im Schuldschein an die für inländische Inhaber- und 
Orderschuldverschreibungen nach der 32. Verord- 
nung zur Änderung der Außenwirtschaftsverord- 
nung vom 12. September 1974 geltende Regelung an. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Porzner auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 22): 

Was unternimmt die Bundesregierung, um — gegebenenfalls 
mit den Länderbehörden — sicherzustellen, daß die unteren 
Finanzbehörden rasdi und vollständig über die Durchführung der 
Steuerreform unterrichtet beziehungsweise geschult werden? 

Ich gehe davon aus, daß sich Ihre Anfrage aus- 
schließlich auf die Durchführung des ab 1. Januar 
1975 anzuwendenden Einkommensteuerreformge- 
setzes bezieht und die bereits zum 1. Januar 1974 
wirksam gewordenen Steuerreformgesetze (Reform 
der Grundsteuer, der Erbschaftsteuer und Schen- 
kungsteuer, der Vermögensteuer) nicht betrifft. 

Das Bundesministerium der Finanzen und die 
obersten Finanzbehörden der Länder haben unver- 
züglich die zur verwaltungsmäßigen Durchführung 
der Steuerreform notwendigen Maßnahmen einge- 
leitet. Zu diesen Maßnahmen gehören auch die Un- 
terrichtung und die Schulung der Finanzämter über 
das neue Recht. 
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Das Einkommensteuerreformgesetz vom 5. Au- 
gust 1974 wurde noch im selben Monat auch im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht, das in großer 
Stückzahl von den Finanzämtern bezogen wird. Zur 
Unterrichtung über den Gesetzestext hinaus dien- 
ten dann zunächst die auf dem Gebiet der Lohn- 
steuer herausgegebenen Informationen, nämlich die 
Informationsschrift „Lohnsteuer '75", die allen Ar- 
beitnehmern zusammen mit der Lohnsteuerkarte 
1975 zugestellt wurde, und ein für die Arbeitgeber 
bestimmtes Merkblatt, Anhand dieser Unterlagen 
konnten sich auch die Angehörigen der Finanzämter 
einen ersten Überblick über das neue Recht ver- 
schaffen. Darüber hinaus sind die Finanzämter durch 
das im Bundessteuerblatt 1974 Teil I S. 903 veröf- 
fentlichte Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen an die Finanzminister (-Senatoren) der Länder 
vom 22. Oktober 1974 ausführlich über das Lohn- 
steuer-Ermäßigungsverfahren 1975 unterrichtet wor- 
den. Außerdem hat die Bundesregierung am 17. Ok- 
tober 1974 eine neue Lohnsteuer-Durchführungs- 
verordnung erlassen, die zwar noch der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, deren wesentlicher 
Inhalt aber den Finanzämtern bereits bekannt ist. 
Weitere Maßnahmen, z. B. die Herausgabe neuer 
Lohnsteuerrichtlinien, sind in Vorbereitung. 

Auf dem Gebiet der Einkommensteuer wird in 
Kürze ein umfangreiches Einführungsschreiben des 
Bundesministers der Finanzen zum Einkommen- 
steuerreformgesetz im Bundessteuerblatt veröffent- 
licht werden. Das Einführungsschreiben, dessen Ent- 
wurf mit den Verbänden bereits erörtert und mit den 
obersten Landesfinanzbehörden weitgehend abge- 
stimmt worden ist, wird das neue Einkommensteuer- 
recht auch anhand von zahlreichen Beispielen erläu- 
tern. 

Die Frage der Schulung der Verwaltungsangehöri- 
gen zur Vorbereitung auf die durch die Steuerre- 
form herbeigeführte Rechtslage ist im Mai 1974 im 
„Koordinierungsausschuß zur Gewährleistung der 
einheitlichen Ausbildung der Steuerbeamten", dem 
je ein Vertreter des Bundesfinanzministeriums und 
der obersten Landesfinanzbehörden angehören, er- 
örtert worden. Dabei bestand Übereinstimmung, daß 
in den Ländern Schulungsmaßnahmen durchzufüh- 
ren sind, daß aber die Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit zeitaufwendige Bildungsmaßnahmen 
und eine bundesweite Koordinierung der Fortbil- 
dung nicht zuläßt. 

Inzwischen sind, wie mir die Einkommensteuer- 
referenten der Länder bei ihrer Sitzung am 23. /25. 
Oktober 1974 in Bonn bestätigt haben, in den Län- 
dern Fortbildungsmaßnahmen angelaufen, die zum 
Teil an den Ausbildungsstätten der Finanzverwal- 
tung und zum Teil bei den Finanzämtern stattfinden. 
Nadi den mir vorliegenden Unterlagen sind bei- 
spielsweise in Nordrhein-Westfalen im September 
und Oktober 1974 Lohnsteuer-Sachgebietsleiter und 
-Hauptsachbearbeiter zu je fünftägigen Fortbildungs- 
veranstaltungen einberufen worden; die Einkom- 
mensteuer-Hauptsachgebietsleiter, -Sachgebietslei- 
ter und -Sachbearbeiter werden voraussichtlich zu 
Beginn des Jahres 1975 an Informationstagungen 
teilnehmen. In Hamburg werden von Mitte Sep- 


tember 1974 an bis Februar 1975 jeweils dreitägige 
Fortbildungsveranstaltungen, insbesondere für Be- 
dienstete der Lohnsteuerstellen und der Veranla- 
gungs- und Betriebsprüfungsstellen, durchgeführt. 
In gleicher oder ähnlicher Weise wird auch in den 
anderen Ländern verfahren. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 23) : 

Mit welchen tatsädilidien Steuereinnahmen für den Bundes- 
haushalt 1974 rechnet die Bundesregierung nach dem letzten 
Stand ihrer Schätzungen, welcher Kreditbedarf ergibt sich daraus, 
und in welcher Weise will die Bundesregierung diesen Kredit- 
bedarf in den letzten Monaten dieses Jahres decken? 

Am 12./13. November 1974 wird der unabhängige 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen" seine letzte Schät- 
zung vom 19./20. Juni 1974 für die Jahre 1974 und 
1975 überprüfen. Nach Vorliegen dieser Ergebnisse 
werden sich verläßliche Aussagen über den voraus- 
sichtlichen Kreditbedarf des Bundes in 1974 treffen 
lassen. 

Aus diesen Gründen darf ich Sie auch im Interesse 
einer aktuelleren Beantwortung um Ihr Einver- 
ständnis dafür bitten, daß ich Ihre Anfrage unver- 
züglich nach Vorliegen der Schätzungsergebnisse 
für die Steuereinnahmen 1974 beantworte. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Katzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 24): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage zum Herstatt-Zusammenbruch (Drucksache 
7/2511) unter Nummer 26 eine falsche Auskunft erteilt hat, weil 
der „Sparer- und Investor- Sefautzfonds" Obligationen nicht er- 
setzt? 

Die Antwort der Bundesregierung zu Ziffer 26 
der Kleinen Anfrage (BT-Drucksache 7/2511) beruhte 
auf einer schriftlichen Auskunft des „Sparer- und 
Investor-Schutzfonds, Köln", vom 9. August 1974. 
Auf meine Rückfrage aufgrund Ihrer Anfrage teilt 
mir der Schutzfonds mit, daß die Inhaber von Kas- 
senobligationen bis zum Gesamtbetrag von 20 000 
DM in sozialen Härtefällen für einen Teil ihrer An- 
sprüche Gutschrift bzw. Barzahlung, für den ande- 
ren Teil ein zinsloses Darlehen erhalten. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 
7/2720 Frage B 25): 
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(A) Gedenkt die Bundesregierung, neue Arbeitsplätze eventuell im 

Bereidi der Stahlindustrie in den Arbeitsamtsbezirken Emden 
und Leer zu sdiaffen, indem sie ihren Einfluß auf Investitions- 
entsdieidungen in den Aufsiditsräten bundeseigener Unternehmen 
nutzt? 

Die Investitionsentscheidungen der Bundesunter- 
nehmen werden im Rahmen unternehmerischer Ge- 
samtkonzeption getroffen, bei denen selbstverständ- 
lich auch die Frage verfügbarer Arbeitskräfte eine 
wichtige Rolle spielt. Die Bundesregierung kennt 
die besonderen Beschäftigungsprobleme in den Ar- 
beitsamtsbezirken Emden und Leer und wird im 
Rahmen ihrer beteiligungspolitischen Möglichkeiten 
auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze hinwirken. 

Im industriellen Bundesvermögen ist nur der Salz- 
gitter-Konzern über die Stahlwerke Peine-Salzgitter 
AG in der Stahlindustrie tätig. Die Produktionsstät- 
ten befinden sich in Peine und Salzgitter und damit 
im strukturschwachen Zonenrandgebiet Südost-Nie- 
dersachsens. Kapazitätserweiterungen, die zu Stand- 
ortüberlegungen über das Fördergebiet Peine und 
Salzgitter hinaus führen könnten, stehen dort z. Z. 
nicht an. 

Allerdings gibt es bei einem anderen Bundes- 
unternehmen Investitionsüberlegungen, die im Falle 
der Realisierung zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
im Raum Emden/Leer führen würden. Die Überle- 
gungen sind jedoch noch nicht so weit gediehen, 
daß ich Ihnen dazu heute schon weitere Angaben 
machen könnte. 


(B) 

Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 26) : 

Weldie finanziellen Mittel wurden von den einzelnen Bundes- 
ministerien jeweils in den Jahren 1969 bis 1974 für Öffentlidi- 
keitsarbeit ausgegeben, und wie hodi war jeweils der Anteil 
je Kopf der Bevölkerung? 

1. Zur Höhe der Ausgaben für Öffentlichkeits- 
arbeit in den Jahren 1969 — 1974 ist an die Bundes- 
regierung bereits eine gleichlautende Anfrage von 
Herrn Abgeordneten Franz Sauter gerichtet worden, 
die ich am 10. Oktober 1974 schriftlich beantwortet 
habe. Zur Vermeidung von Wiederholungen nehme 
ich auf den beigefügten Abdruck meines Antwort- 
schreibens an den Kollegen Sauter Bezug. 

2. Ihre Frage, wie hoch jeweils der Anteil je 
Kopf der Bevölkerung an den ausgegebenen Mitteln 
für Öffentlichkeitsarbeit war, geht offenbar von der 
Annahme aus, daß sich die Öffentlichkeitsarbeit 
jeweils auf die gesamte Bevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland erstreckt. Eine solche An- 
nahme trifft jedoch nicht zu. Es werden mit den ver- 
schiedenen Themen wechselnde Personen- oder 
Interessengruppen angesprochen, die jeweils zah- 
lenmäßig nicht genau zu erfassen sind und für die 
daher eine Anteilsrechnung der Mittel je Kopf nicht 
möglich ist. 


Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim 

Bundesminister der Finanzen 
Karl Haehser 

53 Bonn 1, den 10. Oktober 1974 


Herrn 

Franz Sauter 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

53 Bonn 

Bundeshaus 


Betr.; Ausgaben für die Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit in den Haushaltsjahren 1969 bis 
1974 

Bezug: Ihre mündliche Anfrage vom 16. August 
1974 für die Fragestunde im Monat August 
1974} Zwischenbescheid vom 2. September 
1974 


Sehr geehrter Herr Kollege, 

im Namen der Bundesregierung beantworte ich Ihre 
mündliche Anfrage wie folgt: 

1. Die Ausgaben des Bundes für die Öffentlich- 
keitsarbeit haben sich in den Haushaltsjahren 1969 
bis 1974 wie folgt entwickelt: 


Haushalts- 

jahr 

Ist- 

Ausgaben 
in Mio DM 

Steigerungsrate 
gegenüber dem Vorjahr 

in Mio DM [ 

in ®/o 

1969 

103,5 

— 

— 

1970 

112,4 

8,9 

8,6 

1971 

118,3 

5,9 

5,2 

1972 

128,5 

10,2 

8,6 

1973 

128,0 

-0,5 

-0,4 

1974 




(Soll) 

144,6 

— 

— 

Ist 




Stand 31. 7. 74) 64,8 




Die Steigerung der Ausgaben für Öffentlichkeits- 
arbeit im Jahre 1974 gegenüber 1973 beruht vor 
allem auf einer Erhöhung der Mittel 

— für die Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Bun- 
destages 

— für die Öffentlichkeitsarbeit „Ausland" beim 
BPA und 

— für verstärkte Aufklärungs- und Erziehungsmaß- 
nahmen zur Bekämpfung von Verkehrsunfällen. 
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^ 2. Seit 1969 sind in einer begrenzten Anzahl von 

Fällen Broschüren, Filme und anderes Material für 
die Öffentlichkeitsarbeit vernichtet worden. Ursache 
für die Vernichtung war in jedem Fall, daß der 
Inhalt nicht mehr dem Stand der Entwicklung ent- 
sprach. So war z. B. bei Filmen die Lizenz abge- 
laufen, der Inhalt nicht mehr aktuell oder aber sie 
waren technisch unbrauchbar geworden. Ähnliches 
galt für Broschüren, z. B. über die Europäische Ge- 
meinschaft, die in einem bestimmten Zeitpunkt 
nicht mehr der jeweiligen aktuellen Entwicklung der 
Gemeinschaft entsprachen. Bestimmte Veröffent- 
lichungen sind auch durch die Weiterentwicklung 
der gesetzlichen Bestimmungen, auf die sie sich 
bezogen, unaktuell geworden. Ein Grund für die 
Vernichtung von Öffentlichkeitsmaterial im Zeit- 
raum 1969/1970 war auch der Regierungswechsel, 
durch den bestimmte Veröffentlichungen in Inhalt 
und Ausgestaltung überholt waren. Das vernichtete 
Material hätte bei weiterer Lagerung zusätzliche 
Aufbewahrungskosten verursacht, die vermieden 
werden sollten. Sie werden mir zustimmen, daß es 
sicherlich keinen Sinn hätte, die ehemaligen Her- 
stellungskosten von inhaltlich überholtem Infor- 
mationsmaterial als Kosten der Vernichtung anzu- 
geben. Für den Vernichtungsvorgang selbst sind 
keine nennenswerten Kosten entstanden. 

Mit freundlichen Grüßen 
KARL HAEHSER 

(B) 

Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 27) : 

Besteht nidit ein Widerspruch zwischen der positiven Auf- 
fassung des Bundesfinanzministers zum sogenannten Recycling 
des Öldollars und der negativen Beurteilung des internationalen 
Sachverständigen Fraenkel, der den Rückfluß der Öldollars als 
Hinausschieben und Vergrößern des Olpreisproblems, also als 
„Schwindel", d. h. als ökonomisch nicht lösbares Problem, an- 
sieht und statt dessen eine aktive gemeinsame Politik der In- 
dustrieländer empfiehlt, und wie erklärt sich dieser bejahenden- 
falls? 

Es ist sicherlich richtig, daß die Frage des Recyc- 
ling der Öl-Dollars ein schwieriges Problem dar- 
stellt. Das Recycling allein liefert auch keine dauer- 
hafte Lösung der Zahlungsbilanzprobleme der be- 
troffenen Länder. Der Sinn des Recycling liegt darin, 
die aktuellen Schwierigkeiten der Länder mit Zah- 
lungsbilanzdefiziten dadurch zu lösen, daß die Über- 
schüsse der Öl-Förderländer in diese Länder geleitet 
werden. 

In der gegenwärtigen Situation ist es erforderlich, 
daß die Ölverbraucherländer intensiv Zusammen- 
arbeiten. Ein Beispiel für ein gemeinsames wäh- 
rungspolitisches Handeln ist der jüngste Beschluß 
zur Auflegung einer EG-Gemeinschaftsanleihe. Dar- 
über hinaus wird der Dialog mit den Ölförderländern 
verstärkt werden müssen. 


Anlage 39 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordeten Link (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Fragen B 28 und 29): 

Wie hoch ist der Anteil der Ostblockländer (Warschauer 
Paktstaaten) am Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland 
1970/1971/1972/1973 und im 1. Halbjahr 1974? 

Wie hoch ist das Handelsbilanz-Defizit der einzelnen Ost- 
blockländer gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 1970/1971/ 
1972/1973 und im 1. Halbjahr 1974? 


Zu Frage B 28; 

Ostländeranteile am Außenhandelsumsatz der Bun- 
desrepublik Deutschland — in Vo — 


Land 

1970 

1971 

1972 

1973 

I l.Hj. 

1974 

UdSSR 

1,2 

1,1 

1,3 

1,6 

1,8 

Polen 

0,6 

0,6 

0,9 

1.2 

1,2 

CSSR 

0,7 

0,8 

0,7 

0,8 

0,7 

Ungarn 

0,4 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

Rumänien 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

Bulgarien 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 


Zu Frage 29: 

Handelsbilanzüberschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland im Handel mit Ostländern 

— in Mio DM — 


Land 

1970 

i 

1971 

1972 

1973 

l.Hj. 

1974 

UdSSR 

292 

331 

909 

1.121 

320 

Polen 

—86 

7 

465 

1.415 

1.063 

CSSR 

331 

434 

360 

495 

359 

Ungarn 

32 

190 

185 

226 

405 

Rumänien 

142 

—68 

153 

319 

355 

Bulgarien 

4 

30 

73 

137 

176 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 30) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß ein und 
dasselbe Textilerzeugnis (Esda-Feinstrumpfhose) in Ost-Berlin 
9,50 Mark und in West-Berlin 0,75 DM kostet, und wie wird 
die Bundesregierung diese Dumpingmaßnahme der DDR zu 
Lasten der deutschen Textilindustrie künftig verhindern? 

Es ist möglich, daß der Preis der von Ihnen er- 
wähnten Feinstrumpfhosen in der DDR weit über 
dem hiesigen Marktpreis liegt. Einzelheiten sind 
mir nicht bekannt. Eine derartige Differenz würde 
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sich daraus erklären, daß sich der Preis auf dem 
Markt der DDR nicht nach den Kriterien des Mark- 
tes bildet, sondern von Planungsbehörden festgelegt 
wird. 

Was das Preisniveau in der Bundesrepublik 
Deutschland angeht, so ist seit etwa einem Jahr aus 
Kreisen der deutschen Textilwirtschaft mehrfach der 
Vorwurf erhoben worden, die DDR liefere Damen- 
feinstrumpfhosen zu marktstörenden Niedrigprei- 
sen. Daraufhin wurde im Frühjahr 1974 von Amts 
wegen ein Preisprüfungsverfahren eingeleitet. In 
dem Verfahren hat das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft keine Anhaltspunkte dafür ermitteln kön- 
nen, daß durch die Bezüge aus der DDR eine erheb- 
liche Schädigung des betroffenen Wirtschaftszwei- 
ges einzutreten droht. 

Daraufhin mußte das Preisprüfungsverfahren ein- 
gestellt werden. Die beteiligten Wirtschaftskreise 
wurden entsprechend unterrichtet. Das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft wird aber den Fein- 
strumpfmarkt in den nächsten Monaten sorgfältig 
beobachten und nach Vorliegen der statistischen 
Daten für 1974 dem Bundeswirtschaftsministerium 
einen neuen Bericht vorlegen. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 31) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Untersuchung der In- 
dustrie- und Handelskammer (IHK) zu Koblenz, die über die 
Kooperation in der mittelständischen Industrie durchgeführt 
wurde, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
in der Studie festgestellten Informationslücken der Wirtschaft 
zu schließen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Schaffung von Kooperationsmöglichkeiten für kleine 
und mittlere Unternehmen ein vordringliches wett- 
bewerbspolitisches Anliegen ist. Sie hat in jüngster 
Zeit .wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß die 
durch die Kartellgesetznovelle neu eingeführten 
Kooperationserleichterungen für mittelständische 
Unternehmen intensiver genutzt werden sollten. Die 
von der Industrie- und Handelskammer Koblenz 
durchgeführte Erhebung hilft mit, wichtige Erkennt- 
nisse über den Kooperationsstand und die Koope- 
rationsbereitschaft im mittelständischen Bereich zu 
gewinnen. Dadurch werden auch Ansatzstellen zur 
Intensivierung der Kooperation erkennbar. Die Bun- 
desregierung begrüßt deshalb die Initiative der In- 
dustrie- und Handelskammer. 

Die für den Kammerbezirk Koblenz repräsentati- 
ven Untersuchungsergebnisse wird man zwar nicht 
ohne weiteres auf Bundesebene übertragen können, 
aber sie stimmen z. T. mit Beobachtungen überein, 
die auch im Rahmen von Untersuchungen in anderen 
Wirtschaftszweigen gemacht worden sind. Das gilt 
insbesondere für Aussagen, wie z. B., daß sich mit 


zunehmender Betriebsgröße die Kenntnisse über 
Kooperationserleichterungen verbessern, daß viele 
kleine Unternehmen sich bereits in der Vergangen- 
heit irgendwann einmal mit dem Gedanken an eine 
Kooperation befaßt haben und daß die Vorteile 
zwischenbetrieblicher Zusammenarbeit oft nicht hin- 
reichend erkannt werden. 

Die Feststellungen der IHK Koblenz, daß psycho- 
logische Hemmnisse keine so große Rolle spielen, 
weicht hingegen von bisherigen Erkenntnissen ab. 

Auch die Aussage über die Bedeutung von Koope- 
rationsbörsen für die Kontaktanbahnung — die Aus- 
sagefähigkeit wird von der IHK Koblenz selbst ein- 
geschränkt — deckt sich nicht mit den Erfahrungen 
anderer Organisationen. So berichtet das RKW, daß 
allein seine Kooperationsbörse in 1972 573 und in 
1973 511 Kooperationsgesuche veröffentlicht hat. 

Die Untersuchung der IHK Koblenz enthält keine 
Hinweise darüber, welche Rolle die betriebswirt- 
schaftlichen Beratungsdienste bei der Verbreitung 
des Kooperationsgedankens spielen. Die von dort 
ausgehenden Impulse sind sicherlich nur zu einem 
Teil erfaßbar. Deshalb wird man die Bedeutung die- 
ser Einrichtungen nur schwer quantifizieren kön- 
nen. Trotzdem kommt den betriebswirtschaftlichen 
Beratungsdiensten sowohl bei der Aufklärung über 
Kooperationserleichterungen als auch bei der Bera- 
tung in Kooperationsfragen entscheidende Bedeu- 
tung zu. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Stel- 
lungnahme zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartell- 
amtes für das Jahr 1973 darauf hingewiesen, daß sie 
eine Verbesserung der Information in dieser Hin- 
sicht für unerläßlich hält. 

Sie wird ihre Bemühungen fortsetzen, die Wirt- 
schaft über die Möglichkeiten der Kooperation um- 
fassend zu informieren. Für den Bereich der kartell- 
^rechtlichen Kooperationserleichterungen werden 
I z. Z. Merkblätter über die Anwendung der Koopera- 
tionserleichterungen der Kartellnovelle (§ 5 b des 
j Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, Mit- 
telstandsempfehlungen) ausgearbeitet, die in Kürze 
erscheinen werden. Auch soll die Neuauflage der 
Kooperationsfibel des Wirtschaftsministeriums noch 
in dieser Legislaturperiode erscheinen. 

Bei dieser Gelegenheit ist auch auf die bereits 
heute vorliegenden Publikationen und Informations- 
schriften über Kooperation aufmerksam zu machen. 
So weisen die Mittelstandsfibel und die Broschüre 
über das ERP-Programm auf die Kooperations- 
erleichterungen hin. Auch das RKW hat in den ver- 
gangenen Jahren verschiedene Merkblätter und 
Leitfäden herausgegeben. Darüber hinaus gibt es 
noch eine ganze Reihe weiterer Veröffentlichungen, 
die oft mit finanzieller Unterstützung der Bundes- 
regierung erstellt worden sind. Außerdem infor- 
mieren die Wirtschaftsorganisationen und Kammern 
über Kooperationsmöglichkeiten. 

Als Anlage füge ich zwei RKW-Merkblätter bei. Sie 
enthalten auch Hinweise auf Veröffentlichungen zu 
Fragen der Kooperation. 
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(A) Anlage 42 

Antwort 

des Parl.Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Fragen B 32 und 33) : 

Trifft es zu, daß innerhalb eines Jahres in der Textilbeklei- 
dungsindustrie mehr als 100 000 Arbeitnehmer ihre Arbeitsplätze 
verloren, ca. 280 Betriebe ihre Produktion einstellen mußten 
und ein Ende des Abgleitens in dieser Branche ohne gezielte 
Maßnahmen des Bundes nicht abzusehen ist? 

Welche konkreten gezielten Maßnahmen erwägt die Bundes- 
regierung gegenwärtig? 

In der Zeit von Juli 1973 bis Juli 1974 ist die Zahl 
der Beschäftigten in der Textil- und Bekleidungs- 
industrie von 791246 auf 695 885, die Zahl der Be- 
triebe (einschließlich unselbständiger Betriebsstätten 
wie Zweigwerk usw.) von 8 217 auf 7 727 zurück- 
gegangen. Beide Industriezweige befinden sich in 
einem Anpassungsprozeß, der durch einen seit lan- 
gem sich vollziehenden Strukturwandel sowie in 
jüngerer Zeit durch konjunkturelle Einflüsse und 
Änderungen im Verbraucherverhalten geprägt ist. 
Die seit über einem Jahr rückläufige bzw. stagnie- 
rende Nachfrage hat zu einer entsprechenden Ver- 
ringerung von Produktion und Auftragseingang ge- 
führt. 

Inzwischen zeigen sich allerdings Erholungserschei- 
nungen, die erwarten lassen, daß insgesamt das 
jetzt erreichte Niveau gehalten werden kann. So 

(B) haben sich die Umsätze des Einzelhandels im Kon- 
fektionsbereich in den letzten beiden Monaten erst- 
malig seit längerer Zeit wieder belebt. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der ihr durch 
die Stabilitätspolitik gezogenen Grenzen alle Mög- 
lichkeiten ausgeschöpft, um den erwähnten Anpas- 
sungsprozeß zu erleichtern. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf die getroffenen handelspoliti- 
schen Maßnahmen im Bereich der kontingentierten 
Einfuhr sowie auf das Kreditsonderprogramm der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, das von der Textil- 
und Bekleidungsindustrie in sehr starkem Maße in 
Anspruch genommen worden ist. Auch die verschie- 
denen Maßnahmen zur Förderung strukturschwacher 
Regionen kommen diesen beiden Industriezweigen 
zugute. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, 
daß die in den vergangenen Monaten aufgetretenen 
Schwächen einzelner Branchen durch staatliche Hilfs- 
maßnahmen nicht grundlegend beseitigt werden 
können. Sie hält es nicht für vertretbar, notwendige 
Anpassungsprozesse an veränderte Markt- und Ab- 
satzverhältnisse durch massive Intervention der 
öffentlichen Hand aufzuhalten. Sie beobachtet jedoch 
sorgfältig die beschäftigungspolitischen Auswirkun- 
gen solcher Prozesse. Zur Vermeidung bruchartiger 
Entwicklungen stehen sowohl die Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik wie auch das auf die Schaffung 
neuer und die Sicherung bereits bestehender Arbeits- 
plätze gerichtete Instrumentarium im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur'' zur Verfügung. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 36): 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung in nächster 
Zeit zu ergreifen, um der Bevölkerung das Energiesparen im 
persönlichen Bereich als äußerst dringlich erscheinen zu lassen, 
nachdem sämtlidie Energiesidierungspläne mit erheblichen Un- 
sicherheiten belastet und wahrscheinlich viel zu optimistisch 
sind? 

Die Bundesregierung unterrichtet die Verbraucher 
über die Möglichkeiten der sparsamen Energiever- 
wendung im Haushalt, im Verkehr und an den Ar- 
beitsplätzen. Gegenwärtig wird das in der Anlage 
beigefügte Faltblatt mit Spartips in einer Auflage 
von 10 Millionen Exemplaren verteilt. 

Die Aktion wird dann besonders erfolgreich sein, 
wenn sie von den Massenmedien als aktuelles The- 
ma unserer Zeit aufgegriffen wird. 

Der Inhalt des Faltblattes enthält einfache und 
leicht verständliche Spartips, die zur Senkung der 
Energiekosten jedes einzelnen beitragen können. 
Die Vorschläge sind unabhängig von bereits beste- 
henden oder einzuleitenden administrativen oder 
gesetzlichen Maßnahmen. Der Appell an die Bevöl- 
kerung ist nicht verbunden mit einem Verzicht auf 
Komfort. 

Die Aufklärungsaktion, die regelmäßig und ge- 
zielt fortgesetzt werden soll, ist in der Textziffer 70 
der Fortschreibung des Energieprogramms, das am 
23. Oktober 1974 vom Bundeskabinett verabschiedet 
wurde, angekündigt. 

Die Aufklärung der Öffentlichkeit über Möglich- 
keiten zur rationellen Energieverwendung soll auch 
im Jahre 1975 gezielt fortgesetzt werden. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 37 und 38): 

Ist die Bundesregierung bereit, für die deutsche Schuhindustrie, 
die durch italienische Finanzmaßnahmen (z. B. Nichtbeteiligung 
am damaligen gemeinsamen Floaten von EG-Währungen gegen- 
über dem Dollar) und durch ein anderes Verständnis von Sozial- 
verpflichtungen in Italien erheblichen Schaden davongetragen 
hat, Hilfsmaßnahmen auszuarbeiten? 

Wie haben sich die Paritäten zwischen italienisdier Lira und 
Deutscher Mark seit Januar 1973 verschoben, und welche Aus- 
wirkung hatte diese Verschiebung — nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung — auf den italienischen Sdiuhimport in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Die Bundesregierung ist sich der schwierigen Lage 
der deutschen Schuhindustrie bewußt; sie beruht im 
wesentlichen auf hohen Importen, speziell aus den 
EG-Ländern Italien und Frankreich. Hauptursache 
für die eingetretene Entwicklung sind die zum Teil 
erheblichen Unterschiede in den Lohnkosten der 
Konkurrenzländer. Daneben wirkt auch noch eine 
Reihe weiterer Faktoren mit. So beeinflussen auch 
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die von Ihnen genannten Punkte die internationale 
Wettbewerbsposition der deutschen Schuhindustrie. 

Die Wechselkursänderungen der italienischen 
Lira haben nach dem vorliegenden Zahlenmaterial 
keine entscheidende Bedeutung hinsichtlich der 
Verstärkung der Importe. Der Aufwertungseffekt 
der DM gegenüber der Lira seit dem 19. März 1973, 
d. h. dem Beginn des gemeinsamen Floatens der EG- 
Währungen gegenüber dem Dollar beträgt bis heute 
23 ^/o; bis Ende des Jahres 1973 betrug er 12®/o. Die 
Schuhimporte aus Italien haben sich demgegen- 
über im Jahresvergleich 1972/73 mengenmäßig um 
5,3 ®/o verringert. Im 1. Halbjahr 1974 haben sich die 
Gesamteinfuhren der Bundesrepublik an Schuhen 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 1973 mengen- 
mäßig allerdings wieder um 7 ®/o erhöht; die Ein- 
fuhren aus Italien sind dabei überproportional um 
rd. 20 *^/o gestiegen. 

Allgemein kann von Wettbewerbsverzerrungen 
zugunsten der italienischen Schuhindustrie durch 
Änderungen von Wechselkursrelationen nicht ge- 
sprochen werden. Währungspolitische Vorgänge 
müssen stets gesamtwirtschaftspolitisch und können 
nicht sektoral gesehen werden. Veränderungen des 
Wechselkurses werden vor allem durch unterschied- 
liche Preis- und Kostenentwicklungen bestimmt, wie 
sie sich auch besonders deutlich im Vergleich zwi- 
schen der Bundesrepublik und Italien in der jüng- 
sten Vergangenheit gezeigt haben. Gerade die ak- 
tuellen Außenhandelszahlen Italiens unterstreichen 
diese Auffassung. Die italienische Handelsbilanz ist 
insgesamt stark negativ. Während sie 1972 mit 
(B) einem Defizit von 1,8 Billionen Lire abschloß, wa- 
ren es 1973 bereits 3,4 Billionen Lire. Speziell auch 
der Saldo der bilateralen Handelsbeziehungen mit 
Italien zeigt in keiner Weise währungspolitisch be- 
dingte Wettbewerbsvorteile an. Der traditionelle 
Warenverkehr der Bundesrepublik Deutschland mit 
Italien, der 1972 noch ein Defizit von 1,3 Milliarden 
DM hatte, ist 1973 einem Nettowarenexport in Höhe 
von 0,9 Milliarden DM gewichen. Diese Entwicklung 
hat sich trotz der ungünstigen Wechselkursentwick- 
lung im Jahre 1974 verstärkt fortgesetzt; allein im 
ersten Halbjahr wurde ein Ausfuhrüberschuß von 
2,5 Milliarden DM erzielt. 

Im Bereich der Sozialverpflichtungen bestehen 
innerhalb der EG leider noch erhebliche Unterschie- 
de hinsichtlich Aufbringung und Höhe der Abgaben 
in den verschiedenen Bereichen der sozialen Siche- 
rung. Italien unterscheidet sich in dieser Hinsicht 
besonders stark von der Bundesrepublik. Eine Har- 
monisierung der Sozialpolitiken innerhalb der EG 
ist vorläufig noch nicht in Sicht. 

Hingegen wird sich die Bundesregierung mit 
Nachdruck dafür einsetzen, daß Wettbewerbsverzer- 
rungen im allgemeinen wie auch speziell im oben 
angeschnittenen Bereich, etwa durch Umgehung von 
Sozialabgaben durch einzelne Unternehmen, abge- 
stellt werden. Leider ist es bislang aber nicht ge- 
lungen, trotz verschiedentlicher Hinweise konkrete 
Beweise für derartige Verstöße zu erbringen. Erst 
diese würden ein Vorgehen bei der EG-Kommission 
in Brüssel rechtfertigen. 


Die Bundesregierung bietet mit den ERP-Program- 
men, den Mitteln im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur", den Mittelstandsprogrammen der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau sowie durch die Förde- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen bei Be- 
triebsberatungen und Rationalisierungen eine Reihe 
von Hilfen an. Diese Programme sind der deutschen 
Schuhindustrie im einzelnen bekannt und werden 
entsprechend genutzt. Mit Rücksicht auf die beson- 
ders schwierige Lage dieses Industriezweigs legt 
die Bundesregierung, wo immer es angeht, einen 
großzügigen Maßstab bei der Auslegung und An- 
wendung der Vergaberichtlinien an. Neue weiter- 
gehende Hilfsmaßnahmen sind z. Z. nicht vorgese- 
hen. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 
7/2720 Frage B 39); 

Ist die Bundesregierung bereit, zentrale Verwaltungen in struk- 
tursdiwadie Gebiete zu verlegen, und dabei unter Umständen 
eine zu schaffende Bundeskindergeldanstalt in Ostfriesland an- 
zusiedeln? 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt im Rah- 
men ihres Interministeriellen Ausschusses für regio- 
nale Wirtsdiaftspolitik (IMNOS) mit den Fragen pj 
und Problemen der Ansiedlung von Bundesbehörden 
in den regionalen Fördergebieten, insbesondere dem 
Zonenrandgebiet, befaßt. Alle Bundesressorts haben 
die Wichtigkeit dieser Bemühungen unterstrichen 
und werden sie nach Möglichkeit aktivieren. So 
konnte in verschiedenen Fällen bereits eine Ansied- 
lung von Bundesbehörden im Zonenrandgebiet er- 
reicht werden. Grundsätzlich ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß bei der Ansiedlung solcher Behörden 
viele Argumente gegeneinander abgewogen werden 
müssen und es auf den jeweiligen Einzelfall an- 
kommt. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten. Brandt (Grolsheim) (SPD) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 40): 

Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zur Siche- 
rung von Ausbildungsplätzen in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen den Ausbau ocler die Erhaltung von Ausbildungsplätzen 
in den Kriterienkatalog der regionalen Aktionsprogramme und 
die entsprechenden Programme der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau aufzunehmen? 

In den Gebieten der regionalen Aktionsprogramme 
kann der Ausbau und die Erhaltung von Ausbil- 
dungsplätzen bereits mit Mitteln der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur", mit Kredithilfen, die die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau vergibt, sowie mit Investitionszula- 
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gen gefördert werden, wenn es sich um Investitionen 
handelt, die im Zusammenhang mit der Errichtung, 
Erweiterung, grundlegenden Rationalisierung oder 
Umstellung eines Betriebes durchgeführt werden. 
Auch überbetriebliche Ausbildungs-, Fortbildungs- 
und Umsdiulungsstätten werden in den Förderge- 
bieten der Gemeinschaftsaufgabe mit Zuschüssen un- 
terstützt. 


Anlage 47 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 41 und 42): 

Wie entwickelt sich der Primärenergiebedarf und Nutzenergie- 
bedarf West-Berlins in den letzten fünf Jahren, insbesondere 
der Strombedarf, und welchen Verbrauch an elektrischer Energie 
erwartet die Bundesregierung für West-Berlin in den kommenden 
Jahren? 

Welche Kosten entstehen bei der Stromübertragung mit 380 kV- 
Leitungen über 100, 500, 1000 und 2000 km, und wie hoch sind 
insbesondere die Stromverluste für die angegebenen Entfernun- 
gen, und wie verändern sich Kosten und Verluste bei Verwen- 
dung einer Hochspannungsgleichstromübertragung? 


Zu Frage B 41 : 

Die Entwicklung des Energiebedarfs West-Berlins 
der letzten 5 Jahre bitte ich aus beiliegender Tabelle 
zu entnehmen. Die Bundesregierung rechnet mit 
einer weiteren Steigerung des Strombedarfes, der 
nach vorliegenden Schätzungen im Jahre 1980 bei 
11 Milliarden kWh und im Jahre 1985 bei 15 Milliar- 
den kWh liegen wird. 


Zu Frage B 42: 

Die Höhe der Stromübertragungskosten hängt sehr 
von den technischen Ausführungen der Übertra- 
gungseinrichtungen, den Aufwendungen für Über- 
tragungssicherheit, von den übertragenen Leistun- 
gen und deren Ausnutzungsdauer ab. 

Zur Beantwortung Ihrer Frage habe ich den Fall 
einer übertragenen Leistung von 2 400 MW bei einer 


Ausnutzungsdauer von 7000 h gewählt. Die dafür 
erforderlichen Übertragungseinrichtungen sind wie 
folgt anzusetzen: 


Entfernung 

(km) 

Drehstrom 
(Millionen DM) 

HGÜ 0 

(Millionen DM) 

100 

120 

460 

500 

560 

630 

1 000 

1 100 

840 

2 000 

2 300 

1 250 

*) Hochspannungs-Gleidistrom-Übertragung 

Die Übertragungsverluste liegen etwa in folgender 
Höhe: 

(km) 

(Vo) '•) 

(“/«) •’) 

100 

0,65 

2,0 

500 

3,3 

2,9 

1 000 

6,5 

4,0 

2 000 

13,0 

6,3 


**) Bezogen auf die übertragene Leistung 


Diese Daten können nur als grobe Anhaltswerte 
betrachtet werden, da im Einzelfall sowohl im An- 
lagenbau als auch bei der Übertragungsleitung große 
Unterschiede im technischen Konzept auftreten kön- 
nen. Der Drehstromübertragung ist bei etwa 1 500 km 
eine physikalische Grenze gesetzt, die nur mit Hilfe 
weiterer technischer Hilfsmittel überwunden werden 
kann. Kosten hierfür wurden nicht angesetzt, da die 
wirtschaftliche Grenze bereits wesentlich darunter 
liegt. 


(D) 


Sollte Ihre zweite Frage im Zusammenhang mit 
dem Ost-West-Stromgeschäft gestellt sein, so darf 
ich Sie darauf hinweisen, daß die Verhandlungs- 
partner davon ausgehen, daß die Stromübertragung 
Angelegenheit des Stromlieferers ist. 


Gesamt-Energie-Verbrauch für Berlin (West) 


Jahr 

j 

Stein- 
kohle 
1000 t 
-1000t' 

SKE 

Steinkohlen- 

koks 

Braunkohlen- 

briketts 

1 Heiz-Öl 

Strom- 

Abgabe 

Mio. 

kWh 

Heiz- 
wert 
1000 t 

SKE 

Gas 

Mio. 

cbm 

Heiz- 
wert 
1000 t 

SKE 

Gesamt- 
Heiz- 
wert 
1000 t 

SKE 

Steige- 

rung 

in Vo zum 
Vorjahr 

leicht 

schwer i 

1000 t' 

1000 1 

SKE 

1000 t j 

1000 t 

SKE 

lOOOt 

lOOOt 

SKE 

1000 t 

1000 t 

SKE 

1968 

281 

528 

512 

720 

497 

877 

1 280 

110 

154 

3 691 

454 

410 

234 

3 412 

7.5 

1969 

285 

556 

539 

760 

524 

1 063 

1 552 

107 

150 

4 234 

522 

452 

258 

3 830 

12.3 

1970 

325 

495 

480 

754 

520 

1 247 

1 821 

111 

155 

5 100 

627 

465 

265 

4 193 

9.5 

1971 

145 

332 

322 

445 

307 

1 239 

1 809 

91 

127 

5511 

678 

478 

272 

3 660 

./. 12.7 

1972 

307 

325 

315 

425 

293 

1 334 

1 948 

79 

111 

6314 

777 

535 

305 

4 056 

10.8 

1973 

146 

402 

389 

382 

263 

1 396 

2 038 

155 

217 

6 689 

823 

570 

325 

4 201 

3.5 
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Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Härzschel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 43) : 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der elektronischen 
Großfirma BBC aus Mannheim, daß schon 1978 eine Energielüdce 
in der Bundesrepublik Deutschland entstehen würde, die nicht 
mehr in der erforderlichen Zeit geschlossen werden könne, weil 
es zu große Verzögerungen bei den Genehmigungsverfahren für 
einen Kraftwerksbau gäbe, und falls ja, was gedenkt sie zu tun, 
um einen Engpaß in der Energieversorgung zu verhindern? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei den 
Kraftwerken, die bis Ende dieses Jahrzehnts in Be- 
trieb gehen sollen, zum Teil erhebliche Verzögerun- 
gen zu erwarten sind. Die Ursachen dieser Verzö- 
gerungen sind verschiedener Art. Bei den fossil ge- 
feuerten Kraftwerken sind es in erster Lime Schwie- 
rigkeiten in Erfüllung der Auflagen, die durch das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz und die TA-Luft 
verlangt werden. In der Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms, die in den nächsten Tagen als Bun- 
destagsdrucksache 7/2713 erscheinen wird, hat die 
Bundesregierung dargelegt, daß diese Maßnahmen 
jedodi sorgfältig mit den Zielen des Energiepro- 
gramms und den Möglichkeiten der Energiewirt- 
schaft abgestimmt sind. 

Die Bundesregierung steht mit den Energieauf- 
sichtsbehörden der Länder aber auch mit der Elek- 
trizitätswirtschaft, welche den bedarfsgerechten 
Fortschritt der Bauvorhaben stets im Auge haben, 
ß) in ständigem Kontakt. Ab Abwägung der bisher ein- 
getretenen Verzögerungen und der Entwicklung des 
zu erwartenden Strombedarfes teilt die Bundesregie- 
rung die von der Firma BBC geäußerten Bedenken 
nicht. Dennoch beobachtet auch die Bundesregierung 
jede Verzögerung mit großer Aufmerksamkeit. 

über die Bemühungen der Bundesregierung um 
die Beschleunigung und Verbesserung der Genehmi- 
gungsverfahren wurde bereits mehrfach und aus- 
führlich berichtet; 

— Bundestagsdrucksache 7/2061 vom 2. Mai 1974, 
Ziffer 5, 

— Fragestunde des Deutschen Bundestages 19./20. 
Juni 1974, Nr. 53 und 54, 

— Bundestagsdrucksache (Anfrage Abgeordneter 
Konrad, September 1974) — noch nicht erschie- 
nen. 


Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Fragen B 44 und 45); 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Schäden zu 
lindern, welche die Höhenlandwirtschaft, z. B. im Sdiwarzwald, 
infolge des frühen Wintereinbruchs erleidet? 

Dienen diese Schadensfälle dazu, um das Anlaufen des Berg- 
bauernprogramras zu beschleunigen? 


Gemäß Art. 30 GG, Art. 104 a Abs. 1 GG sind die 
Länder grundsätzlich für witterungsbedingte Schä- 
den einschließlich deren Beseitigung zuständig. Eine 
finanzielle Beteiligung des Bundes an Hilfsmaßnah- 
men eines Landes bei witterungsbedingten Schäden 
kann daher nur subsidiär sein und nur dann in Frage 
kommen, wenn dem einzelnen Bundesland eine aus- 
reichende Hilfeleistung nicht zugemutet werden 
kann und im Einzelfall die Existenz der Betroffenen 
gefährdet ist. 

Die Bundesregierung wird aber die Auswirkun- 
gen, die durch den frühen Wintereinbruch bei der 
Höhenlandwirtschaft entstehen, aufmerksam und im 
Kontakt mit den betroffenen Bundesländern beob- 
achten. Bei den Schwierigkeiten, die eintreten könn- 
ten, wird es sich um die Verknappung wirtschafts- 
eigenen Futters handeln. Diese Schwierigkeiten wer- 
den also vor allem zum Ausgang der Winterfutter- 
periode eintreten. Dieser Zeitpunkt sollte zunächst 
abgewartet werden; dann wird zu prüfen sein, ob 
ggf. eine Hilfe des Bundes möglich und erforderlich 
ist. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be- 
merken; 

Die Bundesregierung muß nicht das Anlaufen des 
„Bergbauernprogramms" beschleunigen, da dieses 
Programm bereits mit Beschluß des Planungsaus- 
schusses für Agrarstruktur und Küstenschutz zum 
1. Oktober 1974 in der Bundesrepublik Deutschland 
wirksam geworden ist. 

Die Durchführung des Programms obliegt den Län- 
dern, hierauf wie auch auf eine Beschleunigung hat 
die Bundesregierung daher unmittelbar keinen Ein- 
fluß. Mittel, insbesondere für die Gewährung der 
Ausgleichszulage im Rahmen des „Bergbauernpro- 
gramms", hat die Bundesregierung bereits für 1974 
im ausreichenden Umfang bereitgestellt. Die Ge- 
währung der Ausgleichszulage wird sicher auch dazu 
beitragen, die Schäden zu lindern, obgleich ich be- 
tonen möchte, daß diese Maßnahme nicht dazu dient, 
unvorhersehbare Schäden, sondern vielmehr länger- 
fristig bestehende natürliche Nachteile auszuglei- 
chen. 


Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 46) : 

Was wird die Bundesregierung tun, um in einer Zeit der stän- 
digen Verteuerung und einer weltweiten Verknappung von Le- 
bensmitteln der Vernichtung von Lebensmitteln Einhalt zu ge- 
bieten, wie dies z. B. auf den Seefischmärkten Cuxhaven und 
Bremerhaven geschehen ist, wo in der letzten Zeit rund eine 
halbe Million Pfund erstklassiger Rotbarsch für den menschlichen 
Verzehr ungenießbar gemacht und zu Fischmehl vermahlen 
worden sind, weil auf den Fischauktionen die geforderten Min- 
destpreise nicht erzielt werden konnten? 

Im allgemeinen ist der deutsche Frischfischmarkt 
ausgeglichen. Dies ist nicht zuletzt auf die staatlich 
geförderten Anpassungsmaßnahmen zurückzuführen. 
Wegen der besonderen Bedingungen dieses Marktes 
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^ ^ läßt sich jedoch nicht ausschließen, daß gelegentlich 
bei einzelnen Fischarten und Qualitäten das An- 
gebot die Aufnahmefähigkeit sowohl des Frisch- 
fischhandels als auch der verarbeitenden Industrie 
übersteigt und die überschießende Ware insoweit 
keinen normalen Absatz finden kann. 

Die Fänge und damit die Anlandungen unter- 
liegen starken Schwankungen, die verschiedene 
Ursachen haben, z. B. unterschiedliches Auffinden 
von Fischbeständen, Wetterbedingungen, politisch 
bedingte Fangbehinderungen vor Island usw. Auch 
die Nachfrage schwankt wenig vorhersehbar z. B. 
infolge von Temperaturänderungen. 

In den letzten Wochen war in Bremerhaven und 
Cuxhaven eine gewisse Einseitigkeit der Anlandun- 
gen zu verzeichnen, und zwar wurde ein besonders 
starker Anteil Rotbarsch angeboten. Dies war u. a. 
auf Behinderungen deutscher Fischereifahrzeuge vor 
Island zurückzuführen, die den dort möglichen Fang 
anderer Sorten sehr erschwerten. Aber auch die aus- 
ländischen Anlandungen, hier durch isländische 
Fischereifahrzeuge, brachten insbesondere Rotbarsch 
auf den Markt. In den letzten Oktobertagen war zu- 
dem wegen des durch Allerheiligen verlängerten 
Wochenendes die Nachfrage nach Fisch geringer 
als erwartet. 

Obwohl der allergrößte Teil des relativ starken 
Rotbarsch- Angebotes in den Auktionen umgesetzt 
werden konnte, fand bei der geschilderten Markt- 
situation ein gewisser Rest keinen Absatz für den 
menschlichen Konsum. 
fB) 

Die in der Anfrage genannten Mindestpreise sind 
Bestandteil des Auktionssystems, auf das bei dem 
leicht verderblichen und in sehr unterschiedlichen 
Qualitäten angebotenen Lebensmittel „Frischfisch" 
zur Zeit nicht verzichtet werden kann. Diese Min- 
destpreise, auch Rücknahmepreise genannt, sind zu- 
gleich Instrumente der für den gesamten Bereich 
der EWG eingeführten Marktorganisation, durch die 
eine Stabilisierung des Marktes im Interesse aller 
Beteiligten bewirkt werden soll. Eine Nichtanwen- 
dung der vorgenannten Preise für einzelne kommer- 
zielle Umsätze würde diesem Ziel zuwiderlaufen. In 
der Wirtschaft wird zur Zeit geprüft, ob unter be- 
stimmten Voraussetzungen Ware für Rentner, Kran- 
kenhäuser und ähnliche Sozialeinrichtungen verbil- 
ligt zur Verfügung gestellt werden kann. 


Anlage 51 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 48) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Maßnahme des norwe- 
gischen Konzerns „Norsk Hydro", die Produktion des Kunst- 
stoffes Polyvinylchlorid (PVC) zu stoppen, da Arbeiter bei der 
Herstellung dieses Stoffs der Gefahr ausgesetzt sind, an einer 
sonst seltenen Art des Leberkrebses zu erkranken, und welche 
Maßnahmen sind bisher in der Bundesrepublik Deutscliland von 
seiten der PVC-Hersteller und von seiten des Gesetzgebers ein- 
geleitet worden und sind darüber hinaus noch zu erwarten, um 
eine Gefährdung der deutschen Arbeiter bei der Produktion 
dieses Kunststoffes zu verhindern? 


fC) 

Der Bundesregierung sind über die in der Presse ^ 
genannten Gründe hinaus keine weiteren Einzelhei- 
ten bekannt, weshalb der norwegische Konzern 
„Norsk Hydro" die Produktion von Polyvinylchlorid 
(PVC) eingestellt hat. 

Bei neun PVC-herstellenden Betrieben in der Bun- 
desrepublik Deutschland sind Erkrankungen bisher 
vornehmlich in einem Betrieb aufgetreten. 

Die notwendigen technischen und arbeitsmedizini- 
schen Maßnahmen, die erwarten lassen, daß künftig 
Erkrankungen durch VC nicht mehr auftreten, sind 
inzwischen getroffen worden. Die wichtigsten dieser 
Maßnahmen sind in den von der Berufsgenossen- 
schaft der chemischen Industrie unter Mitwirkung 
der Gewerbeaufsicht erarbeiteten „Richtlinien über 
Schutzmaßnahmen zur Verhütung von Gesundheits- 
schäden beim Umgang mit Vinylchlorid" aufgeführt, 
die im Bundesarbeitsblatt, Fachteil Arbeitsschutz, 

Heft 6/1974, bekanntgemacht worden sind. 

Vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, vom Land Nordrhein-Westfalen und von der 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie ist 
ein umfangreiches Steiliges Forschungsvorhaben an 
Sachverständige vergeben worden, um die bisher 
weitgehend unerforschte genaue Ursache und Ent- 
stehung der Krankheit zu klären und Vorschläge 
für mögliche weitere Maßnahmen zur Vermeidung 
von Gesundheitsschäden zu erhalten. 


Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Katzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 49): 

Was gedenkt die Bundesregierung auf Grund der Feststel- 
lung der Landesanstalt für Arbeltssdiutz und Arbeitsmedizin des 
Landes Baden-Württemberg über die Gefahren für Hausfrauen, 
alte und kranke Mensdien und Kleinkinder durch die Konzen- 
tration an Stickstoffoxyden aus Erdgasbrennern in Haushalten 
zu tun? 

Ein Angehöriger der Landesanstalt für Arbeits- 
schutz und Arbeitsmedizin, Immissions- und Strah- 
lenschutz, Karlsruhe, hat im Rahmen eines am 12. /13. 
September 1974 vom Verein Deutscher Ingenieure 
(VDI) in Düsseldorf veranstalteten Kolloquiums auf 
mögliche Gefahren bei der Erdgasverwendung im 
häuslichen Bereich hingewiesen. 

Auch der Deutsche Verein von Gas- und Wasser- 
fachmännern (DVGW) untersucht gegenwärtig zu- 
sammen mit den Gasgeräteherstellern das Abgas- 
verhalten der in Betracht kommenden Anlagen. Dar- 
über hinaus hat der DVGW Untersuchungen einge- 
leitet, die eine Aussage darüber ermöglichen sollen, 
welche Konzentrationen an Stickstoffoxiden bei Gas- 
geräten im häuslichen Bereich vom arbeitsmedizini- 
schen Standpunkt aus als vertretbar und unbedenk- 
lich angesehen werden können. 

Zur Zeit liegen ausreichend gesicherte Meßergeb- 
nisse über die tatsächlichen: Stickstoffoxid-Emissio- 
nen in Haushalten noch nicht vor. 
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Die Bundesregierung hat den DVGW als das zu- 
ständige und sachverständige Gremium bereits ge- 
beten, verläßliche Beurteilungsunterlagen über 
Stickstoffoxid-Emissionen im häuslichen Bereich zu 
erarbeiten. Von dem Ergebnis der Untersuchungen 
wird es abhängen, ob und ggf. welche Maßnahmen 
zur Beseitigung etwaiger Gefährdungen sowie zur 
Aufklärung der Verbraucher getroffen werden müs- 
sen. 


Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 50): 

Trifft es zu, daß Absolventen der Fachoberschulcn, die mit 
der Graduierung nach den heutigen Bestimmungen auch erst die 
Zulassungsbedingungen zur Universität erfüllen, ihr Studium an 
der Universität als Ausfallzeit in der Rentenversicherung ange- 
rechnet bekommen? 

Zeiten einer abgeschlossenen Hochschulausbildung 
werden bei der Rentenberechnung bei Vorliegen der 
versicherungsmäßigen Voraussetzungen bis zur 
Höchstdauer von 5 Jahren als Ausfallzeiten ange- 
rechnet. Die Zeiten eines abgeschlossenen Fachhoch- 
schulstudiums werden nach der Verwaltungspraxis 
als Zeiten eines abgeschlossenen Hochschulstudiums 
behandelt. Wie die Berechtigung für den Besuch 
der Hochschule oder Fachhochschule erworben wur- 
de — ob durch die Reifeprüfung oder auf dem zwei- 
ten Bildungswege — , ist in diesem Zusammenhang 
unerheblich. 


Anlage 54 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage 
B 51): 

Teilt die Bundesregierung die auf der Herbsttagung des hes- 
sischen Berufsverbands der praktischen Arzte vorgetragene 
Auffassung, der Patient bestimme, da es beim ersten Besuch des 
Arztes meistens an objektivierbaren Maßnahmen für das Aus- 
stellen einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung fehle, zunächst 
meistens, ob er krankgeschrieben werde oder nicht, und welche 
Schlußfolgerungen ergeben sich — bejahendenfalls — daraus? 

Die in Ihrer Frage zitierte Auffassung des Berufs- 
verbandes der praktischen Ärzte berührt, da sie im 
wesentlichen das Verhalten des Kassenarztes bei der 
Ausstellung einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
betrifft, Fragen der Durchführung der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Dafür sind die Selbstverwal- 
tungen der Krankenversicherungsträger und der 
Kassenärztlichen Vereinigungen verantwortlich. Ich 
werde deshalb Ihre Frage den Spitzenorganisationen 
der vorgenannten Beteiligten zur Kenntnis geben 
und sie um eine Stellungnahme zu der wiedergege- 
benen Auffassung bitten. Sobald die Äußerungen 
vorliegen, werde ich Ihnen eine ergänzende Mittei- 
lung zukommen lassen. 


Anlage 55 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Stahl (Kempen) 
(SPD) (Drucksache 7/2720 Fragen B 52 und 53): 

Ist der Bundesregierung bekannt und wie beurteilt sie das 
Ärgernis für viele Schwerbehinderte, daß die freie Beförderung 
der im Ausweis eingetragenen Begleitperson von vielen Ver- 
kehrsunternehmen verschieden gchandhabt wird, weil die Fest- 
legung der Grenzen, was als Personennahverkehr bezeichnet 
werden kann, nicht einheitlich festgelegt ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, und wäre 
sie bereit, eine Vereinheitlichung der Richtlinie für die Beförde- 
rung der Begleitpersonen von Schwerbehinderten — dies gilt vor 
allem für ländliche Räume — im Nahverkehr, sowie für die 
Reduzierung der Vielzahl von Schwerbchindertenausweisen, 
durdizusctzen? 

Das Bundeskabinett hat am 6. November 1974 den 
Entwurf eines Gesetzes über die unentgeltliche Be- 
förderung Schwerbehinderter im öffentlichen Perso- 
nenverkehr beschlossen. In diesem Entwurf ist u. a. 
vorgesehen, daß die notwendigen Begleitpersonen 
Schwerbehinderter ohne Rücksicht auf die Ursache 
der Behinderung sowohl im Nahverkehr als auch 
bei Fahrten mit der Eisenbahn unentgeltlich beför- 
dert werden. Der Nahverkehrsbegriff wird so aus- 
geweitet, daß er praktisch alle Omnibuslinien um- 
faßt. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich bemerken, daß 
die Richtlinien über Ausweise für Schwerbeschädigte 
und Schwerbehinderte, nicht zuletzt im Hinblick auf 
das vorerwähnte neue Gesetz, überarbeitet werden 
müssen. Dabei wird insbesondere geprüft werden, 
inwieweit die Arten der zur Zeit geltenden amt- 
lichen Ausweise reduziert werden können. 


Anlage 56 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Zebisch (SPD) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 54): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, den Kranken- 
sdiein durch eine Art Scheckkarte zu ersetzen? 

Die Sachverständigenkommission zur Weiterent- 
wicklung der sozialen Krankenversicherung hat in 
Ihrer Empfehlung vom 20. April 1972 vorgeschlagen, 
den jetzigen Krankenschein durch einen modernen 
und handlichen Versichertenausweis zu ersetzen. 
Auf Grund dieser Empfehlung wurde im Zusammen- 
hang mit dem Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 613) 
§ 319 der Reichsversicherungsordnung neu gefaßt 
und bestimmt, daß die Krankenkasse für jeden Ver- 
sicherten und für jeden mitversicherten Familienan- 
gehörigen einen Versichertenausweis ausstellt. 
Form und Inhalt dieses Ausweises sowie den Zeit- 
punkt der Einführung bestimmt der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsverord- 
nung. 

Im schriftlichen Bericht des Bundestagsausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung heißt es hierzu, daß 
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tA) 

^ ' der Ausweis, mit dem sich die Versicherten gegen- 
über der Krankenkasse, den Ärzten und sonstigen 
Vertragspartnern bei Bedarf als Leistungsberechtigte 
ausweisen sollen, nicht nur modern und handlich 
sein soll — etwa in der Form einer Scheckkarte — , 
sondern zugleich auch eine Rationalisierung der 
Verwaltungsabläufe, insbesondere eine verstärkte 
Nutzung der Datenverarbeitung, ermöglichen soll. 
Außerdem soll eine Verbesserung des Daten- und 
Informationsaustausches zwischen den Trägern der 
Krankenversicherung und den Vertragspartnern er- 
reicht werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele hat eine Projekt- 
gruppe beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, der Vertreter der Spitzenverbände der 
Krankenkassen, der Ärzte, der Apotheker und der 
Krankenhäuser angehören, ein erstes Konzept für 
einen Versichertenausweis, der zugleich maschinell 
verwertbarer Datenträger ist, entworfen. Zur Präzi- 
sierung dieses Konzepts und zur Überprüfung der 
Durchführbarkeit wurde ein Forschungs- und Ent- 
wicklungsauftrag vergeben, der bis Ende 1975 abge- 
wickelt sein soll. Der Bericht soll die möglichen Ver- 
fahren organisatorisch und technisch so detailliert 
beschreiben, daß sie für eine Einführung des Ver- 
sichertenausweises in der Praxis übernommen wer- 
den könnten. 

Nach Klärung dieser Fragen, einschließlich einer 
eingehenden Prüfung der rechtlichen Gesichtspunkte 
des Datenschutzes, wird der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung von der Verordnungser- 
mächtigung Gebrauch machen. 


Anlage 57 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- . 
liehe Frage des Abgeordneten Köster (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 55) : 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, die Staaten 
Griechenland, Jugoslawien, Portugal, Spanien und die Türkei 
durch Androhung der Kündigung der Abkommen mit diesen 
Staaten über die soziale Sicherheit der Gastarbeiter von diesen 
Staaten die Zustimmung dazu zu erzwingen, ab I. Januar 1975 
eine persönliche Schlechterstellung — statt 100 DM Steuerfreibe- 
trag 10 DM Kindergeld und statt 140 DM Steuerfreibetrag 25 DM 
Kindergeld — für Erst- und Zweitkinder, die nicht in Deutsch- 
land leben, hinzunehmen? 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Entschlie- 
ßung vom 5. Juni 1974 einstimmig die Bundesregie- 
rung ersucht, „durch unverzügliche Verhandlungen 
mit den Vertragsstaaten sicherzustellen, daß für im 
Ausland lebende Kinder von ausländischen Arbeit- 
nehmern ohne Verschlechterung des bestehenden 
Zustandes Kindergeld in einer Höhe gewährt wird, 
die den Kindergeldleistungen des jeweiligen Wohn- 
landes entspricht." 

Die Bundesregierung hat daraufhin unverzüglich 
Verhandlungen mit den Anwerbeländern eingeleitet. 
Diese ergaben, daß die Kindergeldleistungen des 
Wohnlandes die betroffenen ausländischen Arbeit- 
nehmer schlechter gestellt hätten. Deshalb wurden 
vertragliche Abmachungen auf der Grundlage des 
Status quo angeboten. Die getroffenen Vereinbarun- 


gen verhindern sonst eingetretene Kündigungsfol- 
gen. Eine Kündigung wäre notwendig gewesen, um 
eine Benachteiligung der Kinder deutscher Arbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik zu vermeiden, die bei 
gleichhohen Sätzen für im Ausland lebende Kinder 
wegen der dortigen geringeren Kosten für Erziehung 
und Unterhalt zwangsläufig eingetreten wäre. Die 
Verhandlungen haben letztlich erwiesen, daß die 
Vertragsstaaten Verständnis für das deutsche An- 
liegen hatten. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß 
sich die mit den Abkommensstaaten vereinbarten 
Regelungen im internationalen Vergleich sehr gün- 
stig für die ausländischen Arbeitnehmer ausnehmen. 

Das Gesetz zur Reform der Einkommensteuer, des 
Familienlastenausgleichs und der Sparförderung ist 
ein einheitliches Gesetzgebungswerk. Es ist deshalb 
notwendig, die einzelnen Regelungen — in dem von 
Ihnen genannten Fall die Aufhebung der bisherigen 
Steuerfreibeträge für Kinder — nicht isoliert oder 
nur in Zusammenhang mit einer einzigen anderen Re- 
gelung, wie den zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
über Kindergeld, zu betrachten. Seit Inkrafttreten der 
Kindergeldgesetzgebung im Jahre 1954 ist unstrittig, 
daß das Kindergeld lediglich eine ergänzende Lei- 
stung zu den sonstigen Einkünften von Familien mit 
Kindern sein soll. Diese Einkünfte werden ab 1. Ja- 
nuar 1975 durch Steuererleichterungen vermehrt, die 
normalerweise den Verlust des Kinderfreibetrages 
zumindest aufwiegen. Ein Vergleich mit den sonsti- 
gen Vergünstigungen der Einkommensteuerreform, 
die besonders auch ausländischen Arbeitnehmern 
zugute kommen, zeigt, daß ausländische Arbeit- 
nehmer, deren Familien im Heimatland leben, nach 
der Steuerreform in der Regel kein geringeres Netto- 
einkommen haben werden als vorher. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Porzner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Köster (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 56) : 

Ich bitte die Bundesregierung anzugeben, welcher Personen- 
kreis, insbesondere welche Rentenempfänger sich durch die 
Neuregelung des Familienlastenausgleichs ab 1. Januar 1975 
schlechter stehen, und wie sie auch für diesen Personenkreis 
den Besitzstand wahren will? 

Der Ersatz der bisherigen steuerlichen Kinderfrei- 
beträge, der Kinderzuschläge des öffentlichen Dien- 
stes und des bisherigen Kindergeldes durch die Ge- 
währung eines allgemeinen erhöhten Kindergeldes 
wird zu gleichmäßigen staatlichen Leistungen für 
kinderbedingte Aufwendungen aller Einkommens- 
schichten und damit zu einer Vereinheitlichung des 
z. Z. stark zersplitterten Familienlastenausgleichs 
führen. 

Die neue Kindergeldregelung im Rahmen der 
Steuerreform sieht vor, daß für jedes Kind künftig 
nur einmal Kindergeld gewährt wird. Diese Rege- 
lung sichert eine einheitliche Behandlung aller Kin- 
der. Mehrfachbegünstigungen scheiden künftig aus. 
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Bei der Vereinheitlichung des Kinderlastenaus- 
gleidis hat der Gesetzgeber auf Vorschlag der Bun- 
desregierung davon abgesehen, die nach sozialver- 
sidierungsreditlichen Grundsätzen gewährten Kin- 
derzuschüsse in den Kinderlastenausgleich einzube- 
ziehen. Ausschlaggebend dafür war der Umstand, 
daß die sozialversicherungsrechtlidien Kinderzu- 
sdiüsse regelmäßig wesentlich höher als die neuen 
Kindergeldsätze nach dem Bundeskindergeldgesetz 
sind und daß sie außerdem an der jährlichen Er- 
höhung der Sozialrenten teilnehmen. 

Soweit die Kinderzulagen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung die Höhe des neuen staatlichen Kinder- 
geldes im Einzelfall noch nicht erreichen, wird im 
Einführungsgesetz zum Einkommensteuerreformge- 
setz vorgesehen, daß sie künftig mindestens dem 
nach dem Bundeskindergeldgesetz zu gewährenden 
Kindergeld entsprechen. 

Zur Beurteilung der steuerlichen Lage von Ein- 
kommensbeziehern mit unterhaltsbereditigten Kin- 
dern dürfen im übrigen die als Folge der Einkom- 
mensteuerreform anfallenden allgemeinen Steuer- 
entlastungen nicht unberücksichtigt bleiben. 


Anlage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftliche 
(B) Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 57) : 

Wann tritt die Verordnung über die Festsetzung des Lärm- 
schutzbereidis für den militärisdien Flugplatz Nörvenidi in 
Kraft? 

Der Herr Bundesminister des Innern hat die Ver- 
ordnung für den Flugplatz am 28. Oktober 1974 
unterschrieben. Mit der Veröffentlichung im Bundes- 
gesetzblatt ist in diesen Tagen zu rechnen. 


Anlage 60 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten von Alten-Nordheim 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 58): 

Hat die Bundesregierung bereits Pläne, falls davon Hessisdi 
Oldendorf betroffen wird, über die Neubelegung der freiwer- 
denden Kaserne mit Einheiten der Bundeswehr, bzw. welche 
Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen, um für eine so kleine 
Garnisonstadt, die über 25 Vo ihrer Einwohner verlieren würde, 
einen wirtschaftlichen Ausgleich sicherzustellen? 

Ihre Frage nach Plänen über eine eventuelle 
Neubelegung der freiwerdenden Kasernen in Hes- 
sisch-Oldendorf, falls diese Stadt von einem Ab- 
zug niederländischer Einheiten betroffen werden 
sollte, beantworte ich wie folgt: 

Wie Ihnen sicherlich bekannt ist, hat die nieder- 
ländische Regierung nach bilateralen deutsch/nieder- 
ländischen Gesprächen und Konsultationen im Bünd- 
nis ihre ursprünglichen Pläne modifiziert. Es wer- 


den nunmehr 8 statt wie ursprünglich geplant 6 Bat- 
terien in der Bundesrepublik verbleiben. 

Es ist nunmehr offiziell bestätigt worden, daß 
Hessisch-Oldendorf von dem Abzug betroffen sein 
wird. Beginnend im nächsten Jahr wird sich der Ab- 
zug über einen längeren Zeitraum hinziehen. 

über eine Nachfolgenutzung des freiwerdenden 
Kasernenkomplexes ist noch nicht entschieden. Sie 
können jedoch versichert sein, daß wir immer be- 
müht sein werden, freiwerdende Kasernen so bald 
als möglich wieder zu belegen. 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Lambinus (SPD) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 59): 

Kann die Bundesregierung italienische Zeitungsberichte bestä- 
tigen, daß die im Zusamenhang mit Attentaten inhaftierten 
italienischen Neofaschistenführer Giannettini und Rauti im 
September 1969 an einem Lehrgang der Bundeswehrschule für 
psychologische Kriegsführung in Koblenz teilgenommen oder 
dieser einen längeren Besudi abgestattet haben, und wer hat 
bejahendenfalls diese Einladung ausgesprochen und aus wel- 
chem Grunde? 

Die in Ihrer Frage genannten Italiener haben 
weder im September 1969 noch zu irgendeiner ande- 
ren Zeit die Schule der Bundeswehr für Psycholo- 
gische Verteidigung besucht oder an einem Lehr- 
gang teilgenommen. Sie gehörten einer Gruppe von 
neun italienischen Journalisten an, die auf Vorschlag 
der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Rom am 22. August 1969 durch das Bundesministe- 
rium der Verteidigung zu einer Informationsreise 
eingeladen worden waren. Dr. Guiseppe Rauti nahm 
als Vertreter der Tageszeitung „II Tempo" an der 
Reise teil, Dr. Guido Giannettini vertrat die Zeit- 
schrift „Rivista Militare". 

Die Informationsreise begann am 20. Oktober mit 
einem Besuch der Heeresoffizierschule II in Ham- 
burg, führte zu den Kampftruppenschulen II und III 
in Munster, zur Schule cier Bundeswehr für Innere 
Führung in Koblenz und zu Informationsgesprächen 
im Bundesministerium der Verteidigung in Bonn. 
Die Reise endete mit einem Besuch bei der Firma 
Krauss-Maffei, die den Kampfpanzer „Leopard" her- 
stellt, am 24. Oktober in München. 

Informationsreisen für ausländische Journalisten 
werden auf Vorschlag der Botschaften der Bundes- 
republik Deutschland im Ausland seit Bestehen der 
Bundeswehr durchgeführt. 


Anlage 62 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Burger (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 60) ; 
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(A) Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach die Fernsehlotterie 

„Aktion Sorgenkind" für das Jahr 1975 von den zuständigen Stel- 
len nicht mehr genehmigt werden soll, da angeblich Rücksich- 
ten gegenüber den Klassenlotterien und vor allem der Sendung 
„Glücksspiralo" zu nehmen seien? 

Die Pressemeldungen sind zutreffend. 

Zuständig für die Genehmigung der ZDF-Fern- 
sehlotterie „Der große Preis" zugunsten der Aktion 
Sorgenkind ist allerdings nicht der Bund, sondern 
das Finanzministerium des Landes Rheinland-Pfalz. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hält es im Interesse der weiteren För- 
derung aller Hilfsmaßnahmen und -programme zu- 
gunsten der behinderten Kinder und Jugendlichen 
für wünschenswert und angesichts des in der Zu- 
kunft noch steigenden Mittelbedarfs für erforderlich, 
daß alle Möglichkeiten der Förderung ausgeschöpft 
werden. Hierzu gehört in besonderem Maße die 
ZDF-Fernsehlotterie zugunsten der Aktion Sorgen- 
kind, die in der breiten Öffentlichkeit seit mehr als 
10 Jahren ein lebhaftes und erfreulicherweise sich 
steigerndes Echo gefunden hat. 

Der von der Aktion Sorgenkind gestellte Lotterie- 
antrag ist vorerst nur für die Monate September 
bis Dezember 1974 genehmigt. Eine Genehmigung 
für 1975 steht z. Z. noch aus, da von 2 Ländern mit 
Rücksicht auf die Klassenlotterien noch Bedenken 
geltend gemacht werden. 


Anlage 63 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr, Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulze- Vorberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 61): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Maßnahmen sie 
besdilossen hat oder unverzüglich ergreifen wird, um die vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Logemann bestätigten Gefah- 
ren für den fränkischen Bocksbeutel abzuwenden, über die 
ausführlich in der fränkisdien Presse unter den Schlagzeilen 
„portugiesischer Import bedroht den Bocksbeutel: Droht ein 
neuer , Bocksbeutel-Krieg' mit Portugal?" berichtet wurde? 

Der Artikel in der Kitzinger Zeitung Nr. 246 vom 
24. Oktober 1974, der sich mit dem Schutz der Bocks- 
beutel-Flasche für Frankenwein befaßt, geht davon 
aus, daß ein jährlicher Import von 44 Millionen in 
Bocksbeutel-Flaschen abgefüllten portugiesischen 
Weines beabsichtigt und möglich sei. Dies ist nach 
den von der Bundesregierung eingeholten Informa- 
tionen unzutreffend und beruht offenkundig auf 
einem Mißverständnis. Denn bei der von der Kit- 
zinger Zeitung genannten Menge von 44 Millionen 
Flaschen handelt es sich um die Gesamtproduktion 
des hier in Rede stehenden portugiesischen Rose- 
weines. Diese Menge verteilt sich aber beim Export 
auf über 70 Länder, wobei im Jahre 1973 auf die 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt 381 072 Fla- 
schen entfallen sind. Dies ist nicht, wie es in der 
Kitzinger Zeitung heißt, „mehr als die gesamte frän- 
kische Weinernte des letztjährigen Rekordjahres", 
sondern beträgt noch nicht einmal 1 Prozent. 

Selbst, wenn der deutschen Importfirma durch 
groß angelegte Werbung eine wesentliche Absatz- 
steigerung möglich sein sollte, ist dadurch nach Auf- 


(C) 

fassung der Bundesregierung eine Beeinträchtigung ' 
der fränkischen Weinwirtschaft nicht zu erwarten. 
Die Frage, ob der in bocksbeutelähnlichen Flaschen 
eingeführte portugiesische Rosewein aufgrund von 
§ 17 der Wein-Verordnung beanstandet werden 
muß, ist Gegenstand von Besprechungen mit den für 
den Vollzug des Weinrechtes zuständigen obersten 
Landesbehörden am 28. Februar 1973 und am 18. Ja- 
nuar 1974 im Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit gewesen. Dabei haben sich alle 
Bundesländer — mit Ausnahme Bayerns — gegen 
eine Beanstandung der Flaschenform ausgesprochen, 
sofern durch eine deutliche Kennzeichnung der por- 
tugiesischen Weine in der Aufmachung eine Ver- 
wechslung mit Frankenwein ausgeschlossen ist. Dies 
zu kontrollieren ist Sache der den Bundesländern 
obliegenden Lebensmittelüberwachung (Weinkon- 
trolle), wobei in Zweifelsfällen die letzte Entschei- 
dung den Gerichten Vorbehalten bleiben muß. 

Bei den Beratungen einer EG-Verordnung über 
die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und 
der Moste hat die Bundesregierung — gerade im 
Hinblick auf die Bodcsbeutel-Flasche — gegen den 
nachhaltigen Widerstand der anderen Delegationen 
die Aufnahme einer Ermächtigung durchsetzen kön- 
nen, bestimmte Behältnisse bestimmten Erzeugnis- 
sen vorzubehalten. Sie wird sich bei den Beratun- 
gen der hierzu notwendigen Durchführungsverord- 
nung wiederum mit Nachdruck für Vorschriften 
einsetzen, die den für die Frankenweine gerecht- 
fertigten Schutz der Bocksbeutel-Flasche sicher- 
stellen. 


Anlage 64 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Fragen B 63 und 64): 

Wann und auf welche Weise wird die Bundesregierung für 
Abhilfe sorgen, daß die Ortsdurchfahrt im Zuge der B 459 durch 
die Stadt Dietzenbach von der unerträglichen Belästigung für die 
Anwohner und der ärgerniserregenden Behinderung aller Ver- 
kehrsteilnehmer bald befreit wird? 

Wann ist mit dem Baubeginn und der Vollendung des soge- 
nannten Odenwaldzubringers zu rechnen, da dieser eine erheb- 
liche Entlastung, der zumindestens zu den Stoßzeiten des Berufs- 
und Ausflugsverkehrs bis an die Grenze der Aufnahmefähig- 
keit ausgelasteten Straßen nach und von Frankfurt in südöst- 
licher Richtung herbeiführen würde und eine Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in diesem Bereich bedeuten würde? 

Durch den vorgesehenen Bau des Odenwaldzu- 
bringers wird die Ortsdurchfahrt Dietzenbach im 
Zuge der B 459 wesentlich entlastet werden. Nach 
Abschluß des Verfahrens gemäß § 16 Bundesfern- 
straßengesetz zur Bestimmung der Linienführung, 
das z. Z. im Gange ist, müssen noch die Planung 
und die baurechtlichen Verfahren durchgeführt wer- 
den. Der Beginn der Bauarbeiten kann daher im 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht angegeben 
werden. 

Gleichzeitig ist zur zusätzlichen Entlastung von 
Dietzenbach die Verlängerung der Kreisquerverbin- 
dung Dutenhofen-Dietzenbach (B 459) über Diet- 
zenbach hinaus als Südumgehung bis zum Oden- 
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(A) waldzubringer vorgesehen. Der Zeitpunkt der Fer- 
tigstellung auch dieses Bauvorhabens läßt sich z. Z. i 
noch nicht angeben. ' 

Als Sofortmaßnahme zur vorübergehenden Ent- 
lastung der Ortsdurchfahrt Dietzenbach ist darüber j 
hinaus der Bau einer Zubringerstraße, die aus j 
Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes ! 
(GVFG) und des Landes gefördert wird, im Gange. ; 
Diese östliche Umgebung der Stadt wird bis zur ! 
Fertigstellung des Odenwaldzubringers einen Teil j 
des Durchgangsverkehrs der Ortsdurchfahrt aufzu- j 
nehmen haben. ! 


Anlage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 65): 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Mitteilung des 
Münchener Stadtentwicklungsreferenten, Professor Dr. Marx, 
wonach er bei einer Besprediung im Bundesverkehrsministerium 
am 19. September 1974 erfahren habe, daß die Deutsche Bun- 
desbahn im Bereich des geplanten Rangierbahnhofs München- 
Nord bereits Gleisanschlüsse vergeben habe, und sicht die 
Bundesregierung bejahendenfalls in einem solchen Vorgehen 
der Deutschen Bundesbahn nicht eine unzulässige Vorwegnahme 
der nunmehr fälligen Entscheidung des Bundesverkehrsministers? 

In der Besprechung im Bundesverkehrsministe- 
rium am 17. September 1974 mit den Herren Ober- 
bürgermeister Kronawitter und Stadtentwicklungs- 
(B) referent Prof. Dr. Marx ist nicht darüber gespro- 
chen worden, daß die Deutsche Bundesbahn im Be- 
reich des geplanten Rangierbahnhofs München-Nord 
bereits Gleisanschlüsse vergeben habe. Dies hat 
auch Prof. Dr. Marx persönlich gegenüber dem 
Bundesministerium für Verkehr bestätigt. Wie mir 
darüber hinaus die Deutsche Bundesbahn mitteilt, 
hat sie auch für die Zukunft keine derartigen Ab- 
sichten. 


Anlage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 66): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung das zwischen ihr, dem 
Freistaat Bayern und der Deutschen Bundesbahn bereits im 
Verhandlungswege festgelegte 2. Ausbauprogramni der Münche- 
ner S-Bahn nicht mehr fortführen will, und ist es richtig, daß die 
bayerische Staatsregierung mehrmals ihre Bereitschaft zur Kom- 
plementärfinanzierung dieses 2. Ausbauprogramms erklärt und 
dafür entsprechende Mittel zur Verfügung stellen will? 

Der erste Teil Ihrer Frage ist mit „Nein" zu be- 
antworten. Der Entwurf des Rahmenvertrags für die 
2. Ausbaustufe der S-Bahn München wird z. Z. 
noch geprüft. Mit einer Entscheidung ist in Kürze 
zu rechnen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Frei- 
staat Bayern für die Komplementärfinanzierung der 
Maßnahmen der 2. Ausbaustufe Mittel eingeplant 
hat. 


Anlage 67 ^ ^ 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Peiter (SPD) (Drucksache 
7/2720 Fragen B 67 und 68) : 

Wann ist nunmehr damit zu rechnen, daß die schienengloi- 
chen Bahnübergänge in der Gemeinde Filsen Rhein-Lahn-Kreis 
beseitigt werden? 

Wie ist der Stand der Überlegungen hinsichtlidi der Bundes- 
bahnstrecke Limburg — Bad Schwalbadi — Wiesbaden? 

Zu Frage B 67: 

Der Antrag auf Genehmigung der Kreuzungsver- 
einbarung liegt dem Bundesministerium für Verkehr 
seit dem 3. Oktober 1974 vor. Die Maßnahme ist 
bereits im Straßenbauplan ohne Bundesanteil für das 
Jahr 1975 enthalten. Die nachträgliche Aufnahme 
einer ersten Anforderung des Bundesanteils für das 
Jahr 1975 in Höhe von 350 000 DM, entsprechend 
den nunmehr vorliegenden Unterlagen, wird z. Z. 
zwischen den Ressorts abgestimmt. 

Nach Genehmigung der Vereinbarung, mit der in 
Kürze gerechnet werden kann, stehen einem Bau- 
beginn von seiten der Bundesregierung keine Hin- 
dernisse mehr entgegen. 

Zu Frage B 68; 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat sich zum Ziel 
gesetzt, ihr Leistungsangebot den Erfordernissen 
des Verkehrsmarktes anzupassen. Dazu gehört auch 
die Überprüfung der Strecken, deren Verkehrsauf- 
kommen schwach ist. Im Rahmen dieser Untersu- 
chungen wird von der DB — wie diese mir mit- 
teilt — auch die von Ihnen genannte Strecke über- 
prüft. Ob und inwieweit der Bundesminister für Ver- 
kehr mit der Angelegenheit im einzelnen befaßt 
wird, entscheidet sich nach Abschluß der noch lau- 
fenden Untersuchungen. 

Der Ablauf eines Stillegungsverfahrens gemäß 
Bundesbahngesetz ist kurz folgender: Zunächst gibt 
die DB der zuständigen obersten Landesverkehrs- 
behörde Gelegenheit zur Stellungnahme. Nach Ein- 
gang der Stellungnahme führt der Vorstand der DB 
eine Entscheidung des Verwaltungsrates der DB her- 
bei. Stimmt der Verwaltungsrat diesem Antrag zu, 
legt der Vorstand dem Bundesminister für Verkehr 
den Stillegungsantrag einschließlich der Stellung- 
nahme der obersten Landesverkehrsbehörde zur Ge- 
nehmigung vor. 


Anlage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 69): 

Was hat die Straßenbaubehörde veranlaßt, beim vierspurigen 
Ausbau der B 469 zwischen Stockstadt und Obernburg keine 
Streckentelefone bzw. keine Notrufeinrichtungen zu installieren 
und somit auf die Möglichkeit rasdrer Hilferufe bei Unfällen zu 
verzichten, obwohl auf dieser Strecke von 18,5 km eine beacht- 
liche Fahrzeugfrequenz zu verzeichnen ist und die nächsten Fern- 
sprechempfänger unverhältnismäßig weit entfernt sind? 
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Der autobahnartige Ausbau der B 469 ist noch im 1 
Gange. i 

i 

Sobald er abgeschlossen ist, werden Fernsprech- | 
kabel und Notrufsäulen installiert. | 


Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 70) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Fahrern 
von Kranken- oder Notarztwagen des Roten Kreuzes und gleich- 
gelagerter Organisationen dieselben Sonderredite im Straßen- 
verkehr einzuräumen wie der Feuerwehr, der Polizei, der Bun- 
deswehr, dem Grenzschutz und dem Katastrophenschutz? 

Die vom Bundesminister für Verkehr vorbereitete 
Zweite Verordnung zur Änderung der StVO sieht 
vor, in § 35 der Verordnung folgende Vorschrift auf- 
zunehmen: 

„Fahrzeuge des Rettungsdienstes sind von den Vor- 
schriften dieser Verordnung befreit, wenn höchste 
Eile geboten ist, um Menschenleben zu retten. Sie 
haben dabei blaues Blinklicht zusammen mit dem 
Einsatzhorn zu verwenden.'' 

Es ist damit zu rechnen, daß die StVO-Änderungs- 
verordnung Anfang 1975 dem Bundesrat mit der 
Bitte um Zustimmung zugeleitet wird. 


(B) Anlage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2720 Frage B 71): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die gefährliche 
Kreuzung an der Bundesstraße 266 in der Ortsdurchfahrt Bad 
Bodendorf/Kreis Ahrweiler zu entschärfen, damit tragische Un- 
fälle, wie sie sich bisher an dieser Kreuzung ereignet haben, in 
Zukunft vermieden werden? 

Zur Verhütung weiterer Unfälle, insbesondere zur 
Absicherung der Fußgänger und Schulkinder wurde 
im Jahre 1966 an der Kreuzung der B 266 mit der 
Gemeindestraße Bodendorf Ortsmitte-Kurviertel 
eine übergroße Druckampelanlage mit zusätzlichen 
Peitschenmasten über jeder Fahrspur aufgestellt und 
eine Geschwindigkeitsbeschränkung in diesem Be- 
reich der B 266 von 50 km/h angeordnet. 

Der Bundesminister für Verkehr wird das Mini- 
sterium für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Rheinland-Pfalz als oberste Verkehrspolizeibehörde 
um Prüfung bitten, ob und welche weiteren Siche- 
rungsmaßnahmen an dieser Kreuzung notwendig 
und möglich sind. 

Eine endgültige Beseitigung der Gefahrenstelle ist 
nur durch die geplante Verlegung der B 266 zu er- 
reichen. Im Planfeststellungsverfahren für diese Ver- 
legung hat die Gemeinde Sinzig, Ortsteil Bodendorf, 
gegen die Linienführung der neuen B 266 Einspruch 
erhoben, so daß die Baumaßnahme bisher nicht zur 
Ausführung kommen konnte. 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretär Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr.-Ing. Oetting (SPD) 
(Drucksache 7/2720 Frage 72): 

Stimmt die Bundesregierung mit mir darin überein, daß es 
für die öffentlichen Binnenhäfen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf die Dauer untragbar ist, alle Verladungsgeschäfte, auch 
unwirtschaftliche, annehmen zu müssen, während Werkshäfen 
lukrative Fremdverladungen tätigen und daß aus diesem Grund 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen angewiesen werden soll- 
ten, bei den Genehmigungsverfahren strenge Maßstäbe für die 
Fremdverladungsgeschäfte der Werkshäfen anzulegen? 

Die Bundesregierung kann diese Frage nicht be- 
antworten, denn hafenwirtschaftliche Fragen in 
bezug auf Binnenhäfen fallen ausschließlich in die 
Zuständigkeit der Länder. Die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen führen mangels einer rechtlichen 
Grundlage keine Genehmigungsverfahren für 
Fremdverladungsgeschäfte der Werkshäfen durch. 


Anlage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Fragen B 73 und 74) : 

Ist nach dem gegenwärtigen Stand der Planung unter Berück- 
sichtigung der vorgesehenen Finanzmittel mit dem Beginn des 
Ausbaus der Bundesstraße 30, Teilstück Umgehung von Ravens- 
burg, Weingarten und Baienfurt, noch innerhalb des Fünfjahres- 
plans 1976 bis 1980 zu rechnen, falls nein, welcher Zeitpunkt (D) 
kann dann für den Baubeginn angegeben werden? 

Bis zu welchem Zeitpunkt kann nach dem gegenwärtigen 
Stand der Planung unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Finanzmittel mit dem Beginn des Ausbaus der Bundesstraße 18 
zwischen Leutkirch — Tautenhofen und der baden-württember- 
gisch/bayerischen Landesgrenze gerechnet werden? 

Zu Frage B 73: 

Für die Verlegung der Bundesstraße 30 im Be- 
reich Ravensburg-Weingarten-Baienfurt liegt eine 
genehmigte Planung vor. In dem hierfür laufenden 
Planfeststellungsverfahren sind verschiedene Ein- 
sprüche zu behandeln, die u. a. zusätzliche Pla- 
nungsuntersuchungen erforderlich machen. Die Ein- 
sprüche konnten bislang nicht ausgeräumt werden, 
so daß der Abschluß des Verfahrens noch nicht 
abzusehen ist. Aus heutiger Sicht ist noch völlig 
offen, ob diese Maßnahme, die sich nach der mittel- 
fristigen Finanzplanung auf der Grundlage des 
Bundesverkehrswegeplanes ausrichtet, realisiert 
werden kann. 

Zu Frage B 74: 

Die für die Planung im Auftrag des Bundes zu- 
ständige Landesstraßenbauverwaltung ist zur Zeit 
dabei, unter möglichst weitgehender Verwendung 
der geplanten und bereits ausgebauten Bundes- 
straße 18 einen Entwurf für eine Autobahn im Be- 
reich Memmingen — Wangen aufzustellen. Durch- 
geführte Untersuchungen haben nämlich auf Grund 
von örtlichen Planungsschwierigkeiten für 2 neue 
Bundesfernstraßen, der eingetretenen Bedarfsent- 
wicklung und der absehbaren Finanzierungsmög- 
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(A) lichkeiten zu dem Ergebnis geführt, daß in diesem 
Raum auch in weiterer Zukunft eine neue 4spurige 
Autobahn und zusätzlich eine 2spurige Bundes- 
straße 18 (neu) nebeneinander nicht erforderlich 
und nicht realisierbar sind. Die Bauvorbereitungen 
(u. a. Planung, Planfeststellung, Grunderwerb) müs- 
sen erst sämtlich abgeschlossen sein, bevor über 
den möglichen Zeitpunkt des Baubeginns eine Aus- 
sage getroffen werden kann. 


Anlage 73 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Fragen B 75 und 76): 

Soll nach dem gegenwärtigen Stand der Planungen bei der 
vorgesehenen Verlegung der Bundesstraße 83 im Teichwiesen- 
gelände der Stadt Melsungen die künftige B 83 in diesem Bereich 
über einen noch aufzuschüttenden mehrere Meter hohen Damm 
geführt werden, oder ist eine Verlegung der vorgesehenen Trasse 
um etwa 8 m nach Osten beabsichtigt, wie es von den Anliegern 
gewünscht wird? 

Falls eine Verlegung der bisher vorgesehenen Trasse in dem 
von den Anliegern gewünschten Sinne nicht vorgenommen wird, 
frage ich, welche Gründe dafür angegeben werden? 

Der Entwurf für die vorgesehene Verlegung der 
B 83 im Teichwiesengelände der Stadt Melsungen 
soll in den nächsten Tagen bei dem zuständigen 
hessischen Straßenbauamt fertiggestellt werden. Ob 
und in welchem Umfang die von den Anliegern ge- 
(B) wünschte Verschiebung der Trasse möglich ist, wird 
von der Planungsbehörde noch geprüft. 


Anlage 74 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schwencke (SPD) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 77 und 78): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung des hessi- 
schen Wirtschaftsministers, am Rheinufer von Eltville, trotz des 
Widerspruchs aller Betroffenen, der Ratsversammlungen beider 
Orte, von zahlreichen Wissenschaftlern, Künstlern, Publizisten 
und Politikern aus dem In- und Ausland, eine mehrspurige 
Schnellstraße zu bauen? 

Welche Chancen sieht die Bundesregierung, durch ihre Unter- 
stützung doch noch die Alternative der Nordumgehung um Elt- 
ville zu realisieren, um damit ein unersetzliches landschaftliches 
und kulturelles Kleinod, wie es Eltville im europäischen Raum 
in seiner Einmaligkeit darstellt, vor der Zerstörung zu bewah- 
ren? 


Anlage 75 


(C) 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 79): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Intensivierung der fern- 
mündlichen Kontakte zwischen West- und Ost-Berlin mit Ost- 
Berlin eine Vereinbarung darüber herbeizuführen, daß die im 
Bereich der Deutschen Bundespost gebrauchstechnischen Hilfs- 
mittel, wie Koaxialkabel und Parabolspiegel auch im Telefon- 
verkehr zwischen West- und Ost-Berlin genutzt werden, und 
welche einzelnen Schritte hat die Bundesregierung mit welchen 
Erfolgen in dieser Richtung unternommen? 

Die Vereinbarung zwischen den beiden deutschen 
Postministerien vom 30. September 1971 bildet auch 
die Grundlage für die Verbesserungen im Fern- 
sprechverkehr zwischen den beiden Teilen Berlins, 
die von der Deutschen Bundespost stets angestrebt 
wurden. 

In die Überlegungen für die Lösungsmöglichkei- 
ten zur Einführung des vollautomatischen Fern- 
sprechdienstes wurden alle üblichen vermittlungs- 
und übertragungstechnischen Möglichkeiten, d. h. 
auch die von Ihnen genannten Nachrichtenmittel, ein- 
bezogen. Die Gespräche mit der Deutschen Post der 
DDR über die näheren technisch-betrieblichen Einzel- 
heiten sind noch nicht abgeschlossen. 


Anlage 76 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Wömer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Fragen B 80 und 81) : 


(D) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich in letzter Zeit Kla- 
gen von Rentenbeziehern mehren, deren Renten mit Verspätung 
auf ihren Bankkonten gebucht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Ursachen nachzugehen und 
für Abhilfe zu sorgen? 


Zu Frage B 80: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß sich 
in letzter Zeit Klagen von Rentenbeziehern wegen 
verspäteter Gutschrift ihrer Renten auf Bankkonten 
mehren. Die Gesamtbeträge werden von der Deut- 
schen Bundespost bereits 3 Arbeitstage vor dem Fäl- 
ligkeitstag auf den Konten der Geldinstitute gutge- 
schrieben. Erfahrungsgemäß ist dies mehr als aus- 
reichend, um die rechtzeitige Gutschrift der Renten- 
beträge durch die Geldinstitute auf den Konten der 
Bezieher zu gewährleisten. 


Nachdem in den über 15 Jahre andauernden Be- 
mühungen um die Linienführung der Umgehungs- 
straße Eltville alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
waren, die noch eine Grundlage für eine Entschei- 
dung zugunsten einer Nordumgehung hätten bieten 
können, blieb — nach Auffassung der Bundesregie- 
rung — für den Hessischen Minister für Wirtschaft 
und Technik allein die von ihm getroffene Entschei- 
dung übrig. 

Die Bundesregierung sieht z. Z. keine Chance, 
doch noch die Alternative der Nordumgehung zu 
realisieren. 


Zu Frage B 81 : 

Die Bundesregierung hat keine Kompetenz, auf 
die Geschäftspraxis der Geldinstitute einzuwirken. 


Anlage 77 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2720 Frage B 82) : 
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Wann und auf welcher Grundlage sind in der Bauwirtschaft bei 
einer Bauzeit von zwölf Monaten und mehr insbesondere im 
Hochbau Lohngleitklauseln zu vereinbaren und dies insbesondere 
dann, wenn in den Ausschreibungsunterlagen eine Lohngleitklau- 
sel nicht vorgesehen ist? 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat nach Ab- 
stimmung mit den beteiligten Bundes- und Länder- 
ressorts sowie nach Anhörung der Wirtschaftsver- 
bände „Grundsätze zur Anwendung von Preisvor- 
behalten bei öffentlichen Aufträgen" (Bekanntma- 
chung vom 4. Mai 1972, BAnz Nr. 88 vom 10. Mai 
1972) herausgegeben und den öffentlichen Auftrag- 
gebern empfohlen, bei der Vergabe von Bauleistun- 
gen und sonstigen Leistungen danach zu verfahren. 
Auf dieser Grundlage haben die Bauvergaberessorts 
des Bundes ihren Bauverwaltungen detaillierte Wei- 
sungen zur Vereinbarung von Preisvorbehalten er- 
teilt und ihre Vertragsbedingungen durch entspre- 
chende Mustervertragstexte ergänzt. Durch gegen- 
seitige Abstimmung zwischen den Bundesressorts 
einerseits und zwischen Bundes- und Landesressorts 
andererseits ist — nicht zuletzt im Interesse der Bau- 
wirtschaft — - erreicht worden, daß auf dem Gebiet 
der Preisvorbehalte seit einigen Jahren im wesent- 
lichen einheitlich verfahren wird. Die Regelungen 
für den Bereich der Hochbaumaßnahmen des Bundes 
sind im „Vergabehandbuch für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbauverwaltungen" — VHB — (MinBlFin 
1973 S. 746) enthalten. 

Nach den gegenwärtig gültigen Regelungen ist 
beim Abschluß von Bauverträgen der Vereinbarung 
von festen Preisen ohne Preisvorbehalte der Vorzug 
zu geben. Preisvorbehalte dürfen nur vereinbart 
werden, wenn wesentliche und nachhaltige Ände- 
rungen der Preisermittlungsgrundlagen während der 
Ausführungszeit zu erwarten sind und die Zeit- 
spanne von dem für die Angebotsabgabe festgesetz- 
ten Zeitpunkt bis zur vereinbarten Lieferung bzw. 
Fertigstellung mehr als 10 Monate, in Ausnahme- 
fällen mindestens 6 Monate beträgt. Solch ein Aus- 
nahmefall liegt vor, wenn das mit der Vereinbarung 
von Festpreisen verbundene Wagnis im Einzelfall 
besonders hoch ist. Die vertraglichen Vereinbarun- 
gen selbst dürfen sich nur auf Kostenfaktoren be- 
ziehen, die den Preis erheblich beeinflussen, sie 
müssen Bagatellfälle ausschließen und eine Selbst- 
beteiligung des Auftragnehmers vorsehen. Im Rah- 
men der Lohngleitklausel sieht die Bagatell- und 
Selbstbeteiligungsklausel vor, daß ermittelte Mehr- 
kosten nur erstattet werden, soweit sie 0,5 v. H. der 
Abrechnungssumme überschreiten. Im übrigen wer- 
den die Mehraufwendungen (Minderaufwendungen) 
auf Grund von Lohnänderungen derart ermittelt, daß 
der Bieter im Leistungsverzeichnis anzugeben hat, 
um welchen Änderungssatz sich die Vergütung für 
die noch nicht ausgeführten Leistungen bei Ände- 
rung des maßgebenden Lohns um 1 Pfg/Stunde er- 
höhen (vermindern) soll. Dieser Satz unterliegt dem 
Wettbewerb. 

Die Entscheidung darüber, ob Lohngleitklauseln 
(Stoffpreisgleitklauseln) vereinbart werden sollen, 
wird unter Berücksichtigung der oben dargelegten 
Grundsätze von den Bauverwaltungen bei Aufstel- 
lung der Verdingungsunterlagen getroffen, die den 
Bewerbern mit der „Aufforderung zur Angebots- 


abgabe" übergeben werden. Mit Erteilung des Zu- 
Schlags, also mit Vertragsabschluß, gelten sodann 
die in den Verdingungsunterlagen etwa vorgesehe- 
nen Gleitklauseln als vereinbart. Sind in den Ver- 
dingungsunterlagen keine Preisvorbehalte vorge- 
sehen, können die Bieter von sich aus im Rahmen 
von Nebenangeboten die Änderung der Vergütung 
bei Änderung von Löhnen und Stoffpreisen anbieten. 

Der Auftraggeber muß solche Nebenangebote, wenn 
er sie zugelassen hat, in die Wertung einbeziehen. 

Für die Zeit nach Vertragsabschluß gilt für die 
Vereinbarung von Preisvorbehalten folgendes: 

über eine Anpassung der Vergütung bei bestehen- 
den Verträgen ist in erster Linie nach den Grund- 
sätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage 
nach § 242 BGB zu entscheiden. Eine Anpassung setzt 
einen Antrag bei der auftragvergebenden Stelle vor- 
aus. In dem Antrag hat der Auftragnehmer den 
Nachweis über Grund und Höhe eines etwaigen An- 
passungsanspruchs zu führen. 

Ausnahmsweise kann im Einzelfall auch eine An- 
passung der Vergütung im Wege der Vertragsände- 
rung zum Nachteil des Bundes gemäß § 58 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) in 
Betracht kommen. Dies ist dann möglich, wenn dem 
Auftragnehmer ein Festhalten am Vertrag nach 
Lage des Einzelfalls unbillig benachteiligen würde, 
weil sich seine wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
Vertragserfüllung infolge ihm nicht zuzurechnender 
Umstände erheblich verschlechtern würden (vgl. 
Vorl. Verwaltungsvorschriften Nr. 1.4 zu § 58 BHO, 
MinBlFin 1973 S. 190). Für den Nachweis über die {D> 
erhebliche Verschlechterung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse seines Unternehmens kann der Auftrag- 
nehmer neben sonstigen Unterlagen z. B. eine Be- 
triebsprüfung anbieten. Der Antrag auf Änderung 
eines Vertrages nach § 58 BHO ist im Einzelfall dem 
als oberste technische Instanz zuständigen Bundes- 
minister zur Entscheidung vorzulegen, der in den 
hierfür vorgesehenen Fällen die Einwilligung des 
Bundesministers der Finanzen einholt. 

Anlage 78 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 83) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß beim Versand von Ge- 
schenkpaketen mit Kleidungsstücken in die DDR immer noch 
eine Desinfektionsbescheinigung des Gesundheitsamts beigefügt 
werden muß, und welche Maßnahmen gedenkt sie einzuleiton, 
um auf eine Aufhebung dieser Bestimmung hinzuwirken? 

Eine amtliche Desinfektionsbescheinigung für den 
Versand von gebrauchten Textilien und Schuhen 
wird von der DDR schon seit 1961 verlangt. Dieses 
Erfordernis ist auch bei der Neufassung der DDR- 
Vorschriften am 14. Juni 1973 leider nicht entfallen. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, welches Er- 
schwernis für den privaten Warenverkehr zwischen 
den beiden deutschen Staaten die Desinfektionsbe- 
scheinigung darstellt. Zahlreiche Briefe aus der Be- 
völkerung haben dies deutlich gemacht. Die Bundes- 
regierung ist deshalb bemüht, bei allen dafür in Be- 
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tradit kommenden Folgeverhandlungen mit der DDR 
auf die Abschaffung der Desinfektionsbescheinigung 
hinzuwirken. 


Für den Versand von gebrauchten Kleidungsstük- 
ken in Geschenkpaketen ist die Bundesregierung 
gleichfalls bemüht, den Wegfall der Desinfektions- 
bescheinigung zu erreichen. Entsprechende Verhand- 
lungen sind bereits geführt worden. Bei einem er- 
folgreichen Abschluß der Postverhandlungen mit der 
DDR dürfte auch dieses Problem eine befriedigende 
Regelung erfahren. 

Anlage 79 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr, Mertes (Gerolstein) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2720 Frage B 84): 


Auf welche Weise benützt das DDR-Regime im Ausland in- 
nerhalb des Gebiets der übrigen Mitgliedsländer des Warschauer 
Pakts, im Ausland außerhalb dieses Gebiets sowie in der Bun- 
desrepublik Deutschland den traditionellen Herkunfts- und 
Qualitätshinweis „Made in Germany" zur Kennzeichnung der in 
der DDR hergestellten Produkte, und hat sich seit der Ächtung 
des Deutschland-Begriffs im öffentlichen Recht des DDR-Regimes 
an dieser Praxis etwas geändert? 

Die DDR hat bereits durch die „Verordnung über 
die Kennzeichnung der Herkunft von Waren" vom 
7. Mai 1970 (Gesetzblatt der DDR Teil II Nr. 50 vom 
11. Juni 1970) die Kennzeichnung „Hergestellt in der 
Deutschen Demokratischen Republik" eingeführt. 
Diese Kennzeichnung — in der englischen Version 
„Made in GDR" — wird seit 1970 zunehmend ver- 
wandt. 

Im Ausland dürfte „Made in Germany" von der 
DDR kaum noch benutzt werden. Wenn westdeut- 
sche Unternehmen Erzeugnisse der DDR im Ausland 
vertreiben, wird die Kennzeichnung „Made in Ger- 
many" häufig noch verwandt. Die DDR entwickelt in 
dieser Beziehung aber keinerlei Initiative. 

Ähnliches gilt für den Verkauf von DDR-Erzeug- 
nissen in der Bundesrepublik Deutschland. Der 
Zwischenhandel ist aus absatzpsychologischen Grün- 
den in der Regel nicht daran interessiert, daß die 
Ware als DDR-Erzeugnis vom Kunden erkannt wird. 
In diesen Fällen wird häufig auf jede Herkunfts- 
bezeichnung verzichtet. 


Im Rahmen der Gesundheitsverhandlungen hat die 
DDR in einer Erklärung zum Verhandlungsprotokoll 
den Wegfall der Desinfektionsbescheinigung für ge- 
brauchte Kleidungsstücke, die als Geschenk im Rei- 
severkehr mitgeführt werden, bereits zugesagt Diese 
Erleichterung wird wirksam werden, sobald das Re- 
gierungsabkommen auf dem Gebiet des Gesund- 
heitswesens in Kraft tritt. 



